
V O L K S H A N D B U C H

1. Auflage

Sächsischer 
Landtag

TEIL 2

8. Wahlperiode 
2024–2029

Gesetze und  
andere Rechts- 

grundlagen





Sächsischer Landtag





Gesetze und andere Rechtsgrundlagen
Sächsischer Landtag

8. Wahlperiode 
2024–2029

1. Auflage 
Redaktionsschluss: 1. Mai 2025



IMPRESSUM

Herausgeber: 
Sächsischer Landtag
Verfassungsorgan des Freistaates Sachsen 
Stabsstelle Presse und Öffentlichkeitsarbeit, Protokoll, Besucherdienst
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067 Dresden

Telefon: 0351 493-50 
publikation@slt.sachsen.de 
www.landtag.sachsen.de

	 X: sax_lt 
	 Instagram: sachsen_landtag
	 Youtube: Sächsischer Landtag

Der Freistaat Sachsen wird in Angelegenheiten des Sächsischen Landtags  
durch den Präsidenten Alexander Dierks vertreten.

V. i. S. d. P.:
Ivo Klatte, Sächsischer Landtag, Anschrift s. o.

Redaktion:
Katja Ciesluk, Sächsischer Landtag, Anschrift s. o.

Fotos:
gettyimages/DigitalVision Vectors (MHJ)

Gestaltung, Satz:
machzwei – Gestaltung & Kommunikation, Dresden – www.machzwei.net

Druck:
Sächsischer Landtag, Anschrift s. o.

Redaktionsschluss:
1. Mai 2025

Diese Publikation wird vom Sächsischen Landtag im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit heraus-
gegeben. Sie ist kostenfrei erhältlich. Eine Verwendung für die eigene Öffentlichkeitsarbeit 
von Parteien, Fraktionen, Mandatsträgerinnen und -trägern oder zum Zwecke der Wahl
werbung ist – ebenso wie die entgeltliche Weitergabe – unzulässig.

HINWEIS: 
Die vorliegende Publikation ist ein Produkt der Öffentlichkeitsarbeit des Sächsischen Landtags 
und keine amtliche Bekanntmachung der Gesetze. Die rechtlich verbindliche und stets  
aktuelle Version der Gesetze finden Sie unter www.revosax.sachsen.de.

https://www.landtag.sachsen.de/de
http://www.machzwei.net


Inhalt

Verfassung des Freistaates Sachsen 	  7

Gesetz über die Rechtsverhältnisse der  
Mitglieder des Sächsischen Landtages  
(Abgeordnetengesetz) 	  45

Gesetz über die Wahlen zum Sächsischen Landtag  
(Sächsisches Wahlgesetz – SächsWahlG) 	  79

Gesetz über die Prüfung der Wahlen zum Sächsischen Landtag  
(Sächsisches Wahlprüfungsgesetz – SächsWprG) 	  119

Gesetz zur Rechtsstellung und Finanzierung der Fraktionen  
des Sächsischen Landtages  
(Fraktionsrechtsstellungsgesetz) 	  127

Gesetz über den Petitionsausschuß des Sächsischen Landtages  
(Sächsisches Petitionsausschußgesetz – SächsPetAG) 	  133

Gesetz über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungs- 
ausschüssen des Sächsischen Landtages  
(Untersuchungsausschußgesetz – UAusschG) 	  137

Gesetz über Volksantrag, Volksbegehren und Volksentscheid  
(VVVG) 	  147

Sächsisches Gesetz zur Integration und Teilhabe von Menschen  
mit Migrationshintergrund  
(Sächsisches Integrations- und Teilhabegesetz – SächsIntG) 	  173

Gesetz zur Regelung der Tätigkeit des Sächsischen Landesbeauftragten  
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes und der fortwährenden  
Aufarbeitung der SED-Diktatur, ihrer Entstehung, ihrer Auflösung und  
ihrer Nachwirkungen auf dem Gebiet des Freistaates Sachsen  
(Landesbeauftragtengesetz) 	  191

Gesetz über die Rechte der Sorben im Freistaat Sachsen  
(Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG)  
Zakoń wo prawach Serbow w Swobodnym staće Sakskej  
(Sakski serbski zakoń – SSZ) 	  199

Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags  
(GO) 8. Wahlperiode 	  211





Verfassung des Freistaates Sachsen

Verfassung des 
Freistaates Sachsen

77



Verfassung des Freistaates Sachsen
vom 27. Mai 1992, 
die durch das Gesetz vom 11. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 502) geändert worden ist

Der Sächsische Landtag hat als verfassungsgebende Landesversammlung am 
26. Mai 1992 die folgende Verfassung beschlossen:

Präambel

Anknüpfend an die Geschichte der Mark Meißen, 
des sächsischen Staates und des niederschlesischen Gebietes,

gestützt auf Traditionen der sächsischen Verfassungsgeschichte,

ausgehend von den leidvollen Erfahrungen nationalsozialistischer  
und kommunistischer Gewaltherrschaft,

eingedenk eigener Schuld an seiner Vergangenheit,

von dem Willen geleitet, der Gerechtigkeit, dem Frieden und 
der Bewahrung der Schöpfung zu dienen,

hat sich das Volk im Freistaat Sachsen 
dank der friedlichen Revolution des Oktober 1989 

diese Verfassung gegeben.
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Verfassung des Freistaates Sachsen

1. Abschnitt – Die Grundlagen des Staates 

Artikel 1 
Verfassungsgrundsätze
Der Freistaat Sachsen ist ein Land der Bundesrepublik Deutschland. Er ist ein 
demokratischer, dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der Kultur 
verpflichteter sozialer Rechtsstaat.

Artikel 2 
Hauptstadt, Landesfarben, Landeswappen
(1)	 �Die Hauptstadt des Freistaates ist Dresden. 
(2)	� Die Landesfarben sind Weiß und Grün. 
(3)	 �Das Landeswappen zeigt im neunmal von Schwarz und Gold geteilten Feld 

einen schrägrechten grünen Rautenkranz. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.
(4)	� Im Siedlungsgebiet der Sorben können neben den Landesfarben und dem 

Landeswappen Farben und Wappen der Sorben, im schlesischen Teil des 
Landes die Farben und das Wappen Niederschlesiens, gleichberechtigt ge-
führt werden. 

Artikel 3 
Ausübung und Teilung der Staatsgewalt
(1)	 �Alle Staatsgewalt geht vom Volk aus. Sie wird vom Volk in Wahlen und Ab-

stimmungen sowie durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollzie-
henden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

(2)	 �Die Gesetzgebung steht dem Landtag oder unmittelbar dem Volk zu. Die voll-
ziehende Gewalt liegt in der Hand von Staatsregierung und Verwaltung. Die 
Rechtsprechung wird durch unabhängige Richter ausgeübt.

(3)	 �Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende 
Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. 

Artikel 4 
Wahl- und Abstimmungsgrundsätze
(1)	 �Alle nach der Verfassung durch das Volk vorzunehmenden Wahlen und Ab-

stimmungen sind allgemein, unmittelbar, frei, gleich und geheim. 
(2)	� Wahl- und stimmberechtigt sind alle Bürger, die im Land wohnen oder sich dort 

gewöhnlich aufhalten und am Tag der Wahl oder Abstimmung das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. 

(3)	� Das Nähere bestimmen die Gesetze. Dabei kann das Wahl- und Stimmrecht 
von einer bestimmten Dauer des Aufenthaltes im Land und, wenn die Wahl- 
und Stimmberechtigten mehrere Wohnungen innehaben, auch davon ab-
hängig gemacht werden, dass ihre Hauptwohnung im Land liegt.
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Artikel 5 
Staatsvolk, Minderheiten
(1)	� Dem Volk des Freistaates Sachsen gehören Bürger deutscher, sorbischer und 

anderer Volkszugehörigkeit an. Das Land erkennt das Recht auf die Heimat an.
(2)	 �Das Land gewährleistet und schützt das Recht nationaler und ethnischer 

Minderheiten deutscher Staatsangehörigkeit auf Bewahrung ihrer Identität 
sowie auf Pflege ihrer Sprache, Religion, Kultur und Überlieferung. 

(3)	� Das Land achtet die Interessen ausländischer Minderheiten, deren Angehö-
rige sich rechtmäßig im Land aufhalten. 

Artikel 6 
Sorben
(1)	� Die im Land lebenden Bürger sorbischer Volkszugehörigkeit sind gleichberech-

tigter Teil des Staatsvolkes. Das Land gewährleistet und schützt das Recht 
auf Bewahrung ihrer Identität sowie auf Pflege und Entwicklung ihrer ange-
stammten Sprache, Kultur und Überlieferung, insbesondere durch Schulen, 
vorschulische und kulturelle Einrichtungen.

(2)	� In der Landes- und Kommunalplanung sind die Lebensbedürfnisse des sorbi-
schen Volkes zu berücksichtigen. Der deutsch-sorbische Charakter des Sied-
lungsgebietes der sorbischen Volksgruppe ist zu erhalten.

(3)	� Die landesübergreifende Zusammenarbeit der Sorben, insbesondere in der 
Ober- und Niederlausitz, liegt im Interesse des Landes. 

Artikel 7 
Menschenwürdiges Dasein als Staatsziel
(1)	� Das Land erkennt das Recht eines jeden Menschen auf ein menschenwürdiges 

Dasein, insbesondere auf Arbeit, auf angemessenen Wohnraum, auf ange-
messenen Lebensunterhalt, auf soziale Sicherung und auf Bildung, als Staats-
ziel an. 

(2)	 �Das Land bekennt sich zur Verpflichtung der Gemeinschaft, alte und behin-
derte Menschen zu unterstützen und auf die Gleichwertigkeit ihrer Lebens-
bedingungen hinzuwirken. 

Artikel 8 
Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern
Die Förderung der rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist Aufgabe des Landes. 

Artikel 9 
Kinder- und Jugendschutz
(1)	 �Das Land erkennt das Recht eines jeden Kindes auf eine gesunde seelische, 

geistige und körperliche Entwicklung an. 
(2)	� Die Jugend ist vor sittlicher, geistiger und körperlicher Gefährdung besonders 

zu schützen. 
(3)	� Das Land fördert den vorbeugenden Gesundheitsschutz für Kinder und Jugend-

liche sowie Einrichtungen zu ihrer Betreuung. 
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Verfassung des Freistaates Sachsen

Artikel 10 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen
(1)	� Der Schutz der Umwelt als Lebensgrundlage ist, auch in Verantwortung für 

kommende Generationen, Pflicht des Landes und Verpflichtung aller im 
Land. Das Land hat insbesondere den Boden, die Luft und das Wasser, Tiere 
und Pflanzen sowie die Landschaft als Ganzes einschließlich ihrer gewach-
senen Siedlungsräume zu schützen. Es hat auf den sparsamen Gebrauch und 
die Rückgewinnung von Rohstoffen und die sparsame Nutzung von Energie 
und Wasser hinzuwirken.

(2)	� Anerkannte Naturschutzverbände haben das Recht, nach Maßgabe der Ge-
setze an umweltbedeutsamen Verwaltungsverfahren mitzuwirken. Ihnen ist 
Klagebefugnis in Umweltbelangen einzuräumen; das Nähere bestimmt ein 
Gesetz.

(3)	 �Das Land erkennt das Recht auf Genuss der Naturschönheiten und Erholung 
in der freien Natur an, soweit dem nicht die Ziele nach Absatz 1 entgegenste-
hen. Der Allgemeinheit ist in diesem Rahmen der Zugang zu Bergen, Wäldern, 
Feldern, Seen und Flüssen zu ermöglichen.

Artikel 11 
Förderung von Kultur, Kunst, Wissenschaft und Sport
(1)	� Das Land fördert das kulturelle, das künstlerische und wissenschaftliche 

Schaffen, die sportliche Betätigung sowie den Austausch auf diesen Gebieten. 
(2)	 �Die Teilnahme an der Kultur in ihrer Vielfalt und am Sport ist dem gesamten 

Volk zu ermöglichen. Zu diesem Zweck werden öffentlich zugängliche Museen, 
Bibliotheken, Archive, Gedenkstätten, Theater, Sportstätten, musikalische 
und weitere kulturelle Einrichtungen sowie allgemein zugängliche Universi-
täten, Hochschulen, Schulen und andere Bildungseinrichtungen unterhalten.

(3)	� Denkmale und andere Kulturgüter stehen unter dem Schutz und der Pflege 
des Landes. Für ihr Verbleiben in Sachsen setzt sich das Land ein.

Artikel 12 
Grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit
Das Land strebt grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit an, die auf den 
Ausbau nachbarschaftlicher Beziehungen, auf das Zusammenwachsen Europas 
und auf eine friedliche Entwicklung in der Welt gerichtet ist. 

Artikel 13 
Pflicht zum Anstreben der Staatsziele
Das Land hat die Pflicht, nach seinen Kräften die in dieser Verfassung niederge-
legten Staatsziele anzustreben und sein Handeln danach auszurichten. 
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2. Abschnitt – Die Grundrechte 

Artikel 14 
Menschenwürde
(1)	� Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 

Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.
(2)	� Die Unantastbarkeit der Würde des Menschen ist Quelle aller Grundrechte. 

Artikel 15 
Allgemeine Handlungsfreiheit
Jeder Mensch hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er 
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder das Sittengesetz verstößt. 

Artikel 16 
Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, Freiheit der Person
(1)	 �Jeder Mensch hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die 

Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines 
Gesetzes eingegriffen werden.

(2)	� Niemand darf grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe und ohne seine freiwillige und ausdrückliche Zustimmung wissen-
schaftlichen oder anderen Experimenten unterworfen werden. 

Artikel 17 
Rechtsgarantien bei Freiheitsentziehung
(1)	 �Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes und 

nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden. 
Die betroffene Person muß unverzüglich über die Gründe der Freiheits
beschränkung unterrichtet werden.

(2)	� Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der 
Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhen-
den Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Entscheidung her-
beizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvollkommenheit niemanden 
länger als bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen in eigenem Gewahr-
sam halten. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.

(3)	� Jede wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig festgenom-
mene Person ist spätestens am Tag nach der Festnahme dem Richter vorzu-
führen, der ihr die Gründe der Festnahme mitzuteilen, sie zu vernehmen und 
ihr Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der Richter hat unverzüglich 
entweder einen mit Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen 
oder die Freilassung anzuordnen.

(4)	 �Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fortdauer  
einer Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine Vertrauensperson oder ein 
Familienmitglied der festgehaltenen Person zu benachrichtigen. 
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Verfassung des Freistaates Sachsen

Artikel 18 
Gleichheitsgrundsatz
(1)	 �Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
(2)	 �Frauen und Männer sind gleichberechtigt. 
(3)	� Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, 

seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiö-
sen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 

Artikel 19 
Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit
(1)	 �Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und 

weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 
(2)	 �Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

Artikel 20 
Meinungs-, Presse- und Rundfunkfreiheit
(1)	� Jede Person hat das Recht, ihre Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 

und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 
zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

(2)	 �Unbeschadet des Rechtes, Rundfunk in privater Trägerschaft zu betreiben, 
werden Bestand und Entwicklung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ge-
währleistet. 

(3)	 �Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Ge-
setze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Jugend und in dem 
Recht der persönlichen Ehre. 

Artikel 21 
Kunst- und Wissenschaftsfreiheit
Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre 
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Artikel 22 
Schutz von Ehe und Familie
(1)	� Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz des Landes. 
(2)	� Wer in häuslicher Gemeinschaft Kinder erzieht oder für Hilfsbedürftige sorgt, 

verdient Förderung und Entlastung. 
(3)	 �Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 

zuerst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht das Land.
(4)	� Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund 

eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsbe-
rechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahr-
losen drohen. 

(5)	 �Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.
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Artikel 23 
Versammlungsfreiheit
(1)	 �Alle haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne 

Waffen zu versammeln. 
(2)	� Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder 

auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden. 

Artikel 24 
Vereinigungsfreiheit
(1)	 �Alle Bürger haben das Recht, Vereinigungen zu bilden. 
(2)	 �Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwider-

laufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten. 

Artikel 25 
Koalitionsfreiheit
Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
Vereinigungen zu bilden, ist für jede Person und für alle Berufe gewährleistet. 
Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig; 
hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig.

Artikel 26 
Mitbestimmung in Betrieben und Dienststellen
In Betrieben, Dienststellen und Einrichtungen des Landes sind Vertretungsorgane 
der Beschäftigten zu bilden. Diese haben nach Maßgabe der Gesetze das Recht 
auf Mitbestimmung.

Artikel 27 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis
(1)	 �Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unver-

letzlich. 
(2)	 �Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. 

Dient die Beschränkung dem Schutz der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines  
Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass sie dem Betroffenen nicht mit-
geteilt wird und dass an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch 
von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt. Für diesen Fall 
ist vorzusehen, dass die Beschränkungsmaßnahmen dem Betroffenen nach 
ihrem Abschluss mitzuteilen sind, wenn eine Gefährdung des Zweckes der 
Beschränkung ausgeschlossen werden kann.

Artikel 28 
Berufsfreiheit
(1)	 �Beruf und Arbeitsplatz können frei gewählt werden, soweit Bundesrecht nicht 

entgegensteht. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes geregelt werden.

(2)	 �Erwerbsmäßige Kinderarbeit ist grundsätzlich verboten. 
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Verfassung des Freistaates Sachsen

(3)	� Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im  
Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen 
Dienstleistungspflicht. 

Artikel 29 
Ausbildungs- und Bildungsfreiheit
(1)	 �Alle Bürger haben das Recht, die Ausbildungsstätte frei zu wählen. 
(2)	� Alle Bürger haben das Recht auf gleichen Zugang zu den öffentlichen Bildungs-

einrichtungen. 

Artikel 30 
Unverletzlichkeit der Wohnung
(1)	� Die Wohnung ist unverletzlich. 
(2)	� Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzug auch 

durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und 
nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden. 

(3)	� Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer ge-
meinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund 
eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur  
Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutz gefährdeter Jugendlicher 
vorgenommen werden. 

Artikel 31 
Eigentum und Erbrecht
(1)	 �Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken 

werden durch die Gesetze bestimmt.
(2)	 �Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohl der Allgemein-

heit dienen, insbesondere die natürlichen Lebensgrundlagen schonen.

Artikel 32 
Enteignung, Überführung in Gemeinwirtschaft
(1)	 �Eine Enteignung ist nur zum Wohl der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur 

durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt.

(2)	 �Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zweck 
der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädi-
gung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft 
überführt werden. 

(3)	� Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemein-
heit und der Beteiligten zu bestimmen. 
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Artikel 33 
Recht auf Datenschutz
Jeder Mensch hat das Recht, über die Erhebung, Verwendung und Weitergabe 
seiner personenbezogenen Daten selbst zu bestimmen. Sie dürfen ohne freiwil-
lige und ausdrückliche Zustimmung der berechtigten Person nicht erhoben,  
gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden. In dieses Recht darf nur 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 34 
Auskunft über Umweltdaten
Jede Person hat das Recht auf Auskunft über die Daten, welche die natürliche 
Umwelt in ihrem Lebensraum betreffen, soweit sie durch das Land erhoben oder 
gespeichert worden sind und soweit nicht Bundesrecht, rechtlich geschützte In-
teressen Dritter oder überwiegende Belange der Allgemeinheit entgegenstehen.
 
Artikel 35 
Petitionsrecht
Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schrift-
lich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volks
vertretung zu wenden. Es besteht Anspruch auf begründeten Bescheid in ange-
messener Frist.

Artikel 36 
Grundrechtsbindung der staatlichen Gewalt
Die in dieser Verfassung niedergelegten Grundrechte binden Gesetzgebung, voll-
ziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

Artikel 37 
Einschränkung von Grundrechten
(1)	 �Soweit nach dieser Verfassung ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund 

eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und 
nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen.

(2)	 �In keinem Fall darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden. 
(3)	 �Die Grundrechte gelten auch für juristische Personen mit Sitz innerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese an-
wendbar sind. 

Artikel 38 
Rechtsweggarantie
Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm 
der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist 
der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 27 Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt.
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3. Abschnitt – Der Landtag 

Artikel 39 
Aufgabe, Freies Mandat
(1)	� Der Landtag ist die gewählte Vertretung des Volkes. 
(2)	� Der Landtag übt die gesetzgebende Gewalt aus, überwacht die Ausübung 

der vollziehenden Gewalt nach Maßgabe dieser Verfassung und ist Stätte der 
politischen Willensbildung. 

(3)	 �Die Abgeordneten vertreten das ganze Volk. Sie sind nur ihrem Gewissen unter-
worfen und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden.

Artikel 40 
Parlamentarische Opposition
Das Recht auf Bildung und Ausübung parlamentarischer Opposition ist wesent-
lich für die freiheitliche Demokratie. Die Regierung nicht tragende Teile des Land-
tages haben das Recht auf Chancengleichheit in Parlament und Öffentlichkeit.

Artikel 41 
Wahlsystem, Wählbarkeit
(1)	� Der Landtag besteht in der Regel aus 120 Abgeordneten. Sie werden nach 

einem Verfahren gewählt, das die Persönlichkeitswahl mit den Grundsätzen 
der Verhältniswahl verbindet.

(2)	 �Wählbar sind alle Wahlberechtigten. Die Wählbarkeit kann von einer bestimm-
ten Dauer des Aufenthaltes im Land abhängig gemacht werden.

(3)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 42 
Kandidatur, Ansprüche der Abgeordneten
(1)	 �Wer sich um einen Sitz im Landtag bewirbt, hat Anspruch auf den zur Vorbe-

reitung seiner Wahl erforderlichen Urlaub. 
(2)	 �Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu übernehmen 

und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus einem Dienst- oder  
Arbeitsverhältnis aus diesem Grund ist unzulässig.

(3)	� Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene, ihre Unabhängig-
keit sichernde Entschädigung. Sie haben innerhalb des Landes das Recht 
der kostenfreien Benutzung aller staatlichen Verkehrsmittel.

(4)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 43 
Erwerb und Verlust des Mandats
(1)	� Wer zum Abgeordneten gewählt ist, erwirbt sein Mandat mit der Annahme 

der Wahl, die rechtliche Stellung eines Mitgliedes des Landtages jedoch 
nicht vor Zusammentritt des neuen Landtages. Die Annahme der Wahl kann 
abgelehnt werden.
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(2)	� Abgeordnete können jederzeit auf ihr Mandat verzichten. Der Verzicht ist 
dem Präsidenten des Landtages schriftlich zu erklären. Die Erklärung ist un-
widerruflich.

(3)	 �Verlieren Abgeordnete die Wählbarkeit, so erlischt ihr Mandat. 

Artikel 44 
Wahlperiode, Zusammentritt, Einberufung
(1)	� Der Landtag wird auf fünf Jahre gewählt. Seine Wahlperiode endet mit dem 

Zusammentritt eines neuen Landtages. Dies gilt auch für den Fall der Auflö-
sung des Landtages.

(2)	 �Die Neuwahl muß vor Ablauf der Wahlperiode, im Fall der Auflösung des 
Landtages binnen sechzig Tagen stattfinden. 

(3)	 �Der Landtag tritt spätestens am dreißigsten Tag nach der Neuwahl zusammen. 
Die erste Sitzung wird vom Alterspräsidenten einberufen und bis zur Wahl 
des Landtagspräsidenten geleitet.

(4)	� Der Landtag bestimmt den Schluß und den Wiederbeginn seiner Sitzungen. 
Der Präsident kann den Landtag früher einberufen. Er ist dazu verpflichtet, 
wenn ein Viertel der Mitglieder des Landtages oder die Staatsregierung es 
verlangt.

Artikel 45 
Wahlprüfung
(1)	 �Die Wahlprüfung ist Sache des Landtages. Er entscheidet auch, ob ein Mitglied 

sein Mandat verloren hat.
(2)	 �Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof 

zulässig. 
(3)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 46 
Geschäftsordnung, Fraktionen
(1)	 �Der Landtag gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(2)	� In der Geschäftsordnung sind Regelungen für den Zusammenschluß der Abge-

ordneten zu Fraktionen zu treffen. 
(3)	� Die Rechte fraktionsloser Abgeordneter dürfen nicht beschränkt werden. 
(4)	� Die Änderung der Geschäftsordnung bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der 

anwesenden Abgeordneten. 

Artikel 47 
Präsident
(1)	 �Der Landtag wählt seinen Präsidenten und dessen Stellvertreter, die zusammen 

mit weiteren Mitgliedern das Präsidium bilden, und die Schriftführer. 
(2)	 �Der Präsident leitet die Verhandlungen nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 
(3)	 �Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Gebäude des 

Landtages aus. Ohne seine Zustimmung darf in den Räumen des Landtages 
keine Durchsuchung oder Beschlagnahme stattfinden.

(4)	� Der Präsident verwaltet die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Landtages 
nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes. Er vertritt den Freistaat im Rahmen 
der Verwaltung des Landtages. Ihm steht die Einstellung und Entlassung der 
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Angestellten und Arbeiter sowie im Benehmen mit dem Präsidium die Ernen-
nung und Entlassung der Beamten des Landtages zu. Der Präsident ist oberste 
Dienstbehörde für die Beamten, Angestellten und Arbeiter des Landtages.

Artikel 48 
Verhandlungen, Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung
(1)	 �Die Verhandlungen des Landtages sind öffentlich. Die Öffentlichkeit kann 

ausgeschlossen werden, wenn der Landtag es auf Antrag von zwölf Abgeord-
neten oder eines Mitgliedes der Staatsregierung mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Abgeordneten beschließt. Über den Antrag wird in 
nichtöffentlicher Sitzung entschieden.

(2)	 �Der Landtag ist beschlußfähig, wenn nicht auf Antrag eines seiner Mitglieder, 
der nur bis zum Beginn einer Abstimmung zulässig ist, vom Präsidenten fest-
gestellt wird, dass weniger als die Hälfte der Abgeordneten anwesend sind. 

(3)	� Der Landtag beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern 
diese Verfassung nichts anderes bestimmt. Für die vom Landtag vorzuneh-
menden Wahlen kann die Geschäftsordnung Ausnahmen zulassen.

(4)	 �Für wahrheitsgetreue Berichte über die öffentlichen Sitzungen des Landtages 
und seiner Ausschüsse darf niemand zur Verantwortung gezogen werden. 

Artikel 49 
Anwesenheit der Staatsregierung
(1)	 �Der Landtag und seine Ausschüsse können die Anwesenheit eines jeden Mit-

gliedes der Staatsregierung verlangen. 
(2)	� Die Mitglieder der Staatsregierung und ihre Beauftragten haben zu den Sit-

zungen des Landtages und seiner Ausschüsse Zutritt und müssen jederzeit 
gehört werden. Sie unterstehen der Ordnungsgewalt des Präsidenten und 
der Vorsitzenden der Ausschüsse.

(3)	 �Zu nichtöffentlichen Sitzungen der Untersuchungsausschüsse, die nicht der 
Beweiserhebung dienen, haben die Mitglieder der Staatsregierung und ihre 
Beauftragten nur Zutritt, wenn sie geladen sind. Sie können gehört werden. 
In jedem Fall gibt der Untersuchungsausschuß der Staatsregierung Gelegen-
heit, zu den Ergebnissen der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen. Weitere 
Beschränkungen des Zutrittsrechtes der Mitglieder und Beauftragten der 
Staatsregierung zu den Sitzungen der Untersuchungsausschüsse können 
durch Gesetz bestimmt werden.

Artikel 50 
Informationspflicht der Staatsregierung
Die Staatsregierung ist verpflichtet, über ihre Tätigkeit den Landtag insoweit zu 
informieren, als dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. 

Artikel 51 
Frage- und Auskunftsrecht der Abgeordneten
(1)	� Fragen einzelner Abgeordneter oder parlamentarische Anfragen haben die 

Staatsregierung oder ihre Mitglieder im Landtag und in seinen Ausschüssen 
nach bestem Wissen unverzüglich und vollständig zu beantworten. Die gleiche 
Verpflichtung trifft die Beauftragten der Staatsregierung in den Ausschüssen.
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(2)	 �Die Staatsregierung kann die Beantwortung von Fragen ablehnen, wenn diese 
den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung berühren oder einer Beant-
wortung gesetzliche Regelungen, Rechte Dritter oder überwiegende Belange 
des Geheimschutzes entgegenstehen. 

(3)	� Das Nähere regelt die Geschäftsordnung des Landtages. 

Artikel 52 
Ausschüsse
(1)	 �Der Landtag bildet ständige Ausschüsse. Die Geschäftsordnung bestimmt 

Aufgaben, Zusammensetzung und Arbeitsweise.
(2)	 �Der Landtag kann auf Antrag von zwölf Abgeordneten oder einer Fraktion die 

Bildung zeitweiliger Ausschüsse beschließen. Gegenstand und Ziel des jewei-
ligen Ausschusses sind im Beschluss festzulegen.

(3)	 �Die Ausschüsse können öffentlich tagen. 

Artikel 53 
Petitionsausschuss
(1)	� Der Landtag bestellt einen Petitionsausschuß zur Behandlung der an ihn ge-

richteten Bitten und Beschwerden. 
(2)	 �Nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Landtages können Bitten und  

Beschwerden auch einem anderen Ausschuss überwiesen werden. 
(3)	� Die Befugnisse des Petitionsausschusses, insbesondere das Zutrittsrecht zu 

den öffentlichen Einrichtungen und das Recht auf Aktenvorlage, werden durch 
Gesetz geregelt. 

Artikel 54 
Untersuchungsausschüsse
(1)	� Der Landtag hat das Recht und auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder 

die Pflicht, Untersuchungsausschüsse einzusetzen. Der Gegenstand der Unter-
suchung ist im Beschluss festzulegen. Der in einem Minderheitsantrag be-
zeichnete Untersuchungsgegenstand darf gegen den Willen der Antragsteller 
nicht verändert werden.

(2)	� Die Ausschüsse erheben in öffentlicher Verhandlung die Beweise, die sie 
oder die Antragsteller für erforderlich halten. Die Öffentlichkeit ist auszu-
schließen, wenn zwei Drittel der anwesenden Mitglieder des Ausschusses 
dies verlangen.

(3)	 �Beweise sind zu erheben, wenn sie von einem Fünftel der Mitglieder des Aus-
schusses beantragt werden. 

(4)	� Auf Verlangen eines Fünftels der Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
ist die Staatsregierung verpflichtet, Akten vorzulegen und ihren Bediensteten 
Aussagegenehmigung zu erteilen, soweit nicht der Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung berührt wird oder gesetzliche Regelungen, Rechte Dritter 
oder überwiegende Belange des Geheimschutzes entgegenstehen. 

(5)	 �Gerichte und Verwaltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe ver
pflichtet. 

(6)	 �Das Nähere über die Einsetzung, die Befugnisse und das Verfahren der Unter-
suchungsausschüsse wird durch Gesetz geregelt. Das Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnis bleibt unberührt.
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(7)	� Die Beschlüsse und Ergebnisse der Untersuchungsausschüsse unterliegen 
nicht der gerichtlichen Nachprüfung. Die Gerichte sind jedoch frei in der  
Würdigung und Beurteilung des Sachverhaltes, der der Untersuchung zu-
grunde liegt.

Artikel 55 
Idemnität und Immunität der Abgeordneten
(1)	� Abgeordnete dürfen zu keiner Zeit wegen ihrer Abstimmung oder wegen einer 

Äußerung, die sie im Landtag oder sonst in Ausübung ihres Mandates getan 
haben, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder anderweitig außerhalb des 
Landtages zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für verleumde-
rische Beleidigungen.

(2)	 �Abgeordnete dürfen nur mit Einwilligung des Landtages wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen, festgenommen, fest-
gehalten oder verhaftet werden, es sei denn, dass sie bei Begehung einer 
strafbaren Handlung oder im Lauf des folgenden Tages festgenommen werden. 
Die Einwilligung des Landtages ist auch bei jeder anderen Beschränkung der 
persönlichen Freiheit von Abgeordneten erforderlich.

(3)	� Jedes Strafverfahren gegen Abgeordnete und jede Haft oder sonstige Be-
schränkung ihrer persönlichen Freiheit ist auf Verlangen des Landtages für die 
Dauer der Wahlperiode oder einen kürzer begrenzten Zeitraum auszusetzen. 

Artikel 56 
Zeugnisverweigerungsrecht der Abgeordneten
(1)	 �Die Abgeordneten können über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als 

Abgeordnete oder denen sie als Abgeordnete Tatsachen anvertraut haben, 
sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis verweigern. 

(2)	 �Personen, deren Mitarbeit Abgeordnete in Ausübung ihres Mandates in An-
spruch nehmen, können das Zeugnis über die Wahrnehmungen verweigern, 
die sie anläßlich dieser Mitarbeit gemacht haben. 

(3)	 �Soweit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, sind die Durchsuchung und 
die Beschlagnahme von Schriftstücken und anderen Informationsträgern un-
zulässig. 

Artikel 57 
Datenschutzbeauftragter
Zur Wahrung des Rechtes auf Datenschutz und zur Unterstützung bei der Aus-
übung der parlamentarischen Kontrolle wird beim Landtag ein Datenschutz
beauftragter berufen. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.

Artikel 58 
Auflösung des Landtages
Der Landtag kann sich auf Beschluss von zwei Dritteln seiner Mitglieder selbst 
auflösen. 
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4. Abschnitt – Die Staatsregierung 

Artikel 59 
Stellung und Aufgabe, Zusammensetzung, Geschäftsbereiche
(1)	 �Die Staatsregierung steht an der Spitze der vollziehenden Gewalt. Ihr obliegt 

die Leitung und Verwaltung des Landes. Sie hat nach Maßgabe der Verfas-
sung Anteil an der Gesetzgebung.

(2)	� Die Staatsregierung besteht aus dem Ministerpräsidenten und den Staats
ministern. Als weitere Mitglieder der Staatsregierung können Staatssekretäre 
ernannt werden.

(3)	 �Die Staatsregierung beschließt über die Geschäftsbereiche ihrer Mitglieder. 
Der Ministerpräsident kann einen Geschäftsbereich selbst übernehmen.

Artikel 60 
Bildung der Staatsregierung
(1)	 �Der Ministerpräsident wird vom Landtag mit der Mehrheit seiner Mitglieder 

ohne Aussprache in geheimer Abstimmung gewählt. 
(2)	 �Kommt eine Wahl nach Absatz 1 nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem 

weiteren Wahlgang die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. 
(3)	� Wird der Ministerpräsident nicht innerhalb von vier Monaten nach dem Zu-

sammentritt des neugewählten Landtages oder nach der sonstigen Erledigung 
des Amtes des Ministerpräsidenten gewählt, so ist der Landtag aufgelöst. 

(4)	 �Der Ministerpräsident beruft und entläßt die Staatsminister und Staatssekre-
täre. Er bestellt seinen Stellvertreter.

Artikel 61 
Amtseid
Die Mitglieder der Staatsregierung leisten beim Amtsantritt den Amtseid vor dem 
Landtag. Er lautet: „Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohl des Volkes wid-
men, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, Verfassung und Recht 
wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit 
gegenüber allen üben werde.“ Der Eid kann auch mit der Beteuerung „So wahr 
mir Gott helfe“ geleistet werden.

Artikel 62 
Rechtsstellung der Mitglieder der Staatsregierung, Unvereinbarkeiten
(1)	 �Das Amtsverhältnis der Mitglieder der Staatsregierung, insbesondere die Be-

soldung und Versorgung, ist durch Gesetz zu regeln. 
(2)	 �Die Mitglieder der Staatsregierung dürfen kein anderes besoldetes Amt, kei-

nen Beruf und kein Gewerbe ausüben. Sie dürfen nicht dem Aufsichtsrat 
oder dem Vorstand einer privaten Erwerbsgesellschaft angehören. Eine Aus-
nahme besteht für Gesellschaften, bei denen der überwiegende Einfluß des 
Staates sichergestellt ist. Die Staatsregierung gibt dem Landtag jede Über-
nahme einer Funktion gemäß Satz 3 bekannt. Weitere Ausnahmen kann die 
Staatsregierung mit Zustimmung des Landtages zulassen.
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Artikel 63 
Richtlinienkompetenz, Ressorthoheit
(1)	 �Der Ministerpräsident bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die 

Verantwortung. 
(2)	 �Innerhalb der Richtlinien der Politik leitet jeder Staatsminister seinen Ge-

schäftsbereich selbständig unter eigener Verantwortung. 

Artikel 64 
Zuständigkeiten, Geschäftsordnung
(1)	 �Die Staatsregierung beschließt insbesondere über Gesetzesvorlagen, über 

die Stimmabgabe des Freistaates im Bundesrat, über Angelegenheiten, in 
denen die Verfassung oder ein Gesetz dies vorschreibt, über Meinungs
verschiedenheiten, die den Geschäftskreis mehrerer Staatsministerien be-
rühren, und über Fragen von grundsätzlicher oder weittragender Bedeutung. 

(2)	 �Die Staatsregierung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 65 
Vertretung des Landes, Abschluss von Staatsverträgen
(1)	 �Der Ministerpräsident vertritt das Land nach außen. 
(2)	� Der Abschluss von Staatsverträgen bedarf der Zustimmung der Staatsregierung 

und des Landtages. 

Artikel 66 
Ernennungsrecht
Der Ministerpräsident ernennt und entläßt die Richter und Beamten des Freistaates. 
Dieses Recht kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes auf andere Staats-
behörden übertragen werden.

Artikel 67 
Begnadigungsrecht
(1)	� Der Ministerpräsident übt das Begnadigungsrecht aus. Er kann dieses Recht, 

soweit es sich nicht um schwere Fälle handelt, mit Zustimmung der Staats
regierung auf andere Staatsbehörden übertragen.

(2)	� Ein allgemeiner Straferlaß und eine allgemeine Niederschlagung anhängiger 
Strafverfahren können nur durch Gesetz ausgesprochen werden. 

Artikel 68 
Rücktritt, Beendigung der Amtszeit, Geschäftsführende Regierung
(1)	� Die Staatsregierung und jedes ihrer Mitglieder können jederzeit ihren Rücktritt 

erklären. 
(2)	 �Das Amt des Ministerpräsidenten und der übrigen Mitglieder der Staats

regierung endet mit dem Zusammentritt eines neuen Landtages, das Amt 
eines Staatsministers und eines Staatssekretärs auch mit jeder anderen  
Erledigung des Amtes des Ministerpräsidenten. 

(3)	 �Im Fall des Rücktrittes oder einer sonstigen Beendigung des Amtes haben 
die Mitglieder der Staatsregierung bis zur Amtsübernahme der Nachfolger 
die Amtsgeschäfte weiterzuführen. 
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Artikel 69 
Konstruktives Misstrauensvotum
(1)	 �Der Landtag kann dem Ministerpräsidenten das Vertrauen nur dadurch entzie-

hen, dass er mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt. 
(2)	 �Zwischen dem Antrag auf Abberufung und der Wahl müssen mindestens drei 

Tage liegen. 
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5. Abschnitt – Die Gesetzgebung 

Artikel 70 
Gesetzesinitiative, Beschluss der Gesetze
(1)	 �Gesetzesvorlagen werden von der Staatsregierung, aus der Mitte des Land

tages oder vom Volk durch Volksantrag eingebracht. 
(2)	 �Die Gesetze werden vom Landtag oder unmittelbar vom Volk durch Volksent-

scheid beschlossen. 

Artikel 71 
Volksantrag
(1)	� Alle im Land Stimmberechtigten haben das Recht, einen Volksantrag in Gang 

zu setzen. Er muß von mindestens 40 000 Stimmberechtigten durch ihre Unter-
schrift unterstützt sein. Ihm muß ein mit Begründung versehener Gesetzent-
wurf zugrunde liegen.

(2)	 �Der Volksantrag ist beim Landtagspräsidenten einzureichen. Er entscheidet 
nach Einholen der Stellungnahme der Staatsregierung unverzüglich über die 
Zulässigkeit. Hält er den Volksantrag für verfassungswidrig, entscheidet auf 
seinen Antrag der Verfassungsgerichtshof. Der Volksantrag darf bis zu einer 
gegenteiligen Entscheidung nicht als unzulässig behandelt werden.

(3)	� Der Landtagspräsident veröffentlicht den zulässigen Volksantrag mit Begrün-
dung. 

(4)	 �Der Landtag gibt den Antragstellern Gelegenheit zur Anhörung. 

Artikel 72 
Volksbegehren, Volksentscheid
(1)	 �Stimmt der Landtag dem unveränderten Volksantrag nicht binnen sechs Mo-

naten zu, können die Antragsteller ein Volksbegehren mit dem Ziel in Gang 
setzen, einen Volksentscheid über den Antrag herbeizuführen. Dem Volksbe-
gehren kann von den Antragstellern ein gegenüber dem Volksantrag veränder-
ter Gesetzentwurf zugrunde gelegt werden. In diesem Falle findet Artikel 71 
Absatz 2 entsprechende Anwendung.

(2)	 �Ein Volksentscheid findet statt, wenn mindestens 450 000, jedoch nicht 
mehr als 15 vom Hundert, der Stimmberechtigten das Volksbegehren durch 
ihre Unterschrift unterstützen. Für die Unterstützung müssen mindestens 
sechs Monate zur Verfügung stehen. Der Landtag kann zum Volksentscheid 
einen eigenen Gesetzentwurf beifügen.

(3)	 �Zwischen einem erfolgreich abgeschlossenen Volksbegehren und dem 
Volksentscheid muß eine Frist von mindestens drei und höchstens sechs 
Monaten liegen, die der öffentlichen Information und Diskussion über den 
Gegenstand des Volksentscheides dient. Diese Frist kann nur mit Einver-
ständnis der Antragsteller unter- oder überschritten werden.

(4)	 �Bei dem Volksentscheid wird mit Ja oder Nein gestimmt. Es entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen.
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Artikel 73 
Unzulässigkeit von Volksantrag, -begehren und -entscheid, Wiederholung
(1)	 �Über Abgaben-, Besoldungs- und Haushaltsgesetze finden Volksantrag, 

Volksbegehren und Volksentscheid nicht statt. 
(2)	� Ein durch Volksentscheid abgelehnter Volksantrag kann frühestens nach  

Ablauf der Wahlperiode des Landtages erneut in Gang gesetzt werden. 
(3)	 �Das Nähere über Volksantrag, Volksbegehren und Volksentscheid bestimmt 

ein Gesetz, in dem auch der Anspruch auf Erstattung der notwendigen  
Kosten für die Organisation des Volksbegehrens und eines angemessenen 
Abstimmungskampfes geregelt wird. 

Artikel 74 
Verfassungsänderung
(1)	� Die Verfassung kann nur durch Gesetz geändert werden, das den Wortlaut 

der Verfassung ausdrücklich ändert oder ergänzt. Die Änderung darf den 
Grundsätzen der Artikel 1, 3, 14 und 36 dieser Verfassung nicht widerspre-
chen. Die Entscheidung, ob ein Änderungsantrag zulässig ist, trifft auf Antrag 
der Staatsregierung oder eines Viertels der Mitglieder des Landtages der  
Verfassungsgerichtshof.

(2)	 �Ein verfassungsänderndes Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Landtages. 

(3)	 �Die Verfassung kann durch Volksentscheid geändert werden, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder des Landtages dies beantragt. Sie kann ferner durch 
einen Volksentscheid gemäß Artikel 72 geändert werden. Das verfassungs-
ändernde Gesetz ist beschlossen, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten 
zustimmt.

Artikel 75 
Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschriften
(1)	 �Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen kann nur durch Gesetz 

erteilt werden. Dabei müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Er-
mächtigung bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Verordnung 
anzugeben.

(2)	 �Die zur Ausführung der Gesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungs
vorschriften werden von der Staatsregierung erlassen, soweit die Gesetze 
nichts anderes bestimmen. 

Artikel 76 
Ausfertigung, Verkündung, Inkrafttreten von Rechtsnormen
(1)	 �Die verfassungsmäßig beschlossenen Gesetze werden vom Landtagspräsi-

denten nach Gegenzeichnung des Ministerpräsidenten und des zuständigen 
Staatsministers ausgefertigt und vom Ministerpräsidenten binnen Monatsfrist 
im Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen verkündet. Wenn 
der Landtag die Dringlichkeit beschließt, müssen sie unverzüglich ausgefer-
tigt und verkündet werden.
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(2)	� Rechtsverordnungen werden von der Stelle, die sie erläßt, solche der Staats-
regierung vom Ministerpräsidenten und den zuständigen Staatsministern, 
ausgefertigt und, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, im Gesetz- 
und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen verkündet. 

(3)	� Gesetze und Rechtsverordnungen sollen den Tag bestimmen, an dem sie in 
Kraft treten. Fehlt eine solche Bestimmung, so treten sie mit dem vierzehnten 
Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Gesetz- und Verordnungsblatt 
ausgegeben worden ist.
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6. Abschnitt – Die Rechtsprechung 

Artikel 77 
Gerichte, Richterliche Unabhängigkeit, Ehrenamtliche Richter
(1)	� Die Rechtsprechung wird im Namen des Volkes durch den Verfassungs

gerichtshof und die Gerichte ausgeübt, die gemäß den Gesetzen des Bundes 
und des Freistaates errichtet sind. 

(2)	 �Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. 
(3)	� An der Rechtsprechung wirken Frauen und Männer aus dem Volk nach Maß-

gabe der Gesetze mit. 

Artikel 78 
Gesetzlich bestimmter Richter, Rechtliches Gehör
(1)	 �Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahme

gerichte sind unzulässig.
(2)	 �Vor Gericht hat jede Person Anspruch auf rechtliches Gehör. 
(3)	� Jede Person hat Anspruch auf ein gerechtes, zügiges und öffentliches Verfahren 

und das Recht auf Verteidigung. Die Öffentlichkeit darf nur nach Maßgabe 
des Gesetzes ausgeschlossen werden.

Artikel 79 
Rechtsstellung der Richter
(1)	� Die hauptamtlich und planmäßig endgültig angestellten Richter können gegen 

ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus Gründen und 
unter den Formen, die die Gesetze bestimmen, vor Ablauf ihrer Amtszeit ent-
lassen oder dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an eine an-
dere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden. Durch Gesetz können 
Altersgrenzen festgesetzt werden, bei deren Erreichung auf Lebenszeit ange-
stellte Richter in den Ruhestand treten. Bei Veränderung der Einrichtung der 
Gerichte oder ihrer Bezirke können Richter an ein anderes Gericht versetzt 
oder aus dem Amt entfernt werden, jedoch nur unter Belassung des vollen 
Gehaltes.

(2)	 �Die Ernennung, der Amtseid und die Rechtsstellung der Richter werden im 
übrigen durch Gesetz geregelt. 

(3)	� Durch Gesetz kann bestimmt werden, dass bei der Ernennung und Anstellung 
der Richter ein Richterwahlausschuß mitwirkt. 

Artikel 80 
Richteranklage
(1)	 �Wenn ein Richter im Amt oder außerhalb des Amtes gegen die verfassungs-

mäßige Ordnung des Bundes oder des Freistaates verstößt, so kann auf  
Antrag des Landtages das Bundesverfassungsgericht anordnen, dass der 
Richter in ein anderes Amt oder in den Ruhestand zu versetzen ist. Im Fall 
eines vorsätzlichen Verstoßes kann auf Entlassung erkannt werden.
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(2)	� Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß mindestens von einem Drittel der 
Mitglieder des Landtages gestellt werden. Der Beschluss auf Erhebung der 
Anklage erfordert bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mit
glieder des Landtages eine Zweidrittelmehrheit, die jedoch mehr als die Hälfte 
der Mitglieder betragen muß.

Artikel 81 
Zuständigkeit und Zusammensetzung des Verfassungsgerichtshofes
(1)	 �Der Verfassungsgerichtshof entscheidet 
	 1.	� über die Auslegung dieser Verfassung aus Anlaß von Streitigkeiten über 

den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten Staatsorganes oder 
anderer Beteiligter, die durch die Verfassung oder in der Geschäftsord-
nung des Landtages oder der Staatsregierung mit eigener Zuständigkeit 
ausgestattet sind, auf Antrag des obersten Staatsorganes oder anderer 
Beteiligter, 

	 2.	 �bei Zweifeln oder Meinungsverschiedenheiten über die Vereinbarkeit von 
Landesrecht mit dieser Verfassung auf Antrag eines Viertels der Mitglieder 
des Landtages oder auf Antrag der Staatsregierung, 

	 3.	� über die Vereinbarkeit eines Landesgesetzes mit dieser Verfassung, 
nachdem ein Gericht das Verfahren gemäß Artikel 100 Absatz 1 des Grund-
gesetzes ausgesetzt hat, 

	 4.	 �über Verfassungsbeschwerden, die von jeder Person erhoben werden 
können, die sich durch die öffentliche Gewalt in einem ihrer in dieser 
Verfassung niedergelegten Grundrechte (Artikel 4, 14 bis 38, 41, 78, 91, 
102, 105 und 107) verletzt fühlt, 

	 5.	� in den weiteren in dieser Verfassung ihm zugewiesenen Angelegenheiten, 
	 6.	� in den ihm durch Gesetz zugewiesenen Angelegenheiten. 
(2)	� Der Verfassungsgerichtshof besteht aus fünf Berufsrichtern und vier anderen 

Mitgliedern. 
(3)	� Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes werden vom Landtag mit zwei 

Dritteln seiner Mitglieder auf die Dauer von neun Jahren gewählt. Den Vorsitz 
führt einer der Berufsrichter. Die Mitglieder dürfen weder dem Bundestag, 
dem Bundesrat, der Bundesregierung noch entsprechenden Organen eines 
Landes angehören.

(4)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. Es kann auch vorsehen, dass Wahlen zum 
Verfassungsgerichtshof im Abstand von drei Jahren stattfinden und dass die 
Amtszeit der bei der ersten Wahl zum Verfassungsgerichtshof zu bestellenden 
Mitglieder sowie der bei vorzeitigem Ausscheiden eines Richters nachge-
wählten Mitglieder abweichend von Absatz 3 geregelt wird.
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7. Abschnitt – Die Verwaltung 

Artikel 82 
Träger der Verwaltung
(1)	� Die Verwaltung wird durch die Staatsregierung, die ihr unterstellten Behörden 

und durch die Träger der Selbstverwaltung ausgeübt. Sie ist dem Wohl der 
Allgemeinheit verpflichtet und dient dem Menschen.

(2)	 �Träger der Selbstverwaltung sind die Gemeinden, die Landkreise und andere 
Gemeindeverbände. Ihnen ist das Recht gewährleistet, ihre Angelegenheiten 
im Rahmen der Gesetze unter eigener Verantwortung zu regeln.

(3)	� Andere öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sind 
nach Maßgabe der Gesetze Träger der Selbstverwaltung. 

Artikel 83 
Verwaltungsorganisation
(1)	� Aufbau, räumliche Gliederung und Zuständigkeiten der Landesverwaltung 

werden durch Gesetz geregelt. Aufgaben, die von den nachgeordneten Ver-
waltungsbehörden zuverlässig und zweckmäßig erfüllt werden können, sind 
diesen zuzuweisen.

(2)	 �Die Einrichtung der staatlichen Behörden im einzelnen obliegt der Staats
regierung. Sie kann Staatsminister hierzu ermächtigen.

(3)	� Der Freistaat unterhält keinen Geheimdienst mit polizeilichen Befugnissen. 
Der Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel unterliegt einer Nachprüfung durch 
von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane, sofern dieser Ein-
satz nicht der richterlichen Kontrolle unterlegen hat. Das Nähere bestimmt 
das Gesetz.

Artikel 84 
Kommunale Selbstverwaltung
(1)	� Die Gemeinden sind in ihrem Gebiet die Träger der öffentlichen Aufgaben, 

soweit nicht bestimmte Aufgaben im öffentlichen Interesse durch Gesetz an-
deren Stellen übertragen sind. Die Gemeindeverbände haben innerhalb ihrer 
Zuständigkeit die gleiche Stellung.

(2)	� Bevor durch Gesetz oder Rechtsverordnung allgemeine Fragen geregelt wer-
den, welche die Gemeinden und Gemeindeverbände berühren, sind diese 
oder ihre Zusammenschlüsse rechtzeitig zu hören. 

Artikel 85 
Übertragung von Aufgaben, Mehrbelastungsausgleich
(1)	� Den kommunalen Trägern der Selbstverwaltung kann durch Gesetz die Erledi-

gung bestimmter Aufgaben übertragen werden. Sie sollen ihnen übertragen 
werden, wenn sie von ihnen zuverlässig und zweckmäßig erfüllt werden  
können. Dabei sind Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen.

(2)	� Führt die Übertragung der Aufgaben zu einer Mehrbelastung der kommunalen 
Träger der Selbstverwaltung, so ist ein entsprechender finanzieller Ausgleich 
zu schaffen. Dies gilt auch, wenn freiwillige Aufgaben in Pflichtaufgaben um-
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gewandelt werden oder wenn der Freistaat Sachsen durch ein Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes nachträglich eine finanzielle Mehrbelastung bei der 
Erledigung übertragener oder bestehender Aufgaben unmittelbar verursacht.

(3)	 �Bei Übertragung öffentlicher Aufgaben kann sich der Freistaat ein Weisungs-
recht nach näherer gesetzlicher Vorschrift vorbehalten. 

Artikel 86 
Vertretung der Selbstverwaltungskörperschaften
(1)	 �In den Gemeinden und Landkreisen muß das Volk eine gewählte Vertretung 

haben. In kleinen Gemeinden kann an die Stelle einer gewählten Vertretung 
die Gemeindeversammlung treten.

(2)	� In den Gemeinden wirken die Einwohner an der Selbstverwaltung mit, insbe-
sondere durch Übernahme von Ehrenämtern. 

(3)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 87 
Finanzierung, Finanzausgleich
(1)	 �Der Freistaat sorgt dafür, dass die kommunalen Träger der Selbstverwaltung 

ihre Aufgaben erfüllen können. 
(2)	 �Die Gemeinden und Landkreise haben das Recht, eigene Steuern und andere 

Abgaben nach Maßgabe der Gesetze zu erheben. 
(3)	 �Die Gemeinden und Landkreise werden unter Berücksichtigung der Aufgaben 

des Freistaates im Rahmen übergemeindlichen Finanzausgleiches an dessen 
Steuereinnahmen beteiligt. 

(4)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 88 
Gebietsänderungen von Selbstverwaltungskörperschaften
(1)	 �Das Gebiet von Gemeinden und Landkreisen kann aus Gründen des Wohles 

der Allgemeinheit geändert werden. 
(2)	� Das Gemeindegebiet kann durch Vereinbarung der beteiligten Gemeinden 

mit staatlicher Genehmigung, durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
geändert werden. Die Auflösung von Gemeinden gegen deren Willen bedarf 
eines Gesetzes. Vor einer Gebietsänderung muß die Bevölkerung der unmittel-
bar betroffenen Gebiete gehört werden.

(3)	 �Das Gebiet von Landkreisen kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
geändert werden. Die Auflösung von Landkreisen bedarf eines Gesetzes.

(4)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 89 
Kommunalaufsicht
(1)	� Der Freistaat überwacht die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung der Gemeinden, 

der Landkreise und der anderen Gemeindeverbände. 
(2)	 �Durch Gesetz kann bestimmt werden, dass die Übernahme von Schuldver-

pflichtungen und Gewährschaften sowie die Veräußerung von Vermögen von 
der Zustimmung der mit der Überwachung betrauten Behörde abhängig ge-
macht und dass diese Zustimmung unter dem Gesichtspunkt einer geordneten 
Wirtschaftsführung erteilt oder versagt werden kann. 
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Artikel 90 
Kommunale Verfassungsbeschwerde
Die kommunalen Träger der Selbstverwaltung können den Verfassungsgerichts-
hof mit der Behauptung anrufen, dass ein Gesetz die Bestimmungen des Artikels 82 
Absatz 2 oder der Artikel 84 bis 89 verletze. 

Artikel 91 
Öffentlicher Dienst, Zugang zum öffentlichen Amt
(1)	 �Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Aufgabe in der 

Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen. 

(2)	� Alle Bürger haben nach ihrer Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt. 

Artikel 92 
Amtsausübung, Amtseid der Beamten
(1)	 �Die Bediensteten des Freistaates und der Träger der Selbstverwaltung sind 

Diener des ganzen Volkes, nicht einer Partei oder sonstigen Gruppe, und haben 
ihr Amt und ihre Aufgaben unparteiisch und ohne Ansehen der Person nur 
nach sachlichen Gesichtspunkten auszuüben. 

(2)	� Jeder Beamte leistet folgenden Amtseid: „Ich schwöre, dass ich mein Amt 
nach bestem Wissen und Können führen, Verfassung und Recht achten und 
verteidigen und Gerechtigkeit gegenüber allen üben werde.“ Der Eid kann 
auch mit der Beteuerung „So wahr mir Gott helfe“ geleistet werden. 
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8. Abschnitt – Das Finanzwesen 

Artikel 93 
Haushaltsplan, Haushaltsgesetz
(1)	 �Alle Einnahmen und Ausgaben des Freistaates sind in den Haushaltsplan 

einzustellen; bei Staatsbetrieben und bei Sondervermögen brauchen nur die 
Zuführungen oder Ablieferungen eingestellt zu werden. Der Haushaltsplan 
ist in Einnahme und Ausgabe auszugleichen.

(2)	 �Der Haushaltsplan wird für ein Rechnungsjahr oder mehrere Rechnungsjahre, 
nach Jahren getrennt, durch das Haushaltsgesetz festgestellt. Die Feststellung 
soll vor Beginn des Rechnungsjahres, bei mehreren Rechnungsjahren vor  
Beginn des ersten Rechnungsjahres, erfolgen.

(3)	� In das Haushaltsgesetz dürfen nur Vorschriften aufgenommen werden, die sich 
auf die Einnahmen und die Ausgaben des Freistaates und auf den Zeitraum 
beziehen, für den das Haushaltsgesetz beschlossen wird. Das Haushalts
gesetz kann vorschreiben, dass die Vorschriften erst mit der Verkündung des 
nächsten Haushaltsgesetzes oder bei Ermächtigungen nach Artikel 95 zu 
einem späteren Zeitpunkt außer Kraft treten.

(4)	 �Die Schulden sind in einer Anlage des Haushaltsplanes nachzuweisen. 

Artikel 94 
Bedeutung und Wirkung des Haushaltsplanes
(1)	 �Der Haushaltsplan dient der Feststellung und Deckung des Finanzbedarfes, 

der zur Erfüllung der Aufgaben des Freistaates im Zeitraum, für den der Haus-
haltsplan aufgestellt ist, voraussichtlich notwendig ist. Der Haushaltsplan 
ist die Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung.

(2)	 �Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes ist den Erfordernissen 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes, den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit sowie des sozialen Ausgleichs Rechnung zu tragen. 

(3)	 �Der Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, Ausgaben zu leisten und Ver-
pflichtungen einzugehen. 

(4)	� Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder Verbindlichkeiten weder 
begründet noch aufgehoben. 

Artikel 95 
Kreditaufnahme, Übernahme von Gewährschaften
(1)	 �Die Aufnahme von Krediten sowie jede Übernahme von Bürgschaften, Garan-

tien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Jahren 
führen können, bedürfen einer Ermächtigung durch Gesetz. 

(2)	� Der Haushaltsplan ist grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszu-
gleichen. Das Verbot der Kreditaufnahme gilt ebenso für rechtlich unselbst-
ständige Sondervermögen des Freistaates Sachsen. Am 31. Dezember 2010 
bestehende Kreditermächtigungen, soweit sie noch nicht zurückgeführt sind, 
bleiben unberührt.

(3)	� Vom Verbot der Kreditaufnahme bleiben die Rechte der kommunalen Träger 
der Selbstverwaltung nach Artikel 85 und Artikel 87 unberührt. 
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(4)	 �Bei einer von den durchschnittlichen Steuereinnahmen der vorangegange-
nen vier Jahre (Normallage) um mindestens drei vom Hundert abweichenden 
konjunkturellen Entwicklung kann von Absatz 2 abgewichen werden. Die  
Kreditaufnahme ist begrenzt, um die Steuermindereinnahmen auf bis zu 99 
vom Hundert der durchschnittlichen Steuereinnahmen der vorangegangenen 
vier Jahre zu verstärken. Eine Verstärkung über 99 vom Hundert ist unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 6 möglich. Steuermehreinnahmen sind zur 
Tilgung der Kredite nach diesem Absatz zu verwenden.

(5)	 �Bei Naturkatastrophen oder in außergewöhnlichen Notsituationen, die sich 
der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich 
beeinträchtigen, kann von Absatz 2 abgewichen werden. Die Abweichung ist 
mit einem Tilgungsplan zu verbinden.

(6)	� Die Feststellung der Ausnahmen obliegt dem Landtag. Er entscheidet im Falle 
von Absatz 4 mit der Mehrheit seiner Mitglieder und im Falle von Absatz 5 
oder im Falle des Absatzes 4 bei einer Verstärkung auf mehr als 99 vom Hun-
dert mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. In diesen Ausnahme-
fällen hat eine Tilgung der Kredite spätestens innerhalb von acht Jahren zu 
erfolgen.

(7)	 �Der Freistaat Sachsen hält eine auskömmliche Vorsorge für künftig entste-
hende Ansprüche der künftigen Versorgungsempfänger des Freistaates 
Sachsen auf Versorgung und Beihilfe nach Eintritt des Versorgungsfalles vor. 
Diese Mittel sind vom allgemeinen Staatshaushalt getrennt auszuweisen 
und zweckgebunden zu verwenden. Bei der Entnahme der Mittel ist das  
Verhältnis zwischen der Höhe der angesparten Mittel und der Höhe der be-
stehenden Versorgungs- und Beihilfeverpflichtungen zu berücksichtigen.

(8)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz.

Artikel 96 
Über- und außerplanmäßige Ausgaben
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungen bedürfen der Zu-
stimmung des Staatsministers der Finanzen. Sie darf nur im Fall eines unvorher-
gesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden. Die Genehmigung des 
Landtages ist nachträglich einzuholen. Näheres kann durch Gesetz bestimmt 
werden.

Artikel 97 
Ausgabenerhöhungen und Einnahmeminderungen
(1)	 �Beschlüsse des Landtages, welche die im Haushaltsplan festgesetzten Aus-

gaben erhöhen oder neue Ausgaben mit sich bringen, bedürfen der Zustim-
mung der Staatsregierung. Das gleiche gilt für Beschlüsse des Landtages, 
die Einnahmeminderungen mit sich bringen. Die Deckung muß gesichert sein.

(2)	 �Die Staatsregierung kann verlangen, dass der Landtag die Beschlußfassung 
nach Absatz 1 aussetzt. In diesem Fall hat die Staatsregierung innerhalb von 
sechs Wochen dem Landtag eine Stellungnahme zuzuleiten.
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Artikel 98 
Vorläufige Haushaltsführung
(1)	 �Ist bis zum Schluß eines Jahres weder der Haushaltsplan für das folgende 

Jahr festgestellt worden noch ein Nothaushaltsgesetz ergangen, so kann bis 
zur gesetzlichen Regelung die Staatsregierung diejenigen Ausgaben leisten, 
die nötig sind, um 

	 1.	� gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetzlich be-
schlossene Maßnahmen durchzuführen, 

	 2.	 �die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Freistaates zu erfüllen, 
	 3.	� Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder Bei-

hilfen für diese Zwecke weiter zu gewähren, sofern durch den Haushalts-
plan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden sind. 

(2)	� Soweit die auf besonderem Gesetz beruhenden Einnahmen aus Steuern,  
Abgaben und sonstigen Quellen oder die Betriebsmittelrücklage die in  
Absatz 1 genannten Ausgaben nicht decken, kann die Staatsregierung den 
für eine geordnete Haushaltsführung erforderlichen Kredit beschaffen.  
Dieser darf ein Viertel der Endsumme des letzten Haushaltsplanes nicht 
übersteigen.

Artikel 99 
Rechnungslegung
Der Staatsminister der Finanzen hat dem Landtag über alle Einnahmen und Aus-
gaben sowie über die Veränderung des Vermögens und der Schulden des Frei-
staates zur Entlastung der Staatsregierung jährlich Rechnung zu legen. 

Artikel 100 
Rechnungsprüfung, Rechnungshof
(1)	 �Die Rechnung sowie die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung des 

Landes werden durch den Rechnungshof geprüft. Er ist eine unabhängige 
Staatsbehörde.

(2)	� Mitglieder sind der Präsident, der Vizepräsident und die Leiter der Prüfungs-
abteilungen. Sie besitzen die gleiche Unabhängigkeit wie die Richter.

(3)	� Der Präsident des Rechnungshofes wird vom Landtag auf Vorschlag des  
Ministerpräsidenten mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Der Vizepräsident wird vom Ministerpräsidenten auf Vor-
schlag des Präsidenten des Rechnungshofes mit Zustimmung des Landtages 
ernannt.

(4)	� Der Rechnungshof berichtet jährlich unmittelbar dem Landtag und unterrichtet 
gleichzeitig die Staatsregierung. 

(5)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 
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9. Abschnitt – Das Bildungswesen 

Artikel 101 
Grundsätze der Erziehung und Bildung
(1)	� Die Jugend ist zur Ehrfurcht vor allem Lebendigen, zur Nächstenliebe, zum 

Frieden und zur Erhaltung der Umwelt, zur Heimatliebe, zu sittlichem und 
politischem Verantwortungsbewußtsein, zu Gerechtigkeit und zur Achtung vor 
der Überzeugung des anderen, zu beruflichem Können, zu sozialem Handeln 
und zu freiheitlicher demokratischer Haltung zu erziehen. 

(2)	� Das natürliche Recht der Eltern, Erziehung und Bildung ihrer Kinder zu be-
stimmen, bildet die Grundlage des Erziehungs- und Schulwesens. Es ist ins-
besondere bei dem Zugang zu den verschiedenen Schularten zu achten.

Artikel 102 
Schulwesen, Lernmittelfreiheit
(1)	 �Das Land gewährleistet das Recht auf Schulbildung. Es besteht allgemeine 

Schulpflicht.
(2)	 �Für die Bildung der Jugend sorgen Schulen in öffentlicher und in freier Träger-

schaft. 
(3)	 �Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. 

Nehmen solche Schulen die Aufgaben von Schulen in öffentlicher Träger-
schaft wahr, bedürfen sie der Genehmigung des Freistaates. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn sie in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der 
wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den Schulen in 
öffentlicher Trägerschaft zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach 
den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist 
zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte 
nicht genügend gesichert ist.

(4)	� Unterricht und Lernmittel an den Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind 
unentgeltlich. Soweit Schulen in freier Trägerschaft, welche die Aufgaben von 
Schulen in öffentlicher Trägerschaft wahrnehmen, eine gleichartige Befreiung 
gewähren, haben sie Anspruch auf finanziellen Ausgleich.

(5)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 103 
Schulaufsicht
(1)	� Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Freistaates. 
(2)	� Bei den Schulaufsichtsbehörden können ehrenamtlich tätige Beiräte gebildet 

werden. 
(3)	� Prüfungen, durch die eine öffentlich anerkannte Berechtigung erworben wer-

den soll, müssen vor den hierfür zuständigen Staatsbehörden oder den vom 
Freistaat hierzu ermächtigten Stellen abgelegt werden. 
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Artikel 104 
Innerschulische Mitbestimmung
(1)	 �Eltern und Schüler haben das Recht, durch gewählte Vertreter an der Gestal-

tung des Lebens und der Arbeit der Schule mitzuwirken. 
(2)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 105 
Ethik- und Religionsunterricht
(1)	 �Ethikunterricht und Religionsunterricht sind an den Schulen mit Ausnahme 

der bekenntnisgebundenen und bekenntnisfreien Schulen ordentliche Lehr-
fächer. Bis zum Eintritt der Religionsmündigkeit entscheiden die Erziehungs-
berechtigten, in welchem dieser Fächer ihr Kind unterrichtet wird.

(2)	� Der Religionsunterricht wird unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechtes 
des Freistaates nach den Grundsätzen der Kirchen und Religionsgemein-
schaften erteilt. Die Lehrer bedürfen zur Erteilung des Religionsunterrichtes 
der Bevollmächtigung durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften. Diese 
haben das Recht, im Benehmen mit der staatlichen Aufsichtsbehörde die 
Erteilung des Religionsunterrichtes zu beaufsichtigen.

(3)	� Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht 
zu erteilen. 

Artikel 106 
Berufsbildung
Die Berufsbildung findet in den praktischen Ausbildungsstätten und in den beruf-
lichen Schulen statt. Das Land fördert das Berufsschulwesen.

Artikel 107 
Hochschulfreiheit
(1)	� Die Hochschule ist frei in Forschung und Lehre. 
(2)	 �Die Hochschule hat unbeschadet der Aufsicht des Freistaates das Recht auf 

eine ihrem besonderen Charakter entsprechende Selbstverwaltung im Rahmen 
der Gesetze und ihrer vom Freistaat anerkannten Satzungen. An dieser Selbst-
verwaltung sind auch die Studierenden zu beteiligen.

(3)	� Bei der Berufung des Lehrkörpers wirkt die Hochschule durch Ausübung des 
Vorschlagsrechtes mit. 

(4)	� Hochschulen in freier Trägerschaft sind zulässig. Das Nähere bestimmt ein 
Gesetz.

Artikel 108 
Erwachsenenbildung
(1)	� Die Erwachsenenbildung ist zu fördern. 
(2)	� Einrichtungen der Erwachsenenbildung können außer durch den Freistaat und 

die Träger der Selbstverwaltung auch durch freie Träger unterhalten werden.
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10. Abschnitt – Die Kirchen und Religions
gemeinschaften 

Artikel 109 
Bedeutung der Kirchen, Diakonische Arbeit, Weimarer Kirchenartikel
(1)	� Die Bedeutung der Kirchen und Religionsgemeinschaften für die Bewahrung 

und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen 
Lebens wird anerkannt. 

(2)	 �Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind vom Staat getrennt. Sie ent-
falten sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen des für alle geltenden 
Gesetzes frei von staatlichen Eingriffen. Die Beziehungen des Landes zu den 
Kirchen und Religionsgemeinschaften werden im übrigen durch Vertrag ge
regelt.

(3)	 �Die diakonische und karitative Arbeit der Kirchen und Religionsgemein
schaften wird gewährleistet. 

(4)	 �Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Verfassung des 
Deutschen Reiches vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieser Verfassung. 

Artikel 110 
Gemeinnützige Einrichtungen in kirchlicher oder freier Trägerschaft
(1)	 �Werden durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften im öffentlichen Inter-

esse liegende gemeinnützige Einrichtungen oder Anstalten unterhalten, so 
besteht Anspruch auf angemessene Kostenerstattung durch das Land nach 
Maßgabe der Gesetze. 

(2)	 �Freie Träger mit vergleichbarer Tätigkeit und gleichwertigen Leistungen haben 
den gleichen Anspruch. 

Artikel 111 
Kirchliche Lehranstalten/Theologische und religionspädagogische Lehrstühle
(1)	� Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind berechtigt, zur Ausbildung 

von Pfarrern und kirchlichen Mitarbeitern eigene Lehreinrichtungen zu unter-
halten. Diese sind staatlichen Lehreinrichtungen gleichgestellt, wenn sie 
den schul- und hochschulrechtlichen Bestimmungen entsprechen.

(2)	 �Die Lehrstühle an theologischen Fakultäten und die Lehrstühle für Religions-
pädagogik werden im Benehmen mit der Kirche besetzt. Abweichende Ver-
einbarungen bleiben unberührt.

Artikel 112 
Staatsleistungen an die Kirchen
(1)	� Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Leistungen 

des Landes an die Kirchen werden gewährleistet. 
(2)	 �Die Baudenkmale der Kirchen und Religionsgemeinschaften sind, unbe-

schadet des Eigentumsrechtes, Kulturgut der Allgemeinheit. Für ihre bauliche 
Unterhaltung haben die Kirchen und Religionsgemeinschaften daher An-
spruch auf angemessene Kostenerstattung durch das Land nach Maßgabe 
der Gesetze.
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11. Abschnitt – Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 113 
Notstand, Notparlament
(1)	� Ist bei drohender Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung des Landes oder für die lebensnotwendige Versorgung 
der Bevölkerung sowie bei einem Notstand infolge einer Naturkatastrophe 
oder eines besonders schweren Unglücksfalles der Landtag verhindert, sich 
alsbald zu versammeln, so nimmt ein aus allen Fraktionen des Landtages 
gebildeter Ausschuss des Landtages als Notparlament die Rechte des Land-
tages wahr. Die Verfassung darf durch ein von diesem Ausschuss beschlos-
senes Gesetz nicht geändert werden. Die Befugnis, dem Ministerpräsidenten 
das Vertrauen zu entziehen, steht dem Ausschuss nicht zu.

(2)	� Solange eine Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Landes droht, finden durch das Volk vorzunehmende 
Wahlen und Abstimmungen nicht statt. Die Feststellung, dass Wahlen und 
Abstimmungen nicht stattfinden, trifft der Landtag mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Mitglieder. Ist der Landtag verhindert, sich alsbald zu 
versammeln, so trifft der in Absatz 1 genannte Ausschuss die Feststellung 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. Die verschobenen 
Wahlen und Abstimmungen sind innerhalb von sechs Monaten, nachdem 
der Landtag festgestellt hat, dass die Gefahr beendet ist, durchzuführen. Die 
Amtsdauer der in Betracht kommenden Personen und Körperschaften ver-
längert sich bis zum Ablauf des Tages der Neuwahl.

(3)	� Die Feststellung, dass der Landtag verhindert ist, sich alsbald zu versam-
meln, trifft der Präsident des Landtages. 

(4)	� Gesetze werden im Fall des Absatzes 1, falls eine rechtzeitige Verkündung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen nicht möglich ist, auf 
andere Weise öffentlich bekanntgemacht. Die Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt ist nachzuholen, sobald die Umstände es zulassen.

(5)	 �Beschlüsse des in Absatz 1 genannten Ausschusses können vom Landtag 
aufgehoben werden, wenn dies spätestens vier Wochen nach dem nächsten 
Zusammentritt des Landtages beantragt wird. 

Artikel 114 
Widerstandsrecht
Gegen jede Person, die es unternimmt, die verfassungsmäßige Ordnung zu be-
seitigen, haben alle Bürger das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe 
nicht möglich ist. 

Artikel 115 
Begriff des Bürgers
Bürger im Sinne dieser Verfassung sind die Deutschen nach Artikel 116 Absatz 1 
des Grundgesetzes. 
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Artikel 116 
Wiedergutmachung
Wer im Gebiet des heutigen Freistaates Sachsen oder als Bewohner dieses  
Gebietes durch nationalsozialistische oder kommunistische Gewaltherrschaft 
wegen seiner politischen, religiösen oder weltanschaulichen Überzeugung oder 
wegen seiner Rasse, Abstammung oder Nationalität oder wegen seiner sozialen 
Stellung oder wegen seiner Behinderung oder wegen seiner gleichgeschlecht
lichen Orientierung oder in anderer Weise willkürlich geschädigt wurde, hat nach 
Maßgabe der Gesetze Anspruch auf Wiedergutmachung. 

Artikel 117 
Aufarbeitung der Vergangenheit
Das Land trägt im Rahmen seiner Möglichkeiten dazu bei, die Ursachen indivi-
duellen und gesellschaftlichen Versagens in der Vergangenheit abzubauen, die 
Folgen verletzter Menschenwürde zu mindern und die Fähigkeit zu selbstbe-
stimmter und eigenverantwortlicher Lebensgestaltung zu stärken. 

Artikel 118 
Abgeordneten- und Ministeranklage
(1)	� Erhebt sich der dringende Verdacht, dass ein Mitglied des Landtages oder der 

Staatsregierung vor seiner Wahl oder Berufung 
	 1.	 �gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit ver-

stoßen hat, insbesondere die im Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 gewährleisteten Menschen-
rechte oder die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 
10. Dezember 1948 enthaltenen Grundrechte verletzt hat oder 

	 2.	 �für das frühere Ministerium für Staatssicherheit/Amt für nationale Sicher-
heit der DDR tätig war, 

	� und erscheint deshalb die fortdauernde Innehabung von Mandat oder Mit-
gliedschaft in der Staatsregierung als untragbar, kann der Landtag beim  
Verfassungsgerichtshof ein Verfahren mit dem Ziel der Aberkennung von 
Mandat oder Amt beantragen 

(2)	� Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß von mindestens einem Drittel der 
Mitglieder des Landtages gestellt werden. Der Beschluss auf Erhebung der 
Anklage erfordert bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder 
des Landtages eine Zweidrittelmehrheit, die jedoch mehr als die Hälfte der 
Mitglieder betragen muß.

(3)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz, das auch den Verlust von Versorgungs
ansprüchen regeln kann. 

Artikel 119 
Einstellung und Weiterbeschäftigung im Öffentlichen Dienst
Für die Einstellung in den öffentlichen Dienst und die Weiterbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst gelten die Bestimmungen des Vertrages über die Herstellung 
der Einheit Deutschlands (Einigungsvertrag). Die Eignung für den öffentlichen 
Dienst fehlt jeder Person, die 
1.	� gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen 

hat, insbesondere die im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
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Rechte vom 19. Dezember 1966 gewährleisteten Menschenrechte oder die 
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 
enthaltenen Grundrechte verletzt hat oder 

2.	� für das frühere Ministerium für Staatssicherheit/Amt für nationale Sicherheit 
der DDR tätig war, 

und deren Beschäftigung im öffentlichen Dienst deshalb untragbar erscheint.

Artikel 120 
Fortgeltung von Landesrecht
(1)	 �Das im Gebiet des Freistaates Sachsen als Landesrecht geltende Recht bleibt 

in Kraft, soweit es dieser Verfassung nicht widerspricht. 
(2)	� Landesrecht und Landesgesetze im Sinne der Artikel 81 Absatz 1 Nr. 2 und 3 

sowie Artikel 90 sind auch das Recht und die Gesetze aus der Zeit vor dem 
Inkrafttreten dieser Verfassung. 

Artikel 121 
Sächsische Akademie der Wissenschaften
Der Freistaat bekennt sich zur Trägerschaft für die Sächsische Akademie der 
Wissenschaften zu Leipzig. 

Artikel 122 
Annahme, Verkündung, Inkrafttreten
(1)	 �Diese Verfassung bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder 

des Landtages. 
(2)	 �Sie wird vom Präsidenten des Landtages ausgefertigt und vom Ministerpräsi-

denten im Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen verkündet. 
(3)	 �Die Verfassung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.
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Anhang zu Artikel 109 Absatz 4

Artikel 136 Weimarer Verfassung 
(1)	 �Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch 

die Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt. 
(2)	 �Der Genuss bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung 

zu öffentlichen Ämtern sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. 
(3)	 �Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Be-

hörden haben nur soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religions-
gesellschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine 
gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert.

(4)	 �Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teil-
nahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform 
gezwungen werden. 

Artikel 137 Weimarer Verfassung 
(1)	 �Es besteht keine Staatskirche. 
(2)	� Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. 

Der Zusammenschluß von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichs
gebiets unterliegt keinen Beschränkungen.

(3)	 �Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selb-
ständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht 
ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.

(4)	 �Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes. 

(5)	 �Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, 
soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgesellschaften sind auf 
ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung 
und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich 
mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem 
Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche 
Körperschaft.

(6)	� Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes 
sind, sind berechtigt auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben. 

(7)	� Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen. 

(8)	� Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfor-
dert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob. 
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Artikel 138 Weimarer Verfassung 
(1)	 �Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staats-

leistungen an die Religionsgesellschaften werden durch die Landesgesetz-
gebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.

(2)	� Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen 
Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimm-
ten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet. 

Artikel 139 Weimarer Verfassung 
Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeits-
ruhe und der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt. 

Artikel 141 Weimarer Verfassung 
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, 
Strafanstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religions-
gesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen zuzulassen, wobei jeder 
Zwang fernzuhalten ist.

Die vorstehende Verfassung wird hiermit ausgefertigt.

Dresden, den 27. Mai 1992 

Erich Iltgen 
Präsident des Sächsischen Landtages 
als verfassungsgebender Landesversammlung 

Die vorstehende Verfassung ist im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt zu 
verkünden. 

Dresden, den 27. Mai 1992 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf 
Ministerpräsident des Freistaates Sachsen
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Gesetz über die Rechtsverhältnisse  
der Mitglieder des Sächsischen Landtages 
(Abgeordnetengesetz) 
Abgeordnetengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juli 2000 
(SächsGVBl. S. 326), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 12 des Gesetzes  
vom 6. Juli 2023 (SächsGVBl. S. 467) geändert worden ist.

Erster Teil –  
Rechtsstellung der Abgeordneten 

§ 1  
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag
(1)	� Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag richten sich nach den Vor-

schriften der Landesverfassung und des Landtagswahlgesetzes.
(2)	� Nach Annahme des Mandats hat die oder der Abgeordnete innerhalb einer 

Woche der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages ihre oder seine 
Wohnanschriften der letzten zehn Jahre vor der Herstellung der Einheit 
Deutschlands schriftlich mitzuteilen. Die oder der Abgeordnete soll ihre oder 
seine Personenkennzahl nach dem Recht der DDR hinzufügen. Die Präsidentin 
oder der Präsident des Landtages fordert von der oder dem Bundesbeauf-
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR sämtliche, die Person der oder des gewählten Abgeordneten betreffenden 
Unterlagen im Sinne der §§ 20 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. b, 21 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. b 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes an und gibt der oder dem Abgeordneten hier-
von Kenntnis. Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages übersendet 
der oder dem Bundesbeauftragten die ihr oder ihm nach Satz 1 zugegangenen 
Mitteilungen.

(3)	� Der Landtag bildet zu Beginn der Wahlperiode einen Bewertungsausschuss. 
Dieser setzt sich aus je zwei Mitgliedern der im Landtag vertretenen Fraktionen 
zusammen. Der Bewertungsausschuss bewertet die von der oder dem Bundes-
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR übergebenen Unterlagen. Er erstellt einen Bericht mit einer Beschluss-
empfehlung, ob Antrag auf Erhebung der Anklage mit dem Ziel der Aberken-
nung des Mandats gemäß Artikel 118 der Verfassung des Freistaates Sachsen 
empfohlen werden soll. Der Landtag entscheidet in nichtöffentlicher Sitzung.

(4)	� Die Sitzungen des Bewertungsausschusses sind nichtöffentlich. Die Mitglie-
der des Bewertungsausschusses sind zur Verschwiegenheit über die Angele-
genheiten verpflichtet, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit im Bewertungs-
ausschuss bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem 
Ausscheiden.

(5)	� Der Bewertungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte sei-
ner Mitglieder anwesend sind.

(6)	� Vor der Entscheidung über eine Beschlussempfehlung an den Landtag, ob 
ein Antrag auf Erhebung der Abgeordnetenanklage gemäß Artikel 118 der 
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Verfassung empfohlen werden soll, gibt der Ausschuss dem betroffenen Mit-
glied des Landtages Gelegenheit zur Stellungnahme. Das betroffene Mitglied 
kann Einsicht in die Unterlagen verlangen. Es hat das Recht, sich durch eine 
Person seines Vertrauens begleiten, bei der Einsichtnahme auch vertreten zu 
lassen.

(7)	� Eine Beschlussempfehlung, in der dem Landtag empfohlen werden soll, die 
Erhebung der Anklage mit dem Ziel der Aberkennung des Mandats gemäß 
Artikel 118 der Verfassung des Freistaates Sachsen zu empfehlen, bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Bewertungsausschusses. In 
der Beschlussempfehlung ist zu begründen, weshalb die fortdauernde Inne-
habung des Mandats als untragbar erscheint. Die Beschlussempfehlung 
wird nur an die Mitglieder des Landtages verteilt.

§ 2  
Schutz der freien Mandatsausübung 
(1)	� Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat im Landtag oder in der 

gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes zu bewerben, es anzu-
nehmen oder auszuüben. 

(2)	� Benachteiligungen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung 
um ein Mandat sowie der Annahme und Ausübung eines Mandats sind unzu-
lässig. Es ist unzulässig, ein Mitglied des Landtages gegen seinen Willen 
wegen seiner Abgeordneteneigenschaft zu beurlauben.

(3)	� Eine Kündigung oder Entlassung wegen der Annahme oder Ausübung des 
Mandats ist unzulässig. Eine Kündigung ist im Übrigen nur aus wichtigem 
Grund zulässig. Der Kündigungsschutz beginnt mit der Aufstellung der Be-
werberin oder des Bewerbers durch das dafür zuständige Organ der Partei 
oder mit der Einreichung des Wahlvorschlages. Er gilt nach Beendigung des 
Mandats ein Jahr lang.

(4)	� Das Arbeitsverhältnis eines Mitglieds des Landtages ruht. Auf Antrag des 
Mitglieds wird es bei Einverständnis des Arbeitgebers im Umfang der dem 
Mitglied unter Berücksichtigung des Mandats noch zur Verfügung stehenden 
Arbeitszeit weitergeführt. Der Arbeitgeber kann sein Einverständnis nur aus 
wichtigem Grunde versagen. Im Fall der Weiterführung hat das Mandat Vor-
rang. Auf Antrag des Mitglieds, welcher auf das Ende jedes Kalendermonats 
zwei Monate im Voraus gestellt werden kann, ruht das Arbeitsverhältnis  
neuerlich. § 30 bleibt unberührt.

§ 3  
Wahlvorbereitungsurlaub 
(1)	� Einer Bewerberin oder einem Bewerber um einen Sitz im Landtag oder in der 

gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes ist zur Vorbereitung ih-
rer oder seiner Wahl innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag auf 
Antrag Urlaub bis zu zwei Monaten zu gewähren. Ein Anspruch auf Fortzah-
lung der Bezüge besteht für die Dauer der Beurlaubung nicht.

(2)	� Einer Beamtin oder einem Beamten beziehungsweise einer Richterin oder 
einem Richter, die oder der sich um einen Sitz im Landtag oder in der gesetz-
gebenden Körperschaft eines anderen Landes, im Deutschen Bundestag 
oder im Europäischen Parlament bewirbt, ist zur Vorbereitung seiner Wahl 
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innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag auf Antrag Urlaub bis zu 
zwei Monaten unter Wegfall der Dienstbezüge zu gewähren. Der Anspruch 
auf Beihilfe in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen bleibt unberührt.

§ 4  
Berufs- und Betriebszeiten 
(1)	 �Die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag und in der gesetzgebenden Körper-

schaft eines anderen Landes ist nach Beendigung des Mandats auf die  
Berufs- und Betriebszugehörigkeitszeit anzurechnen. 

(2)	� Absatz 1 gilt nicht für die Berechnung der Höhe von Leistungen, die nach der 
Berufs- und Betriebszugehörigkeit bemessen werden, für Probezeiten und 
für Zeiten einer praktischen Tätigkeit, die Voraussetzung für die Ausübung 
eines Berufs sind. Die Mandatszeit kann im letzteren Fall jedoch angerech-
net werden, soweit sie der praktischen Tätigkeit vergleichbar war.

§ 4a  
Ausübung des Mandats
(1)	� Die Ausübung des Mandats steht im Mittelpunkt der Tätigkeit eines Mitglieds 

des Landtages. Unbeschadet dieser Verpflichtung sind Tätigkeiten beruflicher 
oder anderer Art neben dem Mandat zulässig.

(2)	 �Für die Ausübung des Mandats darf ein Mitglied des Landtages keine anderen 
als die gesetzlich vorgesehenen Zuwendungen oder Vermögensvorteile an-
nehmen. Unzulässig ist insbesondere die Annahme von Geld oder von anderen 
geldwerten Zuwendungen, die nur deshalb gewährt werden, weil dafür die 
Vertretung und Durchsetzung der Interessen des Leistenden im Landtag er-
wartet wird. Unzulässig ist ferner die Annahme von Geld oder von anderen 
geldwerten Zuwendungen, wenn diese Leistung ohne angemessene Gegen-
leistung des Mitglieds des Landtages gewährt wird. Die Entgegennahme von 
Spenden bleibt unberührt.

(3)	� Ein Mitglied des Landtages, das entgeltlich mit einem Gegenstand beschäf-
tigt ist, der in einem Ausschuss oder im Plenum zur Beratung ansteht, hat vor 
der Beratung eine Interessenverknüpfung zu Protokoll zu geben, soweit sie 
nicht aus den gemäß § 4c veröffentlichten Angaben ersichtlich ist. Dies gilt 
nicht, wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen Interessen einer Berufs- 
oder Bevölkerungsgruppe berührt, der das Mitglied angehört.

(4)	� Der Hinweis auf die Mitgliedschaft im Landtag darf durch das Mitglied des 
Landtages nicht genutzt werden, um sich in beruflichen oder geschäftlichen 
Angelegenheiten Vorteile zu verschaffen.

(5)	� In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Landtages verpflichtet, sich durch 
Rückfragen bei der Präsidentin oder dem Präsidenten über die Auslegung 
der Anzeige- und Veröffentlichungspflichten zu vergewissern.

(6)	� Über Inhalt und Umfang der Anzeigepflichten kann die Präsidentin oder der 
Präsident im Benehmen mit dem Präsidium Ausführungsbestimmungen  
erlassen.
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§ 4b  
Anzeigepflichtige Tatbestände 
(1)	� Die Mitglieder des Landtages haben der Präsidentin oder dem Präsidenten 

folgende Tätigkeiten, Vereinbarungen und Beteiligungen, die auf für die Aus-
übung des Mandats bedeutende Interessenverknüpfungen hinweisen können, 
anzuzeigen:

	 1.	� zum Zeitpunkt des Erwerbs und während der Zeit der Mitgliedschaft im 
Landtag ausgeübte berufliche Tätigkeiten und zwar

		  a)	� unselbständige Tätigkeiten unter Angabe des Arbeitgebers (mit  
Branche), der eigenen Funktion oder dienstlichen Stellung,

		  b)	� selbständige Tätigkeiten als Gewerbetreibende oder Gewerbetreiben-
der unter Angabe der Art des Gewerbes und der Firma,

		  c)	� selbständige freiberufliche oder sonstige Tätigkeiten unter Angabe 
des Berufszweiges,

	 2.	� vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstands, 
Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, sonstigen Organs oder Beirats einer  
Gesellschaft, Genossenschaft, eines in einer anderen Rechtsform betrie-
benen Unternehmens, eines wirtschaftlich tätigen gemeinnützigen Vereins 
oder einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechts,

	 3.	� vergütete oder ehrenamtliche Funktionen in Berufsverbänden, Wirtschafts-
vereinigungen, sonstigen Interessenverbänden oder ähnlichen Organi-
sationen auf Landes- oder Bundesebene,

	 4.	� entgeltliche Tätigkeiten der Beratung, Vertretung fremder Interessen und 
Erstattung von Gutachten sowie entgeltliche publizistische Tätigkeiten 
und Vortragstätigkeiten, soweit diese Tätigkeiten nicht im Rahmen des 
ausgeübten Berufes liegen,

	 5.	� das Bestehen oder der Abschluss von Vereinbarungen, wonach dem Mit-
glied des Landtages während oder nach Beendigung der Mitgliedschaft 
bestimmte Tätigkeiten oder Vermögensvorteile zugewendet werden sollen,

	 6.	� Beteiligungen an Kapital- und Personengesellschaften, wenn dadurch 
ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfluss auf ein Unternehmen begründet 
wird.

	� Anzuzeigen sind auch berufliche Tätigkeiten im Sinne des Satzes 1 Nummer 
1, die im Hinblick auf die Mandatsausübung ruhen. Bei mehreren anzuzei-
genden beruflichen Tätigkeiten ist zusätzlich der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben.

(2)	 �Art und Höhe der Einkünfte für Tätigkeiten und Vereinbarungen neben dem 
Mandat im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 sind der Präsidentin 
oder dem Präsidenten anzuzeigen, wenn diese im Monat den Betrag von  
1 000 Euro oder im Jahr den Betrag von 10 000 Euro übersteigen. Zugrunde 
zu legen sind hierbei bei Einkünften aus unselbständiger Tätigkeit die Brutto-
bezüge unter Einschluss von Entschädigungs-, Ausgleichs- und Sachleistun-
gen. Bei gewerblich tätigen Selbständigen, freiberuflich Tätigen und anderen 
Selbständigen entsprechen die Einkünfte dem Nettoumsatz (Einnahmen 
oder Ertrag abzüglich Umsatzsteuer) vor Berücksichtigung von betrieblichen 
Aufwendungen für Personal, Maschinen, Betriebsmitteln, Zinsen, Steuern und 
Abgaben. Die anzuzeigenden Einkünfte dienen der Transparenz von Finanz-
beziehungen und bilden nicht die Einkommensverhältnisse für die private 
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Lebensführung von Mitgliedern des Landtages ab. Übt ein Mitglied des Land-
tages als Gesellschafter eine entgeltliche Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b oder c aufgrund eines von der Gesellschaft mit 
einem Dritten geschlossenen Vertrages aus, so sind die Art der Tätigkeit und 
der Vertragspartner mit Namen und Sitz anzuzeigen, wenn im Einzelfall das 
Mitglied des Landtages bei der Vertragserfüllung persönlich mitwirkt. Als 
Einkünfte sind die ausgekehrten Anteile am Gesellschaftsgewinn anzuzeigen.

(3)	� Die Anzeigepflicht nach Absatz 2 umfasst nicht die Mitteilung von Tatsachen 
über Dritte, für die das Mitglied des Landtages gesetzliche Zeugnisverweige-
rungsrechte oder gesetzliche oder vertragliche Verschwiegenheitspflichten 
geltend machen kann. Statt der Angaben zum Vertragspartner ist in diesen 
Fällen eine Branchenbezeichnung anzugeben.

(4)	 �Das Mitglied des Landtages hat über Geldspenden und geldwerte Zuwen-
dungen aller Art (Spenden), die für seine mandatsbezogene politische Tätig-
keit oder aus Anlass der Wahrnehmung interparlamentarischer oder interna-
tionaler Beziehungen, zur Teilnahme an Veranstaltungen zur politischen 
Information, zur Darstellung der Standpunkte des Landtages oder seiner 
Fraktionen oder bei der Repräsentation des Landtages gewährt werden, ge-
sondert Rechnung zu führen. Spenden sind der Präsidentin oder dem Präsi-
denten unter Angabe von Name und Anschrift der Spenderin oder des Spen-
ders anzuzeigen, soweit sie im Kalenderjahr den Wert von 1 000 Euro je 
Spenderin oder Spender übersteigen. Geldwerte Zuwendungen, die ein  
Mitglied des Landtages als Gastgeschenk in Bezug auf sein Mandat erhält, 
müssen der Präsidentin oder dem Präsidenten angezeigt und ausgehändigt 
werden; das Mitglied des Landtages kann beantragen, das Gastgeschenk 
gegen Bezahlung des Verkehrswertes an die Landeskasse zu behalten. Satz 3 
gilt nicht, wenn der materielle Wert des Gastgeschenkes einen Betrag von 
200 Euro nicht übersteigt.

§ 4c  
Veröffentlichung
(1)	 �Die Angaben gemäß § 4b sind durch die Präsidentin oder den Präsidenten 

auf den Internetseiten des Landtages (www.landtag.sachsen.de) zu veröffent-
lichen. Angaben gemäß § 4b Absatz 4 sind nur zu veröffentlichen, wenn diese 
im Kalenderjahr einen Betrag von 10 000 Euro je Spender übersteigen.

(2)	� Einkünfte werden in der Form veröffentlicht, dass, bezogen auf jeden einzelnen 
zu veröffentlichenden Sachverhalt, jeweils eine von zehn Einkommensstufen 
ausgewiesen wird. Die Stufe 1 erfasst Einkünfte von 1 000 bis 2 500 Euro,  
die Stufe 2 Einkünfte bis 6 000 Euro, die Stufe 3 Einkünfte bis 12 700 Euro, 
die Stufe 4 Einkünfte bis 25 000 Euro, die Stufe 5 Einkünfte bis 42 000 Euro, 
die Stufe 6 Einkünfte bis 63 000 Euro, die Stufe 7 Einkünfte bis 84 000 Euro, 
die Stufe 8 Einkünfte bis 126 000 Euro, die Stufe 9 Einkünfte bis 210 000 Euro 
und die Stufe 10 Einkünfte über 210 000 Euro. Regelmäßige monatliche Ein-
künfte werden als solche gekennzeichnet. Werden innerhalb eines Kalender-
jahres mehrere Einkünfte zu einer Tätigkeit angezeigt, wird die Jahressumme 
gebildet und die Einkommensstufe mit der Jahreszahl veröffentlicht.
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§ 4d  
Fristen
(1)	 �Anzeigen nach § 4b Absatz 1 sowie Absatz 4 sind innerhalb einer Frist von 

drei Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag sowie nach Eintritt 
von Änderungen oder Ergänzungen während der Wahlperiode der Präsidentin 
oder dem Präsidenten einzureichen.

(2)	 �Anzeigen nach § 4b Absatz 2 sind nach Erwerb der Mitgliedschaft der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten bis zur Stufe 4 für jedes Kalenderjahr bis zum 
1. April des Folgejahres einzureichen. Ab Stufe 5 beträgt die Frist zur Anzeige 
drei Monate zum Monatsende. Für die Anzeige von

	 1.	� Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft unabhängig von der Stufe und
	 2.	 �Einkünften im Sinne des § 4c Absatz 2 Satz 4, die jeweils die Stufe 4 nicht 

übersteigen,
	 gilt die Frist des Satzes 1.
(3)	� Für die Mitteilung anzeigepflichtiger Einkünfte beziehungsweise Spenden, 

die nicht kalenderjährig anzugeben sind, ist der späteste Zeitpunkt für den 
Fristbeginn der Tag des Zuflusses.

§ 4e  
Verfahren bei Verstößen, Ordnungsgeld
(1)	 �Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Mitglied des Landtages gegen § 4a 

Absatz 2, 3 oder 4, § 4b oder § 4d verstoßen hat, hat die Präsidentin oder der 
Präsident den Sachverhalt aufzuklären und das betreffende Mitglied des 
Landtages anzuhören. Die Präsidentin oder der Präsident kann die Vorsitzen-
de oder den Vorsitzenden der Fraktion, der das betreffende Mitglied des 
Landtages angehört, um Stellungnahme bitten.

(2)	� Ergibt sich nach der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsidenten, 
dass ein Verstoß nach Absatz 1 nicht vorliegt, wird das Verfahren eingestellt 
und das betreffende Mitglied des Landtages informiert.

(3)	� Liegt nach der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsidenten ein Ver-
stoß nach Absatz 1 in einem minder schweren Fall oder verursacht durch 
leichte Fahrlässigkeit vor (zum Beispiel bei Überschreitung von Anzeige
fristen), wird das betreffende Mitglied ermahnt.

(4)	 �Ergibt sich nach der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsidenten, 
dass ein Verstoß nach Absatz 1, aber nicht nach Absatz 3, vorliegt, teilt sie 
oder er das Ergebnis der Überprüfung dem Präsidium mit. Das Präsidium 
stellt nach erneuter Anhörung des betreffenden Mitglieds fest, ob ein Ver-
stoß im Sinne des Absatzes 1 vorliegt. Im Falle eines Verstoßes kann das 
Präsidium ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Grund
entschädigung nach § 5 festsetzen. Die Höhe des Ordnungsgeldes bemisst 
sich nach der Schwere des Einzelfalls und nach dem Grad des Verschuldens.  
Die Präsidentin oder der Präsident macht das Ordnungsgeld durch Verwal-
tungsakt geltend. § 25 bleibt unberührt.

(5)	� Nach § 4a Absatz 2 unzulässige Zuwendungen oder Vermögensvorteile oder 
ihre Gegenwerte sind dem Staatshaushalt zuzuführen. Die Präsidentin oder 
der Präsident macht den Anspruch durch Verwaltungsakt geltend, soweit der 
Erhalt der Zuwendung oder des Vermögensvorteils nicht länger als drei Jahre 
zurückliegt.
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Zweiter Teil –  
Entschädigung der Abgeordneten und Versorgung 

1. Abschnitt – Leistungen an Abgeordnete 

§ 5  
Grundentschädigung 
(1)	 �Ein Mitglied des Landtages erhält eine monatliche Abgeordnetenentschä-

digung. Die Abgeordnetenentschädigung beträgt 5 943,50 Euro. Ab dem  
1. April 2022 orientiert sich die Abgeordnetenentschädigung an dem Grund-
gehaltssatz einer Richterin oder eines Richters im Freistaat Sachsen (Besol-
dungsgruppe R 2 Stufe 6) und entspricht der Höhe nach den zum 1. Januar 2021 
geltenden Grundgehaltssätzen der Besoldungsgruppe R 2 Stufe 6 gemäß der 
Anlage 5 des Sächsischen Besoldungsgesetzes vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970, 1005), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 662) geändert worden ist.

(2)	� Die Grundentschädigung für die Präsidentin oder den Präsidenten und je 
Fraktion eine Fraktionsvorsitzende oder einen Fraktionsvorsitzenden beträgt 
das Zweifache, für stellvertretende Präsidentinnen und Präsidenten das Ein-
einhalbfache der Grundentschädigung nach Absatz 1. Hat eine Fraktion zwei 
Fraktionsvorsitzende, so beträgt deren Grundentschädigung das Eineinhalb-
fache der Grundentschädigung nach Absatz 1.

(3)	� Die Entschädigungen nach den Absätzen 1 und 2 werden zum 1. April 2023, 
1. April 2024 und 1. April 2025 angepasst. Maßstab für die Anpassung ist die 
Entwicklung des vom Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen  
ermittelten Nominallohnindex für den Freistaat Sachsen, die jeweils im ab-
gelaufenen Kalenderjahr gegenüber dem vorangegangenen Jahr eingetreten 
ist. Dieser Wert wird vom Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen 
der Präsidentin oder dem Präsidenten jährlich bis zum 15. März mitgeteilt. 
Der neue Betrag der Entschädigung wird im Sächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt veröffentlicht.

(4)	� Der Auszahlungsbetrag der Entschädigung nach den Absätzen 1 und 2  
vermindert sich in Ansehung der zu den Kosten in Pflegefällen nach § 21 
gewährten Zuschüsse um 0,5 vom Hundert.

(5)	� Der Landtag beschließt innerhalb der ersten neun Monate nach der konstituie-
renden Sitzung über die Anpassung der Entschädigung nach den Absätzen 1 
und 2 mit Wirkung für die gesamte Wahlperiode. Die Präsidentin oder der 
Präsident leitet den Fraktionen einen entsprechenden Gesetzesvorschlag zu.

§ 6  
Aufwandsentschädigung 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages erhält zur Abgeltung seiner durch das Mandat 

veranlassten Aufwendungen eine Aufwandsentschädigung, die Geld- und 
Sachleistungen umfasst. 

(2)	� Ein Mitglied des Landtages erhält eine steuerfreie monatliche Kostenpauschale 
für die Betreuung und die Fahrten innerhalb des Wahlkreises, einschließlich 
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Bürokosten, Porto und Telefon, sowie sonstige Auslagen, die sich aus der 
Stellung einer oder eines Abgeordneten ergeben, und für Mehraufwendun-
gen am Sitz des Landtages sowie für Fahrten zwischen Wohnung und Sitz des 
Landtages und zwischen Wohnung und auswärtigen Sitzungsorten ein-
schließlich damit verbundener Übernachtungen an den Sitzungsorten. Über 
Ausnahmen entscheidet das Präsidium. §§ 10 und 11 bleiben unberührt. Die 
Pauschale beträgt beim Hauptwohnsitz am Sitz des Landtages 3 357,24 Euro 
und bei einer Entfernung der Hauptwohnung (außerhalb Dresdens) vom Sitz 
des Landtages 

	 bis 50 km	 3 898,05 Euro,
	 über 50 km bis 100 km	 4 143,27 Euro,
	 über 100 km	 4 389,59 Euro.
	� Als Entfernung gilt die von den Mitgliedern des Landtages gegenüber der 

Landtagsverwaltung angezeigte Fahrtstrecke. In Zweifelsfällen entscheidet 
die Präsidentin oder der Präsident. Die Kostenpauschale wird jährlich zum  
1. April an die Entwicklung des Verbraucherpreisindexes im Freistaat Sachsen 
angepasst, die jeweils im abgelaufenen Kalenderjahr gegenüber dem voran-
gegangenen Kalenderjahr eingetreten ist. Die prozentuale Änderungsrate 
des nach Satz 7 ermittelten Indexes teilt das Statistische Landesamt des 
Freistaates Sachsen der Präsidentin oder dem Präsidenten mit. Der neue  
Betrag der Kostenpauschale wird im Sächsischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt veröffentlicht. Die Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission, 
der G 10-Kommission, des Parlamentarischen Kontrollgremiums, des Bewer-
tungsausschusses, des Wahlprüfungsausschusses, einer Enquete-Kommission 
und eines Untersuchungsausschusses erhalten für jede Sitzungsteilnahme 
eine zusätzliche Tagegeld- und Fahrtkostenpauschale, die jeweiligen Vorsit-
zenden, mit Ausnahme derjenigen oder desjenigen eines Untersuchungs-
ausschusses, in zweifacher Höhe. Für die Mitglieder des Präsidiums des 
Landtages gilt Satz 10 entsprechend, soweit diese nicht eine Amtsaufwands-
entschädigung nach Absatz 6 Satz 1 erhalten. Die nach Satz 10 gewährte 
Tagegeld- und Fahrtkostenpauschale beträgt beim Hauptwohnsitz am Sitz 
des Landtages 59 Euro und bei einer Entfernung der Hauptwohnung (außer-
halb Dresdens) vom Sitz des Landtages 

	 bis 50 km	 69,61 Euro,
	 über 50 bis 100 km	 85,66 Euro,
	 über 100 km	 101,74 Euro.
	� Einem Mitglied des Landtages, dem ein Dienstwagen zur ausschließlichen 

Verfügung steht, wird die Kostenpauschale beim Hauptwohnsitz am Sitz des 
Landtages um 294,49 Euro und bei einer Entfernung der Hauptwohnung  
(außerhalb Dresdens) vom Sitz des Landtages

	 bis 50 km	 um 390,88 Euro,
	 über 50 bis 100 km	 um 733,56 Euro,
	 über 100 km	 um 872,77 Euro
	� gekürzt. Unterhält ein Mitglied des Landtages eine Nebenwohnung am Sitz 

des Landtages, gilt Satz 13 mit der Maßgabe, dass keine Kürzung in Höhe der 
nachgewiesenen Bruttokaltmiete zuzüglich eines Nebenkostenansatzes in 
Höhe von 30 Prozent erfolgt. Der Betrag reduziert sich maximal um 10 Prozent 
des Höchstbetrages der Pauschale nach Satz 4, jedoch nicht über den  
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jeweiligen Abzugsbetrag nach Satz 13 hinaus. Für die Pauschalen nach den 
Sätzen 12 und 13 gelten die Sätze 7 bis 9 entsprechend.

(3)	� Gewählte Bewerber, die an Sitzungen teilnehmen, die nach den Wahlen zum 
Landtag, aber vor der ersten Sitzung des Landtages in einer Wahlperiode, zur 
Konstituierung der Fraktionen, der Fraktionsarbeitskreise und ihrer sonsti-
gen satzungsmäßigen Organe oder zur Vorbereitung der ersten Sitzung des 
Landtages stattfinden, erhalten für die Fahrten zwischen ihrer Hauptwohnung 
und dem Sitz des Landtages auf Antrag die nachgewiesenen Übernachtungs-
kosten und Fahrtkosten nach § 11, soweit für den Monat der Sitzung kein 
Anspruch nach Absatz 2 in Verbindung mit § 26 Absatz 1 besteht. 

(4)	� Mitglieder des Landtages erhalten für die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern nach Maßgabe der Ausführungsbestimmungen, die vom 
Präsidium erlassen werden, die tatsächlichen monatlichen Aufwendungen 
bis zu einem Betrag, der dem Zweifachen eines monatlichen Bruttoentgelts 
einer oder eines Beschäftigten der Entgeltgruppe 11 des Tarifvertrages für 
den öffentlichen Dienst der Länder in der Stufe 3 in der jeweiligen Höhe ent-
spricht, erstattet; Nebenleistungen werden nach Maßgabe der Ausführungs-
bestimmungen nach Halbsatz 1 erstattet. Im zurückliegenden Zeitraum nicht 
ausgeschöpfte Mittel können innerhalb eines Kalenderjahres verwendet 
werden. Darüber hinaus können Mittel bis zur Höhe eines Zwölftels des sich 
nach Satz 1 ergebenden Jahresbetrages auf das Folgejahr übertragen werden. 
Ein Ersatz von Aufwendungen kommt nur in Betracht, wenn der Landtags
verwaltung zu Beginn des Beschäftigungsverhältnisses ein Führungszeugnis 
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters vorgelegt wird. Enthält das Führungs-
zeugnis einen Eintrag wegen einer vorsätzlichen Straftat, kann der Aufwen-
dungsersatz nach Abwägung aller Umstände ausgeschlossen werden, soweit 
im konkreten Einzelfall eine Gefährdung parlamentarischer Schutzgüter zu 
besorgen ist. Die Feststellungen hierüber trifft das Präsidium. Für bestehende 
Beschäftigungsverhältnisse gelten die Sätze 4 bis 6 entsprechend. Näheres 
regeln die Ausführungsbestimmungen nach Satz 1.

(5)	� Zur Aufwandsentschädigung gehören auch die Benutzung der durch den 
Landtag zur Verfügung gestellten Informations- und Kommunikations
einrichtungen und im Landtag die Inanspruchnahme eines Arbeitsraumes 
und sonstiger Sachleistungen in Ausübung des Mandats. Ebenfalls zur Auf-
wandsentschädigung gehört die Benutzung von Verkehrsmitteln gemäß § 10.

(6)	� Eine steuerfreie monatliche Amtsaufwandsentschädigung erhalten die  
Präsidentin oder der Präsident und die Fraktionsvorsitzenden in Höhe von  
15 Prozent sowie die stellvertretenden Präsidentinnen und Präsidenten und 
die Vorsitzenden von Ausschüssen und Enquete-Kommissionen mit Ausnahme 
derjenigen des Wahlprüfungsausschusses und des Bewertungsausschusses 
in Höhe von 13 Prozent der Kostenpauschale nach Absatz 2 Satz 4 und 7. 
Soweit ein Dienstwagen zur ausschließlichen Verfügung steht, wird abwei-
chend von Satz 1 die Amtsaufwandsentschädigung auf der Grundlage der 
Kostenpauschale mit Hauptwohnsitz am Sitz des Landtages bemessen.  
Wird die oder der Vorsitzende eines Ausschusses oder einer Enquete- 
Kommission in mehr als einer aufeinanderfolgenden Sitzung vertreten,  
erhält das die Stellvertretung wahrnehmende Mitglied des Landtages ab  
der zweiten Sitzung die steuerfreie Aufwandsentschädigung nach Satz 1. 
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Nimmt ein Mitglied des Landtages mehrere Funktionen nach Satz 1 wahr, so 
wird nur die höhere Amtsaufwandsentschädigung gewährt. Die Fraktionen 
können besondere Mehraufwandsentschädigungen für den Mehraufwand 
zur Wahrnehmung von wesentlichen Funktionen, insbesondere als stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende und Arbeitskreisvorsitzende, aus eigenen Mit-
teln in Höhe von 13 Prozent der Kostenpauschale nach Absatz 2 Satz 4 und 7 
gewähren. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Mehraufwandsentschädi-
gungen nach den Sätzen 5 und 6 können nicht neben einer Mehraufwands-
entschädigung für Ausschussvorsitzende gewährt werden.

(6a)	�Die Fraktionen im Landtag können in eigener Verantwortung den Parlamen-
tarischen Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführern eine steuerpflichtige 
monatliche besondere Aufwandsentschädigung in Höhe von bis zu 50 Prozent 
der Grundentschädigung nach § 5 Absatz 1 gewähren. 

(6b)	�Hat eine Fraktion zwei Fraktionsvorsitzende, so beträgt deren Amtsaufwands-
entschädigung jeweils die Hälfte des Betrages nach Absatz 6 Satz 1.

(7)	� Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag im Sinne von § 1 erhalten die 
Mitglieder des Landtages ab der 7. Wahlperiode einen einmaligen Zuschuss 
zur Einrichtung, Renovierung und Instandsetzung eines Abgeordnetenbüros 
sowie für präventive Maßnahmen zu dessen Schutz in Höhe von 9 000 Euro 
auf Nachweis. Der Zuschuss wird zu Beginn einer Wahlperiode an die  
Entwicklung des Verbraucherpreisindexes im Freistaat Sachsen angepasst, 
die jeweils in der vergangenen Wahlperiode eingetreten ist. Die prozentuale 
Änderungsrate des ermittelnden Indexes teilt das Statistische Landesamt 
des Freistaates Sachsen der Präsidentin oder dem Präsidenten mit. Der neue 
Betrag wird im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt mit Wirkung für 
die gesamte Wahlperiode veröffentlicht.

§ 7  
Wegfall des Anspruchs auf Aufwandsentschädigung 
Ein Mitglied des Landtages, das im letzten Vierteljahr der Wahlperiode in den 
Landtag eintritt, hat keinen Anspruch auf Leistungen nach § 6 Abs. 2 und 7, wenn 
der Landtag seine Tätigkeit bereits abgeschlossen hat.

§ 8  
Kürzung der Kostenpauschale 
(1)	 �Der vom Präsidium festgestellte Sitzungsplan bildet die Grundlage für die 

Anwesenheitspflicht der Mitglieder des Landtages. Während aller Sitzungen 
des Landtages, seiner Ausschüsse und Gremien sowie der Fraktionen, Frak-
tionsarbeitskreise und sonstigen satzungsmäßigen Organe der Fraktionen, 
die im Rahmen des Sitzungsplanes liegen oder besonders zugelassen wer-
den, werden Anwesenheitslisten ausgelegt. Trägt sich ein Mitglied des Land-
tages nicht in die Anwesenheitslisten ein, werden ihm beim Hauptwohnsitz 
am Sitz des Landtages 59 Euro und bei einer Entfernung der Hauptwohnung 
(außerhalb Dresdens) vom Sitz des Landtages 

	 bis 50 km	 69,61 Euro,
	 über 50 bis 100 km	 85,66 Euro,
	 über 100 km	 101,74 Euro
	� von der Kostenpauschale nach § 6 Absatz 2 einbehalten; dies gilt nicht für 
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Sitzungen im Sinne des § 6 Absatz 2 Satz 10 und 11. § 6 Absatz 2 Satz 5 bis 
9 gilt entsprechend. Finden mehrere Sitzungen an einem Tag statt, so erfolgt 
der Einbehalt nur einmal. Der einzubehaltende Betrag erhöht sich jeweils um 
45 Euro, wenn ein Mitglied des Landtages an einem Plenarsitzungstag sich 
nicht in die Anwesenheitsliste eingetragen hat. Die Eintragung in die Anwesen-
heitsliste des Plenums wird ersetzt durch das Amtieren als Präsidentin oder 
Präsident sowie als Schriftführerin oder Schriftführer, durch protokollierte 
Wortmeldung in einer Sitzung des Landtages, durch Teilnahme an einer  
namentlichen Abstimmung oder einer Wahl mit Namensaufruf, durch Eintra-
gung in die Anwesenheitsliste eines Ausschusses oder des Präsidiums, 
durch eine Dienstreisegenehmigung nach § 11 für den Sitzungstag oder 
durch die Teilnahme an einer Veranstaltung im Auftrag des Landtages. Satz 7 
gilt für Sitzungen der Ausschüsse und Fraktionen entsprechend. Finden an 
einem Tag mehrere Sitzungen statt, ist ausreichend, wenn sich die oder der 
Abgeordnete in einer Anwesenheitsliste eingetragen hat.

(2)	� Einem Mitglied des Landtages, das nicht an allen namentlichen Abstimmungen 
oder Wahlen mit Namensaufruf eines Tages teilnimmt, werden 30 EUR von 
der Kostenpauschale nach § 6 Abs. 2 einbehalten, sofern nicht bereits ein 
Abzug nach Absatz 1 erfolgt. Die Teilnahme wird ersetzt durch eine Dienst
reisegenehmigung nach § 11 für den Abstimmungszeitraum oder durch die 
Teilnahme an einer Veranstaltung außerhalb des Landtages im Auftrag des 
Landtages in diesem Zeitraum.

(3)	� Der Abzug nach Absatz 1 wird auch vorgenommen, wenn sich ein stellvertre-
tendes Mitglied eines Ausschusses oder eines Gremiums des Landtages, 
das für eine Sitzung von seiner Fraktion zur Stellvertretung herangezogen 
wurde, nicht in die Anwesenheitslisten einträgt. Ein Mitglied des Landtages, 
das als stellvertretendes Mitglied eines Ausschusses oder eines Gremiums 
ein Mitglied in einer Sitzung nach Absatz 1 Satz 2 vertritt, erhält für jede  
Sitzung eine zusätzliche Tagegeld- und Fahrtkostenpauschale, deren Höhe 
sich nach Absatz 1 Satz 3 und 4 bemisst, sofern es von seiner Fraktion zur 
Stellvertretung herangezogen wurde und für das stellvertretende Mitglied an 
diesem Tag keine sonstige Anwesenheitspflicht im Landtag bestand.

(4)	� Ein Abzug nach Absatz 1 Satz 6 und Absatz 2 Satz 1 erfolgt nicht
	 1.	� bei Krankheit unter Vorlage einer ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbeschei-

nigung,
	 2.	� im Fall einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen Vorsorge 

oder Rehabilitation,
	 3.	� bei Krankheit eines Kindes, wenn die Beaufsichtigung, Betreuung oder 

Pflege nach ärztlichem Zeugnis erforderlich ist, eine andere im Haushalt 
lebende Person das Kind nicht beaufsichtigen, betreuen oder pflegen 
kann und das Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder  
behindert und auf Hilfe angewiesen ist,

	 4.	� in der gesetzlichen Mutterschutzfrist beziehungsweise in angezeigter  
Elternzeit.

	 Die Präsidentin oder der Präsident kann weitere Ausnahmen zulassen.
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§ 9  
(aufgehoben)

§ 10  
Freifahrtberechtigung
Ein Mitglied des Landtages hat das Recht auf freie Benutzung aller Verkehrsmittel 
der Eisenbahn innerhalb des Freistaates Sachsen, auf Antrag erweitert um die 
Strecke nach Berlin.

§ 11  
Dienstreisekosten 
(1)	 �Ein Mitglied des Landtages erhält Reisekostenvergütung nach dem Sächsi-

schen Reisekostengesetz vom 12. Dezember 2008 (SächsGVBl. S. 866, 
876), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
für Dienstreisen

	 1.	� für den Landtag oder für einen Ausschuss, die vor Antritt der Dienstreise 
von der Präsidentin oder dem Präsidenten genehmigt worden sind,

	 2.	 �anlässlich von mehrtägigen Sitzungen im Sinne des § 8 Absatz 1 Satz 2 
an den Sitzen des Deutschen Bundestages, des Europäischen Parlaments, 
der Europäischen Kommission und sonstigen Organen der Europäischen 
Union sowie an einem Standort einer Einrichtung der vorbenannten  
Organe innerhalb Europas, den Sitzen der deutschen Landesparlamente 
und an den Standorten der Verbindungsbüros und Vertretungen des  
Freistaates Sachsen,

	 3.	� anlässlich von Fraktionssitzungen außerhalb des Sitzungsortes Dresden,
	 4.	� anlässlich von Sitzungen des Landtages außerhalb der Plenarwochen,
	 5.	 �anlässlich von Sitzungen der ständigen Ausschüsse, die zusätzlich zu 

den im Sitzungskalender aufgeführten Sitzungen stattfinden. 
	� Die Reisekostenvergütung für die Teilnahme an Sitzungen am Sitz des Land-

tages erhalten die Mitglieder des Landtages nicht, wenn für sie an diesem 
Tag eine anderweitige Anwesenheitspflicht in einer Sitzung nach § 8 Abs. 1 
Satz 2 besteht. Für Dienstreisen im Auftrag einer Fraktion oder ihrer Gremien, 
die vor Antritt der Reise durch eine Fraktionsvorsitzende beziehungsweise 
einen Fraktionsvorsitzenden oder eine dafür Beauftragte beziehungsweise 
einen dafür Beauftragten genehmigt worden sind, gilt Satz 1 entsprechend; 
die Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend. Die Dienstreisekosten nach Satz 3 
sind aus Mitteln der Fraktionen aufzubringen.

(2)	� Weist ein Mitglied anlässlich einer Reise im Sinne des Absatzes 1 einen Auf-
wand nach, der aus dem Übernachtungsgeld nicht gedeckt werden kann, 
wird der Mehrbetrag im Rahmen der Angemessenheit erstattet. Hierzu er-
lässt die Präsidentin oder der Präsident im Benehmen mit dem Präsidium 
nähere Bestimmungen.

(3)	� Wird bei Reisen nach Absatz 1 der eigene Kraftwagen benutzt, werden 0,30 EUR 
je tatsächlich gefahrenen Kilometer ersetzt. § 6 Abs. 2 und § 10 bleiben un-
berührt.

(4)	� Die Tagegelder sind bei Reisen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Kostenpauschale nach § 6 Abs. 2 abgegolten.
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(5)	� Beruft die Präsidentin oder der Präsident oder ein Ausschussvorsitzender 
mit Genehmigung der Präsidentin oder des Präsidenten eine im Sitzungs-
plan nicht vorgesehene Sitzung ein, sind den teilnehmenden Mitgliedern die 
notwendigen Fahrtkosten zu erstatten, sofern sie einen Aufenthalt außer-
halb des Freistaates Sachsen zur Teilnahme an der Sitzung unterbrechen.

§ 11a  
Mitglieder des Landtages mit Behinderungen 
Für Mitglieder des Landtages, die aufgrund ihrer Behinderung nur unter  
erschwerten Bedingungen ihr Mandat wahrnehmen können, trifft die Präsidentin 
oder der Präsident in Abstimmung mit dem Präsidium besondere Regelungen.

2. Abschnitt – Leistungen nach Ausscheiden  
aus dem Landtag 

§ 12  
Übergangsgeld 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages erhält nach seinem Ausscheiden aus dem Land-

tag Übergangsgeld zur Abdeckung fortlaufender mandatsbedingter Kosten 
und zur Unterstützung der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit. Das 
Übergangsgeld wird monatlich in Höhe der Grundentschädigung nach § 5 
Abs. 1 für jedes Jahr der Mitgliedschaft einen Monat geleistet, höchstens  
jedoch für 18 Monate. Zeiten einer früheren Mitgliedschaft im Landtag, für 
die bereits Übergangsgeld gezahlt worden ist, bleiben unberücksichtigt. 
Eine Mitgliedschaft im Landtag von mehr als einem halben Jahr gilt bei der 
Berechnung nach Satz 2 als volles Jahr.

(1a)	�Die überlebende Ehegattin beziehungsweise der überlebende Ehegatte oder 
die überlebende Partnerin beziehungsweise der überlebende Partner sowie 
die Kinder eines Mitgliedes des Landtages erhalten im Falle des Todes des Mit-
gliedes des Landtages ungeachtet der Dauer der Mitgliedschaft Übergangs-
geld in Höhe von 50 Prozent der Grundentschädigung für die Dauer von zwei 
Monaten, um fortlaufende mandatsbedingte Kosten abzudecken. Soweit 
weitere mandatsbedingte Kosten anfallen, können diese gegen Nachweis er-
setzt werden. 3An wen die Zahlungen zu leisten sind, bestimmt die Präsidentin 
oder der Präsident; sind mehrere Berechtigte vorhanden, ist das Übergangs-
geld in der Regel in der Reihenfolge der Aufzählung in Satz 1 zu gewähren.

(2)	� Ab dem ersten Monat nach dem Ausscheiden aus dem Landtag werden alle 
Erwerbs- und Versorgungseinkünfte bis zu einer Höhe von 50 Prozent auf das 
Übergangsgeld nach Absatz 1 angerechnet; ab dem dritten Monat werden 
sie in voller Höhe angerechnet. Entsprechend angerechnet werden auch das 
Übergangsgeld und die Altersentschädigung, die die oder der Berechtigte 
als ehemaliges Mitglied des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundes-
tages oder der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes erhält. 
Nicht zu den Erwerbs- und Versorgungseinkünften zählen Einkünfte aus  
Kapitalvermögen, aus privatrechtlichen Lebensversicherungs- oder Renten-
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verträgen, aus Vermietung und Verpachtung, Aufwandsentschädigungen, 
soweit sie Aufwendungen abgelten, die einkommensteuerrechtlich als  
Werbungskosten zu berücksichtigen wären, sowie aus ehrenamtlicher Tätig-
keit, soweit für sie steuerliche Freibeträge gelten. Einkünfte

	 1.	� aus ehrenamtlichen Tätigkeiten im Sinne von § 155a des Sächsischen 
Beamtengesetzes vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 971), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Februar 2021 (SächsGVBl. 
S. 318) geändert worden ist,

	 2.	� aus ehrenamtlichen Tätigkeiten im Sinne von § 21 Absatz 2 der Sächsischen 
Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 
(SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezem-
ber 2020 (SächsGVBl. S. 722) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, sowie § 19 Absatz 2 der Sächsischen Landkreisordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 99), 
die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Dezember 2020 (SächsGVBl.  
S. 722) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

	 3.	� aus einer Mitgliedschaft in einem Gesellschaftsorgan gemäß § 98 Absatz 
1 oder 2 der Sächsischen Gemeindeordnung oder § 63 der Sächsischen 
Landkreisordnung in Verbindung mit § 98 Absatz 1 oder 2 der Sächsi-
schen Gemeindeordnung oder in einem entsprechenden Organ

	� werden ab der konstituierenden Sitzung der 7. Wahlperiode nur mit dem  
Betrag angerechnet, der 25 Prozent des Übergangsgeldes nach Absatz 1 
Satz 2 übersteigt.

(3)	� (aufgehoben)
(4)	� Tritt ein ehemaliges Mitglied wieder in den Landtag ein, so ruht der Anspruch 

nach Absatz 1. Der Anspruch ruht auch, solange die oder der ehemalige  
Abgeordnete Entschädigung als Mitglied des Europäischen Parlaments, des 
Deutschen Bundestages oder der gesetzgebenden Körperschaft eines ande-
ren Landes bezieht.

(5)	� Stirbt ein ehemaliges Mitglied, so werden die Leistungen nach Absatz 1 an die 
überlebende Ehegattin beziehungsweise den überlebenden Ehegatten oder 
die überlebende Partnerin beziehungsweise oder den überlebenden Partner 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft sowie die Kinder fortgesetzt oder 
ihnen belassen. Die Zahlung oder Belassung kann an jede Berechtigte oder 
jeden Berechtigten in voller Höhe mit befreiender Wirkung erfolgen.

(6)	� Absatz 1 gilt nicht, wenn das Mitglied die Mitgliedschaft im Landtag infolge 
richterlicher Entscheidung durch Wegfall seiner Wählbarkeit, der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter oder des Mandats verliert. Die Präsidentin 
oder der Präsident kann die Zahlungen aussetzen, wenn ein Verfahren zu 
erwarten ist, das einen Verlust der Mitgliedschaft nach Satz 1 nach sich  
ziehen kann.

§ 13  
Altersvorsorge 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages erhält zur Finanzierung einer freiwilligen Versi-

cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer anderen eigenen 
Altersversorgung einen monatlichen Vorsorgebeitrag nach § 14a.
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(2)	� Anstelle einer Altersvorsorge nach Absatz 1 erhält ein Mitglied des Landtages 
nach seinem Ausscheiden auf Antrag eine Altersentschädigung nach § 14b 
sowie Leistungen nach den §§ 15 bis 19.

(3)	� Der Antrag nach Absatz 2 ist innerhalb von vier Monaten nach Erwerb der 
Mitgliedschaft bei der Präsidentin oder bei dem Präsidenten zu stellen. Die 
Entscheidung ist für die Dauer der Wahlperiode unwiderruflich.

§ 14  
(aufgehoben)

§ 14a  
Vorsorgebeitrag 
(1)	� Der monatliche Vorsorgebeitrag nach § 13 Abs. 1 entspricht für jedes Mitglied 

des Landtages dem Höchstbeitrag für eine freiwillige Versicherung in der  
gesetzlichen allgemeinen Rentenversicherung.

(2)	� Voraussetzung für die Zahlung ist, dass der Beitrag für die Altersversorgung 
der Mitglieder des Landtages und zur Unterstützung ihrer überlebenden Ehe-
gattinnen beziehungsweise Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerinnen 
beziehungsweise Lebenspartner und der Waisen durch eine Rente verwendet 
wird und ein Kapitalwahlrecht vollständig ausgeschlossen ist. Hierfür ist ein 
entsprechender Nachweis nach Maßgabe der Ausführungsbestimmungen, 
die vom Präsidium erlassen werden, zu erbringen.

(3)	� An Mitglieder des Landtages, die die jeweilige Höchstversorgung nach § 13 
Abs. 2, §§ 14b, 40 oder 42 bereits erlangt haben, wird der Vorsorgebeitrag 
nach Absatz 1 nicht ausgezahlt.

(4)	� Der Vorsorgebeitrag wird nicht an Mitglieder des Landtages ausgezahlt,  
solange sie Mitglieder der Staatsregierung sind. Die Zahlung entfällt vom auf 
die Ernennung folgenden Kalendermonat bis zu dem Kalendermonat, in dem 
das Mitglied des Landtages aus der Staatsregierung ausscheidet. Hat das 
Mitglied des Landtages bei seinem Ausscheiden hieraus noch kein Anwart-
schaftsrecht oder noch keinen Anspruch auf Ruhegehalt aus dem Amts
verhältnis erworben, erhält es die ihm nach den Absätzen 1 bis 3 zustehenden 
Vorsorgebeiträge für die Zeit als Mitglied der Staatsregierung nachgezahlt.

(5)	� Für die Mitglieder des Landtages, die keine Ansprüche nach den §§ 14b,  
16 und 19 erworben haben und sich für eine auf einem Vorsorgebeitrag nach 
§ 13 Abs. 1 beruhende Altersversorgung entschieden haben, gelten während 
ihrer Zugehörigkeit zum Landtag § 16 Abs. 1 und 3 sowie § 19 entsprechend. 
Diese Versorgungsleistungen werden auf der Grundlage der Altersentschädi-
gung nach § 14b Absatz 2 berechnet, wobei eine anrechenbare Mitglied-
schaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird. 

§ 14b  
Altersentschädigung 
(1)	� Ein ehemaliges Mitglied des Landtages erhält eine Altersentschädigung 

nach § 13 Abs. 2, sobald es das 67. Lebensjahr vollendet und dem Landtag 
zehn Jahre angehört hat. § 12 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend.

(2)	� Die Altersentschädigung orientiert sich an dem Grundgehaltssatz einer  
Richterin beziehungsweise eines Richters im Freistaat Sachsen in der Besol-
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dungsgruppe R 2 Stufe 6 gemäß der Anlage 5 des Sächsischen Besoldungs-
gesetzes nach § 5 Absatz 1 bis 3. Der Steigerungssatz beträgt ab der 6. Wahl-
periode für jeden vollen Monat der Mitgliedschaft 0,3 Prozent bis zu einem 
Höchstsatz von 70 vom Hundert. Die Altersentschädigung vermindert sich 
um 0,3 vom Hundert für jeden vollen Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme, 
die über Absatz 1 hinausgeht. Die vorzeitige Inanspruchnahme nach Satz 3 
ist zu beantragen. Bei der Bemessung der Höhe der Altersentschädigung  
finden nur Zeiten der Mitgliedschaft Berücksichtigung, in denen kein Anspruch 
auf Vorsorgebeitrag nach § 13 Absatz 1, § 14a bestand.

(3)	� Beim Zusammentreffen von Ansprüchen aus einer auf dem Vorsorgebeitrag 
nach § 13 Abs. 1 beruhenden Altersversorgung und Ansprüchen aus § 13 
Abs. 2, §§ 16, 19, 40 und 42 darf der Betrag der Höchstversorgung nicht 
überschritten werden, den das Mitglied des Landtages bei ausschließlicher 
Anwendung von § 13 Abs. 2, §§ 16, 19, 40 und 42 erlangt hätte. Die Alters-
versorgungsansprüche aus § 13 Abs. 2, §§ 16, 19, 40 und 42 werden in Höhe 
des übersteigenden Betrages gekürzt. Rentenbeträge, die auf darüber hinaus-
gehenden eigenen Beitragsleistungen beruhen, bleiben unberücksichtigt.

§ 15  
Berücksichtigung von sonstigen Zeiten 
(1)	� Zeiten der Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im Deutschen Bundes-

tag, in der ehemaligen Volkskammer in der Zeit zwischen 18. März und  
2. Oktober 1990 und in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes sowie nach der Mitgliedschaft im Landtag abgeleistete Zeiten als di-
rekt gewählte hauptamtliche Bürgermeisterin beziehungsweise haupt
amtlicher Bürgermeister oder Landrätin beziehungsweise Landrat einer  
kommunalen Gebietskörperschaft im Freistaat Sachsen gelten auf Antrag als 
Zeiten der Mitgliedschaft im Sinne des § 14b Absatz 1.

(2)	� Werden durch die Anrechnung von Zeiten im Sinne des Absatzes 1 die  
Voraussetzungen für einen Anspruch nach diesem Gesetz erfüllt, so wird Alter-
sentschädigung gezahlt. Die Höhe der Altersentschädigung bemisst sich für 
jedes Jahr der tatsächlichen Mitgliedschaft im Landtag nach § 14b Absatz 2.

§ 16  
Gesundheitsschäden 
(1)	� Hat ein Mitglied des Landtages während seiner Zugehörigkeit zum Landtag 

ohne sein grobes Verschulden Gesundheitsschäden erlitten, die seine  
Arbeitskraft dauernd und so wesentlich beeinträchtigen, dass es sein Mandat 
und bei seinem Ausscheiden aus dem Landtag die bei seiner Wahl zum 
Landtag ausgeübte oder eine andere zumutbare Tätigkeit nicht mehr aus-
üben kann, so erhält es unabhängig von den in § 14b Abs. 1 vorgesehenen 
Voraussetzungen eine Altersentschädigung. Die Höhe der Altersentschädi-
gung bemisst sich nach § 14b Absatz 2 Satz 1 und 2, wobei mindestens eine 
anrechenbare Mitgliedschaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird. 
Ist der Gesundheitsschaden durch einen Unfall in Ausübung oder infolge des 
Mandats eingetreten, so erhöht sich der Bemessungssatz nach Satz 2 um  
20 Prozent bis höchstens 70 Prozent.
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(2)	� Erleidet ein ehemaliges Mitglied, das unabhängig vom Lebensalter die Vor-
aussetzung der Mitgliedschaftsdauer nach § 14b Absatz 1 erfüllt, Gesund-
heitsschäden im Sinne des Absatzes 1, so erhält es Altersentschädigung, 
deren Höhe sich nach § 14b Absatz 2 Satz 1 und 2 richtet.

(3)	� Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 werden nur auf Antrag und nach Ein-
holung eines amtsärztlichen oder polizeiärztlichen Gutachtens oder eines 
Gutachtens einer beamteten Ärztin oder eines beamteten Arztes oder in Aus-
nahmefällen einer nicht beamteten Fachärztin oder eines nicht beamteten 
Facharztes über den Gesundheitszustand gewährt. Für zurückliegende Zeiten 
werden Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 höchstens für drei Monate vor 
Antragstellung gewährt.

§ 17  
Versorgungsabfindung 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages, das bei seinem Ausscheiden weder eine Anwart-

schaft noch einen Anspruch auf Altersentschädigung nach den § 13 Abs. 2 
und § 16 erworben hat, erhält für die Zeit der Zugehörigkeit zum Landtag auf 
Antrag eine Versorgungsabfindung. Sie wird für jeden angefangenen Monat 
der Mitgliedschaft im Landtag gezahlt und beträgt 70 vom Hundert des für 
diesen Monat jeweils geltenden Höchstbeitrages zur Rentenversicherung der 
Angestellten.

(2)	� Die Möglichkeit der Nachentrichtung von Beiträgen zur gesetzlichen Renten-
versicherung oder in einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung für die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag richtet sich nach § 23 Abs. 3, 
8 und 9 des Abgeordnetengesetzes des Bundes.

(3)	� Anstelle der Versorgungsabfindung nach Absatz 1 wird die Zeit der Mitglied-
schaft im Landtag oder in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes auf Antrag als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und Versorgungs-
rechts der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter berück-
sichtigt.

(4)	� Hat ein ausgeschiedenes Mitglied bis zu seinem Tod keinen Antrag auf  
Versorgungsabfindung gestellt, können seine überlebende Ehegattin bezie-
hungsweise sein überlebender Ehegatte oder die überlebende Partnerin  
beziehungsweise der überlebende Partner einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft oder, soweit solche nicht vorhanden sind, die leiblichen oder die als 
Kind angenommenen Kinder einen Antrag nach Absatz 1 stellen.

(5)	� Zeiten der Mitgliedschaft im Landtag oder diesen nach § 15 Absatz 1 gleich-
gestellte Zeiten, für die nach dieser Vorschrift Ansprüche bestehen und geltend 
gemacht wurden, bleiben bei der Anwendung des § 14 b außer Betracht.

§ 18  
(aufgehoben)

§ 19  
Hinterbliebenenversorgung
(1)	� Die überlebende Ehegattin beziehungsweise der überlebende Ehegatte oder 

die überlebende Partnerin beziehungsweise oder der überlebende Partner 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft eines Mitglieds des Landtages 
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oder ehemaligen Mitglieds des Landtages, das unabhängig vom Lebensalter 
die Voraussetzungen der Mitgliedschaftsdauer nach § 14b Absatz 1 erfüllte, 
erhält als Hinterbliebenenversorgung 55 Prozent der Altersentschädigung, 
deren Höhe sich nach § 14b Absatz 2 bemisst, wobei mindestens eine an
rechenbare Mitgliedschaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird.

(2)	� Die überlebende Ehegattin beziehungsweise der überlebende Ehegatte oder 
die überlebende Partnerin beziehungsweise der überlebende Partner einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft eines Mitglieds, das die Voraussetzung 
des § 14b Abs. 1 nicht erfüllt, erhält eine Hinterbliebenenversorgung, deren 
Höhe sich nach Absatz 1 bemisst.

(3)	� Die Kinder eines Mitglieds oder ehemaligen Mitglieds erhalten unter den  
Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 Waisengeld. Es beträgt für die Voll
waise 20 und für die Halbwaise 12 Prozent der Altersentschädigung, deren 
Höhe sich nach § 14b Absatz 2 bemisst, wobei mindestens eine anrechenbare 
Mitgliedschaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird.

§ 19a  
(aufgehoben)

§ 20  
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 
Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind für die Versorgung  
die für die Landesbeamtinnen und Landesbeamten geltenden Vorschriften sinn
gemäß anzuwenden.

3. Abschnitt – Zuschuss zu den Kosten in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen, Unterstützungen

§ 21  
Zuschuss zu den Kosten bei Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen 
(1)	� Mitglieder des Landtages und Versorgungsempfangende nach diesem  

Gesetz erhalten einen Zuschuss zu den notwendigen Kosten in Krankheits-, 
Pflege-, Geburts- und Todesfällen in sinngemäßer Anwendung der Beihilfe-
vorschriften für Landesbeamtinnen und Landesbeamte, soweit sich ein  
Anspruch auf Beihilfe nicht aus anderen landesrechtlichen oder bundes-
rechtlichen Vorschriften ergibt. Versorgungsempfangende im Sinne dieser 
Vorschrift sind

	 1.	� ehemalige Mitglieder des Landtages
		  a)	� die eine auf dem Versorgungsbeitrag nach § 13 Absatz 1 beruhende 

Rente beziehen und die Voraussetzungen des § 14b Absatz 1 oder  
§ 16 Absatz 2 sinngemäß erfüllen,

		  b)	� die Altersentschädigung nach § 13 Absatz 2 oder § 16 beziehen oder
		  c)	� deren Anspruch auf Altersentschädigung deshalb ruht, weil sie Über-

gangsgeld beziehen,
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	 2.	� Bezieherinnen oder Bezieher von Hinterbliebenenversorgung
		  a)	� nach § 13 Absatz 1, die die Voraussetzungen des § 19 sinngemäß 

erfüllen, oder
		  b)	� nach § 19.
(2)	� Der Zuschuss nach Absatz 1 wird unter den dort genannten Voraussetzungen 

auch für die Dauer des Anspruchs auf Übergangsgeld nach § 12 Abs. 1  
gewährt, mindestens jedoch für die Dauer von sechs Monaten nach dem 
Ausscheiden aus dem Landtag.

(3)	� Anstelle des Zuschusses nach den Absätzen 1 und 2 erhalten die Mitglieder 
des Landtages, Personen, die Übergangsgeld empfangen sowie die Versor-
gungsempfangenden einen Zuschuss zu ihren Krankenversicherungsbeiträgen 
ohne die zu leistenden Zusatzbeiträge, soweit kein Anspruch auf Beihilfe 
oder Zuschuss von dritter Seite besteht. Besteht die Mitgliedschaft aus-
schließlich in einer gesetzlichen Krankenkasse gemäß § 4 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 15 
Absatz 30 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 822) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, ist als Zuschuss die Hälfte des aus  
eigenen Mitteln geleisteten Krankenversicherungsbeitrages zu zahlen. In allen 
übrigen Fällen entspricht der Zuschuss dem eigenen Beihilfebemessungs-
satz der oder des Anspruchsberechtigten, der sich nach Absatz 1 Satz 1  
ergeben würde. Der zu bezuschussende Beitrag entspricht höchstens dem 
nach § 257 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zu 
errechnenden durchschnittlichen Höchstbeitrag der gesetzlichen Kranken-
versicherung ohne Zusatzbeitrag.

(4)	� Der Anspruch auf den Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen nach 
Absatz 3 schließt den Anspruch auf den Zuschuss in Höhe der Hälfte des aus 
eigenen Mitteln geleisteten Pflegeversicherungsbeitrages ohne die zu leisten-
den Sonderbeiträge für die aktiven Abgeordneten und die Übergangsgeld
empfangenden ein, höchstens jedoch die Hälfte des Höchstbeitrages der 
sozialen Pflegeversicherung ohne deren Sonderbeiträge.

(5)	� Die Entscheidung darüber, ob das Mitglied des Landtages anstelle der Leis-
tungen nach den Absätzen 1 und 2 den Zuschuss nach Absatz 3 in Anspruch 
nehmen will, ist innerhalb von vier Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft 
der Präsidentin oder dem Präsidenten mitzuteilen; die Entscheidung ist für 
die Dauer der Wahlperiode unwiderruflich. Versorgungsempfangende nach  
§ 13 Abs. 1 haben die Entscheidung ab Gewährung der Rente zu treffen und 
den entsprechenden Zuschuss bei der Präsidentin oder dem Präsidenten zu 
beantragen; dieser wird rückwirkend höchstens für drei Monate ab Antrag-
stellung gewährt. Versorgungsempfangende nach § 13 Abs. 2 haben die Ent-
scheidung innerhalb von vier Monaten nach Zustellung des Versorgungs
bescheides der Präsidentin oder dem Präsidenten mitzuteilen. Die Entscheidung 
nach Satz 2 und 3 ist bindend. In besonderen Ausnahmefällen kann die  
Präsidentin oder der Präsident eine Ausnahme von den Regelungen des  
Satzes 1 Halbsatz 2 und des Satzes 4 zulassen.
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§ 22  
Unfallversicherung und Unterstützungen 
(1)	� Die Mitglieder des Landtages werden von der Präsidentin oder dem Präsiden-

ten durch den Abschluss einer Gruppenunfallversicherung gegen die Folgen 
eines Unfalls in Ausübung oder infolge des Mandats versichert. Die Versiche-
rung umfasst Ansprüche der Abgeordneten gegen den Versicherer auf eine 
Invaliditätsentschädigung. Den Inhalt des Versicherungsvertrages bestimmt 
die Präsidentin oder der Präsident im Benehmen mit dem Präsidium.

(2)	� Erleiden Abgeordnete in Ausübung ihres Mandates einen Unfall, so kann  
ihnen der daraus entstandene Schaden in entsprechender Anwendung des  
§ 81 des Sächsischen Beamtengesetzes (SächsBG) vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970, 971), in der jeweils geltenden Fassung, erstattet werden. 
Über die Ersatzleistung entscheidet die Präsidentin oder der Präsident.

(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident kann in besonderen wirtschaftlichen  
Notfällen einem Mitglied des Landtages einmalige Unterstützungen, einem 
ausgeschiedenen Mitglied und dessen Hinterbliebenen einmalige Unterstüt-
zungen und laufende Unterhaltszuschüsse gewähren. 

(4)	 �Einem Mitglied des Landtages kann in besonderen Ausnahmefällen für Auf-
wendungen zur Beseitigung von Schäden, die durch strafbare, im Zusammen-
hang mit dem Mandat stehende Handlungen, die sich gegen sein Abgeord-
netenbüro, seine Privatwohnung oder sein Kraftfahrzeug richten, auf Antrag 
eine finanzielle Unterstützungsleistung gewährt werden. Hat das Landes
kriminalamt Sachsen in einem derartigen Zusammenhang im Ergebnis einer 
im Einzelfall durchgeführten Gefährdungsbewertung eine Gefährdung mindes-
tens im Bereich des Wahrscheinlichen festgestellt, ohne dass eine konkrete 
Gefährdungseinstufung erfolgt ist, kann auf Antrag und gegen entsprechen-
den Nachweis für einen erhöhten Grundschutz ein Betrag bis zu 15 000 Euro 
gewährt werden. Voraussetzung hierfür ist eine vorherige polizeiliche  
baulich-technische Sicherheitsberatung mit diesbezüglichen Empfehlungen. 
Die Entscheidung hierüber trifft das Präsidium. Das Nähere regeln die vom 
Präsidium zu erlassenden Ausführungsbestimmungen.

4. Abschnitt – Anrechnung beim Zusammentreffen 
mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen 

§ 23  
Anrechnung beim Zusammentreffen mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen 
(1)	� Hat ein Mitglied des Landtages neben der Grundentschädigung nach § 5  

Anspruch auf Einkommen aus einem Amtsverhältnis, so wird die Grund
entschädigung um 50 vom Hundert gekürzt; der Kürzungsbetrag darf jedoch 
30 vom Hundert des Einkommens nicht übersteigen. Die Grundentschädi-
gung ruht, solange und soweit Entschädigung nach dem Abgeordneten
gesetz für das Europäische Parlament, des Bundes oder eines anderen Landes 
gezahlt wird.
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(2)	 �Versorgungsansprüche aus einem Amtsverhältnis oder aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst und Ansprüche auf Altersgeld nach den Bestimmungen 
des Abschnitts 3 Unterabschnitt 1 des Sächsischen Beamtenversorgungs
gesetzes (SächsBeamtVG) vom 6. Juli 2023 (SächsGVBl. S. 467, 510), in der 
jeweils geltenden Fassung, ruhen neben der Grundentschädigung nach § 5 
zu 50 vom Hundert, höchstens jedoch zu 75 vom Hundert der Grundentschä-
digung nach § 5 Abs. 1. Die Grundentschädigung nach § 5 ruht um den Betrag, 
um welchen nach Satz 1 die Versorgungsbezüge ruhen würden, wenn neben 
dieser Entschädigung

	 1. 	� Renten im Sinne des § 74 Abs. 1 Satz 2 SächsBeamtVG mit Ausnahme 
von Renten aus einer freiwilligen Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 
Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) – Gesetzliche 
Rentenversicherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836, 3849) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung; § 74 Abs. 3 und 4 SächsBeamtVG 
gilt entsprechend, 

	 2.	� Versorgungsbezüge oder dem Altersgeld entsprechende Leistungen aus 
einem Amtsverhältnis zum Bund oder zu einem anderen Land,

	 3.	 �Versorgungsbezüge aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst im  
Bereich des Bundes oder eines anderen Landes oder

	 4.	� Versorgungsbezüge aus einer Mitgliedschaft im Europäischen Parlament 
gewährt werden.

(3)	� Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen neben dem Einkommen 
aus einem Amtsverhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen Dienst zu 
50 vom Hundert des Betrages, um den sie und das Einkommen die Grund
entschädigung nach § 5 übersteigen.

(4)	� Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen neben
	 1. 	� Versorgungsbezügen aus einem Amtsverhältnis,
	 2.	� Versorgungsbezügen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst,
	 3. �	 Altersgeld nach den Bestimmungen des Abschnitts 3, Unterabschnitt 1 

SächsBeamtVG oder dem Altersgeld entsprechenden Leistungen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst im Bereich des Bundes oder eines  
anderen Landes und

	 4.	� Renten im Sinne des § 74 Abs. 1 Satz 2 SächsBeamtVG mit Ausnahme 
von Renten aus einer freiwilligen Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 
Abs. 2 SGB VI; § 74 Abs. 3 bis 5 und 9 SächsBeamtVG gilt entsprechend,

	� zu 50 vom Hundert des Betrages, um den sie und die in Nummern 1 bis 4 
genannten Leistungen die Grundentschädigung nach § 5 übersteigen.

(5)	� Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen neben dem Übergangs-
geld, das ein ehemaliges Mitglied des Europäischen Parlaments bezieht,  
zu 50 vom Hundert des Betrages, um den sie und das Übergangsgeld die 
Grundentschädigung nach § 5 übersteigen.

(6)	 �Die in § 29 des Abgeordnetengesetzes des Bundes enthaltenen zusätzlichen 
Regelungen gelten sinngemäß.
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5. Abschnitt – Gemeinsame Vorschriften

§ 24  
(aufgehoben)

§ 25  
Verzicht, Übertragbarkeit, Nichtanrechenbarkeit 
(1)	� Ein Verzicht auf die Grundentschädigung nach § 5 und auf die Aufwands

entschädigung nach § 6 ist unzulässig. Die Ansprüche aus § 6 sind nicht 
übertragbar. Die Ansprüche auf Grundentschädigung und auf Übergangs-
geld nach § 12 sind nur zur Hälfte übertragbar. Im Übrigen gelten die Vor-
schriften der §§ 850 ff. der Zivilprozessordnung.

(2)	 �Die nach diesem Gesetz gewährten Leistungen bleiben unberücksichtigt,  
sofern und soweit die Leistungen einer betrieblichen Altersversorgung von 
anderen Einkommen abhängig sind.

§ 26  
Beginn und Ende der Ansprüche, Zahlungsvorschriften 
(1)	� Die Mitglieder des Landtages erhalten die Leistungen nach den §§ 5, 6, 13 

Abs. 1 und § 21 vom Ersten des Monats, in dem der Landtag zusammentritt, 
frühestens jedoch vom Ersten des Monats, in dem die Annahme der Wahl 
erfolgt.

(2)	� Ausscheidende Mitglieder erhalten die Leistungen nach den §§ 5, 13 Absatz 1 
und § 21 bis zum Ende des Monats, in dem die Mitgliedschaft endet, und die 
Aufwandsentschädigung nach § 6 bis zum Ende des darauf folgenden Monats. 
Absatz 3 bleibt unberührt.

(3)	� Die Aufwendungen für die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
werden ab dem Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag bis zum Ende des Monats 
ersetzt, in dem die Wahlperiode endet. Scheidet ein Mitglied des Landtages 
während der Wahlperiode aus, werden die Aufwendungen für die Beschäftigung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern längstens bis zum Ende des fünften 
Monats nach dem Monat des Ausscheidens ersetzt, soweit nicht das Arbeits-
verhältnis zu einem früheren Zeitpunkt beendet werden kann.

(4)	� Die Altersentschädigung wird vom Ersten des Monats, in welchem das an-
spruchsbegründete Ereignis eintritt, bis zum Ablauf des Monats gewährt,  
in dem die oder der Berechtigte stirbt. 

(5)	� Die Altersentschädigung ruht während der Zeit, für die Übergangsgeld bezo-
gen wird. Die Altersentschädigung ruht ferner bei einem späteren Wieder
eintritt in den Landtag für die Dauer der Mitgliedschaft.

(6)	� Die Grundentschädigung nach § 5, die Aufwandsentschädigung nach § 6 
und die Leistungen nach den §§ 12 bis 21 werden monatlich im Voraus ge-
zahlt. Ist nur ein Teil zu leisten, so wird für jeden Kalendertag ein Dreißigstel 
gezahlt.

(7)	� Die Absätze 1 und 2 sind auf den Erwerb und den Verlust von Funktionen, für 
die Entschädigungen nach den §§ 5 oder 6 gezahlt werden, entsprechend 
anzuwenden.
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§ 27  
Aufrundung 
Die Leistungen des Zweiten und Dritten Abschnitts werden auf volle Euro aufge-
rundet. Dies gilt nicht für den Vorsorgebeitrag nach § 14a Abs. 1.

§ 27a  
Erlöschen und Entziehung von Versorgungsansprüchen 
(1)	� Der Anspruch auf Altersentschädigung nach diesem Gesetz erlischt, wenn 

das Mitglied oder das ehemalige Mitglied seine Mitgliedschaft im Landtag 
infolge richterlicher Entscheidung durch Wegfall seiner Wählbarkeit oder der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verliert oder verlieren würde.  
Für die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag gilt § 17.

(2)	� Die als Mitglied des Landtages erworbenen Ansprüche auf Übergangsgeld, 
Altersentschädigung nach § 13 Abs. 2 und Versorgungsabfindung nach § 17 
können in einem Verfahren auf Aberkennung des Mandats durch Urteil des 
Verfassungsgerichtshofes ganz oder teilweise entzogen werden.

(3)	 �Die Entziehung umfasst auch die Hinterbliebenenversorgung, soweit der  
Verfassungsgerichtshof nichts anderes bestimmt.
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Dritter Teil –  
Angehörige des öffentlichen Dienstes im Landtag

§ 28
Die Rechtsstellung von Abgeordneten mit einem mit dem Mandat unvereinbaren 
Amt richtet sich nach §§ 29 bis 36, diejenige von Abgeordneten mit einem mit 
dem Mandat vereinbaren Amt nach §§ 37 bis 39.

1. Abschnitt – Abgeordnete mit einem  
mit dem Mandat unvereinbaren Amt 

§ 29  
Unvereinbare Ämter 
(1)	� Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen können nicht Abgeordnete sein, 

wenn sie
	 a)	� bei einer obersten, oberen oder mittleren Landesbehörde von der Amts-

bezeichnung Amtfrau oder Amtmann an aufwärts oder
	 b)	 �als Staatsanwältin beziehungsweise Staatsanwalt oder Amtsanwältin 

beziehungsweise Amtsanwalt im Landesdienst
	� planmäßig angestellt sind. Für die Rechtsstellung der in Satz 1 genannten 

Personen gelten die §§ 30 bis 34.
(2)	 �Für die in den Landtag gewählten Richterinnen und Richter gelten die §§ 30 

bis 32 und § 34 entsprechend.
(3)	 �Absatz 1 Satz 1 gilt sinngemäß für Angestellte des öffentlichen Dienstes  

sowie für Angestellte, Geschäftsführende und Vorstandsmitglieder von juris-
tischen Personen oder sonstigen Organisationen des öffentlichen oder  
privaten Rechts, an denen der Freistaat Sachsen mit mehr als 50 Prozent 
beteiligt ist; eine Beteiligung am Stimmrecht genügt.

(4)	� Hauptberufliche kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte können nicht 
Abgeordnete sein.

§ 30  
Ruhen der Rechte und Pflichten aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
(1)	 �In den Landtag gewählte Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen scheiden 

mit der Annahme der Wahl aus ihrem Amt aus. Die Rechte und Pflichten aus 
dem Dienstverhältnis ruhen vom Tag der Annahme der Wahl für die Dauer der 
Mitgliedschaft mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des 
Verbots der Annahme von Belohnungen und Geschenken. Beamtinnen und 
Beamte haben das Recht, die bisherige Amts- und Dienstbezeichnung mit 
dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) zu führen. Bei unfallverletzten Beamtinnen 
und Beamten bleiben die Ansprüche auf das Heilverfahren und einen  
Unfallausgleich unberührt. Satz 2 gilt längstens bis zum Eintritt oder bis zur 
Versetzung in den Ruhestand.
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(2)	� Für in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamtinnen und Beamte gilt 
Absatz 1 längstens bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung in den dauernden 
Ruhestand sinngemäß.

(3)	� In den Landtag gewählten Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vor
bereitungsdienst ist auf Antrag Urlaub ohne Bezüge zu gewähren. Erfolgt 
nach Bestehen der Laufbahnprüfung die Ernennung zur Beamtin oder zum 
Beamten auf Probe, ruhen die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 
nach Absatz 1 von dem Tag an, mit dem die Ernennung wirksam wird.

§ 31  
Wiederverwendung nach Beendigung des Mandats 
(1)	� Nach der Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ruhen die in dem 

Dienstverhältnis einer Beamtin oder eines Beamten begründeten Rechte und 
Pflichten für längstens weitere sechs Monate. Beamtinnen und Beamte sind 
auf Antrag, der binnen drei Monaten nach Beendigung der Mitgliedschaft zu 
stellen ist, spätestens drei Monate nach der Antragstellung wieder in das 
frühere Dienstverhältnis zurückzuführen. Das zu übertragende Amt muss 
derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehören wie das zuletzt  
bekleidete Amt und mit mindestens demselben Endgrundgehalt ausgestattet 
sein. Vom Tag der Antragstellung an erhält sie oder er die Dienstbezüge des 
zuletzt bekleideten Amtes.

(2)	� Stellt die Beamtin oder der Beamte nicht binnen drei Monaten seit der Beendi-
gung der Mitgliedschaft im Landtag einen Antrag nach Absatz 1, so ruhen die 
in dem Dienstverhältnis begründeten Rechte und Pflichten (§ 30 Abs. 1) weiter 
bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung in den Ruhestand. Die oberste 
Dienstbehörde kann die Beamtin oder den Beamten jedoch, wenn sie oder 
er weder dem Landtag mindestens zwei Wahlperioden lang angehört noch 
bei Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag das 55. Lebensjahr vollendet 
hat, unter Übertragung eines Amtes im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 wieder in 
das frühere Dienstverhältnis zurückführen; wird die Rückführung abgelehnt 
oder ihr nicht gefolgt, ist die Beamtin oder der Beamte entlassen. Satz 2 ist 
nicht anzuwenden, wenn die Beamtin oder der Beamte während der Dauer 
ihrer beziehungsweise seiner Mitgliedschaft im Landtag Mitglied der Staats-
regierung gewesen ist.

§ 32  
Dienstzeiten im öffentlichen Dienst 
(1)	 �Die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag gilt unbeschadet der Regelung des  

§ 17 Abs. 3 nicht als Dienstzeit im Sinne des Versorgungsrechts. Das Gleiche 
gilt für die Zeit nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag, wenn die 
Beamtin oder der Beamte nicht nach § 31 in das frühere Dienstverhältnis 
zurückgeführt wird. Satz 2 ist nicht anzuwenden, wenn ein Antrag nach § 31 
Abs. 1 Satz 2 gestellt wird.

(2)	 �Nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitglied-
schaft auf laufbahnrechtliche Dienstzeiten, mit Ausnahme der Probezeit, 
anzurechnen.
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§ 33  
Entlassung 
Beamtinnen oder Beamte, die in ein mit dem Mandat unvereinbares Amt berufen 
werden, sind zu entlassen, wenn sie zur Zeit der Ernennung Mitglied des Land
tages waren und nicht innerhalb der von der obersten Dienstbehörde zu bestim-
menden angemessenen Frist ihr Mandat niederlegen.

§ 34  
Beförderungsverbot 
Legt eine Beamtin oder ein Beamter ihr beziehungsweise sein Mandat nieder 
und bewirbt sie beziehungsweise er sich zur gleichen Zeit erneut um einen Sitz 
im Landtag, in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Bundeslandes, 
im Deutschen Bundestag oder im Europäischen Parlament, so ist in der Zeit  
zwischen der Mandatsniederlegung und der Wahl die Übertragung eines anderen 
Amtes mit höherem Endgrundgehalt und die Übertragung eines anderen Amtes 
beim Wechsel der Laufbahngruppe nicht zulässig. Satz 1 gilt entsprechend für 
die Zeit zwischen dem Tage der Wahl und der Annahme des Mandats sowie für 
die Zeit zwischen zwei Wahlperioden.

§ 35  
Beamte auf Zeit 
(1)	� Die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis einer Beamtin oder eines 

Beamten auf Zeit ruhen längstens bis zum Ablauf der Amtszeit.
(2)	� Fällt bei einer Beamtin oder einem Beamten auf Zeit der Ablauf der Amtszeit 

auf einen Zeitpunkt nach dem Ausscheiden aus dem Landtag, so gilt die 
Amtszeit zu diesem Zeitpunkt insgesamt als abgeleistet. Kehrt die Beamtin 
oder der Beamte auf Zeit in der Zeit zwischen dem Ausscheiden aus dem 
Landtag und dem Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit in ein Beamtenverhältnis 
zurück, so kann die Dienstzeit nur einmal berücksichtigt werden.

(3)	 �§ 31 gilt nicht für Beamtinnen und Beamte auf Zeit. 
(4)	� Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für in die gesetzgebende Körperschaft 

eines anderen Bundeslandes, den Deutschen Bundestag oder das Europäische 
Parlament gewählte Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit.

§ 36  
Angestellte des öffentlichen Dienstes und Bedienstete verwandter Einrichtungen, 
Bedienstete in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes 
(1)	 �Die §§ 30 bis 35 gelten für die in § 29 Abs. 3 Genannten sinngemäß. Nach 

Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitgliedschaft auf 
Dienst- und Beschäftigungszeiten anzurechnen; im Rahmen einer bestehen-
den zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung gilt dies nur im  
Hinblick auf Vorschriften, die die Anwartschaft oder den Anspruch dem  
Grunde nach regeln.

(2)	 �§ 17 Abs. 3, §§ 30 bis 32, § 34 und § 35 Abs. 1 bis 3 gelten auch für Beam-
tinnen und Beamte, die der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes angehören, sofern das Amt kraft Gesetzes mit dem Mandat in dem 
anderen Land unvereinbar ist. § 17 Abs. 3, § 30 Abs. 1 sowie §§ 31, 32  
und 34 gelten auch für Richterinnen und Richter, die der gesetzgebenden  
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Körperschaft eines anderen Landes angehören, Absatz 1 Satz 2, § 17 Abs. 3 
sowie § 30 Abs. 1, §§ 31, 32, 34 und 35 Abs. 1 bis 3 gelten für die in § 29 
Abs. 3 Genannten sinngemäß, die der gesetzgebenden Körperschaft eines 
anderen Landes angehören, sofern das Beschäftigungsverhältnis kraft  
Gesetzes mit dem Mandat in dem anderen Land unvereinbar ist.

2. Abschnitt – Abgeordnete mit einem  
mit dem Mandat vereinbaren Amt 

§ 37  
Freistellung, Höchstbezüge 
(1)	 �In den Landtag gewählte Beamtinnen und Beamte, deren Rechte und Pflichten 

aus dem Dienstverhältnis nicht nach § 30 ruhen, ist zur Ausübung des Mandats 
auf Antrag

	 1.	� die Arbeitszeit bis auf 30 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit zu ermäßigen 
oder

	 2.	� ein Urlaub ohne Besoldung zu gewähren.
	� Wird Beamtinnen oder Beamten nach Satz 1 Nummer 2 Urlaub ohne Besol-

dung gewährt, sind § 32 Absatz 1 und 2 sowie § 17 Absatz 3 sinngemäß  
anzuwenden.

(2)	� In den Landtag gewählte Beamtinnen und Beamte im Sinne des Absatzes 1 
erhalten höchstens 50 Prozent der von ihnen zu beanspruchenden Dienst
bezüge.

§ 38  
Ausscheiden aus dem Parlament 
Wird Beamtinnen beziehungsweise Beamten die Arbeitszeit nach § 37 Abs. 1  
Nr. 1 ermäßigt und haben sie bei ihrem Ausscheiden aus dem Landtag weder 
eine Anwartschaft noch einen Anspruch auf Altersentschädigung nach § 13 Abs. 2, 
§§ 14b bis 16 erworben, gilt § 17 Abs. 3 mit der Maßgabe, dass die Dienstzeit in 
vollem Umfang ruhegehaltsfähig ist.

§ 39  
Angehörige des öffentlichen Dienstes und Bedienstete verwandter Einrichtungen, 
Bedienstete in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes 
(1)	� § 37 gilt sinngemäß für die anderen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

sowie die Bediensteten der juristischen Personen und Organisationen im 
Sinne des § 29 Abs. 3, deren Rechte und Pflichten nicht nach § 30 oder § 36 
Abs. 1 ruhen. Für die Nachentrichtung von Beiträgen zur gesetzlichen  
Rentenversicherung oder zu einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung gilt § 17 Abs. 2 entsprechend.

(2)	� Die Rechtsstellung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes sowie der  
Bediensteten der juristischen Personen und Organisationen im Sinne des  
§ 29 Abs. 3, die der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes  
angehören und deren Rechte und Pflichten aus dem Dienst- oder Beschäfti-
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gungsverhältnis nicht ruhen, richtet sich nach den für vergleichbare Be-
dienstete dieses Landes geltenden Vorschriften. In Ermangelung solcher 
Vorschriften sind Absatz 1 Satz 2 sowie § 37 anzuwenden.
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Vierter Teil –  
Übergangsregelungen, In-Kraft-Treten 

§ 40  
Übergangsregelungen zum Zweiten Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes 
(1)	� Die Leistungen nach Ausscheiden aus dem Landtag an die derzeitigen und 

künftigen ehemaligen Mitglieder des Landtages sowie deren Hinterbliebenen 
richten sich nach den Regelungen des Abgeordnetengesetzes in der bis zum 
In-Kraft-Treten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes vom 9. September 2005 
(SächsGVBl. S. 262) geltenden Fassung mit Ausnahme des § 18, sofern die 
jeweils erforderlichen Mindestzeiträume bis zum Ende der 4. Wahlperiode 
des Sächsischen Landtages erfüllt sind. Für die Altersversorgung der Mit
glieder des Landtages der 2. bis 4. Wahlperiode, bei denen dies nicht der Fall 
ist, gilt § 13 in der bis zum Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes vom 
9. September 2005 (SächsGVBl. S. 262) geltenden Fassung fort. Für An
sprüche nach Satz 2 betragen die Steigerungssätze für jedes Jahr der Mit-
gliedschaft bis zum Ende der 4. Wahlperiode 4,375 vom Hundert und in der 
5. Wahlperiode 3,5 vom Hundert. § 21 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden.

(2)	� Ab der ersten nach dem In-Kraft-Treten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes fol-
genden Anpassung der Grundentschädigung wird der der Berechnung der 
Altersentschädigung zugrunde liegende Bemessungssatz, sofern dieser grö-
ßer als 70 vom Hundert ist, anlässlich jeder weiteren Erhöhung der Grund-
entschädigung jeweils um 0,5 vom Hundert bis zum Erreichen von 70 vom 
Hundert gekürzt.

§ 41  
Übergangsregelungen zum Gesetz begleitender Regelungen zum Doppelhaushalt 
2015/2016 (Haushaltsbegleitgesetz 2015/2016 – HBG 2015/2016) 
(1)	 �§ 14b Absatz 2 gilt für die Mitglieder des Landtages, die in der 5. Wahlperiode 

erstmals dem Landtag angehörten, mit der Maßgabe, dass der Steigerungs-
satz für jedes Jahr der Mitgliedschaft in der 5. Wahlperiode 3,0 vom Hundert 
beträgt.

(2)	� Mitglieder des Landtages, für die in der 6. Wahlperiode Anspruch auf Vor
sorgebeitrag nach § 13 Absatz 1, § 14a besteht, erhalten auf Antrag eine Ver-
sorgung nach § 13 Absatz 2, §§ 14b bis 19. Der Antrag ist bis zum 31. Juli 2015 
beim Präsidenten zu stellen. Der Anspruch nach Satz 1 besteht ab dem Ersten 
des auf die Antragstellung folgenden Monats und kann gegen Erstattung  
bereits ausgezahlter Vorsorgebeiträge rückwirkend für den Zeitraum bis zum 
Beginn der 6. Wahlperiode geltend gemacht werden.
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§ 42  
Altersentschädigung in besonderen Fällen 
Ein Mitglied des Landtages, das vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in den Land-
tag gewählt worden ist oder in der bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes laufenden 
Wahlperiode in den Landtag eintritt, erhält nach seinem Ausscheiden eine  
Altersentschädigung, sobald es das 53. Lebensjahr vollendet und dem Landtag 
drei Jahre angehört hat. Die Altersentschädigung beträgt 25 vom Hundert der 
Grundentschädigung nach § 5 und erhöht sich für jedes weitere Jahr der Mitglied-
schaft im Landtag bis zum 13. Jahr um fünf vom Hundert. § 12 Abs. 1 Satz 4 und 
die §§ 15, 17, 23 und 27 finden entsprechende Anwendung. Die §§ 16 und 19 
gelten mit der Maßgabe, dass ab einer Mitgliedschaftsdauer im Landtag von fünf 
Jahren für die Bestimmung der Höhe der Altersentschädigung § 42 Satz 2 Anwen-
dung findet. § 40 findet Anwendung.

§ 43  
Anwendung der Beihilfevorschriften des Bundes 
Bis zum In-Kraft-Treten von Beihilfevorschriften für Landesbeamte werden die 
Beihilfevorschriften für Bundesbeamte sinngemäß angewendet.

§ 44  
Verschwiegenheitspflicht und Aussagegenehmigung
(1)	� Die Mitglieder des Landtages dürfen, auch nach Beendigung des Mandats, 

ohne Genehmigung weder vor Gericht noch außergerichtlich Aussagen oder 
Erklärungen abgeben über Angelegenheiten, die auf Grund eines Gesetzes 
oder nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung des Sächsischen Land-
tages der Verschwiegenheitspflicht unterliegen.

(2)	� Die Genehmigung erteilt die Präsidentin oder der Präsident. Sind Stellen außer-
halb des Landtages an der Entstehung der geheim zu haltenden Angelegen-
heiten beteiligt gewesen, kann die Genehmigung nur im Einvernehmen mit 
ihnen erteilt werden.

(3)	� Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die Aussage oder Erklärung 
dem Wohl des Freistaates Sachsen, des Bundes oder eines anderen Bundes-
landes Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich 
gefährden oder erheblich erschweren würde.

§ 44a  
(aufgehoben)

§ 45  
Übergangsregelungen zum Zwölften Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes 
(1)	� Für am 25. Januar 2008 bereits ausgeschiedene Mitglieder des Sächsischen 

Landtages wird, soweit für sie zu diesem Zeitpunkt bereits nach den §§ 40 
und 42 ein Anspruch auf Altersentschädigung besteht, die Zeit der Wahrneh-
mung der Ämter nach § 5 Abs. 3 bei der Berechnung der Altersentschädigung 
in dem Zeitraum vom Tage des Inkrafttretens des Elften Gesetzes zur Ände-
rung des Abgeordnetengesetzes vom 15. November 2007 (SächsGVBl. S. 518) 
bis einschließlich des auf den Tag der Verkündung des Zwölften Gesetzes zur 
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Änderung des Abgeordnetengesetzes folgenden Monats nach den Rege
lungen des Abgeordnetengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Juli 2000 (SächsGVBl. S. 326), zuletzt geändert durch das Elfte Gesetz zur 
Änderung des Abgeordnetengesetzes vom 15. November 2007 (SächsGVBl. 
S. 518), berechnet. 

(2)	� Die Wahrnehmung der Ämter des Präsidenten und seiner Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter bis einschließlich der 4. Wahlperiode wird abweichend 
von § 14b bei der Berechnung der Altersentschädigung nach dem bis zum 
30. November 2007 geltenden Recht berücksichtigt.

§ 45a  
Übergangsregelungen zum Dreizehnten Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes 
(1)	� Das Versorgungswerk der Mitglieder des Sächsischen Landtages, das auf-

grund des Elften Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes vom  
15. November 2007 (SächsGVBl. S. 518) errichtet wurde, wird mit dem Tage 
des Inkrafttretens des Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Sächsischen Landtages vom 
14. Dezember 2010 (SächsGVBl. S. 334) aufgelöst. Der Freistaat Sachsen 
tritt zu diesem Zeitpunkt in die Rechte und Pflichten des Versorgungswerkes 
ein. Die Kosten der Abwicklung des Versorgungswerkes trägt der Freistaat 
Sachsen.

(2)	� Die Mitglieder des aufgelösten Versorgungswerkes erhalten rückwirkend ab 
dem Beginn ihrer Mitgliedschaft im Landtag einen Vorsorgebeitrag nach § 13 
Abs. 1, § 14a. Mitgliedern, die sich für eine freiwillige Versicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung entscheiden, wird für den Zeitraum ab dem 
Beginn ihrer Mitgliedschaft im Landtag bis zum 31. Dezember 2009 ein Betrag 
in Höhe des entsprechenden Höchstbeitrages für eine freiwillige Versicherung 
in der gesetzlichen allgemeinen Rentenversicherung ausgezahlt, soweit sie 
nicht eine Leistung nach Satz 1 erhalten.

(3)	� Anstelle des Anspruchs nach Absatz 2 erhalten die Mitglieder des aufgelösten 
Versorgungswerkes sowie deren Hinterbliebene auf Antrag rückwirkend ab 
dem Beginn ihrer Mitgliedschaft im Landtag eine Versorgung nach den § 13 
Abs. 2, §§ 14b bis 19. Der Antrag ist bis zum 31. März 2011 beim Präsidenten 
zu stellen.

(4)	� Mitglieder des Landtages, die § 40 oder § 42 unterfallen und die jeweilige 
Höchstversorgung noch nicht erlangt haben, können anstelle einer Altersver-
sorgung nach § 40 oder § 42 eine solche nach § 13 Abs. 1, § 14a beantragen. 
Der Antrag ist bis zum 31. März 2011 beim Präsidenten zu stellen. Der An-
spruch auf Zahlung des Vorsorgebeitrags nach Maßgabe des § 14a besteht 
frühestens ab dem Ersten des Monats der Antragstellung.

(5)	� Beim Zusammentreffen von Ansprüchen auf Übergangsgeld nach § 40 und 
einer auf dem Vorsorgebeitrag nach § 13 Abs. 1 beruhenden Altersver
sorgung darf der Betrag des Übergangsgeldes nach § 12 Abs. 1 nicht über-
schritten werden. Das Übergangsgeld wird in Höhe des übersteigenden  
Betrages gekürzt. Rentenbeträge, die auf darüber hinausgehenden eigenen 
Beitragszahlungen beruhen, bleiben unberücksichtigt.
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§ 45b  
Übergangsregelung zum Fünfzehnten Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes
(1)	 �Für Mitglieder, die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Fünfzehnten  

Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes vom 14. Juli 2021  
(SächsGVBl. S. 702) am 1. Juni 2021 dem Landtag angehört haben, ist § 14 b 
Absatz 1 Satz 2 des Abgeordnetengesetzes in der Fassung der Bekannt
machung vom 4. Juli 2000 (SächsGVBl. S. 326), das durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, in 
seiner bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2)	 �Die Berechnung der Altersentschädigung nach § 14 b Absatz 2 in Verbindung 
mit § 5 Absatz 2 gilt für Mitglieder des Landtages ab Beginn der 7. Wahlperiode, 
wobei die Bemessung anteilig ab der 7. Wahlperiode erfolgt.

§ 46  
Erstattung von Beiträgen zur Rentenversicherung 
Einem Mitglied des Landtages werden für die Zeit vom 15. Oktober 1990 bis zum 
31. Dezember 1991 zu leistende Beiträge zur Rentenversicherung erstattet, sofern 
sie nicht ein neben dem Mandat bestehendes Arbeitsverhältnis betreffen.

§ 47  
In-Kraft-Treten
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Anlage I

Name, Adresse, Geburtsdatum, Beschäftigung, Arbeitgeber
Persönliche Erklärung

1.	 Waren Sie offizieller oder inoffizieller Mitarbeiter 
	 a)	 des Ministeriums für Staatssicherheit 
	 b)	 des Amtes für Nationale Sicherheit?
	 Wenn ja: 
	� –	 welcher Art war diese Tätigkeit (auch nebenamtlich)?
	 –	 von welcher Dauer war die Tätigkeit? 

2.	� Ich bin damit einverstanden, dass diese von mir abgegebene Erklärung zur 
Überprüfung der unter Ziffer 1 gemachten Angaben bei dem Sonderbeauf-
tragten der Bundesregierung für die personenbezogenen Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR verwendet wird. 

3.	� Anschriften der letzten 10 Jahre: 

Hiermit versichere ich, dass die Angaben wahrheitsgemäß und vollständig sind.

Ort, Datum			  Unterschrift

78



Gesetz über die Wahlen zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlgesetz – SächsWahlG) 

Gesetz über die Wahlen 
zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlgesetz – 
SächsWahlG)

79



Gesetz über die Wahlen  
zum Sächsischen Landtag  
(Sächsisches Wahlgesetz – SächsWahlG) 
vom 11. August 2023 (SächsGVBl. S. 598) 

Der Sächsische Landtag hat am 5. Juli 2023 das folgende Gesetz beschlossen:

Teil 1 –  
Wahlsystem

§ 1  
Zusammensetzung des Sächsischen Landtages und Wahlrechtsgrundsätze
(1)	 �Der Sächsische Landtag (Landtag) besteht vorbehaltlich der sich aus diesem 

Gesetz ergebenden Abweichungen aus 120 Abgeordneten. Sie werden auf 
die Dauer von fünf Jahren in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl nach einem Verfahren gewählt, das die Persönlichkeitswahl 
mit den Grundsätzen der Verhältniswahl verbindet.

(2)	 �Von den Abgeordneten werden 60 nach Kreiswahlvorschlägen in den Wahl-
kreisen und die übrigen nach Landeslisten gewählt.

§ 2  
Einteilung des Wahlgebietes
(1)	 �Die Einteilung des Freistaates Sachsen (Wahlgebiet) in Wahlkreise ergibt sich 

aus der Anlage zu diesem Gesetz.
(2)	 �Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, die Anlage zu diesem  

Gesetz erneut bekannt zu machen, wenn die Gebietsbeschreibung unrichtig 
geworden ist.

(3)	 �Jeder Wahlkreis wird für die Stimmabgabe in Wahlbezirke eingeteilt.

§ 3  
Wahlkreiskommission und Wahlkreiseinteilung
(1)	� Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident ernennt eine ständige 

unabhängige Wahlkreiskommission. Sie besteht aus der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Statistischen Landesamtes, einer Richterin oder einem 
Richter des Sächsischen Oberverwaltungsgerichtes und drei weiteren Mit-
gliedern.

(2)	� Die Wahlkreiskommission hat die Aufgabe, über Änderungen der Bevölkerungs-
zahlen zu berichten und darzulegen, ob und welche Änderungen der Wahl-
kreiseinteilung sie im Hinblick darauf für erforderlich hält. Sie kann in ihrem 
Bericht auch aus anderen Gründen Änderungsvorschläge machen. Bei ihren 
Vorschlägen zur Wahlkreiseinteilung hat sie folgende Grundsätze zu beachten:

	 1.	 �Die Bevölkerungszahl eines Wahlkreises soll von der durchschnittlichen 
Bevölkerungszahl der Wahlkreise nicht um mehr als 15 Prozent abweichen; 
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beträgt die Abweichung mehr als 25 Prozent, ist eine Neuabgrenzung vor-
zunehmen.

	 2.	� Der Wahlkreis soll ein zusammenhängendes Gebiet bilden.
	 3.	� Die Grenzen der Gemeinden, Verwaltungsverbände, Verwaltungsgemein-

schaften und Landkreise sollen nach Möglichkeit eingehalten werden.
	� Bei Ermittlung der Bevölkerungszahlen bleiben Ausländerinnen und Ausländer 

(§ 2 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes) unberücksichtigt.
(3)	� Der Bericht der Wahlkreiskommission ist dem Staatsministerium des Innern 

zur Mitte der Wahlperiode des Landtages zu erstatten. Das Staatsministerium 
des Innern leitet den Bericht unverzüglich der Landtagspräsidentin oder dem 
Landtagspräsidenten zu und veröffentlicht ihn im Sächsischen Amtsblatt.

(4)	 �Zur nötigen Neuabgrenzung der Wahlkreise hat die Staatsregierung dem 
Landtag rechtzeitig vor der nächsten Landtagswahl einen Gesetzentwurf zur 
Änderung der Anlage zum Landeswahlgesetz vorzulegen.

§ 4  
Direkt- und Listenstimmen
Jede Wählerin und jeder Wähler hat zwei Stimmen, eine Direktstimme für die Wahl 
einer oder eines Wahlkreisabgeordneten (Direktbewerberin oder Direktbewerber) 
und eine Listenstimme für die Wahl einer Landesliste einer Partei.

§ 5  
Wahl in den Wahlkreisen
In jedem Wahlkreis wird eine Wahlkreisabgeordnete oder ein Wahlkreisabgeord-
neter gewählt. Gewählt ist die Direktkandidatin oder der Direktkandidat, die oder 
der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
von der Kreiswahlleiterin oder dem Kreiswahlleiter zu ziehende Los.

§ 6  
Wahl nach Landeslisten
(1)	 �Bei Verteilung der Sitze auf die Landeslisten werden nur Parteien berücksichtigt, 

die mindestens fünf Prozent der abgegebenen gültigen Listenstimmen erhalten 
oder in mindestens zwei Wahlkreisen ein Direktmandat errungen haben.

(2)	� Von der Gesamtzahl der Abgeordneten (§ 1 Absatz 1) wird die Zahl jener erfolg-
reichen Wahlkreisbewerberinnen und Wahlkreisbewerber (Direktkandidatinnen 
und Direktkandidaten) abgezogen, die nicht von einer nach Absatz 1 zu  
berücksichtigenden Partei vorgeschlagen worden sind.

(3)	� Die nach Absatz 2 verbleibenden Sitze werden auf die gemäß Absatz 1 berück-
sichtigungsfähigen Parteien nach dem Höchstzahlverfahren nach Sainte- 
Laguë verteilt: es werden die für jede Landesliste einer Partei insgesamt ab-
gegebenen Listenstimmen zusammengezählt und die Gesamtstimmenzahl 
einer jeden Landesliste nacheinander solange durch 0,5, 1,5, 2,5, 3,5 und 
so weiter geteilt, bis so viele Höchstzahlen ermittelt sind, wie Sitze zu ver
geben sind. Jeder Landesliste wird dabei der Reihe nach so oft ein Mandat 
angerechnet, als sie jeweils die höchste Teilungszahl aufweist. Ergeben sich 
für den letzten Sitz oder die letzten Sitze gleiche Höchstzahlen für eine  
größere Anzahl von Landeslisten, als Sitze zu vergeben sind, entscheidet 
das von der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter zu ziehende Los.
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(4)	� Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 3 eine Landesliste, auf die 
mehr als die Hälfte der Gesamtzahl der Listenstimmen aller zu berücksichti-
genden Landeslisten entfallen ist, nicht mehr als die Hälfte der zu vergeben-
den Sitze, wird ihr von den nach Absatz 3 zu vergebenden Sitzen abweichend 
von Absatz 3 zunächst ein weiterer Sitz zugeteilt. Die restlichen Sitze werden 
dann nach Absatz 3 zugeteilt.

(5)	� Von der für jede Landesliste so ermittelten Zahl der Sitze werden die von der 
Partei in den Wahlkreisen errungenen Direktmandate abgezogen. Die restli-
chen Sitze werden aus der Landesliste in der dort festgelegten Reihenfolge 
besetzt. Bewerberinnen und Bewerber, die in einem Wahlkreis direkt  
gewählt sind, bleiben auf der Landesliste unberücksichtigt. Entfallen auf 
eine Landesliste mehr Sitze, als Bewerberinnen und Bewerber benannt sind, 
so bleiben diese Sitze unbesetzt.

(6)	� In den Wahlkreisen errungene Direktmandate verbleiben einer Partei auch 
dann, wenn die Summe dieser Sitze die nach den Absätzen 3 und 4 ermittelte 
Zahl übersteigt (Überhangmandate). Die übrigen Landeslisten erhalten  
Ausgleichsmandate, wenn auf sie höhere Höchstzahlen entfallen als auf  
das letzte Überhangmandat. Die Zahl der Ausgleichsmandate darf die der 
Überhangmandate nicht übersteigen. Die Gesamtzahl der Abgeordneten  
(§ 1 Absatz 1) erhöht sich um die Zahl der Überhang- und Ausgleichsmandate.
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Teil 2 –  
Wahlorgane

§ 7  
Wahlorgane
(1)	� Wahlorgane sind
	 1.	 �die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter und der Landeswahl-

ausschuss für das Wahlgebiet,
	 2.	� eine Kreiswahlleiterin oder ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlausschuss 

für jeden Wahlkreis,
	 3.	� eine Wahlvorsteherin oder ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für 

jeden Wahlbezirk und
	 4.	� mindestens eine Wahlvorsteherin oder ein Wahlvorsteher und ein Wahl-

vorstand für jeden Wahlkreis zur Feststellung des Briefwahlergebnisses.
(2)	� Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter kann bestimmen, dass für 

mehrere benachbarte Wahlkreise eine gemeinsame Kreiswahlleiterin oder 
ein gemeinsamer Kreiswahlleiter bestellt und ein gemeinsamer Kreiswahl-
ausschuss gebildet wird.

(3)	� Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter kann anordnen, dass Briefwahl-
vorstände statt für den Wahlkreis für einzelne oder mehrere Gemeinden oder 
für einzelne Kreise innerhalb des Wahlkreises einzusetzen sind. Sie oder er 
bestimmt die Anzahl der Briefwahlvorstände und bei mehreren Gemeinden 
die mit der Briefwahldurchführung betraute Gemeinde.

§ 8  
Berufung der Wahlorgane
(1)	 �Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter und ihre oder seine Stell-

vertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter sowie die Kreiswahlleiterinnen 
und Kreiswahlleiter und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden 
vom Staatsministerium des Innern berufen.

(2)	� Die Wahlausschüsse bestehen aus der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter als 
Vorsitzender oder Vorsitzendem und sechs von ihr oder ihm berufenen Wahl-
berechtigten als Beisitzerinnen und Beisitzern. Für jede Beisitzerin und jeden 
Beisitzer ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu berufen. Bei Berufung 
der Beisitzerinnen und Beisitzer sind die im Wahlgebiet vertretenen Parteien 
und sonstigen organisierten Wählergruppen nach Möglichkeit zu berück-
sichtigen.

(3)	 �Die Wahlvorsteherinnen und Wahlvorsteher sowie die Briefwahlvorsteherinnen 
und Briefwahlvorsteher und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden 
von der Gemeinde berufen.

(4)	 �Die Wahlvorstände und Briefwahlvorstände bestehen aus der Wahlvorsteherin 
oder dem Wahlvorsteher oder der Briefwahlvorsteherin oder dem Briefwahl-
vorsteher als Vorsitzender oder Vorsitzendem, ihrer oder seiner Stellvertreterin 
oder ihrem oder seinem Stellvertreter und weiteren drei bis sieben von der 
Gemeinde zu berufenden Wahlberechtigten als Beisitzerinnen und Beisitzern. 
Bei der Zusammensetzung der Wahlvorstände sollen die in der Gemeinde 
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bestehenden Parteien und sonstigen organisierten Wählergruppen ange-
messen berücksichtigt werden.

(5)	� Niemand darf in mehrere Wahlorgane berufen werden. Wahlbewerberinnen 
und Wahlbewerber, Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge und stellvertre-
tende Vertrauenspersonen dürfen nicht in Wahlorgane berufen werden.

(6)	 �Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von Wahlberechtigten 
zum Zweck ihrer Berufung als Mitglied eines Wahlvorstandes auch für künftige 
Wahlen zu erheben und zu verarbeiten, sofern die betroffene Person der Ver-
arbeitung nicht widersprochen hat. Die betroffene Person ist über das Wider-
spruchsrecht zu unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Daten erhoben 
und verarbeitet werden: Name, Vorname, akademischer Grad, Geburtsdatum, 
Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Zahl der Berufungen als Mitglied 
eines Wahlvorstandes und die dabei ausgeübte Funktion.

(7)	� Auf Ersuchen der Gemeinde sind zur Sicherstellung der Wahldurchführung 
Körperschaften und sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts 
verpflichtet, aus dem Kreis ihrer Bediensteten unter Angabe von Namen,  
Vornamen, akademischem Grad, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummer 
und E-Mail-Adresse zum Zweck der Berufung als Mitglied eines Wahlvorstandes 
diejenigen Personen zu benennen, die im Gemeindegebiet wohnen und voll-
jährig sind. Die ersuchte Stelle hat die Betroffenen über die Datenübermitt-
lung zu unterrichten.

(8)	 �Die Gemeinden sind verpflichtet, die erforderlichen sonstigen Hilfskräfte und 
Hilfsmittel bereitzustellen.

§ 9  
Tätigkeit der Wahlausschüsse und Wahlvorstände
(1)	� Die Wahlausschüsse und Wahlvorstände verhandeln, beraten und entschei-

den in öffentlicher Sitzung. Bei den Abstimmungen entscheidet Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden 
den Ausschlag.

(2)	 �Die Mitglieder der Wahlorgane, ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter  
sowie die Schriftführerinnen und Schriftführer sind zur unparteiischen Wahr-
nehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet.

§ 10  
Ehrenämter
(1)	� Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Wahlausschüsse und die Mitglieder der 

Wahlvorstände üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme dieses 
Ehrenamtes sind alle Wahlberechtigten verpflichtet. Das Ehrenamt darf aus 
wichtigem Grund abgelehnt werden. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, ent-
scheidet hinsichtlich der Mitglieder der Wahlvorstände und Briefwahl
vorstände der Gemeinderat, im Übrigen der betroffene Wahlausschuss.

(2)	� Die Übernahme eines Wahlamtes können ablehnen:
	 1.	� Mitglieder des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundestages, 

des Landtages sowie der Bundes- oder Staatsregierung,
	 2.	� Wahlberechtigte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
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	 3.	� Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre 
Familie die Ausübung des Amtes in besonderer Weise erschwert,

	 4.	� Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruf-
lichen Gründen oder durch Krankheit oder Gebrechen oder aus einem 
sonstigen wichtigen Grund gehindert sind, das Amt ordnungsgemäß aus-
zuüben.
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Teil 3 –  
Wahlrecht und Wählbarkeit

§ 11  
Wahlrecht
Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grund-
gesetzes, die am Wahltag
1.	� das 18. Lebensjahr vollendet haben,
2.	� seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren 

Wohnungen ihre Hauptwohnung, haben oder, falls sie keine Wohnung in ei-
nem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland haben, sich sonst im 
Freistaat Sachsen gewöhnlich aufhalten,

3.	� nicht nach § 12 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

§ 12  
Ausschluss vom Wahlrecht
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht 
nicht besitzt.

§ 13  
Ausübung des Wahlrechts
(1)	 �Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen 

Wahlschein hat.
(2)	 �Wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem Wahlbezirk 

wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie oder er geführt wird.
(3)	� Wer einen Wahlschein hat, kann ihr oder sein Wahlrecht in dem Wahlkreis,  

in dem der Wahlschein ausgestellt ist,
	 1.	� durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises 

oder
	 2.	 durch Briefwahl
	 ausüben.
(4)	 �Jede Wahlberechtigte und jeder Wahlberechtigte kann ihr oder sein Wahlrecht 

nur einmal und nur persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts 
durch eine Vertreterin oder einen Vertreter anstelle der oder des Wahlberech-
tigten ist unzulässig.

(5)	� Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen 
Beeinträchtigung oder einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehin-
dert sind, können sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der oder 
dem Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung 
beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher 
Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entschei-
dung der oder des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein 
Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht.
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§ 14  
Wählbarkeit
Wählbar sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grund
gesetzes, die am Wahltag
1.	� das 18. Lebensjahr vollendet haben,
2.	� seit mindestens zwölf Monaten im Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren 

Wohnungen ihre Hauptwohnung, haben oder, falls sie keine Wohnung in  
einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland haben, sich sonst im 
Freistaat Sachsen gewöhnlich aufhalten,

3.	� nicht nach § 15 von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

§ 15  
Ausschluss von der Wählbarkeit
Nicht wählbar ist,
1.	� wer nach § 12 vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
2.	� wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit nicht besitzt.
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Teil 4 – 
Vorbereitung der Wahlen

§ 16  
Wahltag, Wahlzeit
(1)	� Die Staatsregierung bestimmt im Einvernehmen mit dem Präsidium des 

Sächsischen Landtages den Wahltag. Wahltag muss ein Sonntag oder gesetz-
licher Feiertag sein. Die Stimmabgabe hat zwischen 8.00 Uhr und 18.00 Uhr 
(Wahlzeit) zu erfolgen.

(2)	� Der Wahltag muss frühestens 58, spätestens 60 Monate nach Beginn der 
Wahlperiode liegen. Hat sich der Landtag gemäß Artikel 58 der Verfassung 
des Freistaates Sachsen aufgelöst, muss die Neuwahl binnen 60 Tagen statt-
finden.

§ 17  
Wählerverzeichnis und Wahlschein
(1)	� Die Gemeinden führen für jeden Wahlbezirk ein Wählerverzeichnis. Für die 

Führung des Wählerverzeichnisses dürfen, soweit erforderlich, die Daten des 
Melderegisters genutzt werden. Alle Wahlberechtigten haben das Recht, an 
den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während der allgemeinen 
Öffnungszeiten Einsicht in das Wählerverzeichnis zu nehmen, um die Richtig-
keit und Vollständigkeit der zu ihrer Person eingetragenen Daten zu überprüfen. 
Die Einsichtnahme kann sich auch auf die Eintragung anderer Personen er-
strecken, wenn diejenige oder derjenige, die oder der Einsicht nehmen 
möchte, Tatsachen glaubhaft gemacht hat, aus denen sich die Unrichtigkeit 
des Wählerverzeichnisses hinsichtlich dieser Personen ergeben kann. Die 
Einsichtnahme in Daten anderer Personen ist ausgeschlossen, wenn für diese 
im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 22 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist,  
in der jeweils geltenden Fassung, eingetragen ist.

(2)	 �Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten 
auf Antrag einen Wahlschein. Das Gleiche gilt für Wahlberechtigte, die aus 
einem von ihnen nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden sind.

§ 18  
Wahlvorschlagsrecht, Beteiligungsanzeige
(1)	 �Wahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 von  

Wahlberechtigten eingereicht werden.
(2)	� Parteien, die nicht parlamentarisch vertreten sind und deren Parteieigenschaft 

der Bundeswahlausschuss bei der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag 
nicht festgestellt hat, können einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
spätestens am 90. Tag vor der Wahl bis 18.00 Uhr der Landeswahlleiterin 
oder dem Landeswahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt 
haben und der Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. 
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Nicht parlamentarisch vertreten ist eine Partei dann, wenn sie am 90. Tag vor 
der Wahl weder im Deutschen Bundestag noch in einem Landesparlament 
aufgrund eigener Wahlvorschläge vertreten ist. Die Anzeige muss enthalten:

	 1.	� den Namen und die Kurzbezeichnung, unter denen die Partei sich an der 
Wahl beteiligen wird, und

	 2.	� die eigenhändigen Unterschriften von mindestens drei Mitgliedern des 
Landesvorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ihrer oder 
seiner Stellvertreterin oder ihrem oder seinem Stellvertreter oder, wenn 
ein Landesverband nicht besteht, von den Vorständen der nächstniedrigen 
Gebietsverbände in deren Bereich der Wahlkreis liegt.

	� Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Parteien sowie 
ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der 
Anzeige beizufügen.

(3)	� Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter hat die Anzeige nach  
Absatz 2 unverzüglich nach Eingang zu prüfen. Stellt sie oder er Mängel fest, 
so benachrichtigt sie oder er sofort den Vorstand und fordert ihn auf, beheb-
bare Mängel zu beseitigen. Nach Ablauf der Anzeigefrist können nur noch 
Mängel an sich gültiger Anzeigen behoben werden. Eine gültige Anzeige liegt 
nicht vor, wenn

	 1.	� Form oder Frist des Absatzes 2 nicht gewahrt ist,
	 2.	� die Parteibezeichnung fehlt,
	 3.	� die nach Absatz 2 erforderlichen Unterschriften und die der Anzeige beizu-

fügenden Anlagen fehlen, es sei denn, diese Anlagen können infolge von 
Umständen, die die Partei nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig vorge-
legt werden, oder

	 4.	� die Vorstandsmitglieder mangelhaft bezeichnet sind, so dass ihre Person 
nicht feststeht.

	� Nach der Entscheidung über die Feststellung der Parteieigenschaft ist jede 
Mängelbeseitigung ausgeschlossen. Gegen Entscheidungen der Landeswahl-
leiterin oder des Landeswahlleiters im Mängelbeseitigungsverfahren kann 
der Vorstand den Landeswahlausschuss anrufen.

(4)	� Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am 72. Tag vor der Wahl für alle 
Wahlorgane verbindlich fest,

	 1.	� welche Parteien parlamentarisch vertreten sind,
	 2.	� für welche Parteien der Bundeswahlausschuss bei der letzten Wahl zum 

Deutschen Bundestag die Parteieigenschaft festgestellt hat,
	 3.	 �welche Vereinigungen, die nach Absatz 2 ihre Beteiligung angezeigt haben, 

für die Wahl als Partei anzuerkennen sind.
(5)	 �Eine Partei kann im Wahlgebiet nur eine Landesliste und in jedem Wahlkreis 

nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen.

§ 19  
Einreichung der Wahlvorschläge
Kreiswahlvorschläge sind der Kreiswahlleiterin oder dem Kreiswahlleiter,  
Landeslisten der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter spätestens am 
66. Tag vor der Wahl bis 18.00 Uhr schriftlich einzureichen.
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§ 20  
Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge
(1)	 �Der Kreiswahlvorschlag muss den Namen einer Bewerberin oder eines  

Bewerbers enthalten. Die Bewerberin oder der Bewerber kann nur in einem 
Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag genannt werden. Als 
Bewerberin oder Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zu-
stimmung hierzu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich.

(2)	� Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von dem Vorstand des Landes
verbandes oder, wenn Landesverbände nicht bestehen, von den Vorständen 
der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
eigenhändig unterzeichnet sein. Kreiswahlvorschläge von Parteien, die nicht 
parlamentarisch vertreten sind (§ 18 Absatz 2 Satz 2), müssen außerdem 
von mindestens 100 Wahlberechtigten des Wahlkreises eigenhändig unter-
zeichnet sein. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein und ist bei der Einreichung der Unterstützungsunterschrift 
nachzuweisen.

(3)	� Andere Kreiswahlvorschläge müssen von mindestens 100 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises eigenhändig unterzeichnet sein. Absatz 2 Satz 3 gilt ent-
sprechend.

(4)	 �Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen den Namen der einreichenden 
Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, andere 
Kreiswahlvorschläge ein Kennwort enthalten.

§ 21  
Aufstellung von Parteibewerberinnen und Parteibewerbern
(1)	� Als Bewerberin oder Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag 

nur benannt werden, wer in einer Mitgliederversammlung zur Wahl einer 
Wahlkreisbewerberin oder eines Wahlkreisbewerbers oder in einer beson-
deren oder allgemeinen Vertreterversammlung hierzu gewählt worden ist. 
Mitgliederversammlung zur Wahl einer Wahlkreisbewerberin oder eines Wahl-
kreisbewerbers ist eine Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im Wahlkreis wahlberechtigten Mitglieder der Partei. Besondere Vertreter-
versammlung ist eine Versammlung der von einer derartigen Mitglieder
versammlung aus ihrer Mitte gewählten Vertreterinnen und Vertreter.  
Allgemeine Vertreterversammlung ist eine nach der Satzung der Partei  
(§ 6 Parteiengesetz) allgemein für bevorstehende Wahlen von einer derartigen 
Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte bestellte Versammlung.

(2)	 �In Landkreisen und Kreisfreien Städten, die mehrere Wahlkreise umfassen, 
können die Bewerberinnen und Bewerber für diejenigen Wahlkreise, deren 
Gebiet die Grenze des Landkreises oder der Kreisfreien Stadt nicht durch-
schneidet, in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
gewählt werden. Dabei sind für jeden Wahlkreis getrennte Wahlen durchzu-
führen.

(3)	 �Die Bewerberinnen und Bewerber sowie die Vertreterinnen und Vertreter für 
die Vertreterversammlungen werden in geheimer Wahl mit Stimmzetteln  
gewählt. Jede stimmberechtigt an der Versammlung teilnehmende Person ist 
vorschlagsberechtigt; satzungsmäßige Vorschlagsrechte bleiben unberührt. 
Den Bewerberinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr 
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Programm der Versammlung vorzustellen. Die Wahlen dürfen frühestens vier 
Jahre nach Beginn der Wahlperiode des Landtages stattfinden; dies gilt 
nicht, wenn die Wahlperiode vorzeitig endet.

(4)	 �Das Nähere über die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter für die Vertreter-
versammlung, über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- 
oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl der  
Bewerberinnen und Bewerber regeln die Parteien durch ihre Satzungen.

(5)	� Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerberin oder des 
Bewerbers mit Angaben über Ort, Art und Zeit der Versammlung, Form der 
Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder und Ergebnis der Wahlen ist mit 
dem Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben die Leiterin oder der 
Leiter der Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte teilneh-
mende Personen gegenüber der Kreiswahlleiterin oder dem Kreiswahlleiter 
an Eides statt zu versichern, dass die Anforderungen gemäß Absatz 3 Satz 1 
bis 3 beachtet worden sind. Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter ist 
zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie oder 
er gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

§ 22  
Vertrauensperson
(1)	 �In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stell

vertretende Vertrauensperson bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, 
so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson und 
diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauens-
person.

(2)	 �Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauens-
person und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Kreiswahlvorschlag abzugeben und entgegen-
zunehmen.

(3)	� Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können 
durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Kreiswahl-
vorschlages an die Kreiswahlleiterin oder den Kreiswahlleiter abberufen und 
durch andere ersetzt werden.

§ 23  
Zurücknahme von Kreiswahlvorschlägen
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen 
werden, solange nicht über seine Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 
100 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der 
Mehrheit der Unterzeichnerinnen und Unterzeichner durch eine schriftliche,  
öffentlich beglaubigte Erklärung zurückgenommen werden.

§ 24  
Änderung von Kreiswahlvorschlägen
Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch ge-
meinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson und nur dann geändert werden, wenn die Bewerberin oder der 
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Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit oder die Mitgliedschaft der Partei, die den 
Wahlvorschlag eingereicht hat, verliert. Das Verfahren nach § 21 braucht nicht 
eingehalten zu werden; der Unterschriften nach § 20 Absatz 2 und 3 bedarf es 
nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages  
(§ 26 Absatz 1 Satz 1) ist jede Änderung ausgeschlossen.

§ 25  
Beseitigung von Mängeln
(1)	� Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter hat die Kreiswahlvorschläge 

unverzüglich nach Eingang zu prüfen. Stellt sie oder er bei einem Kreiswahl-
vorschlag Mängel fest, so benachrichtigt sie oder er sofort die Vertrauens-
person und fordert sie auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen.

(2)	� Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger 
Wahlvorschläge behoben werden. Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, 
wenn

	 1.	 �die Form oder Frist des § 19 nicht gewahrt ist,
	 2.	� die nach § 20 Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 3 erforderlichen gültigen 

Unterschriften mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-
nenden fehlen, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, 
die die oder der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden,

	 3.	� bei einem Parteiwahlvorschlag die Parteibezeichnung fehlt, die nach § 18 
Absatz 2 erforderliche Feststellung der Parteieigenschaft abgelehnt ist 
oder die Nachweise des § 21 nicht erbracht sind,

	 4.	 �die Bewerberin oder der Bewerber mangelhaft bezeichnet ist, so dass 
ihre oder seine Person nicht feststeht, oder

	 5.	 �die Zustimmungserklärung der Bewerberin oder des Bewerbers fehlt.
(3)	 �Nach der Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages  

(§ 26 Absatz 1 Satz 1) ist jede Mängelbeseitigung ausgeschlossen.
(4)	 ��Gegen Entscheidungen der Kreiswahlleiterin oder des Kreiswahlleiters im 

Mängelbeseitigungsverfahren können die Vertrauenspersonen oder die Be-
werberin oder der Bewerber den Kreiswahlausschuss anrufen.

§ 26  
Zulassung der Kreiswahlvorschläge
(1)	� Der Kreiswahlausschuss entscheidet am 58. Tage vor der Wahl über die Zu-

lassung der Kreiswahlvorschläge. Er hat Kreiswahlvorschläge zurückzuweisen, 
wenn sie

	 1.	� verspätet eingereicht sind oder
	 2.	� en Anforderungen nicht entsprechen, die durch dieses Gesetz und die 

Landeswahlordnung aufgestellt sind.
	� Die Entscheidung ist in der Sitzung des Kreiswahlausschusses bekannt zu 

geben.
(2)	� Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann 

binnen drei Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den 
Landeswahlausschuss eingelegt werden. Beschwerdeberechtigt sind die  
Bewerberin oder der Bewerber und die Vertrauensperson des Kreiswahl
vorschlages, die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter und die 
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Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter. Die Landeswahlleiterin oder der 
Landeswahlleiter und die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter können 
auch gegen eine Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen 
wird, Beschwerde einlegen. In der Beschwerdeverhandlung sind die erschie-
nenen Beteiligten zu hören. Die Entscheidung über die Beschwerde muss 
spätestens am 52. Tage vor der Wahl getroffen werden.

(3)	 �Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter macht die zugelassenen Kreis-
wahlvorschläge spätestens am 48. Tage vor der Wahl öffentlich bekannt.

§ 27  
Landeslisten
(1)	 �Eine Landesliste kann nur von einer Partei eingereicht werden. Die Verbin-

dung von Wahlvorschlägen mehrerer Parteien und die Aufstellung gemein
samer Wahlvorschläge ist nicht zulässig. Die Landesliste muss von dem Vor-
stand des Landesverbandes oder, wenn ein Landesverband nicht besteht, 
von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, die im Wahl
gebiet liegen, eigenhändig unterzeichnet sein. Landeslisten von Parteien, 
die nicht parlamentarisch vertreten sind (§ 18 Absatz 2 Satz 2) müssen außer-
dem von mindestens 1 000 Wahlberechtigten des Wahlgebietes eigenhändig 
unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung gegeben sein und ist bei der Einreichung der Unterstützungsunterschrift 
nachzuweisen.

(2)	� Landeslisten müssen den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese enthalten.

(3)	 �Die Namen der Bewerberinnen und Bewerber müssen in erkennbarer Reihen-
folge aufgeführt sein.

(4)	� Eine Listenbewerberin oder ein Listenbewerber kann nur in einer Landesliste 
vorgeschlagen werden. Hierzu bedarf es ihrer oder seiner schriftlichen Zu-
stimmung; diese ist unwiderruflich.

(5)	� § 21 Absatz 1 und 3 bis 5 sowie die §§ 22 bis 25 gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass sich die Versicherung an Eides statt nach § 21 Absatz 5 Satz 2 
auch darauf zu erstrecken hat, dass die Festlegung der Reihenfolge der  
Bewerberinnen und Bewerber in der Landesliste in geheimer Abstimmung 
erfolgt ist.

§ 28  
Zulassung der Landeslisten
(1)	 �Der Landeswahlausschuss entscheidet am 58. Tage vor der Wahl über die 

Zulassung der Landeslisten. Er hat Landeslisten zurückzuweisen, wenn sie
	 1.	� verspätet eingereicht sind oder
	 2.	� den Anforderungen nicht entsprechen, die durch dieses Gesetz und die 

Landeswahlordnung aufgestellt sind.
	� Sind die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner Bewerberinnen oder Be-

werber nicht erfüllt, so werden ihre Namen aus der Landesliste gestrichen 
und die folgenden Bewerberinnen oder Bewerber rücken nach. Die Entschei-
dung ist in der Sitzung des Landeswahlausschusses bekannt zu geben.

(2)	 �Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter macht die zugelassenen 
Landeslisten spätestens am 48. Tage vor der Wahl öffentlich bekannt.
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§ 29  
Stimmzettel
(1)	� Die Stimmzettel, die Wahlumschläge für die Briefwahl und die Wahlbrief

umschläge (§ 35 Absatz 1) werden amtlich hergestellt.
(2)	� Der Stimmzettel enthält
	 1.	 �für die Wahl in den Wahlkreisen die Namen der Direktbewerberinnen und 

Direktbewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge, bei Kreiswahl-
vorschlägen von Parteien außerdem die Namen der Parteien und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahl-
vorschlägen außerdem das Kennwort,

	 2.	� für die Wahl nach Landeslisten die Namen der Parteien und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, sowie die Namen der  
ersten fünf Bewerberinnen und Bewerber der zugelassenen Landeslisten.

(3)	 �Die Reihenfolge der Landeslisten von Parteien richtet sich nach der Zahl der 
Listenstimmen, die sie bei der letzten Landtagswahl erreicht haben. Die  
übrigen Landeslisten schließen sich in alphabetischer Reihenfolge der  
Namen der Parteien an. Die Reihenfolge der Kreiswahlvorschläge richtet sich 
nach der Reihenfolge der entsprechenden Landeslisten. Sonstige Kreiswahl-
vorschläge schließen sich in alphabetischer Reihenfolge der Namen der  
Parteien oder der Kennwörter an.
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Teil 5 –  
Wahlhandlung

§ 30  
Öffentlichkeit der Wahlhandlung
Die Wahlhandlung ist öffentlich. Der Wahlvorstand kann Personen, die die Ordnung 
stören, aus dem Wahlraum verweisen.

§ 31  
Unzulässige Wahlbeeinflussung
(1)	� Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der Wahl-

raum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Be-
einflussung der Wählerinnen und Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild 
sowie jede Unterschriftensammlung verboten.

(2)	 �Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen nach der Stimm-
abgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit 
unzulässig.

§ 32  
Wahrung des Wahlgeheimnisses
(1)	� Es sind Vorkehrungen dafür zu treffen, dass die Wählerin oder der Wähler den 

Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und falten kann. Für die Aufnahme 
der gefalteten Stimmzettel sind Wahlurnen zu verwenden, die die Wahrung 
des Wahlgeheimnisses sicherstellen.

(2)	� Die nach § 13 Absatz 5 zulässige Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unberührt. 
Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei 
der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat.

§ 33  
Wahlräume
Die Wahlräume sollen nach den örtlichen Gegebenheiten so ausgewählt und ein-
gerichtet werden, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere Menschen mit Be-
hinderungen, die Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert wird. Die Gemeinde 
teilt frühzeitig und in geeigneter Weise mit, welche Wahlräume barrierefrei sind.

§ 34  
Stimmabgabe mit Stimmzetteln
(1)	� Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln.
(2)	 �Die Wählerin oder der Wähler gibt
	 1.	� ihre oder seine Direktstimme in der Weise ab, dass sie oder er durch ein 

auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welche Direktbewerberin oder welchen Direktbewerber 
sie oder er wählt,

	 2.	� ihre oder seine Listenstimme in der Weise ab, dass sie oder er durch ein 
auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welche Landesliste sie oder er wählt.
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	� Die Wählerin oder der Wähler faltet daraufhin den Stimmzettel in der Weise, 
dass ihre oder seine Stimmabgabe von außen nicht erkennbar ist und wirft 
den Stimmzettel in die Wahlurne ein.

§ 35  
Briefwahl
(1)	� Bei der Briefwahl hat die Wählerin oder der Wähler der Kreiswahlleiterin oder 

dem Kreiswahlleiter des Wahlkreises, in dem der Wahlschein ausgestellt 
worden ist, im verschlossenen Briefumschlag

	 1.	� den Wahlschein und
	 2.	 �in einem besonderen verschlossenen Umschlag ihren oder seinen Stimm-

zettel
	� so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltage 

bis 16.00 Uhr eingeht. § 32 Absatz 2 gilt entsprechend.
(2)	� Auf dem Wahlschein hat die Wählerin oder der Wähler oder die Hilfsperson 

gegenüber der Kreiswahlleiterin oder dem Kreiswahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen 
der Wählerin oder des Wählers gekennzeichnet worden ist. Die Kreiswahl
leiterin oder der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; sie oder er gilt als Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches.
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Teil 6 –  
Feststellung des Wahlergebnisses

§ 36  
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk
Nach Beendigung der Wahlhandlung stellt der Wahlvorstand fest, wie viele Stimmen 
im Wahlbezirk auf die einzelnen Kreiswahlvorschläge (Direktkandidatinnen und 
Direktkandidaten) und Landeslisten abgegeben worden sind.

§ 37  
Feststellung des Briefwahlergebnisses
Der für die Briefwahl eingesetzte Wahlvorstand stellt fest, wie viele durch Briefwahl 
abgegebene Stimmen auf die einzelnen Kreiswahlvorschläge (Direktkandidatinnen 
und Direktkandidaten) und Landeslisten entfallen.

§ 38  
Ungültige Stimmen, Zurückweisung von Wahlbriefen, Auslegungsregeln
(1)	 �Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel
	 1.	 nicht amtlich hergestellt ist oder für eine andere Wahl gültig ist,
	 2.	 keine Kennzeichnung enthält,
	 3.	 für einen anderen Wahlkreis gültig ist,
	 4.	� den Willen der Wählerin oder des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lässt,
	 5.	 einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.
	� In den Fällen der Nummern 1 und 2 sind beide Stimmen (Direkt- und Listen-

stimme) ungültig; im Falle der Nummer 3 ist nur die Direktstimme ungültig. 
Enthält der Stimmzettel nur eine Stimmabgabe, so ist die nicht abgegebene 
Stimme ungültig. Bei der Briefwahl sind außerdem beide Stimmen ungültig, 
wenn der Stimmzettel nicht in einem amtlichen Wahlumschlag oder einem 
Wahlumschlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in einer das Wahl-
geheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen deutlich 
fühlbaren Gegenstand enthält, jedoch eine Zurückweisung gemäß Absatz 2 
Nummer 7 oder 8 nicht erfolgt ist.

(2)	�� Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn
	 1.	 der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,
	 2.	 dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlschein beiliegt,
	 3.	 dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt ist,
	 4.	 weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag verschlossen ist,
	 5.	� der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber nicht eine gleiche 

Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt 
versehener Wahlscheine enthält,

	 6.	� die Wählerin oder der Wähler oder die Hilfsperson die vorgeschriebene 
Versicherung an Eides statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unter-
schrieben hat,

	 7.	 �kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist,
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	 8.	� ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer das 
Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen 
deutlich fühlbaren Gegenstand enthält.

	� Die Einsenderinnen und Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden 
nicht als Wählerinnen oder Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht 
abgegeben.

(3)	 �Bei der Briefwahl gelten mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene Stimm-
zettel als ein Stimmzettel, wenn sie gleich lauten oder nur einer von ihnen 
gekennzeichnet ist; sonst zählen sie als ein Stimmzettel mit zwei ungültigen 
Stimmen. Ist der Wahlumschlag leer abgegeben worden, so gelten beide 
Stimmen als ungültig.

(4)	� Die Stimmen einer Wählerin oder eines Wählers, der an der Briefwahl teil
genommen hat, werden nicht dadurch ungültig, dass sie oder er vor dem 
oder am Wahltag stirbt, aus dem Wahlgebiet wegzieht oder das Wahlrecht 
nach § 12 verliert.

§ 39  
Entscheidung des Wahlvorstandes
Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und 
über alle Fragen, die sich bei der Wahlhandlung und bei der Ermittlung des Wahl-
ergebnisses ergeben. Der Kreiswahlausschuss hat das Recht der Nachprüfung.

§ 40  
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis
(1)	� Der Kreiswahlausschuss stellt fest, wie viele Stimmen im Wahlkreis für die 

einzelnen Kreiswahlvorschläge (Direktbewerberinnen und Direktbewerber) 
und Landeslisten abgegeben worden sind und welche Direktbewerberin 
oder welcher Direktbewerber als Wahlkreisabgeordnete oder Wahlkreis
abgeordneter gewählt ist.

(2)	� Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter benachrichtigt die gewählte 
Wahlkreisabgeordnete oder den gewählten Wahlkreisabgeordneten und  
fordert sie oder ihn auf, binnen einer Woche schriftlich zu erklären, ob sie 
oder er die Wahl annimmt.

§ 41  
Feststellung des Ergebnisses der Wahl nach Landeslisten
(1)	� Der Landeswahlausschuss stellt fest, wie viele Stimmen im Wahlgebiet für 

die einzelnen Landeslisten abgegeben worden sind.
(2)	� Der Landeswahlausschuss stellt auch fest, wie viele Sitze auf die einzelnen 

Landeslisten entfallen und welche Bewerberinnen und Bewerber gewählt sind.
(3)	� Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter benachrichtigt die Ge-

wählten und fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich zu erklären, ob 
sie die Wahl annehmen.
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Teil 7 –  
Besondere Vorschriften für eine Nachwahl  
oder Wiederholungswahl

§ 42  
Nachwahl
(1)	 �Eine Nachwahl findet statt,
	 1.	� wenn in einem Wahlkreis oder in einem Wahlbezirk die Wahl nicht durch-

geführt worden ist,
	 2.	� wenn eine Wahlkreisbewerberin oder ein Wahlkreisbewerber nach der 

Zulassung des Kreiswahlvorschlages, aber noch vor der Wahl stirbt.
(2)	� Die Nachwahl soll im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 spätestens drei Wochen 

nach dem Tag der Hauptwahl stattfinden. Im Falle des Absatzes 1 Nummer 2 
kann sie am Tag der Hauptwahl stattfinden; sie soll spätestens sechs Wochen 
nach dem Tag der Hauptwahl stattfinden. Den Tag der Nachwahl bestimmt 
die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter.

(3)	 �Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften, auf denselben Grundlagen 
und aufgrund derselben Wählerverzeichnisse wie die Hauptwahl statt. 

(4)	� Im Falle einer Nachwahl ist das vorläufige Ergebnis der Hauptwahl unmittel-
bar nach Beendigung der Wahlhandlung auf der Grundlage der abgegebenen 
Stimmen zu ermitteln, festzustellen und bekannt zu geben.

§ 43  
Wiederholungswahl
(1)	� Wird im Wahlprüfungsverfahren eine Wahl ganz oder teilweise für ungültig 

erklärt, so ist sie nach Maßgabe der Entscheidung zu wiederholen.
(2)	� Die Wiederholungswahl findet nach denselben Vorschriften, denselben 

Wahlvorschlägen und, wenn seit der Hauptwahl noch nicht sechs Monate 
verflossen sind, aufgrund derselben Wählerverzeichnisse wie die Hauptwahl 
statt, soweit nicht die Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren hinsichtlich 
der Wahlvorschläge und Wählerverzeichnisse Abweichungen vorschreibt.

(3)	 �Die Wiederholungswahl muss spätestens 60 Tage nach Unanfechtbarkeit der 
Entscheidung stattfinden, durch die die Wahl für ungültig erklärt worden ist. 
Ist die Wahl nur teilweise für ungültig erklärt worden, so unterbleibt die Wie-
derholungswahl, wenn feststeht, dass innerhalb von sechs Monaten ein 
neuer Landtag gewählt wird. Den Tag der Wiederholungswahl bestimmt die 
Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter.

(4)	� Aufgrund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis nach den Vor
schriften des Sechsten Teils neu festgestellt. § 40 Absatz 2 und § 41 Absatz 3 
gelten entsprechend.
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Teil 8 –  
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag

§ 44  
Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag
(1)	 �Eine gewählte Bewerberin oder ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitglied-

schaft im Landtag mit dem fristgerechten Eingang der auf die Benachrichti-
gung nach § 40 Absatz 2 oder § 41 Absatz 3 erfolgenden schriftlichen Annahme-
erklärung bei der zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter, 
jedoch nicht vor Ablauf der Wahlperiode des letzten Landtages und im Falle 
des § 43 Absatz 4 nicht vor Ausscheiden der oder des nach dem ursprüngli-
chen Wahlergebnis gewählten Abgeordneten. Gibt die oder der Gewählte bis 
zum Ablauf der gesetzlichen Frist keine oder keine schriftliche Erklärung ab, 
so gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. Eine Erklärung unter 
Vorbehalt gilt als Ablehnung. Annahme und Ablehnung können nicht wider-
rufen werden.

(2)	� Nach Annahme des Mandats hat die oder der Abgeordnete innerhalb einer 
Woche der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages ihre oder seine 
Wohnanschriften der letzten zehn Jahre vor der Herstellung der Einheit 
Deutschlands schriftlich mitzuteilen. Die oder der Abgeordnete soll ihre oder 
seine Personenkennzahl nach dem Recht der DDR hinzufügen. Die Präsidentin 
oder der Präsident des Landtages fordert vom Bundesarchiv sämtliche die 
Person der oder des gewählten Abgeordneten betreffenden Unterlagen im 
Sinne der § 20 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b, § 21 Absatz 1 Nummer 6 
Buchstabe b des Stasi-Unterlagen-Gesetzes an und gibt der oder dem Abge-
ordneten hiervon Kenntnis. Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages 
übersendet dem Bundesarchiv die ihr oder ihm nach Satz 1 zugegangenen 
Mitteilungen.

(3)	� Der Landtag bildet zu Beginn der Wahlperiode einen Bewertungsausschuss. 
Dieser setzt sich aus je zwei Mitgliedern der im Landtag vertretenen Fraktionen 
zusammen. Der Bewertungsausschuss bewertet die vom Bundesarchiv über-
gebenen Unterlagen. Er erstellt einen Bericht mit einer Beschlussempfehlung, 
ob Antrag auf Erhebung der Anklage mit dem Ziel der Aberkennung des  
Mandats gemäß Artikel 118 der Verfassung des Freistaates Sachsen empfohlen 
werden soll. Der Landtag entscheidet in nichtöffentlicher Sitzung.

(4)	� Die Sitzungen des Bewertungsausschusses sind nichtöffentlich. Die Mit
glieder des Bewertungsausschusses sind zur Verschwiegenheit über die An-
gelegenheiten verpflichtet, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit im Bewertungs-
ausschuss bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem 
Ausscheiden.

(5)	 �Der Bewertungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend sind.

(6)	� Vor der Entscheidung über eine Beschlussempfehlung an den Landtag, ob ein 
Antrag auf Erhebung der Abgeordnetenanklage gemäß Artikel 118 der Ver-
fassung des Freistaates Sachsen empfohlen werden soll, gibt der Ausschuss 
dem betroffenen Mitglied des Landtages Gelegenheit zur Stellungnahme. 
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Die oder der Betroffene kann Einsicht in die Unterlagen verlangen. Sie oder 
er hat das Recht, sich durch eine Person des Vertrauens begleiten und bei 
der Einsichtnahme vertreten zu lassen.

(7)	 �Eine Beschlussempfehlung, in der dem Landtag empfohlen werden soll, die 
Erhebung der Anklage mit dem Ziel der Aberkennung des Mandats gemäß 
Artikel 118 der Verfassung des Freistaates Sachsen zu empfehlen, bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Bewertungsausschusses. In 
der Beschlussempfehlung ist zu begründen, weshalb die fortdauernde Inne-
habung des Mandats als untragbar erscheint. Die Beschlussempfehlung 
wird nur an die Mitglieder des Landtages verteilt.

§ 45  
Verlust der Mitgliedschaft im Landtag
(1)	� Eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter verliert die Mitgliedschaft im Land-

tag bei
	 1.	 Ungültigkeit des Erwerbs der Mitgliedschaft,
	 2.	 Neufeststellung des Wahlergebnisses,
	 3.	 Wegfall einer Voraussetzung ihrer oder seiner jederzeitigen Wählbarkeit,
	 4.	� Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Partei oder der Teilorganisation 

einer Partei, der sie oder er angehört, durch das Bundesverfassungs
gericht nach Artikel 21 Absatz 4 des Grundgesetzes,

	 5.	 Verzicht,
	 6.	 �Aberkennung des Mandats gemäß Artikel 118 der Verfassung des Frei-

staates Sachsen.
	� Verlustgründe nach anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben unberührt.
(2)	 �Bei Ungültigkeit ihrer oder seiner Direktwahl im Wahlkreis bleibt die oder der 

Abgeordnete Mitglied des Landtags, wenn sie oder er zugleich auf einer  
Landesliste gewählt war, aber nach § 6 Absatz 5 Satz 3 unberücksichtigt  
geblieben ist.

(3)	� Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er zur Niederschrift der Präsidentin oder 
des Präsidenten des Landtages oder einer Notarin oder eines Notars, die  
ihren oder der seinen Sitz im Wahlgebiet hat, erklärt wird. Die notarielle  
Verzichtserklärung hat die oder der Abgeordnete der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Landtages zu übermitteln. Der Verzicht kann nicht widerrufen 
werden.

(4)	 �Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundes
verfassungsgericht nach Artikel 21 Absatz 4 des Grundgesetzes für ver
fassungswidrig erklärt, verlieren die Abgeordneten ihre Mitgliedschaft im 
Landtag und die Listennachfolgerinnen und Listennachfolger ihre Anwart-
schaft, sofern sie dieser Partei oder Teilorganisation in der Zeit zwischen der 
Antragstellung (§ 43 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) und der Ver-
kündung der Entscheidung (§ 46 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) 
angehört haben. Haben gewählte Direktbewerberinnen und Direktbewerber 
nach Satz 1 ihre Mitgliedschaft verloren, wird die Wahl einer oder eines 
Wahlkreisabgeordneten in diesen Wahlkreisen bei entsprechender Anwen-
dung des § 43 Absatz 2 bis 4 wiederholt; hierbei dürfen die Abgeordneten, 
die nach Satz 1 ihre Mitgliedschaft verloren haben, nicht als Bewerberinnen 
und Bewerber auftreten. Soweit Abgeordnete, die nach Satz 1 ihre Mitglied-
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schaft verloren haben, nach einer Landesliste der für verfassungswidrig  
erklärten Partei oder Teilorganisation der Partei gewählt waren, bleiben die 
Sitze unbesetzt. Im Übrigen gilt § 47 Absatz 1.

§ 46  
Entscheidung über den Verlust der Mitgliedschaft
(1)	� Über den Verlust der Mitgliedschaft nach § 45 Absatz 1 Satz 1 entscheidet
	 1.	� in den Fällen der Nummern 1 und 3 der Landtag im Wahlprüfungsverfahren,
	 2.	� in den Fällen der Nummern 2 und 4 der Landtag oder ein von ihm beauf-

tragter Ausschuss,
	 3.	� im Falle der Nummer 5 die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsi-

dent, der eine Verzichtserklärung schriftlich bestätigt,
	 4.	� im Falle der Nummer 6 der Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen.
(2)	 �Führt eine Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren zum Verlust der Mitglied-

schaft, so scheidet die oder der Abgeordnete mit Rechtskraft der Entscheidung 
aus dem Landtag aus.

(3)	� Führt eine Entscheidung des Landtages, der Landtagspräsidentin oder des 
Landtagspräsidenten oder eines Landtagsausschusses zum Verlust der Mit-
gliedschaft, so scheidet die oder der Abgeordnete mit der Entscheidung aus 
dem Landtag aus. Die Entscheidung ist unverzüglich von Amts wegen zu treffen. 
Innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung kann die  
betroffene Person die Entscheidung des Landtages über den Verlust der Mit-
gliedschaft im Wahlprüfungsverfahren beantragen. Die Zustellung erfolgt 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- 
und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen vom  
19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom  
12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung.

§ 47  
Berufung von Mandatsnachfolgerinnen und Mandatsnachfolgern  
sowie Ersatzwahlen
(1)	� Wenn eine gewählte Bewerberin oder ein gewählter Bewerber stirbt oder die 

Annahme der Wahl ablehnt oder wenn eine Abgeordnete oder ein Abgeord-
neter stirbt oder sonst nachträglich aus dem Landtag ausscheidet, so wird 
der Sitz aus der Landesliste in der dort am Wahltag festgeschriebenen  
Reihenfolge derjenigen Partei besetzt, für die die oder der Ausgeschiedene 
bei der Wahl aufgetreten ist. Bei der Nachfolge bleiben diejenigen Listen
bewerberinnen und Listenbewerber unberücksichtigt, die seit dem Zeitpunkt 
der Aufstellung der Landesliste aus dieser Partei ausgeschieden sind. Ist die 
Liste erschöpft, so bleibt der Sitz unbesetzt. Die Feststellung, wer als Listen-
nachfolgerin oder Listennachfolger eintritt, trifft die Landeswahlleiterin oder 
der Landeswahlleiter. § 41 Absatz 3 und § 44 gelten entsprechend.

(2)	 �War die oder der Ausgeschiedene als Wahlkreisabgeordnete oder Wahlkreis-
abgeordneter einer Wählergruppe oder einer Partei gewählt, für die im Wahl-
gebiet keine Landesliste zugelassen worden war, so findet im Wahlkreis eine 
Ersatzwahl statt. Die Ersatzwahl muss spätestens 60 Tage nach dem Zeit-
punkt des Ausscheidens stattfinden. Sie unterbleibt, wenn feststeht, dass 
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innerhalb von sechs Monaten ein neuer Landtag gewählt wird. Die Ersatz-
wahl wird nach den allgemeinen Vorschriften durchgeführt. Den Wahltag  
bestimmt die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter. § 40 Absatz 2 
und § 44 gelten entsprechend.
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Teil 9 –  
Schlussbestimmungen

§ 48  
Anfechtung
Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren 
beziehen, können nur mit den in diesem Gesetz und in der Landeswahlordnung 
vorgesehenen Rechtsbehelfen sowie im Wahlprüfungsverfahren angefochten 
werden.

§ 49  
Ordnungswidrigkeiten
(1)	� Ordnungswidrig handelt, wer
	 1.	� entgegen § 10 ein Ehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende Entschul-

digung den Pflichten eines solchen entzieht oder
	 2.	� entgegen § 31 Absatz 2 ein Ergebnis einer Wählerbefragung veröffentlicht.
(2)	� Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 kann mit einer Geldbuße 

bis zu fünfhundert Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.

(3)	� Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist

	 1.	� bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1
		  a)	 �die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter, wenn eine Wahlberech-

tigte oder ein Wahlberechtigter das Amt einer Wahlvorsteherin oder 
eines Wahlvorstehers, einer Briefwahlvorsteherin oder eines Brief-
wahlvorstehers, einer Stellvertreterin oder eines Stellvertreters oder 
einer Beisitzerin oder eines Beisitzers im Wahlvorstand oder im Kreis-
wahlausschuss,

		  b)	 �die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter, wenn eine Wahl
berechtigte oder ein Wahlberechtigter das Amt einer Beisitzerin oder 
eines Beisitzers im Landeswahlausschuss unberechtigt ablehnt oder 
sich ohne genügende Entschuldigung den Pflichten eines solchen 
Amtes entzieht.

	 2.	� bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 die Landeswahlleiterin 
oder der Landeswahlleiter.

§ 50  
Staatliche Mittel für Träger von Wahlvorschlägen
(1)	� Bewerberinnen und Bewerber eines nach Maßgabe des § 20 Absatz 3 von 

Wahlberechtigten eingereichten Wahlvorschlages, die nach dem endgültigen 
Wahlergebnis mindestens 10 Prozent der in einem Wahlkreis abgegebenen 
gültigen Direktstimmen erreicht haben, erhalten je gültige Stimme 2,56 Euro.

(2)	� Die Festsetzung und die Auszahlung der staatlichen Mittel sind von der  
Bewerberin oder dem Bewerber innerhalb von zwei Monaten nach dem  
Zusammentritt des Sächsischen Landtages bei der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Sächsischen Landtages zu beantragen; danach eingehende 

104



Gesetz über die Wahlen zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlgesetz – SächsWahlG) 

Anträge bleiben unberücksichtigt. Der Betrag wird von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Sächsischen Landtages festgesetzt und ausgezahlt.

(3)	� Die Vorschriften des Parteiengesetzes über die absolute und relative Ober-
grenze finden keine Anwendung.

(4)	 �Die nach dem Parteiengesetz vom Bund dem Freistaat Sachsen für die Landes-
verbände der Parteien zugewiesenen Mittel werden von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Sächsischen Landtages ausgezahlt.

§ 51  
Wahlkosten
(1)	� Die Kosten der Landtagswahl trägt der Freistaat Sachsen. Im Wege der Einzel-

abrechnung werden erstattet
	 1.	 den Gemeinden oder Verwaltungsverbänden
	 	 a)	 die Kosten für den Versand der Wahlbenachrichtigungen,
		  b)	 die Kosten für den Versand der Briefwahlunterlagen,
		  c)	 die Erfrischungsgelder für die Mitglieder der Wahlvorstände,
	 2.	 die Kosten der Kreiswahlleiterinnen und Kreiswahlleiter,
	 3.	� die Kosten der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters.
	� Die übrigen Kosten der Gemeinden oder Verwaltungsverbände werden durch 

einen Festbetrag je Wahlberechtigter oder Wahlberechtigten erstattet, der 
auf der Grundlage einer Kostenerhebung festgesetzt wird.

(2)	� Der Betrag wird vom Staatsministerium des Innern im Benehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen festgesetzt. Bei der Festsetzung werden  
laufende persönliche und sachliche Kosten und Kosten für die Benutzung 
von Räumen und Einrichtungen der Gemeinden (Verwaltungsgebäude) und 
Landkreise nicht berücksichtigt.

(3)	� Der Freistaat Sachsen erstattet den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft 
zur Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, die durch die  
Herstellung und Verteilung der Stimmzettelschablonen verursachten not-
wendigen Ausgaben.

§ 52  
Wahlstatistik
(1)	� Das Ergebnis der Wahlen zum Landtag ist statistisch zu bearbeiten.
(2)	 �In den von der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter im Einverneh-

men mit dem Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen zu bestim-
menden Wahlbezirken sind auch Statistiken über Geschlechts- und Alters-
gliederung der Wahlberechtigten sowie der Wählerinnen und Wähler unter 
Berücksichtigung der Stimmabgabe für die einzelnen Wahlvorschläge zu er-
stellen. Die Trennung der Wahl nach Altersgruppen und Geschlechtern ist nur 
zulässig, soweit die Stimmabgabe der einzelnen Wählerinnen und Wähler 
dadurch nicht erkennbar wird.
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§ 53  
Landeswahlordnung
Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
(Landeswahlordnung) die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts-
vorschriften zu erlassen, insbesondere über
1.	� die Bestellung der Wahlleiterinnen und Wahlleiter, Wahlvorsteherinnen und 

Wahlvorsteher sowie Briefwahlvorsteherinnen und Briefwahlvorsteher, die 
Bildung der Wahlausschüsse, Wahlvorstände und Briefwahlvorstände sowie 
über die Tätigkeit, Beschlussfähigkeit und das Verfahren der Wahlorgane 
einschließlich der Berufung in ein Wahlehrenamt und über den Ersatz von 
Auslagen für Inhaberinnen und Inhaber von Wahlehrenämtern und über das 
Bußgeldverfahren,

2.	� die Bildung der Wahlbezirke und ihre Bekanntmachung,
3.	� die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Wählerverzeichnisse, deren 

Führung, Einsichtnahme, Berichtigung und Abschluss, den Einspruch und die 
Beschwerde gegen das Wählerverzeichnis sowie die Benachrichtigung der 
Wahlberechtigten,

4.	� die Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen, deren Ausstellung, 
den Einspruch und die Beschwerde gegen die Ablehnung der Erteilung von 
Wahlscheinen,

5.	� den Nachweis der Wahlrechtsvoraussetzungen,
6.	� das Verfahren nach § 18 Absatz 2 bis 4,
7.	� Einreichung, Inhalt und Form der Wahlvorschläge sowie der dazugehörigen 

Unterlagen, über ihre Prüfung, ihre Zulassung, die Beseitigung von Mängeln, 
die Beschwerde gegen Entscheidungen des Kreiswahlausschusses und des 
Landeswahlausschusses sowie die Bekanntgabe der Wahlvorschläge,

8.	� Form und Inhalt des Stimmzettels,
9.	� Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung der Wahlräume sowie über 

Wahlschutzvorrichtungen und Wahlkabinen,
10.	� die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhältnisse besondere Regelungen 

erfordern,
11.	 �die Briefwahl,
12.	� die Wahl in Kranken- und Pflegeanstalten sowie in sozialtherapeutischen 

und Justizvollzugsanstalten,
13.	� die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe 

sowie die Benachrichtigung der Gewählten,
14.	� die Durchführung von Nachwahlen, Wiederholungswahlen und Ersatzwahlen 

sowie die Berufung von Listennachfolgerinnen und Listennachfolgern,
15.	 �die Durchführung der repräsentativen Wahlstatistik.

§ 54  
Verwaltungsvorschriften
Das Staatsministerium des Innern erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften.
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§ 55  
Fristen, Termine und Form
(1)	 �Die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-

verordnungen vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder religiösen Feiertag fällt. 
Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen.

(2)	� Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, für den Fall einer Auflösung 
des Landtages die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen vorgesehenen Fristen und Termine durch 
Rechtsverordnung abzukürzen.

(3)	 �Soweit in diesem Gesetz oder in der Landeswahlordnung nichts anderes  
bestimmt ist, müssen die nach diesem Gesetz oder der Landeswahlordnung 
vorgeschriebenen Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein und bei der zuständigen Stelle im Original vorliegen.

§ 56  
Einschränkung von Grundrechten
Durch dieses Gesetz wird das Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach 
Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen eingeschränkt.

§ 57  
Inkrafttreten und Außerkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Säch-
sische Wahlgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2003 
(SächsGVBl. S. 525), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 
(SächsGVBl. S. 542) geändert worden ist, außer Kraft.
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Anlage zu § 2 Absatz 1 – 
Wahlkreiseinteilung

Wahlkreis (WK) Gebiet des Wahlkreises

Nr. Name

1 Vogtland 1 vom Vogtlandkreis
	− die Gemeinden 

Plauen, Stadt; Pausa-Mühltroff, Stadt;  
Rosenbach/Vogtl.; Weischlitz

(übrige Gemeinden siehe WK 2 und 3)

2 Vogtland 2 vom Vogtlandkreis 
	− die Gemeinden 

Adorf/Vogtl., Stadt; Auerbach/Vogtl., Stadt;  
Bad Brambach; Bad Elster, Stadt; Ellefeld;  
Falkenstein/Vogtl., Stadt; Grünbach; Klingenthal, 
Stadt; Markneukirchen, Stadt; Mühlental;  
Muldenhammer; Neustadt/Vogtl.; Rodewisch, 
Stadt; Schöneck/Vogtl., Stadt; Steinberg 

(übrige Gemeinden siehe WK 1 und 3)

3 Vogtland 3 vom Vogtlandkreis 
	− die Gemeinden 

Bergen; Bösenbrunn; Eichigt; Elsterberg, Stadt; 
Heinsdorfergrund; Lengenfeld, Stadt; Limbach; 
Netzschkau, Stadt; Neumark; Neuensalz;  
Oelsnitz/Vogtl., Stadt; Pöhl; Reichenbach  
im Vogtland, Stadt; Theuma; Treuen, Stadt;  
Tirpersdorf; Triebel/Vogtl.; Werda 

(übrige Gemeinden siehe WK 1 und 2)

4 Zwickau 1 vom Landkreis Zwickau 
	− die Gemeinden 

Crinitzberg; Hartenstein, Stadt; Hartmannsdorf 
b. Kirchberg; Hirschfeld; Kirchberg, Stadt;  
Langenweißbach; Lichtentanne; Mülsen; Reinsdorf; 
Wildenfels, Stadt; Wilkau-Haßlau, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 5, 6, 7 und 8)
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5 Zwickau 2 vom Landkreis Zwickau 
	− die Gemeinden 

Crimmitschau, Stadt; Dennheritz; Fraureuth; 
Langenbernsdorf; Neukirchen/ Pleiße;  
Werdau, Stadt;

	− von der Gemeinde Zwickau, Stadt  
der Stadtbezirk West

(übrige Stadtbezirke und Gemeinden siehe WK 4, 6, 
7 und 8)

6 Zwickau 3 vom Landkreis Zwickau
	− von der Gemeinde Zwickau, Stadt  

die Stadtbezirke Mitte, Ost, Nord und Süd

(übrige Stadtbezirke und Gemeinden siehe WK 4, 5, 
7 und 8)

7 Zwickau 4 vom Landkreis Zwickau 
	− die Gemeinden 

Bernsdorf; Glauchau, Stadt; Lichtenstein/Sa., 
Stadt; Meerane, Stadt; Oberwiera; Remse; 
Schönberg; St. Egidien; Waldenburg, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 4, 5, 6 und 8)

8 Zwickau 5 vom Landkreis Zwickau 
	− die Gemeinden 

Callenberg; Gersdorf; Hohenstein-Ernstthal, 
Stadt; Limbach-Oberfrohna, Stadt; Niederfrohna; 
Oberlungwitz, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 4, 5, 6 und 7)

9 Chemnitz 1 von der Kreisfreien Stadt Chemnitz
	− die Stadtteile Altendorf, Grüna, Hutholz, Kaßberg, 

Mittelbach, Morgenleite, Rabenstein, Reichen-
brand, Röhrsdorf, Rottluff, Schloßchemnitz, 
Siegmar und Stelzendorf 

(übrige Stadtteile siehe WK 10 und 11)

10 Chemnitz 2 von der Kreisfreien Stadt Chemnitz
	− die Stadtteile Borna-Heinersdorf, Ebersdorf, 

Furth, Gablenz, Glösa-Draisdorf, Hilbersdorf,  
Lutherviertel, Sonnenberg, Wittgensdorf,  
Yorckgebiet und Zentrum 

(übrige Stadtteile siehe WK 9 und 11)
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11 Chemnitz 3 von der Kreisfreien Stadt Chemnitz
	− die Stadtteile Adelsberg, Altchemnitz, Bernsdorf, 

Einsiedel, Erfenschlag, Euba, Harthau,  
Helbersdorf, Kapellenberg, Kappel, Klaffenbach,  
Kleinolbersdorf-Altenhain, Markersdorf,  
Reichenhain und Schönau 

(übrige Stadtteile siehe WK 9 und 10)

12 Erzgebirge 1 vom Erzgebirgskreis 
	− die Gemeinden 

Amtsberg; Auerbach; Burkhardtsdorf; Gornsdorf; 
Hohndorf; Jahnsdorf/Erzgeb.; Lugau/Erzgeb., 
Stadt; Neukirchen/Erzgeb.; Niederdorf;  
Niederwürschnitz; Oelsnitz/Erzgeb., Stadt;  
Stollberg/Erzgeb., Stadt; Thalheim/Erzgeb., Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 13, 14, 15 und 16)

13 Erzgebirge 2 vom Erzgebirgskreis 
	− die Gemeinden 

Aue-Bad Schlema, Stadt; Bockau; Eibenstock, 
Stadt; Schneeberg, Stadt; Schönheide;  
Stützengrün; Zschorlau 

(übrige Gemeinden siehe WK 12, 14, 15 und 16)

14 Erzgebirge 3 vom Erzgebirgskreis 
	− die Gemeinden 

Breitenbrunn/Erzgeb.; Elterlein, Stadt; Grünhain-
Beierfeld, Stadt; Johanngeorgenstadt, Stadt; 
Lauter-Bernsbach, Stadt; Lößnitz, Stadt;  
Raschau-Markersbach; Schwarzenberg/Erzgeb., 
Stadt; Zwönitz, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 12, 13, 15 und 16)

15 Erzgebirge 4 vom Erzgebirgskreis 
	− die Gemeinden 

Annaberg-Buchholz, Stadt; Bärenstein; Crotten-
dorf; Ehrenfriedersdorf, Stadt; Gelenau/Erzgeb.; 
Geyer, Stadt; Jöhstadt, Stadt; Königswalde;  
Mildenau; Oberwiesenthal, Kurort, Stadt; Scheiben-
berg, Stadt; Schlettau, Stadt; Sehmatal; Tannen-
berg; Thermalbad Wiesenbad; Thum, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 12, 13, 14 und 16)
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16 Erzgebirge 5 vom Erzgebirgskreis 
	− die Gemeinden 

Börnichen/Erzgeb.; Deutschneudorf; Drebach; 
Gornau/Erzgeb.; Großolbersdorf; Großrückers-
walde; Grünhainichen; Heidersdorf; Marienberg, 
Stadt; Olbernhau, Stadt; Pockau-Lengefeld, Stadt; 
Seiffen/Erzgeb., Kurort; Wolkenstein, Stadt; 
Zschopau, Stadt, Motorradstadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 12, 13, 14 und 15)

17 Mittelsachsen 1 vom Landkreis Mittelsachsen 
	− die Gemeinden 

Bobritzsch-Hilbersdorf; Dorfchemnitz; Frauen-
stein, Stadt; Freiberg, Stadt, Universitätsstadt; 
Großschirma, Stadt; Halsbrücke; Lichtenberg/
Erzgeb.; Mulda/Sa.; Neuhausen/Erzgeb.;  
Rechenberg-Bienenmühle; Reinsberg; Sayda, 
Stadt; Weißenborn/Erzgeb.

(übrige Gemeinden siehe WK 18, 19 und 20)

18 Mittelsachsen 2 vom Landkreis Mittelsachsen 
	− die Gemeinden 

Augustusburg, Stadt; Brand-Erbisdorf, Stadt;  
Eppendorf; Flöha, Stadt; Frankenberg/Sa., Stadt, 
Garnisonsstadt; Großhartmannsdorf; Hainichen, 
Stadt; Leubsdorf; Niederwiesa; Oberschöna; 
Oederan, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 17, 19 und 20)

19 Mittelsachsen 3 vom Landkreis Mittelsachsen 
	− die Gemeinden 

Altmittweida; Burgstädt, Stadt; Claußnitz; Erlau; 
Hartmannsdorf; Königsfeld; Königshain-Wiederau; 
Lichtenau; Lunzenau, Stadt; Mittweida, Stadt, 
Hochschulstadt; Mühlau; Penig, Stadt; Rochlitz, 
Stadt; Seelitz; Taura; Wechselburg; Zettlitz 

(übrige Gemeinden siehe WK 17, 18 und 20)

20 Mittelsachsen 4 vom Landkreis Mittelsachsen 
	− die Gemeinden 

Döbeln, Stadt; Geringswalde, Stadt; Großweitz-
schen; Hartha, Stadt; Kriebstein; Leisnig, Stadt; 
Jahnatal; Rossau; Roßwein, Stadt; Striegistal; 
Waldheim, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 17, 18 und19)
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21 Leipzig Land 1 vom Landkreis Leipzig 
	− die Gemeinden 

Borna, Stadt; Frohburg, Stadt; Geithain, Stadt; 
Kitzscher, Stadt; Neukieritzsch; Regis-Breitingen, 
Stadt; Rötha, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 22, 23 und 24)

22 Leipzig Land 2 vom Landkreis Leipzig 
	− die Gemeinden 

Böhlen, Stadt; Elstertrebnitz; Groitzsch, Stadt; 
Markkleeberg, Stadt; Markranstädt, Stadt; 
Pegau, Stadt; Zwenkau, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 21, 23 und 24)

23 Leipzig Land 3 vom Landkreis Leipzig 
	− die Gemeinden 

Bad Lausick, Stadt; Belgershain; Colditz, Stadt; 
Grimma, Stadt; Großpösna; Naunhof, Stadt;  
Otterwisch; Parthenstein 

(übrige Gemeinden siehe WK 21, 22 und 24)

24 Leipzig Land 4 vom Landkreis Leipzig 
	− die Gemeinden 

Bennewitz; Borsdorf; Brandis, Stadt; Lossatal; 
Machern; Thallwitz; Trebsen/Mulde, Stadt;  
Wurzen, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 21, 22 und 23)

25 Leipzig 1 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Mitte ohne die Ortsteile  

Zentrum-Nordwest und Zentrum-Nord, 
	− vom Stadtbezirk Ost der Ortsteil Neustadt- 

Neuschönefeld,
	− vom Stadtbezirk Südost der Ortsteil Reudnitz-

Thonberg

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 26, 27, 
28, 29, 30, 31 und 32)

26 Leipzig 2 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Ost ohne die Ortsteile  

Neustadt-Neuschönefeld, Volkmarsdorf und  
Anger-Crottendorf,

	− vom Stadtbezirk Südost die Ortsteile Liebert-
wolkwitz, Holzhausen und Stötteritz 

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 25, 27, 
28, 29, 30, 31 und 32)
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27 Leipzig 3 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Nord ohne die Ortsteile Seehausen 

und Wiederitzsch, 
	− vom Stadtbezirk Mitte der Ortsteil Zentrum-Nord

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 25, 26, 
28, 29, 30, 31 und 32)

28 Leipzig 4 von der Kreisfreien Stadt Leipzig 
	− der Stadtbezirk Süd,
	− vom Stadtbezirk Südost die Ortsteile Probstheida 

und Meusdorf 

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 25, 26, 
27, 29, 30, 31 und 32)

29 Leipzig 5 von der Kreisfreien Stadt Leipzig 
	− der Stadtbezirk West,
	− der Stadtbezirk Südwest ohne die Ortsteile 

Schleußig und Plagwitz 

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 25, 26, 
27, 28, 30, 31 und 32)

30 Leipzig 6 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− vom Stadtbezirk Südwest die Ortsteile Schleußig 

und Plagwitz,
	− der Stadtbezirk Alt-West ohne die Ortsteile 

Böhlitz-Ehrenberg und Burghausen-Rückmarsdorf

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 25, 26, 
27, 28, 29, 31 und 32)

31 Leipzig 7 von der Kreisfreien Stadt Leipzig 
	− der Stadtbezirk Nordwest,
	− vom Stadtbezirk Mitte der Ortsteil Zentrum- 

Nordwest,
	− vom Stadtbezirk Alt-West die Ortsteile Böhlitz-

Ehrenberg und Burghausen-Rückmarsdorf

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 25, 26, 
27, 28, 29, 30 und 32)

32 Leipzig 8 von der Kreisfreien Stadt Leipzig 
	− der Stadtbezirk Nordost,
	− vom Stadtbezirk Ost die Ortsteile Volkmarsdorf 

und Anger-Crottendorf,
	− vom Stadtbezirk Nord die Ortsteile Seehausen 

und Wiederitzsch 

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe WK 25, 26, 
27, 28, 29, 30 und 31)
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33 Nordsachsen 1 vom Landkreis Nordsachsen 
	− die Gemeinden 

Delitzsch, Stadt; Krostitz; Löbnitz; Rackwitz; 
Schkeuditz, Stadt; Schönwölkau; Wiedemar 

(übrige Gemeinden siehe WK 34 und 35)

34 Nordsachsen 2 vom Landkreis Nordsachsen 
	− die Gemeinden 

Bad Düben, Stadt; Doberschütz; Dommitzsch, 
Stadt; Eilenburg, Stadt; Elsnig; Jesewitz; Laußig; 
Mockrehna; Taucha, Stadt; Trossin; Zschepplin

(übrige Gemeinden siehe WK 33 und 35)

35 Nordsachsen 3 vom Landkreis Nordsachsen 
	− die Gemeinden 

Arzberg; Beilrode; Belgern-Schildau, Stadt;  
Cavertitz; Dahlen, Stadt; Dreiheide; Liebschütz-
berg; Mügeln, Stadt; Naundorf; Oschatz, Stadt; 
Torgau, Stadt; Wermsdorf 

(übrige Gemeinden siehe WK 33 und 34)

36 Meißen 1 vom Landkreis Meißen 
	− die Gemeinden 

Diera-Zehren; Hirschstein; Käbschütztal;  
Lommatzsch, Stadt; Riesa, Stadt; Stauchitz; 
Strehla, Stadt; Zeithain 

(übrige Gemeinden siehe WK 37, 38 und 39)

37 Meißen 2 vom Landkreis Meißen 
	− die Gemeinden 

Ebersbach; Glaubitz; Gröditz, Stadt; Großenhain, 
Stadt; Lampertswalde; Nünchritz; Priestewitz; 
Radeburg, Stadt; Röderaue; Schönfeld; Thiendorf; 
Wülknitz 

(übrige Gemeinden siehe WK 36, 38 und 39)

38 Meißen 3 vom Landkreis Meißen 
	− die Gemeinden 

Klipphausen; Meißen, Stadt; Niederau;  
Nossen, Stadt; Weinböhla 

(übrige Gemeinden siehe WK 36, 37 und 39)

39 Meißen 4 vom Landkreis Meißen 
	− die Gemeinden 

Coswig, Stadt; Moritzburg; Radebeul, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 36, 37 und 38)
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40 Dresden 1 von der Kreisfreien Stadt Dresden 
	− der Stadtbezirk Klotzsche,
	− vom Stadtbezirk Pieschen die Stadtteile Kaditz, 

Mickten und Trachau, 
	− vom Stadtbezirk Loschwitz der Stadtteil  

Dresdner Heide,
	− die Ortschaften Langebrück, Schönborn und 

Weixdorf

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 41, 42, 43, 44, 45, 46 und 47)

41 Dresden 2 von der Kreisfreien Stadt Dresden 
	− der Stadtbezirk Neustadt,
	− vom Stadtbezirk Altstadt die Stadtteile  

Johannstadt-Nord und Johannstadt-Süd 

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 40, 42, 43, 44, 45, 46 und 47)

42 Dresden 3 von der Kreisfreien Stadt Dresden 
	− der Stadtbezirk Leuben,
	− der Stadtbezirk Loschwitz ohne den Stadtteil 

Dresdner Heide, 
	− die Ortschaft Schönfeld-Weißig

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 40, 41, 43, 44, 45, 46 und 47)

43 Dresden 4 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− vom Stadtbezirk Blasewitz die Stadtteile Tolkewitz/

Seidnitz-Nord und Seidnitz/Dobritz, 
	− der Stadtbezirk Prohlis ohne den Stadtteil Strehlen

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 40, 41, 42, 44, 45, 46 und 47)

44 Dresden 5 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Stadtbezirk Blasewitz ohne die Stadtteile 

Tolkewitz/Seidnitz-Nord und Seidnitz/Dobritz

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 40, 41, 42, 43, 45, 46 und 47)

45 Dresden 6 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Stadtbezirk Altstadt ohne die Stadtteile  

Johannstadt-Nord und Johannstadt-Süd, 
	− der Stadtbezirk Pieschen ohne die Stadtteile  

Kaditz, Mickten und Trachau
	− vom Stadtbezirk Prohlis der Stadtteil Strehlen

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 40, 41, 42, 43, 44, 46 und 47)
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46 Dresden 7 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Stadtbezirk Cotta ohne Löbtau-Nord und  

Löbtau-Süd, 
	− die Ortschaften Altfranken, Cossebaude,  

Oberwartha, Mobschatz und Gompitz

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 40, 41, 42, 43, 44, 45 und 47)

47 Dresden 8 von der Kreisfreien Stadt Dresden 
	− der Stadtbezirk Plauen,
	− vom Stadtbezirk Cotta die Stadtteile Löbtau-Nord 

und Löbtau-Süd

(übrige Stadtbezirke/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 40, 41, 42, 43, 44, 45 und 46)

48 Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 1

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Dorfhain; Freital, Stadt; Tharandt, Stadt;  
Wilsdruff, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 49, 50 und 51)

49 Sächsische Schweiz- 
Osterzgebirge 2

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Altenberg, Stadt; Bannewitz; Dippoldiswalde, 
Stadt; Glashütte, Stadt; Hartmannsdorf-Reichenau; 
Hermsdorf/Erzgeb.; Klingenberg; Kreischa;  
Rabenau, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 48, 50 und 51)

50 Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 3

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Bad Gottleuba-Berggießhübel, Stadt; Bahretal; 
Dohma; Dohna, Stadt; Heidenau, Stadt; Liebstadt, 
Stadt; Müglitztal; Pirna, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 48, 49 und 51)

51 Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 4

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Bad Schandau, Stadt; Dürrröhrsdorf-Dittersbach; 
Gohrisch; Hohnstein, Stadt; Königstein/ 
Sächs. Schw., Stadt; Lohmen; Neustadt in  
Sachsen, Stadt; Rathen, Kurort; Rathmannsdorf; 
Reinhardtsdorf-Schöna; Rosenthal-Bielatal;  
Sebnitz, Stadt; Stadt Wehlen, Stadt; Stolpen, 
Stadt; Struppen

(übrige Gemeinden siehe WK 48, 49 und 50)
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52 Bautzen 1/
Budyšin 1

vom Landkreis Bautzen/Wokrjes Budyšin 
	− die Gemeinden 

Bischofswerda, Stadt; Burkau/Porchow;  
Cunewalde; Demitz-Thumitz; Frankental; Göda/
Hodźij; Großharthau; Großpostwitz/O. L./ 
Budestecy; Neukirch/Lausitz; Obergurig/Hornja 
Hórka; Rammenau; Schirgiswalde-Kirschau, 
Stadt; Schmölln-Putzkau; Sohland a. d. Spree; 
Steinigtwolmsdorf; Wilthen, Stadt 

(übrige Gemeinden siehe WK 53, 54, 55 und 56)

53 Bautzen 2/
Budyšin 2

vom Landkreis Bautzen/Wokrjes Budyšin 
	− die Gemeinden 

Arnsdorf; Crostwitz/ChrÓsćicy; Elstra, Stadt/
HalŠtrow; Großnaundorf; Großröhrsdorf, Stadt; 
Haselbachtal; Kamenz, Stadt/Kamjenc;  
Lichtenberg; Nebelschütz/Njebjelčicy; Ohorn; 
Panschwitz-Kuckau/Pančicy-Kukow; Pulsnitz, 
Stadt; Räckelwitz/Worklecy; Ralbitz-Rosenthal/
Ralbicy-RÓžant; Steina

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 54, 55 und 56)

54 Bautzen 3/
Budyšin 3

vom Landkreis Bautzen/Wokrjes Budyšin 
	− die Gemeinden 

Bernsdorf, Stadt; Königsbrück, Stadt; Laußnitz; 
Neukirch; Oßling/Wóslink; Ottendorf-Okrilla;  
Radeberg, Stadt; Schwepnitz; Wachau;  
Wittichenau, Stadt/Kulow, mĕsto

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 53, 55 und 56)

55 Bautzen 4/
Budyšin 4

vom Landkreis Bautzen/Wokrjes Budyšin 
	− die Gemeinden 

Elsterheide/Halštrowska Hola; Hoyerswerda, 
Stadt/Wojerecy; Königswartha/Rakecy; Lauta, 
Stadt; Lohsa/Łaz; Neschwitz/Njeswačidło; 
Puschwitz/BÓŠicy; Radibor/Radwor; Spreetal/
Sprjewiny Doł

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 53, 54 und 56)

56 Bautzen 5/
Budyšin 5

vom Landkreis Bautzen/Wokrjes Budyšin 
	− die Gemeinden 

Bautzen, Stadt/Budyšin; Doberschau-Gaußig/
Dobruša-Huska; Großdubrau/ Wulka Dubrawa; 
Hochkirch/Bukecy; Kubschütz/Kubšicy; 
Malschwitz/Malešecy; Weißenberg, Stadt/
Wóspork

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 53, 54 und 55)
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57 Görlitz 1/
Zhorjelc 1

vom Landkreis Görlitz/Wokrjes Zhorjelc 
	− die Gemeinden 

Bad Muskau, Stadt/Mužakow; Boxberg/O. L./
Hamor; Gablenz/Jabłońc; Groß Düben/Dźĕwin; 
Hähnichen; Hohendubrau/Wysoka Dubrawa; 
Horka; Kodersdorf; Krauschwitz i.d. O.L./Krušwica; 
Kreba-Neudorf/Chrjebja-Nowa Wjes; Mücka/ 
Mikow; Neißeaue; Niesky, Stadt; Quitzdorf am See; 
Rietschen/Rĕčicy; Rothenburg/O. L., Stadt; 
Schleife/Slepo; Schöpstal; Trebendorf/Trjebin; 
Waldhufen; Weißkeißel/Wuskidź; Weißwasser/ 
O. L., Stadt/Bĕła Woda

(übrige Gemeinden siehe WK 58, 59 und 60)

58 Görlitz 2 vom Landkreis Görlitz 
	− die Gemeinden 

Görlitz, Stadt; Königshain; Markersdorf; 
Reichenbach/O. L., Stadt; Vierkirchen 

(übrige Gemeinden siehe WK 57, 59 und 60)

59 Görlitz 3 vom Landkreis Görlitz 
	− die Gemeinden 

Beiersdorf; Bernstadt a. d. Eigen, Stadt;  
Dürrhennersdorf; Ebersbach-Neugersdorf, Stadt; 
Großschweidnitz; Herrnhut, Stadt; Kottmar;  
Lawalde; Löbau, Stadt; Neusalza-Spremberg, 
Stadt; Oppach; Ostritz, Stadt; Rosenbach;  
Schönau-Berzdorf a. d. Eigen; Schönbach 

(übrige Gemeinden siehe WK 57, 58 und 60)

60 Görlitz 4 vom Landkreis Görlitz 
	− die Gemeinden 

Bertsdorf-Hörnitz; Großschönau; Hainewalde; 
Jonsdorf, Kurort; Leutersdorf; Mittelherwigsdorf; 
Oderwitz; Olbersdorf; Oybin; Seifhennersdorf, 
Stadt; Zittau, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 57, 58 und 59)
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Gesetz über die Prüfung der Wahlen  
zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlprüfungsgesetz – 
SächsWprG) 
Sächsisches Wahlprüfungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung  
vom 5. Juli 2024 (SächsGVBl. S. 626)

§ 1  
Wahlanfechtung und Anfechtungsgründe
(1)	� Über die Gültigkeit der Wahlen zum Sächsischen Landtag entscheidet vorbe-

haltlich der Beschwerde zum Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen 
gemäß Artikel 45 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen der Landtag. 
Die Verfassungsmäßigkeit und Rechtmäßigkeit des Gesetzes über die Wahlen 
zum Sächsischen Landtag und der Landeswahlordnung in der jeweils gelten-
den Fassung können im Wahlprüfungsverfahren nicht nachgeprüft werden.

(2)	� Wahlen zum Sächsischen Landtag sind im Wahlprüfungsverfahren ganz oder 
teilweise für ungültig zu erklären, wenn die Verteilung der Abgeordnetensitze 
dadurch beeinflusst worden sein kann, dass

	 a)	� bei der Vorbereitung oder Durchführung der Wahl zwingende Vorschriften 
des Gesetzes über die Wahlen zum Sächsischen Landtag oder der Landes-
wahlordnung unbeachtet geblieben oder unrichtig angewendet worden 
sind oder

	 b) 	� fehlerhafte Entscheidungen der Wahlorgane bei der Zulassung oder Zurück-
weisung von Wahlvorschlägen oder bei der Feststellung des Wahlergeb-
nisses ergangen sind oder

	 c) 	� Wahlbewerberinnen, Wahlbewerber oder Dritte sich bei der Wahl eines 
vollendeten Vergehens im Sinne der §§ 107, 107a, 107b, 107c, 108, 
108a, 108b, 108d Satz 2 oder 240 des Strafgesetzbuchs schuldig ge-
macht haben.

(3)	� Soweit eine Wahl für ungültig erklärt wird, sind die Folgerungen festzustellen, 
die sich daraus ergeben.

§ 2  
Einspruch, Einspruchsfrist
(1)	� Die Prüfung erfolgt nur auf Einspruch.
(2)	� Den Einspruch kann jede oder jeder an dieser Wahl zum Landtag Wahl

berechtigte, jede an dieser Wahl beteiligte Partei, jede bei dieser Wahl als 
Unterzeichnende oder Mitunterzeichnende eines Wahlvorschlags aufgetre-
tene Gruppe von Wahlberechtigten sowie in amtlicher Eigenschaft die Landes-
wahlleiterin oder der Landeswahlleiter und die Präsidentin oder der Präsident 
des Sächsischen Landtages einlegen.

(3)	� Der Einspruch ist schriftlich beim Landtag einzureichen und zu begründen; 
bei gemeinschaftlichen Einsprüchen soll eine Bevollmächtigte oder ein Bevoll-
mächtigter benannt werden.
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(4)	� Der Einspruch muss beim Landtag binnen eines Monats nach öffentlicher 
Bekanntmachung des endgültigen Ergebnisses der Wahl eingehen. Werden 
der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages nach Ablauf dieser Frist 
Umstände bekannt, die einen Wahlmangel begründen könnten, kann sie oder 
er innerhalb eines Monats nach Bekanntwerden dieser Umstände Einspruch 
einlegen.

(5)	� Die Vorschriften gelten entsprechend beim späteren Erwerb der Mitgliedschaft.
(6)	� Wird der Einspruch zurückgenommen, kann der Landtag das Verfahren ein-

stellen.
(7)	� Die Erweiterung des Einspruchs und das Nachschieben von Wahlanfechtungs-

gründen nach Ablauf der Einspruchsfrist sind unzulässig.

§ 3  
Wahlprüfungsausschuss
(1)	� Die Entscheidung des Landtages wird durch den Wahlprüfungsausschuss 

vorbereitet.
(2)	� Der Wahlprüfungsausschuss besteht aus sieben ordentlichen Mitgliedern, 

sieben Stellvertretenden und je einem ständigen beratenden Mitglied der 
Fraktionen, die in ihm nicht durch ordentliche Mitglieder vertreten sind. Er wird 
vom Landtag aus seinen Mitgliedern für die Dauer der Wahlperiode gewählt. 
Der Wahlprüfungsausschuss wird innerhalb und außerhalb der Sitzungen 
und Beratungen von der Landtagsverwaltung unterstützt.

(3)	� Der Wahlprüfungsausschuss wählt mit Stimmenmehrheit aus seiner Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und seine Stellvertreterin oder seinen 
Stellvertreter. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des ältesten 
Mitglieds.

§ 4  
Beschlussfähigkeit
Der Wahlprüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend oder vertreten ist. Er beschließt mit 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Stimment-
haltungen werden für die Ermittlung der Stimmenmehrheit nicht berücksichtigt.

§ 5  
Vorprüfung des Einspruchs
(1)	� Die oder der Vorsitzende bestimmt für jeden Einspruch eine Berichterstatterin 

oder einen Berichterstatter.
(2)	� Der Wahlprüfungsausschuss prüft, ob der Einspruch form- und fristgerecht 

eingelegt ist. Er klärt den Sachverhalt soweit auf, dass möglichst nach einem 
einzigen Verhandlungstermin die Schlussentscheidung erfolgen kann.

(3)	� Im Rahmen seiner Prüfung ist der Wahlprüfungsausschuss berechtigt, Aus-
künfte einzuholen sowie Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige ge-
richtlich vernehmen und vereidigen zu lassen, soweit deren Anwesenheit im 
Verhandlungstermin nicht erforderlich ist oder nicht zweckmäßig erscheint.

(4)	� Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden haben dem Wahlprüfungsausschuss 
Rechts- und Amtshilfe zu leisten. Zu der anstehenden Vernehmung von Zeu-
ginnen oder Zeugen und Sachverständigen sind der Wahlprüfungsausschuss 
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und die Beteiligten nach § 7 Absatz 1 und 2 mindestens eine Woche vorher 
zu benachrichtigen; sie haben das Recht, Fragen stellen zu lassen und den 
Vernommenen Vorhalte machen zu lassen.

§ 6  
Verfahren bis zur Schlussentscheidung
(1)	� Vor seiner Schlussentscheidung kann der Wahlprüfungsausschuss von einer 

mündlichen Verhandlung absehen, wenn seine Prüfung ergeben hat, dass
	 1.	� der Einspruch gemäß § 1 Absatz 1 Satz 2, § 2 Absatz 2 oder Absatz 4 

unzulässig ist,
	 2. 	� der Einspruch den Vorschriften des § 2 Absatz 3 nicht entspricht und 

dem Mangel innerhalb einer von der oder dem Ausschussvorsitzenden 
gesetzten Frist nicht abgeholfen worden ist oder

	 3. 	� der Einspruch offensichtlich unbegründet ist.
(2)	� Von einer mündlichen Verhandlung kann auch abgesehen werden, wenn alle 

Beteiligten nach § 7 Absatz 1 und 2 auf einen Verhandlungstermin verzichten.

§ 7  
Ladung zur mündlichen Verhandlung
(1)	� Zu den Verhandlungsterminen sind mindestens eine Woche vorher die Ein-

spruchsführerin oder der Einspruchsführer und der betroffene Abgeordnete, 
deren oder dessen Wahl angefochten ist, zu laden. Wenn mehrere Personen 
gemeinschaftlich Einspruch eingelegt haben, genügt die Ladung eines Bevoll-
mächtigten oder eines der Antragsteller.

(2)	� Von dem Verhandlungstermin sind gleichzeitig zu benachrichtigen:
	 1.	� der die Präsidentin oder der Präsident des Landtages,
	 2.	� das Staatsministerium des Innern,
	 3.	� die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter,
	 4. 	� die Fraktion des Landtages, welcher die oder der betroffene Abgeordnete 

angehört.
(3)	� Die in den Absätzen 1 und 2 Genannten sind Beteiligte an dem Verfahren.  

Sie haben ein selbständiges Antragsrecht und das Recht auf Einsicht in die 
Akten des jeweiligen Wahlprüfungsverfahrens im Büro des Landtages.

§ 8  
Mündliche Verhandlung
(1)	� Die mündliche Verhandlung findet öffentlich statt; §§ 171b, 172 des Gerichts-

verfassungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. Zu Beginn der münd-
lichen Verhandlung trägt die Berichterstatterin oder der Berichterstatter den 
Sachverhalt vor und berichtet über das Ergebnis der Vorprüfung. Sodann  
erhalten auf Verlangen die Einspruchsführerin oder der Einspruchsführer, 
die oder der Bevollmächtigte, die sonstigen Beteiligten und die oder der  
betroffene Abgeordnete das Wort.

(2)	� Geladene Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige sind erforderlichen-
falls zu hören und, falls der Wahlprüfungsausschuss dies für geboten hält, zu 
vereidigen. Als Zeuginnen oder Zeugen können auch Beteiligte vernommen 
werden. Ihre Vereidung ist ausgeschlossen. Die Beteiligten haben das Recht, 
Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen durch die oder den Vorsitzenden 
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sachdienliche Fragen vorlegen zu lassen. Nach Abschluss einer etwaigen  
Beweisaufnahme ist den Beteiligten Gelegenheit zu Ausführungen zu geben. 
Das Schlusswort gebührt der Einspruchsführerin oder dem Einspruchsführer 
oder deren oder dessen Bevollmächtigten.

(3)	 �Über die mündliche Verhandlung ist eine von der oder dem Vorsitzenden zu 
unterzeichnende Niederschrift aufzunehmen, in der der wesentliche Inhalt der 
Aussagen der Zeuginnen, Zeugen und Sachverständigen wiederzugeben ist.

§ 9  
Anwendung der Vorschriften für den Zivilprozess
Für die Befugnisse der oder des Vorsitzenden in der mündlichen Verhandlung, 
die Rechte und Pflichten der Zeuginnen, Zeugen und Sachverständigen sowie für 
Vereidigungen, Zustellungen, Ladungen, Termine und Fristen gelten die Vorschriften 
für den Zivilprozess entsprechend.

§ 10  
Beratung im Wahlprüfungsausschuss
(1)	� Der Wahlprüfungsausschuss berät geheim über das Ergebnis der Verhandlung.
(2)	� An der Schlussberatung und -entscheidung können nur diejenigen ordentli-

chen Mitglieder oder deren Vertreterinnen und Vertreter und die beratenden 
Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses teilnehmen, die der letzten münd-
lichen Verhandlung beigewohnt haben. § 3 Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt.

(3)	 �Bei der Schlussentscheidung der Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses 
gilt Stimmenthaltung als Ablehnung.

§ 11  
Beschluss des Wahlprüfungsausschusses
Der Beschluss des Wahlprüfungsausschusses ist schriftlich niederzulegen; er muss 
dem Landtag eine Entscheidung über die Gültigkeit der angefochtenen Wahl  
unter Beachtung von § 1 Absatz 3 vorschlagen. Dem Beschluss ist ein Bericht 
beizugeben, in dem die wesentlichen Tatsachen und Gründe, auf denen die Ent-
scheidung beruht, anzugeben sind. Wegen der Einzelheiten ist eine Bezugnahme 
auf den Akteninhalt zulässig.

§ 12  
Vorlage an den Landtag
(1)	� Der Beschluss ist als Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 

an den Landtag zu leiten und spätestens drei Tage vor der Beratung im Land-
tag an sämtliche Abgeordnete zu verteilen. Die Beschlussempfehlung ist auf 
die Tagesordnung der nächsten Plenarsitzung zu setzen. Bei der Beratung 
kann der der Beschlussempfehlung beigegebene Bericht durch mündliche 
Ausführungen des Berichterstatters ergänzt werden.

(2)	 �Ist der Einspruch wegen offensichtlicher Versäumung der Einspruchsfrist  
(§ 2 Absatz 4) unzulässig, wird die Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-
ausschusses von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages den 
Mitgliedern des Landtages mitgeteilt, ohne auf die Tagesordnung gesetzt zu 
werden. Sie gilt als Entscheidung des Landtages, sofern nicht innerhalb von 
sieben Tagen nach Zugang der Beschlussempfehlung schriftlicher Widerspruch 
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von einem Mitglied des Landtages bei der Präsidentin oder dem Präsidenten 
des Landtages eingeht. Im Falle eines solchen Widerspruchs wird die Be-
schlussempfehlung auf die Tagesordnung der nächsten ordentlichen Sitzung 
des Landtages gesetzt.

§ 13  
Entscheidung des Landtages
(1)	� Der Landtag beschließt über die Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-

ausschusses mit einfacher Mehrheit. Der Landtag beschließt innerhalb einer 
Frist von 15 Monaten ab Ablauf der Einspruchsfrist (§ 2 Absatz 4 Satz 1). Der 
Landtag kann die Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses nur 
im Ganzen annehmen oder ablehnen. Wenn er die Beschlussempfehlung  
ablehnt, gilt diese als an den Ausschuss zurückverwiesen. Falls der Landtag 
die Beschlussempfehlung ablehnt, kann er dem Ausschuss die Nachprüfung 
bestimmter tatsächlicher oder rechtlicher Umstände aufgeben.

(2)	� Der Wahlprüfungsausschuss hat nach erneuter Befassung gemäß §§ 7 bis 12 
dem Landtag eine neue Beschlussempfehlung vorzulegen. Diese kann nur 
abgelehnt werden durch Annahme eines Antrags, der den Anforderungen des 
§ 11 genügt.

(3)	� Der Beschluss des Landtages ist den Beteiligten nach § 7 Absatz 1 mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zuzustellen sowie den Beteiligten nach § 7 Absatz 2 
bekanntzugeben.

§ 14  
Einspruch nach Ablauf der Einspruchsfrist
Ergeben sich Zweifel, ob eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter im Zeitpunkt 
der Wahl wählbar war, so kann auch nach Ablauf der Einspruchsfrist (§ 2 Absatz 4 
Satz 1) die Präsidentin oder der Präsident des Landtages Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl dieser oder dieses Abgeordneten einlegen. Der Einspruch ist 
einzulegen, wenn 20 Abgeordnete es verlangen.

§ 15  
Nachträgliches Wahlprüfungsverfahren
(1)	� Nach den Vorschriften dieses Gesetzes ist auch zu verfahren, wenn darüber zu 

entscheiden ist, ob eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter des Landtages 
die Mitgliedschaft nachträglich verloren hat (Artikel 45 Absatz 1 Satz 2 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen). Der Antrag auf Entscheidung des Land-
tages kann mit Ausnahme der Fälle, in denen der Präsident des Landtages 
oder der Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen über den Verlust 
der Mitgliedschaft entschieden hat (§ 46 Absatz 1 Nummer 3 und 4 des 
Sächsisches Wahlgesetz vom 11. August 2023 (SächsGVBl. S. 598), in der 
jeweils geltenden Fassung), jederzeit gestellt werden.

(2)	� Gemäß § 46 Absatz 3 Satz 3 des Sächsisches Wahlgesetz kann die oder der 
Betroffene die Entscheidung des Wahlprüfungsausschusses beantragen, 
wenn die Präsidentin oder der Präsident des Landtages oder ein Landtags-
ausschuss entschieden hat.
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§ 16  
Wirkung der Entscheidung des Landtages
(1)	� Stellt der Landtag im Wahlprüfungsverfahren den Verlust eines Abgeordneten-

mandats fest, so behält die oder der Abgeordnete ihre oder seine Rechte und 
Pflichten bis zur Rechtskraft der Entscheidung.

(2)	� Der Landtag kann jedoch mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
beschließen, dass der Abgeordnete bis zur Rechtskraft der Entscheidung 
nicht mehr an den Arbeiten des Landtages teilnehmen kann.

(3)	 �Wird gegen die gemäß Absatz 1 ergangene Entscheidung des Landtages Be-
schwerde eingelegt, so kann der Verfassungsgerichtshof des Freistaates 
Sachsen auf Antrag der Beschwerdeführerin oder des Beschwerdeführers 
den gemäß Absatz 2 ergangenen Beschluss durch einstweilige Anordnung 
aufheben oder, falls ein solcher Beschluss nicht gefasst worden ist, auf  
Antrag eines Fünftels der Mitglieder des Landtages eine Anordnung gemäß 
Absatz 2 treffen.

§ 17  
Kosten des Verfahrens
(1)	� Die Kosten des Verfahrens beim Landtag trägt der Freistaat Sachsen. Der Ein-

spruchsführerin oder dem Einspruchsführer, der nicht in amtlicher Eigenschaft 
handelt, können notwendige Auslagen erstattet werden, wenn dem Einspruch 
stattgegeben oder der Einspruch nur deshalb zurückgewiesen wurde, weil der 
geltend gemachte Mangel keinen Einfluss auf das Wahlergebnis gehabt hat.

(2)	� Über die Erstattung von Auslagen nach Absatz 1 Satz 2 ist in dem Beschluss 
des Landtages zu entscheiden.

§ 18  
Mitwirkung Beteiligter im Wahlprüfungsausschuss
(1)	� Von der Beratung und Beschlussfassung im Wahlprüfungsausschuss ist die 

oder der Abgeordnete ausgeschlossen, deren oder dessen Wahl zur Prüfung 
steht.

(2)	� Das gilt nicht, wenn in einem Verfahren die Wahl von mindestens fünf Abge-
ordneten angefochten wird.

§ 19  
(weggefallen)

§ 20  
(weggefallen)
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Gesetz zur Rechtsstellung  
und Finanzierung der Fraktionen  
des Sächsischen Landtages  
(Fraktionsrechtsstellungsgesetz) 
Fraktionsrechtsstellungsgesetz vom 24. August 1998 (SächsGVBl. S. 459, 1999 
S. 130), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 
(SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 23. Juli 1998 das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1  
Bildung, Rechtsstellung und Aufgaben der Fraktionen 
(1)	� Die Mitglieder des Sächsischen Landtages können sich unter den in der Ge-

schäftsordnung des Sächsischen Landtages geregelten Voraussetzungen zu 
Fraktionen zusammenschließen. Das Nähere über die Bildung einer Fraktion 
sowie über ihre Rechte und Pflichten bestimmt die Geschäftsordnung des 
Sächsischen Landtages. Die verfassungsrechtliche Stellung der Mitglieder 
des Sächsischen Landtages, insbesondere die Freiheit ihres Mandates, wird 
durch dieses Gesetz nicht eingeschränkt.

(2)	� Fraktionen sind als unabhängige und rechtlich selbständige Gliederungen 
des Sächsischen Landtages mit eigenen Rechten und Pflichten ausgestattete 
Vereinigungen des Parlamentsrechts mit originärem Rechtscharakter, die 
unter ihrem Namen klagen und verklagt werden können. Sie üben keine öf-
fentliche Gewalt aus, sind nicht Teil der Verwaltung und unterliegen keiner 
Staatsaufsicht.

(3)	� Fraktionen haben sich eine Satzung zu geben, in der insbesondere ihre Ver-
tretung zu regeln ist. Die Satzung ist bei dem Präsidenten des Sächsischen 
Landtages zu hinterlegen.

(4)	� Die Fraktionen dienen der politischen Willensbildung im Sächsischen Land-
tag nach den Grundsätzen der parlamentarischen Demokratie. Sie koordinie-
ren die Kontrolle der Staatsregierung, unterstützen die politisch-parlamenta-
rische Tätigkeit ihrer Mitglieder nach innen und außen einschließlich darauf 
bezogener spezifischer Schulungsmaßnahmen im Einzelfall und ermöglichen 
ein aufeinander abgestimmtes Verfolgen gemeinsamer politischer Ziele. Sie 
können insbesondere mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten, regionale 
und überregionale sowie internationale Kontakte pflegen. Die Fraktionen 
dürfen die Öffentlichkeit über ihre Ziele und Tätigkeit informieren; sie dürfen 
sich dabei auch mit gesellschaftspolitischen Fragen befassen, die mit ihrer 
Tätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang stehen. 

§ 2  
Leistungen an Fraktionen 
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erhalten die Fraktionen Zuschüsse nach § 3 
sowie sonstige Zuschüsse für bestimmte Zwecke, soweit dies gesetzlich bestimmt 
ist oder es der Haushaltsplan des Freistaates Sachsen vorsieht. Den Fraktionen 
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werden vom Landtag die zu ihrer Aufgabenerledigung notwendigen Räume sowie 
die dazu notwendigen Sach- und Dienstleistungen einschließlich der durch den 
Landtag zur Verfügung gestellten Informations- und Kommunikationseinrichtun-
gen nach Maßgabe des Haushaltsplanes des Freistaates Sachsen unentgeltlich 
überlassen. Die Leistungen nach Satz 1 und 2 dürfen nicht für Zwecke der Parteien 
verwendet werden.

§ 3  
Fraktionszuschüsse 
(1)	� Die Fraktionen erhalten monatliche Zuschüsse zur Deckung ihres allgemei-

nen Bedarfs, deren Höhe im Haushaltsplan des Freistaates Sachsen rechts-
verbindlich festgesetzt wird. Der Zuschuss besteht aus einem Grundbetrag 
für jede Fraktion, aus einem Betrag für jedes Mitglied und einem weiteren 
Zuschlag für jede Fraktion, die nicht die Staatsregierung trägt (Oppositions-
zuschlag).

(2)	� Eine Fraktion erhält den Zuschuss nach Absatz 1 für jeden Monat, in dem sie 
nach der Geschäftsordnung des Sächsischen Landtages die Rechtsstellung 
einer Fraktion hat, letztmals jedoch für den Monat, in dem die Wahlperiode 
endet. Ändern sich die für die Bemessung des Zuschusses maßgeblichen 
Umstände, so werden die Zuschüsse in der bisherigen Höhe bis zum Ende 
des Monats weitergezahlt, in dem die Änderung eintrat. Entsprechendes gilt, 
wenn die Rechtsstellung der Fraktion entfällt.

(3)	� Die Fraktionen sind berechtigt, aus den Zuschüssen nach Absatz 1 eine all-
gemeine Rücklage zu bilden. Die Zuschüsse dürfen übertragen werden. Über 
die Wahlperiode hinaus dürfen Zuschüsse nur in Höhe von 35 Prozent der 
Zuschüsse des letzten Jahres der vorangegangenen Wahlperiode übertragen 
werden. Soweit eine Fraktion Darlehen oder Kredite aufnimmt, sind diese 
spätestens zum Ende der laufenden Wahlperiode abzulösen; die Rückführung 
ist in den jährlichen Rechnungslegungen gesondert nachzuweisen.

§ 4  
Buchführung 
Erhalten die Fraktionen Zuschüsse nach § 2, so haben sie über die Einnahmen 
und Ausgaben nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 gesondert Buch zu führen. Aus den 
Zuschüssen beschaffte Sachen im Wert von mehr als 400 EUR sind in einem  
besonderen Nachweis aufzuführen. 

§ 5  
Rechnungslegung der Fraktionen 
(1)	� Die Fraktionen haben über ihre Einnahmen und Ausgaben Rechnung zu legen. 

Die Rechnung muss jeweils ein Kalenderjahr umfassen.
(2)	� Die Rechnung ist von dem Fraktionsvorsitzenden und den nach der Fraktions-

satzung zuständigen Personen zu unterzeichnen. 
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(3)	� Die Rechnung ist mindestens wie folgt nach Einnahmen und Ausgaben zu 
gliedern: 

	 1.	 Einnahmen: 
	 	 a)	 Zuschüsse nach § 2,
		  b)	 �sonstige Einnahmen; 
	 2.	 Ausgaben: 
		  a)	 Personalausgaben (Gesamtbetrag), 
		  b)	� Ausgaben für Veranstaltungen und für die Zusammenarbeit mit anderen 

Fraktionen und für die Kontaktpflege, 
	 	 c)	 Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit, 
	 	 d)	 Ausgaben des laufenden Geschäftsbetriebes, 
		  e)	 übrige Ausgaben. 
(4)	� Die Rechnung muss außerdem das Vermögen und die Schulden zu Beginn und 

Ende des Kalenderjahres sowie die Höhe der Rücklagen ausweisen und den 
Nachweis nach § 3 Abs. 3 Satz 3 enthalten. 

(5)	� Die Rechnung muss den Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aufweisen, dass die Rechnung den Vorschrif-
ten der Absätze 3 und 4 entspricht. 

(6)	� Solange Fraktionen mit der Rechnungslegung im Verzug sind, sind 50 vom 
Hundert der Zuschüsse nach § 3 zurückzubehalten. 

§ 6  
Veröffentlichung 
Die nach § 5 Abs. 5 geprüften Rechnungen der Fraktionen sind dem Präsidenten 
des Sächsischen Landtages spätestens bis zum Ende des zehnten Monats nach 
Ablauf des Kalenderjahres oder des Monats, in dem die Zuschüsse gemäß § 2 
letztmalig gezahlt werden, zur Veröffentlichung als Drucksache zuzuleiten. 

§ 7  
Rechnungsprüfung 
(1)	� Der Präsident des Sächsischen Rechnungshofes und ein von ihm Beauftragter 

ist berechtigt, die bestimmungsgemäße und wirtschaftliche Verwendung der 
Zuschüsse nach § 2 und § 3 durch die Fraktionen zu prüfen. Die Erforderlichkeit 
der Wahrnehmung der Fraktionsaufgaben und die politische Zweckmäßig-
keit einer Maßnahme einer Fraktion sind nicht Gegenstand der Prüfung. Die 
Einzelheiten der Rechnungsprüfung werden in Ausführungsbestimmungen 
geregelt, die das Präsidium des Sächsischen Landtages im Einvernehmen 
mit dem Präsidenten des Sächsischen Rechnungshofes erlässt.

(2)	 �Der Präsident des Sächsischen Rechnungshofes erörtert die vorläufigen Ergeb-
nisse mit den einzelnen Fraktionen und übermittelt danach die wesentlichen 
Prüfungsergebnisse dem Präsidenten des Sächsischen Landtages zu seiner 
Unterrichtung. 

§ 8  
Rückgewähr 
Zweckwidrig ausgegebene Zuschüsse sind bis zum 30. September des auf das 
Haushaltsjahr folgenden Jahres an den Sächsischen Landtag zurückzuzahlen. 
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§ 9  
Ende der Rechtsstellung und Liquidation 
(1)	� Die Rechtsstellung einer Fraktion entfällt 
	 1.	 �mit dem Wegfall ihrer Voraussetzungen gemäß der Geschäftsordnung des 

Sächsischen Landtages; 
	 2.	� mit ihrer Auflösung durch Fraktionsbeschluss; 
	 3.	� vorbehaltlich des Absatzes 2 mit dem Ende der Wahlperiode oder durch 

Auflösung des Landtages; 
	 4.	 �mit dem Verbot einer Partei, aus deren Mitgliedern sich die Fraktion zu-

sammensetzt. 
(2)	� Eine Fraktion gilt über die Dauer der Wahlperiode hinaus als fortbestehend, 

sofern sie sich in der folgenden Wahlperiode nach den Bestimmungen der 
Geschäftsordnung des Sächsischen Landtages neu bildet. Das Vermögen 
einschließlich der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Rechtsgeschäften 
der früheren Fraktion sowie die übertragenen Mittel insbesondere für die Ab-
deckung der Personal- und Sachkosten gehen auf sie über. Der Beschluß über 
diese Neubildung der Fraktion ist innerhalb von 30 Tagen nach Beginn der 
neuen Wahlperiode dem Präsidenten des Sächsischen Landtages schriftlich 
anzuzeigen.

(3)	� In den Fällen des Absatzes 1 findet mit Ausnahme des Absatzes 2 eine Liqui-
dation statt. Die Fraktion gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fortbe-
stehend, soweit der Zweck der Liquidation es erfordert. Die Liquidation erfolgt 
durch den Vorstand oder von ihm zu bestimmende Liquidatoren, soweit die 
Satzung der Fraktion nichts anderes bestimmt. Die Liquidatoren haften als 
Gesamtschuldner für Schäden, die durch ihr Verschulden bei der Durchführung 
der Liquidation entstehen.

(4)	� Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beenden. Sie können im 
Rahmen der Liquidation neue Geschäfte eingehen und das Vermögen in Geld 
umsetzen. Räume und Sachleistungen nach § 2 Satz 2 sind zurückzugeben. 
Aus dem Fraktionsvermögen sowie den Mitteln der Fraktion gemäß § 2 sind 
zunächst Ansprüche aus arbeitsvertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen.

(5)	 �Soweit nach Beendigung der Liquidation Mittel aus Zuschüssen nach § 2 und 
Verkaufserlösen nach Absatz 4 Satz 2 verbleiben, sind diese an den Haushalt 
des Freistaates Sachsen zurückzuführen. Gleiches gilt für nicht veräußerte 
Vermögenswerte, die mit diesen Geldern angeschafft wurden.

§ 10  
Fraktionsmitarbeiter 
(1)	� Die Mitarbeiter der Fraktionen haben auch nach der Beendigung ihres Beschäf-

tigungsverhältnisses über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen 
Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Sie dürfen ohne Genehmi-
gung des Fraktionsvorsitzenden über solche Angelegenheiten auch vor Gericht 
nicht aussagen.

(2)	 �Die Zeiten der Tätigkeit bei den Fraktionen des Sächsischen Landtages werden 
als Dienstzeiten im Sinne des öffentlichen Dienst- und Arbeitsrechtes aner-
kannt. 

(3)	� Der Freistaat Sachsen sichert für den Fall der Zahlungsunfähigkeit oder der 
Überschuldung der Fraktion deren Zahlungsfähigkeit insoweit, als deren  
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Arbeitnehmer in diesem Falle vom Freistaat Sachsen die Leistungen verlangen 
können, die sie im Falle der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach den 
Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes über das Insolvenzausfallgeld 
vom Arbeitsamt und nach den Vorschriften des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung vom Träger der Insolvenzsicherung bean-
spruchen können. 

§ 11  
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
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Gesetz über den Petitionsausschuß  
des Sächsischen Landtages 
(Sächsisches Petitionsausschußgesetz – 
SächsPetAG)
Sächsisches Petitionsausschußgesetz vom 11. Juni 1991 (SächsGVBl. S. 90),  
das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Mai 2008 (SächsGVBl. S. 302) geändert 
worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 24. Mai 1991 das folgende Gesetz beschlossen, 
das hiermit verkündet wird. 

§ 1  
Petitionsrecht 
(1)	� Das verfassungsmäßige Recht, sich mit Bitten und Beschwerden (Petitionen) 

an die zuständigen Stellen oder den Landtag zu wenden, steht jedermann 
einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen zu. 

(2)	� Petitionen sind schriftlich einzureichen. 

§ 2  
Öffentlicher Dienst 
Das Recht der Angehörigen des öffentlichen Dienstes, sich mit Petitionen an den 
Landtag zu wenden, unterliegt keinen Beschränkungen. Der Dienstweg braucht 
nicht eingehalten zu werden.

§ 3  
Personen in Verwahrung 
(1)	� Petitionen von Straf- und Untersuchungsgefangenen sowie von sonstigen 

Personen in einem Verwahrungsverhältnis sind ohne Kontrolle durch die  
Anstalt oder die verwahrende Einrichtung und verschlossen unverzüglich 
dem Landtag zuzuleiten. Das gilt auch für den mit der Petition zusammen-
hängenden Schriftverkehr mit dem Landtag.

(2)	� Gemeinsame Petitionen der in Absatz 1 genannten Personen können nur dann 
untersagt werden, wenn das gemeinschaftliche Vorbereiten und Verfassen 
der Petition die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder verwahrenden  
Einrichtung gefährden oder dem Vollzugs- oder Verwahrungszweck zuwider-
laufen würden. 

§ 4  
Benachteiligungsverbot 
(1)	� Niemand darf wegen der Tatsache, daß er sich mit einer Petition an den 

Landtag gewandt hat, benachteiligt werden. 
(2)	� Von der Absicht einer Strafanzeige oder eines Strafantrags durch eine säch-

sische Behörde wegen des Inhalts einer Petition ist der Petitionsausschuß 
vorher zu unterrichten. 
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§ 5  
Aktenvorlage, Auskunft und Zutritt 
(1)	� Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Petitionen haben die Behörden des 

Landes dem Petitionsausschuß auf Verlangen Akten zur Einsicht vorzulegen, 
Auskunft zu erteilen und jederzeit Zutritt zu ihren Einrichtungen zu gestatten. 
Auf Verlangen des Petitionsausschusses hat die Behörde durch einen Ver
treter vor dem Ausschuß auch mündlich Auskunft über den Gegenstand der 
Petition zu geben.

(2)	� Für die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt 
Absatz 1 entsprechend, soweit sie der Aufsicht des Freistaats unterstehen. Ab-
satz 1 gilt ebenso für die Organe der juristischen Personen des Privatrechts und 
der nicht rechtsfähigen Vereinigungen sowie für natürliche Personen, soweit sie 
unter Aufsicht des Landes öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit ausüben.

(3)	� Die Anforderung von Akten erfolgt über die zuständige oberste Behörde des 
Freistaats. Bei Auskunftsersuchen und bei dem Zutritt zu Einrichtungen ist die 
zuständige oberste Behörde des Freistaats zu unterrichten.

(4)	� Der Petitionsausschuß oder einzelne von ihm beauftragte Mitglieder können Un-
tersuchungs- und Strafanstalten, geschlossene Heil- und Pflegeanstalten sowie 
alle anderen der Verwahrung von Menschen dienenden Einrichtungen des Lan-
des Sachsen jederzeit und ohne vorherige Anmeldung besuchen. Dabei muß 
Gelegenheit sein, mit jedem darin verwahrten Menschen jederzeit und ohne 
Gegenwart anderer sprechen und alle Räumlichkeiten besichtigen zu können.

(5)	� Die Gerichte und Verwaltungsbehörden des Landes sind dem Petitionsaus-
schuß zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. 

§ 6  
Weigerungsgründe 
(1)	� Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu Einrichtungen dürfen nur verwei-

gert werden, wenn der Vorgang nach einem Gesetz geheimgehalten werden 
muß oder sonstige zwingende Geheimhaltungsgründe bestehen. 

(2)	� Über die Verweigerung entscheidet die oberste Dienst- oder Aufsichtsbehörde. 
Die Verweigerung ist zu begründen. Der zuständige Staatsminister hat die 
Entscheidung vor dem Ausschuß zu vertreten.

§ 7  
Anhörung 
(1)	� Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Petenten, Auskunftspersonen und 

Sachverständige anzuhören. 
(2)	� Ein Rechtsanspruch des Petenten auf Anhörung besteht nicht. 

§ 8  
Wahrnehmung der Befugnisse 
(1)	 �Die Wahrnehmung der Befugnisse nach diesem Gesetz erfolgt auf Beschluß 

des Petitionsausschusses. 
(2)	� Der Ausschuß kann einzelne Mitglieder oder eine vom Ausschuß gebildete 

Kommission mit der Ausführung des Beschlusses beauftragen. 
(3)	� Wird die Aufklärung des Sachverhalts durch Zuwarten vereitelt oder gefährdet, 

kann auch ohne vorherigen Beschluß des Ausschusses der Berichterstatter 
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im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden von den Befugnissen Gebrauch ma-
chen, soweit dies zur Sicherung der Sachaufklärung geboten ist. Dasselbe 
gilt für den Vorsitzenden, soweit ein Berichterstatter nicht rechtzeitig bestellt 
werden kann. Dem Petitionsausschuß ist in der nächsten Sitzung über die 
getroffenen Maßnahmen zu berichten.

(4)	 �Im übrigen kann sich der Berichterstatter zur Einholung von Informationen 
über den Gegenstand einer Petition an die zuständigen Stellen wenden. Eine 
Rechtspflicht zur Erteilung der Informationen besteht nicht.

§ 9  
Zeugnisverweigerungsrecht 
(1)	� Die Mitglieder des Petitionsausschusses können über Personen, die ihnen als 

Mitglied des Petitionsausschusses oder denen sie als Mitglied des Petitions-
ausschusses Tatsachen anvertraut haben, sowie über Tatsachen selbst das 
Zeugnis verweigern. 

(2)	� Personen, deren Mitarbeit die Mitglieder des Petitionsausschusses in dieser 
Eigenschaft in Anspruch nehmen, können das Zeugnis über die Wahrneh-
mungen verweigern, die sie anläßlich dieser Mitarbeit gemacht haben. 

(3)	� Soweit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, ist die Beschlagnahme von 
Schriftstücken und anderen Informationsträgern unzulässig. 

§ 10  
Berichtspflicht 
(1)	 �Wird der Staatsregierung eine Petition zur Berücksichtigung zur Erwägung 

oder zur Veranlassung bestimmter Maßnahmen überwiesen, so berichtet sie 
dem Landtag schriftlich innerhalb von 6 Wochen darüber, was sie aufgrund 
der überwiesenen Petition veranlaßt hat. 

(2)	� Der Landtag kann auf Empfehlung des Petitionsausschusses eine andere 
Frist festsetzen. Im Fall der Fristverlängerung soll ein Zwischenbericht gegeben 
werden.

§ 11  
Entschädigung 
Für die Vergütung oder Entschädigung von Petenten, Auskunftspersonen und 
Sachverständigen, die vom Petitionsausschuss geladen worden sind, gilt das 
Gesetz über die Vergütung von Sachverständigen, Dolmetscherinnen, Dolmet-
schern, Übersetzerinnen und Übersetzern sowie die Entschädigung von ehren-
amtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten 
(Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz – JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I 
S. 718, 776), zuletzt geändert durch Artikel 18 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2007 (BGBl. I S. 2840, 2859), in der jeweils geltenden Fassung, entspre-
chend. Die Verwaltung des Landtags setzt die Entschädigung oder Vergütung 
fest. Für die gerichtliche Festsetzung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 JVEG ist das Amts
gericht Dresden zuständig. 

§ 12  
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
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Gesetz über Einsetzung und Verfahren  
von Untersuchungsausschüssen  
des Sächsischen Landtages 
(Untersuchungsausschußgesetz –  
UAusschG) 

Untersuchungsausschußgesetz vom 12. Februar 1991 (SächsGVBl. S. 29),  
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. März 2009 (SächsGVBl. S. 102) 
geändert worden ist.

§ 1  
Aufgabe und Zulässigkeit 
(1)	� Ein Untersuchungsausschuß des Landtages hat die Aufgabe, Sachverhalte, 

deren Aufklärung im öffentlichen Interesse liegt, zu untersuchen und dem 
Landtag darüber Bericht zu erstatten. 

(2)	� Die Untersuchung ist nur zulässig, wenn sie geeignet ist, dem Landtag Grund-
lagen für eine Beschlußfassung im Rahmen seiner verfassungsmäßigen Zu-
ständigkeiten zu vermitteln. 

(3)	 �Bei Zweifeln über die Zulässigkeit einer Untersuchung überweist der Landtag 
den Antrag auf Einsetzen zur gutachtlichen Äußerung an den für Rechtsfragen 
zuständigen Ausschuß. Der Ausschuß hat diese Äußerung unverzüglich ab-
zugeben.

§ 2  
Antragsrecht und Einsetzung 
(1)	 �Der Landtag hat das Recht und auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder 

die Pflicht, einen Untersuchungsausschuß einzusetzen. Der Antrag muß bei 
seiner Einreichung die notwendigen Unterschriften der Mitglieder des Land-
tages tragen.

(2)	 �Ein Untersuchungsausschuß wird jeweils für einen bestimmten Untersuchungs-
auftrag eingesetzt. 

(3)	� Der Antrag wird vor anderen Beratungsgegenständen auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung des Landtages gesetzt. Über einen Minderheitsantrag 
muß der Landtag auf Verlangen der Antragsteller innerhalb von zwei Wochen 
nach der Einreichung beschließen. Diese Frist verlängert sich im Falle der 
Überweisung nach § 1 Abs. 3 um eine Woche.

§ 3  
Gegenstand 
(1)	 �Der Gegenstand der Untersuchung ist in dem Beschluß über die Einsetzung 

genau festzulegen. 
(2)	 �Der in einem Minderheitsantrag bezeichnete Untersuchungsgegenstand kann 

gegen den Willen der Antragsteller nicht verändert werden. 
(3)	� Der Untersuchungsausschuß ist an den ihm erteilten Auftrag gebunden. 
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§ 4  
Zusammensetzung 
(1)	� Dem Untersuchungsausschuß können nur Mitglieder des Landtages angehören. 

Die Zusammensetzung richtet sich nach den entsprechenden Bestimmungen 
der jeweils geltenden Fassung der Geschäftsordnung des Landtages.

(2)	 �Die Mitglieder und Stellvertreter werden vom Landtag nach den Vorschlägen 
der Fraktionen gewählt. Dabei werden die Fraktionen nach ihrer Mitglieder-
zahl beteiligt, wobei jede Fraktion mindestens durch ein Mitglied vertreten 
sein muß.

§ 5  
Ausscheiden von Ausschußmitgliedern 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages, das an den zu untersuchenden Sachverhalten 

persönlich und unmittelbar beteiligt ist, darf dem Untersuchungsausschuß 
nicht angehören. Wird dies erst nach Einsetzung des Untersuchungsaus-
schusses bekannt, so hat es auszuscheiden.

(2)	� Hält das Mitglied die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht für gegeben, so 
entscheidet der Landtag auf Antrag des Untersuchungsausschusses. Bis zur 
Entscheidung des Landtages wird das Mitglied vertreten.

(3)	 �Beim Ausscheiden eines Mitgliedes tritt ein Stellvertreter an seine Stelle;  
für diesen wird ein neuer Stellvertreter bestellt. Das Mitglied und der Stell-
vertreter werden vom Landtag nach den Vorschlägen der Fraktion gewählt, 
der das ausscheidende Mitglied angehört.

§ 6  
Vorsitz 
(1)	 �Der Landtag wählt den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses sowie 

dessen Stellvertreter. 
(2)	 �Der Vorsitzende und sein Stellvertreter müssen verschiedenen Fraktionen 

angehören, unter den sich eine Regierungsfraktion und eine Oppositions-
fraktion befinden muß. Bei der Einsetzung jedes neuen Untersuchungsaus-
schusses ist unter den Fraktionen zu wechseln. Die Fraktionen sind nach ihrer 
Mitgliederzahl zu berücksichtigen, soweit Satz 1 und 2 dies zulassen. 

§ 6a  
Einberufung der Sitzungen 
Der Vorsitzende beruft den Ausschuß unter Angabe der Tagesordnung ein. Er ist 
zur Einberufung der Sitzung des Untersuchungsausschusses binnen einer Woche 
verpflichtet, wenn dies von mindestens einem Fünftel der Ausschußmitglieder 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt wird.

§ 7  
Beschlußfähigkeit, Beschlußfassung 
(1)	 �Der Untersuchungsausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 

seiner Mitglieder anwesend ist. 
(2)	� Bei Beschlußunfähigkeit unterbricht der Vorsitzende sofort die Sitzung auf 

unbestimmte Zeit. Ist nach dieser Zeit die Beschlußfähigkeit noch nicht einge-
treten, so hat der Vorsitzende unverzüglich eine neue Sitzung anzuberaumen. 
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In dieser Sitzung ist der Untersuchungsausschuß beschlußfähig, auch wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht gegeben sind; darauf ist bei der 
Einladung hinzuweisen.

(3)	 �Soweit in diesem Gesetz nicht anders bestimmt ist, beschließt der Unter
suchungsausschuß mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stimmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

 § 8  
Öffentlichkeit der Sitzungen 
(1)	� Die Beweisaufnahme erfolgt öffentlich. Über die Zulässigkeit von Ton-, Bild- und 

Filmaufnahmen, insbesondere von Ton- und Fernseh-/Rundfunkaufnahmen 
sowie Ton- und Filmaufnahmen, zum Zwecke öffentlicher Vorführung ihres 
Inhalts entscheidet der Vorsitzende.

(2)	� Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, wenn überragende Interessen 
der Allgemeinheit oder überwiegende Interessen eines Einzelnen dies gebieten 
oder wenn es zur Erlangung einer wahrheitsgemäßen Aussage erforderlich 
erscheint. Aus denselben Gründen können auch einzelne Personen ausge-
schlossen werden.

(3)	 �Über den Ausschluß entscheidet der Untersuchungsausschuß mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder in nichtöffentlicher 
Sitzung. 

(4)	 �Die Beratungen des Untersuchungsausschusses sind nicht öffentlich. Eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Ausschußmitglieder kann in nichtöffentlicher 
Sitzung die Herstellung der Öffentlichkeit beschließen.

§ 9  
Mitteilungen über Sitzungen und Unterlagen 
(1)	� Mitteilungen an die Öffentlichkeit über nichtöffentliche Sitzungen sind vor 

Abschluß der Beratung nicht zulässig. Dasselbe gilt für den Inhalt von Unter-
lagen, soweit dieser nicht durch eine öffentliche Verhandlung bekanntge-
worden ist.

(2)	 �In Mitteilungen an die Öffentlichkeit über Beratungen dürfen die Namen der 
Redner nicht genannt werden. 

(3)	� Der Untersuchungsausschuß kann Ausnahmen von Absatz 1 und 2 beschließen. 
(4)	 �Die für den Landtag geltenden Bestimmungen über den Schutz der Geheim-

haltung bleiben unberührt. 
(5)	� Vor Abschluß der Beratung über einen Gegenstand der Verhandlung sollen 

sich die Mitglieder des Untersuchungsausschusses einer öffentlichen Beweis-
würdigung enthalten. 

§ 10  
Teilnahme von Mitgliedern der Regierung 
(1)	� Die Mitglieder der Regierung und ihre Beauftragten können von den Beweis-

erhebungen ausgeschlossen werden, wenn überwiegende Interessen eines 
Zeugen oder Sachverständigen dies gebieten oder wenn es zur Erlangung 
einer wahrheitsgemäßen Aussage erforderlich scheint. Wer nach Satz 1 aus-
geschlossen wird, ist auf sein Verlangen, sobald er wieder vorgelassen ist, 
vom Vorsitzenden über den wesentlichen Inhalt dessen zu unterrichten, was 
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während der Abwesenheit der Mitglieder der Regierung und ihrer Beauftragten 
ausgesagt oder sonst verhandelt worden ist. Bei der Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen kann der Vorsitzende den Mitgliedern der Regierung 
und ihren Beauftragten Gelegenheit geben, Fragen zu stellen.

(2)	� Die Mitglieder der Regierung und ihre Beauftragten haben zu den nichtöffent-
lichen Beratungen nur Zutritt, wenn sie geladen sind. Sie können gehört  
werden. In jedem Falle gibt der Untersuchungsausschuß der Regierung Gele-
genheit, zu den Ergebnissen der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen.

(3)	 �Die Beschlüsse nach Absatz 1 werden mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der anwesenden Mitglieder in nichtöffentlicher Sitzung gefaßt. 

§ 11  
Ordnungsgewalt 
(1)	 �Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung obliegt dem Vorsitzenden. 
(2)	 �Zeugen, Sachverständige, Betroffene, Beistände und Zuhörer, die den zur 

Aufrechterhaltung der Ordnung ergangenen Anordnungen nicht Folge leisten 
oder sich einer Ungebühr schuldig machen, können vom Vorsitzenden aus 
dem Sitzungssaal entfernt werden. 

§ 12  
Niederschriften 
(1)	� Über die Sitzungen des Untersuchungsausschusses ist eine Niederschrift zu 

fertigen, die vom Vorsitzenden unterzeichnet wird. Die Niederschrift enthält 
mindestens Zeit und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Mitglieder 
und Stellvertreter sowie der sonstigen Sitzungsteilnehmer, die gestellten  
Anträge, die gefaßten Beschlüsse sowie die Angabe, ob öffentlich oder nicht
öffentlich verhandelt worden ist.

(2)	 �Die Beweiserhebungen werden wörtlich protokolliert. Über die Art der Proto-
kollierung der Beratungen entscheidet der Ausschuß.

(3)	 �Der Untersuchungsausschuß entscheidet über die Weitergabe der Nieder-
schriften und über die Einsichtgewährung unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Geheimschutzes. Nach Erstattung des Berichts können die Nieder-
schriften über öffentliche Sitzungen von jedermann eingesehen werden;  
im übrigen entscheidet der Präsident des Landtages über die Weitergabe der 
Niederschriften und über die Einsichtgewährung.

§ 13  
Allgemeine Vorschriften über die Beweisaufnahme 
(1)	 �Der Untersuchungsausschuß erhebt die durch den Untersuchungsauftrag 

gebotenen Beweise aufgrund von Beweisbeschlüssen. 
(2)	 �Beweise sind zu erheben, wenn sie von dem Unterzeichner eines Minderheits-

antrages, von einem Fünftel der Ausschußmitglieder oder dem Betroffenen 
beantragt werden. Ein Beweisantrag nach Satz 1 kann nur abgelehnt werden, 
wenn er offensichtlich nicht im Rahmen des Untersuchungsauftrages liegt. 
Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 244 Abs. 3, 4 und 5 StPO sinn
gemäß.

(3)	 �Absatz 2 gilt auch für alle herbeigeschafften Beweismittel. 
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(4)	 �Der Untersuchungsausschuß kann die Erhebung einzelner Beweise einem 
Unterausschuß übertragen. Dem Unterausschuß muß, falls der Unter
suchungsausschuß nicht einstimmig etwas anderes beschließt, von jeder 
Fraktion ein Mitglied angehören. Auf die Beweiserhebung durch den Unter-
ausschuß finden die für den Untersuchungsausschuß geltenden Vorschriften 
Anwendung.

(5)	� Der Untersuchungsausschuß kann die Erhebung einzelner Beweise einem 
Richter übertragen, wenn die Beweiserhebung durch den Untersuchungs-
ausschuß nicht oder nicht ohne Verzögerung des Verfahrens möglich ist oder 
wenn einem Zeugen oder Sachverständigen das Erscheinen wegen großer 
Entfernung nicht zugemutet werden kann. 

(6)	� Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, gelten für die Beweis-
aufnahme die Vorschriften der StPO und der einschlägigen Bestimmungen 
entsprechend. 

§ 14  
Aktenvorlage, Auskunftserteilung, Aussagegenehmigung 
(1)	� Alle Behörden des Landes sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen, sind  
unmittelbar zur Vorlage von Akten und zur Erteilung von Auskünften ver-
pflichtet. 

(2)	 �Die Aktenvorlage, die Auskunftserteilung und die Aussagegenehmigung  
dürfen nur verweigert werden, wenn dies aus Gründen der Sicherheit des 
Staates geboten ist oder wenn ein Gesetz der Bekanntgabe an den Aus
schuß entgegensteht. Für Richter und Beamte bleibt § 35 des Gesetzes zur 
Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern  
(Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010),  
das durch Artikel 15 Abs. 16 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I  
S. 160, 262) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, unbe-
rührt. Über die Verweigerung der Aktenvorlage und der Auskunftserteilung 
entscheidet die oberste Dienst- und Aufsichtsbehörde. Die Verweigerung ist 
zu begründen. 

§ 15  
Zutrittsrecht 
Der Untersuchungsausschuß hat Zutritt zu allen Einrichtungen des Landes und 
der unter seiner Aufsicht stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. Der Zutritt darf nur verweigert werden, wenn dies aus 
Gründen der Sicherheit des Staates geboten ist oder wenn ein Gesetz dem Zutritt 
entgegensteht. § 14 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 16  
Zwangsmittel bei der Beweiserhebung 
(1)	� Zeugen und Sachverständige sind verpflichtet, auf Ladung des Ausschusses 

zu erscheinen. Sie sind in der Ladung auf die gesetzlichen Folgen des Aus-
bleibens hinzuweisen.

(2)	� Gegen einen ordnungsgemäß geladenen Zeugen, der ohne genügende Ent-
schuldigung nicht erscheint oder ohne gesetzlichen Grund das Zeugnis oder 
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die Eidesleistung verweigert, oder gegen einen zur Erstattung des Gutach-
tens verpflichteten Sachverständigen, der ohne genügende Entschuldigung 
nicht erscheint oder ohne gesetzlichen Grund die Erstattung des Gutachtens 
oder die Eidesleistung verweigert, wird auf Antrag des Untersuchungsaus-
schusses durch das zuständige Gericht Ordnungsgeld, Ordnungshaft oder 
Erzwingungshaft gemäß §§ 51, 70 und § 77 Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
festgesetzt; die entstehenden Kosten werden ihm auferlegt. 

(3)	 �Auf Antrag des Untersuchungsausschusses ordnet das zuständige Gericht 
die zwangsweise Vorführung des Zeugen an. 

(4)	� Der Untersuchungsausschuß kann beim zuständigen Gericht die Anordnung 
von Beschlagnahmen und Durchsuchungen beantragen, wenn für die Unter-
suchung notwendige Beweise auf andere Weise nicht erhoben werden können. 
Die Vorschriften des 8. Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozeßordnung 
finden entsprechende Anwendung. Die Durchsicht der Papiere nach § 110 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung obliegt dem Gericht.

(5)	� Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis bleiben unbe-
rührt. 

(6)	� Zuständig zur Entscheidung über Anträge nach den Absätzen 2 bis 4 ist das 
Amtsgericht Dresden. Die für den Strafprozeß geltenden Vorschriften über 
die Beschwerde sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß der 
Vorsitzende des Untersuchungsausschusses an die Stelle der Staatsanwalt-
schaft tritt.

(7)	 �Anordnungen nach den Absätzen 2 bis 4 werden nach den für den Strafprozeß 
geltenden Vorschriften durchgeführt.

§ 17  
Zeugnisverweigerung 
(1)	 �Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über das Recht des Zeugen zur Ver-

weigerung der Aussage und der Auskunft sowie über das Recht des Sach
verständigen zur Verweigerung des Gutachtens finden Anwendung. Para-
graph 52 Abs. 1, §§ 55 und 76 Abs. 1 der Strafprozeßordnung gelten mit der 
Maßgabe, daß der Betroffene an die Stelle des Beschuldigten tritt.

(2)	� Ein Zeuge kann ferner die Auskunft auf solche Fragen verweigern, bei deren 
wahrheitsgemäßer Beantwortung er sich der Gefahr einer Abgeordneten
anklage oder einer Ministeranklage aussetzen würde. 

(3)	 �Der Zeuge ist über sein Recht zur Verweigerung der Aussage nach §§ 52 und 
55 der Strafprozeßordnung und über sein Recht zur Verweigerung der Aus-
kunft nach Absatz 2 zu belehren. 

§ 18  
Vereidigung 
Zeugen und Sachverständige können vereidigt werden. Im übrigen gelten die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung entsprechend. Von der Vereidigung ist ferner 
abzusehen, wenn der Verdacht besteht, der Zeuge könne sich eines Verhaltens 
schuldig gemacht haben, das die Erhebung einer Abgeordnetenanklage oder einer 
Ministeranklage zur Folge haben kann.
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§ 19  
Rechtsstellung des Betroffenen 
(1)	� Betroffene sind 
	 1.	� Mitglieder der Regierung im Falle einer Untersuchung zur Vorbereitung 

einer Ministeranklage; 
	 2.	� Mitglieder des Landtages im Falle einer Untersuchung, die ihre Belastung 

oder Entlastung zum Ziele hat; 
	 3.	� Richter im Falle einer Untersuchung zur Vorbereitung einer Richteranklage; 
	 4.	� alle weiteren Personen, über die der Untersuchungsausschuß im Bericht 

eine Äußerung abgeben will, ob eine persönliche Verfehlung vorliegt. 
(2)	� Der Untersuchungsausschuß stellt fest, wer Betroffener ist. Er hat den Betrof-

fenen sofort über seine Entscheidung und deren Gründe zu unterrichten.
(3)	� Dem Betroffenen ist Gelegenheit gegeben, zeitlich vor den Zeugen eine zu-

sammenhängende Sachdarstellung zu geben. Er hat das Recht der Anwesen-
heit bei der Beweisaufnahme.

(4)	 �Der Betroffene ist verpflichtet, auf Ladung des Ausschusses zu erscheinen. 
Für den Inhalt der Ladung sowie für die Folgen des Ausbleibens gilt § 16  
Abs. 1 bis 3 entsprechend.

(5)	� Der Betroffene ist grundsätzlich zur Aussage verpflichtet. Er hat die Aussage-
verweigerungsrechte nach § 17. Darüber hinaus kann er die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren wahrheitsgemäße Beantwortung ihm oder 
einem seiner Angehörigen den Vorwurf einer strafrechtlichen, dienstrecht
lichen, berufsrechtlichen oder standesrechtlichen Verfehlung aussetzen wür-
de. Über dieses Aussageverweigerungsrecht ist der Betroffene zu belehren. 
Der Betroffene hat die sein Aussagerecht rechtfertigenden Tatsachen glaub-
haft zu machen.

(6)	 �Der Betroffene kann sich eines Beistandes bedienen. 
(7)	� Der Betroffene und der Beistand können von den nichtöffentlichen Beweis

erhebungen ausgeschlossen werden, wenn Gründe der Sicherheit des Staates 
ihrer Anwesenheit entgegenstehen oder wenn es zur Erlangung einer wahr-
heitsgemäßen Aussage erforderlich erscheint. Der Vorsitzende hat den Be-
troffenen, sobald er wieder vorgelassen ist, über den wesentlichen Inhalt 
dessen zu unterrichten, was während seiner Abwesenheit ausgesagt oder 
sonst verhandelt worden ist, soweit nicht Gründe der Sicherheit des Staates 
entgegenstehen.

(8)	� Erhält jemand erst im Verlauf der Untersuchung die Rechtsstellung als Betrof-
fener, so bleiben alle vor dieser Feststellung durchgeführten Untersuchungs-
handlungen wirksam. Der Betroffene ist über die wesentlichen Ergebnisse 
der bisherigen Beweiserhebungen zu unterrichten, soweit sie sich auf ihn 
beziehen und nicht Gründe der Sicherheit des Staates entgegenstehen. Ihm 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

§ 20  
Ersuchen um Rechtshilfe 
(1)	� Das Ersuchen um Rechtshilfe zur Erhebung von Beweisen (§ 13 Abs. 5) ist an 

das Amtsgericht zu richten, in dessen Bezirk die Untersuchungshandlung 
durchgeführt werden soll. 
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(2)	 �Dem Ersuchen ist der Beweisbeschluß und der Untersuchungsauftrag beizu-
fügen. Die an den Zeugen oder Sachverständigen zu stellenden Fragen sind, 
soweit erforderlich, näher zu bezeichnen und zu erläutern. Der Ausschuß 
gibt an, ob der Zeuge oder Sachverständige vereidigt werden soll.

(3)	 �Über die Untersuchungshandlung ist eine Niederschrift zu fertigen. 

§ 21  
Verlesen von Protokollen und Schriftstücken 
(1)	� Protokolle über Beweiserhebungen ersuchter Gerichte (§ 13 Abs. 5) werden 

vor dem Untersuchungsausschuß verlesen. Andere als Beweismittel dienende 
Schriftstücke sind vor dem Untersuchungsausschuß zu verlesen, wenn sie 
nicht allen Mitgliedern des Untersuchungsausschusses und den Betroffenen 
zugänglich gemacht werden oder wenn der Ausschuß die Verlesung beschließt.

(2)	� Die Verlesung erfolgt in nichtöffentlicher Sitzung, wenn die Voraussetzungen 
des § 8 Abs. 2 Satz 1 gegeben sind. 

§ 22  
Aussetzung und Einstellung des Verfahrens 
(1)	 �Das Untersuchungsverfahren kann ausgesetzt werden, wenn eine alsbaldige 

Aufklärung auf andere Weise zu erwarten ist oder die Gefahr besteht, daß 
gerichtliche Verfahren oder Ermittlungsverfahren beeinträchtigt werden. 
Über die Aussetzung entscheidet der Landtag auf Antrag des Untersuchungs-
ausschusses; ist der Untersuchungsausschuß aufgrund eines Minderheits-
antrages eingesetzt worden, so bedarf die Aussetzung der Zustimmung der 
Antragsteller. Ein ausgesetztes Verfahren kann jederzeit durch Beschluß des 
Landtages wieder aufgenommen werden. Der Beschluß muß gefaßt werden, 
wenn es von einem Fünftel der Mitglieder des Landtages beantragt wird;  
§ 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 gilt entsprechend.

(2)	 �Der Landtag kann einen Untersuchungsausschuß vor Abschluß der Unter
suchung auflösen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 23  
Bericht 
(1)	� Nach Abschluß der Untersuchung erstattet der Untersuchungsausschuß dem 

Landtag einen schriftlichen Bericht. 
(2)	� Jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses hat das Recht, abweichende 

Berichte vorzulegen. Dieser Bericht ist dem Bericht des Untersuchungsaus-
schusses anzuschließen.

(3)	 �Der Landtag kann während der Untersuchung von dem Untersuchungs
ausschuß jederzeit einen Zwischenbericht über den Verlauf des Verfahrens 
verlangen. 

§ 24  
Kosten und Auslagen 
(1)	� Die Kosten der Untersuchung trägt das Land. Für die Vergütung oder Entschä-

digung von Sachverständigen und Zeugen gilt das Gesetz über die Vergütung 
von Sachverständigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen 
und Übersetzern sowie die Entschädigung von ehrenamtlichen Richterinnen, 
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ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten ( Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetz – JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2840, 2859), in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend. Die 
Entschädigung oder Vergütung wird von der Verwaltung des Landtages fest-
gesetzt. Der Zeuge und der Sachverständige kann beim Amtsgericht Dresden 
die gerichtliche Festsetzung beantragen.

(2)	� Dem Betroffenen können die notwendigen Auslagen, welche durch die  
Wahrnehmung der ihm nach diesem Gesetz zustehenden Rechte entstanden 
sind, ganz oder teilweise erstattet werden. Hierüber entscheidet der Unter-
suchungsausschuß auf Antrag des Betroffenen nach pflichtgemäßem Er
messen. Die Höhe der erstattungsfähigen Auslagen wird von der Verwaltung 
des Landtages festgesetzt; Entschädigung nach Absatz 1 ist anzurechnen. 
Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 25  
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft.
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Volksbegehren und Volksentscheid 
(VVVG)

Gesetz über Volksantrag, 
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Gesetz über Volksantrag,  
Volksbegehren und Volksentscheid 
(VVVG)
vom 19. Oktober 1993 (SächsGVBl. S. 949),  
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2023 (SächsGVBl. S. 19) 
geändert worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 16. September 1993 das folgende Gesetz be-
schlossen:

Teil 1 –  
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1  
Anwendungsbereich 
Dieses Gesetz findet Anwendung in den Fällen der Artikel 70 bis 73 und des Arti-
kels 74 Abs. 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen. 

§ 2  
Stimmrecht 
(1)	� Stimmberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 

Grundgesetzes, die jeweils am Tag der Unterzeichnung des Volksantrages 
oder Volksbegehrens oder am Abstimmungstag 

	 1.	� das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
	 2.	� seit mindestens drei Monaten im Gebiet des Freistaates Sachsen ihre 

Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung, haben oder 
sich sonst dort gewöhnlich aufhalten, falls sie keine Wohnung in einem 
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland haben, und 

	 3.	 nicht nach Absatz 2 vom Stimmrecht ausgeschlossen sind. 
(2)	� Ausgeschlossen vom Stimmrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Wahl-

recht nicht besitzt.
(3)	� Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Absatz 1 Nr. 2 ist der Tag der 

Wohnungs- oder Aufenthaltsnahme in die Frist einzubeziehen. 
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Teil 2 –  
Volksantrag 

Abschnitt 1 – Vertrauensperson, Unterstützungs
unterschriften und deren Bestätigung durch  
die Gemeinde 

§ 3  
Vertrauensperson 
In dem Volksantrag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Ver-
trauensperson bezeichnet werden; fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, 
die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson und die Person, die als 
zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson. Eine Vertrauens-
person kann durch schriftliche Erklärung gegenüber der Landtagspräsidentin 
oder dem Landtagspräsidenten auf ihre Rechtsstellung verzichten; in diesem Fall 
sowie dann, wenn eine Vertrauensperson handlungsunfähig wird, findet Satz 1 
Halbsatz 2 sinngemäße Anwendung. Die Vertrauensperson und die stellvertre-
tende Vertrauensperson sind, jeweils für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen 
zum Antrag abzugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung 
der Vertrauensperson.

§ 3a  
Besondere Anforderungen bei berufsreglementierenden Regelungen
(1)	� Vor dem Erlass neuer oder der Änderung bestehender Vorschriften, die dem 

Anwendungsbereich der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007,  
S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 
24.10.2014, S. 115), die zuletzt durch den Delegierten Beschluss (EU) 
2021/2183 (ABl. L 444 vom 10.12.2021, S. 16), in der jeweils geltenden 
Fassung, unterfallen und den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken, haben die Initiatorinnen und Initiatoren die Verhältnis-
mäßigkeit der Vorschrift gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2018/958 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 
über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementie-
rungen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25), in der jeweils geltenden Fassung, 
zu prüfen und das Ergebnis der Prüfung in der Begründung des Gesetzentwurfs 
darzustellen.

(2)	 �Für den Zweck der Prüfung nach Absatz 1 bezeichnen die Begriffe
	 1.	  �„reglementierter Beruf“ eine berufliche Tätigkeit oder eine Gruppe beruf-

licher Tätigkeiten, bei der die Aufnahme, die Ausübung oder eine der 
Arten der Ausübung durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften direkt 
oder indirekt an den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen gebunden 
ist; eine Art der Ausübung ist insbesondere die Führung einer geschützten 
Berufsbezeichnung, die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf 
Personen beschränkt ist, die eine bestimmte Berufsqualifikation besitzen,
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	 2.	 �„Berufsqualifikation“ eine Qualifikation, die durch einen Ausbildungs-
nachweis, durch einen Befähigungsnachweis im Sinne des Artikels 11 
Buchstabe a Ziffer i der Richtlinie 2005/36/EG oder durch Berufserfahrung 
nachgewiesen wird,

	 3.	� „geschützte Berufsbezeichnung“ eine Form der Reglementierung eines 
Berufs, bei der die Verwendung einer Bezeichnung bei der Ausübung  
einer beruflichen Tätigkeit oder einer Gruppe von beruflichen Tätigkeiten 
aufgrund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften unmittelbar oder mittel-
bar dem Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation unterliegt und bei 
einer missbräuchlichen Verwendung dieser Bezeichnung Sanktionen 
verhängt werden können,

	 4.	� „vorbehaltene Tätigkeiten“ eine Form der Reglementierung eines Berufs, 
bei der der Zugang zu einer beruflichen Tätigkeit oder einer Gruppe von 
beruflichen Tätigkeiten aufgrund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
unmittelbar oder mittelbar Angehörigen eines reglementierten Berufs, 
die Inhaber einer bestimmten Berufsqualifikation sind, vorbehalten wird, 
und zwar auch dann, wenn diese Tätigkeit mit anderen reglementierten 
Berufen geteilt wird.

(3)	 �Die Prüfung nach Absatz 1 ist objektiv, unabhängig und anhand der in der 
Anlage festgelegten Kriterien vorzunehmen. Der Umfang der Prüfung muss 
im Verhältnis zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkungen der Vorschrift 
stehen. Die Vorschrift ist in der Begründung des Gesetzentwurfs so ausführ-
lich zu erläutern, dass ihre Übereinstimmung mit dem Verhältnismäßigkeits-
grundsatz bewertet werden kann. Die Gründe, aus denen sich ergibt, dass 
sie gerechtfertigt und verhältnismäßig ist, sind durch qualitative und, soweit 
möglich und relevant, quantitative Elemente zu substantiieren. Ferner ist 
eine Überprüfung der Verhältnismäßigkeit der Vorschrift nach einem ange-
messenen Zeitraum vorzusehen.

§ 4  
Unterschriftenbogen 
(1)	� Die Unterschriften zum Volksantrag sind auf Unterschriftenbogen nach amt-

lichem Muster abzugeben. 
(2)	� Jeder Unterschriftenbogen muss den Volksantrag mit dem zugrunde liegenden 

Gesetzentwurf einschließlich Begründung enthalten. 
(3)	 �Die Beschaffung der Unterschriftenbogen obliegt den Antragstellerinnen und 

Antragstellern. 

§ 5  
Unterstützungsunterschriften 
(1)	� Die Unterstützung erfolgt durch die eigenhändig zu leistende Unterschrift 

des Stimmberechtigten. Eine Ausübung des Stimmrechts durch einen Vertreter 
anstelle des Stimmberechtigten ist unzulässig.

(2)	� Vor- und Familienname, Geburtsdatum und Hauptwohnung der oder des Stimm-
berechtigten sowie der Tag der Unterzeichnung sind leserlich einzutragen. 
Bei Stimmberechtigten, die in der Bundesrepublik Deutschland keine Wohnung 
haben, ist an Stelle der Hauptwohnung der Ort des gewöhnlichen Aufenthaltes 
einzutragen. In diesem Falle hat der Stimmberechtigte dem Unterschriften-
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bogen eine schriftliche Erklärung darüber beizufügen, dass die einzelnen 
Voraussetzungen des § 2 erfüllt sind und sie oder er noch nicht anderweitig 
eine Unterstützungsunterschrift geleistet hat.

(3)	� Eine Stimmberechtigte oder ein Stimmberechtigter, die oder der des Lesens 
unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung oder einer Behin-
derung an der Stimmabgabe gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der 
Kundgabe einer von der oder dem Stimmberechtigten selbst getroffenen und 
geäußerten Abstimmungsentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfe-
leistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbe-
stimmte Willensbildung oder Entscheidung der oder des Stimmberechtigten 
ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson be-
steht.

(4)	� Jede und jeder Stimmberechtigte darf denselben Volksantrag nur einmal unter-
stützen. 

§ 6  
Bestätigung durch die Gemeinde 
(1)	� Durch eine Bestätigung der Gemeinde des Wohnortes, bei mehreren Woh-

nungen der Gemeinde der Hauptwohnung, oder im Falle des § 5 Abs. 2 Satz 2 
des Ortes des gewöhnlichen Aufenthaltes, ist nachzuweisen, dass die Unter-
stützungsunterschrift gültig ist.

(2)	� Gültig ist eine Unterstützungsunterschrift, wenn
	 1.	 die Unterzeichnerin oder der Unterzeichner stimmberechtigt ist,
	 2.	 der Unterschriftenbogen die Anforderungen des § 4 erfüllt und
	 3.	 die Anforderungen des § 5 erfüllt sind.
(3)	� Die Bestätigung wird auf dem Unterschriftenbogen unentgeltlich und unver-

züglich erteilt. Liegt keine gültige Unterstützungsunterschrift vor oder ist die 
Gemeinde örtlich nicht zuständig, wird die Bestätigung verweigert. Der Ver-
weigerungsgrund ist auf dem Unterschriftenbogen anzugeben. Die örtlich 
unzuständige Gemeinde ist zur Weiterleitung des Unterschriftenbogens an 
die zuständige Gemeinde nicht verpflichtet.

§ 7  
(aufgehoben)

Abschnitt 2 – Einreichung, Prüfung und Kosten 

§ 8  
Einreichung und Stellungnahme 
(1)	� Der Volksantrag ist bei der Landtagspräsidentin oder dem Landtagspräsiden-

ten einzureichen. 
(2)	� Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident holt die Stellungnahme 

der Staatsregierung zur Zulässigkeit des Volksantrags ein (Artikel 71 Abs. 2 
Satz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen); diese hat unverzüglich zu 
erfolgen. 
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§ 9  
(aufgehoben)

§ 10  
Prüfung 
Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident entscheidet nach Einholen 
der Stellungnahme der Staatsregierung unverzüglich über die Zulässigkeit des 
Volksantrages. Sie oder er ist bei der Überprüfung der Gültigkeit der Unterstützungs-
unterschriften nicht an die Entscheidungen der Gemeinde gemäß § 6 gebunden.

§ 11  
Zuständigkeit und Verfahren des Verfassungsgerichtshofs 
(1)	� Hält die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident die formellen Voraus-

setzungen des Volksantrages nicht für erfüllt oder hält sie oder er diesen aus 
anderen Gründen für ganz oder teilweise verfassungswidrig, entscheidet auf 
ihren oder seinen Antrag der Verfassungsgerichtshof. Die Landtagspräsidentin 
oder der Landtagspräsident unterrichtet die Vertrauensperson und die stell-
vertretende Vertrauensperson von ihrem oder seinem Antrag.

(2)	� Der Verfassungsgerichtshof gibt der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson sowie der Staatsregierung Gelegenheit, sich binnen 
einer zu bestimmenden Frist zu äußern. Die Vertrauensperson und die stell-
vertretende Vertrauensperson sowie die Staatsregierung können dem Verfahren 
beitreten.

(3)	� Der Volksantrag darf bis zu einer gegenteiligen Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofs nicht als unzulässig behandelt werden.

§ 12  
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
(1)	� Gelangt der Verfassungsgerichtshof zu der Überzeugung, dass der Volksantrag 

den formellen Voraussetzungen genügt, stellt er das Vorliegen der formellen 
Voraussetzungen fest. Absatz 2 bleibt unberührt. Gelangt er zu der Überzeu-
gung, dass die formellen Voraussetzungen des Volksantrages nicht erfüllt sind, 
stellt er fest, dass ein den formellen Voraussetzungen genügender Volks
antrag nicht vorliegt.

(2)	� Gelangt der Verfassungsgerichtshof zu der Überzeugung, dass der Volksantrag 
aus anderen Gründen ganz oder teilweise verfassungswidrig ist, so erklärt er 
diesen für unzulässig.

(3)	� Die Entscheidungsformel wird von der Landtagspräsidentin oder dem Land-
tagspräsidenten im Sächsischen Amtsblatt bekannt gemacht.

§ 13  
Veröffentlichung
Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident veröffentlicht den Volks
antrag mit dem zugrunde liegenden Gesetzentwurf einschließlich Begründung 
im Sächsischen Amtsblatt
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§ 14  
Behandlung im Landtag
Der Landtag entscheidet über den Volksantrag nach den Bestimmungen seiner 
Geschäftsordnung. Er gibt den Antragstellerinnen und Antragstellern Gelegen-
heit zur Anhörung sowie im Falle von § 3a allen betroffenen Parteien Gelegenheit 
zur Stellungnahme.

§ 15  
Kosten
(1)	 �Die bis zu seiner Einreichung bei der Landtagspräsidentin oder dem Landtags-

präsidenten anfallenden Kosten des Volksantrags tragen die Antragstellerinnen 
und Antragsteller; § 6 Absatz 3 Satz 1 bleibt unberührt.

(2)	� Die übrigen Kosten des Volksantrags fallen dem Freistaat Sachsen zur Last.
(3)	� Der Freistaat Sachsen erstattet den Gemeinden die durch den Volksantrag 

veranlassten notwendigen Kosten durch einen festen Betrag je Stimmrechts-
bestätigung. Der Betrag wird vom Staatsministerium der Justiz und für Demo-
kratie, Europa und Gleichstellung im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
der Finanzen festgesetzt. Bei der Festsetzung werden laufende persönliche 
und sachliche Kosten nicht berücksichtigt.
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Teil 3 –  
Volksbegehren 

Abschnitt 1 – Allgemeines 

§ 16  
Einleitung des Volksbegehrens 
(1)	 �Stimmt der Landtag dem unveränderten Volksantrag nicht binnen sechs Mo-

naten seit der Veröffentlichung (§ 13) zu, können die Antragsteller binnen 
weiterer sechs Monate erklären, dass sie ein Volksbegehren mit dem Ziel eines 
Volksentscheids einleiten. 

(2)	 �Die Erklärung ist schriftlich durch die Vertrauensperson und die stellvertre-
tende Vertrauensperson gegenüber dem Landtagspräsidenten abzugeben. 
Der Erklärung muss der Gesetzentwurf des Volksantrags in der Fassung, die 
den Gegenstand des Volksbegehrens bilden soll, beigegeben sein.

(3)	� Wird dem Volksbegehren ein gegenüber dem Volksantrag veränderter Gesetz-
entwurf zugrunde gelegt, finden §§ 8 bis 12 entsprechende Anwendung. 

§ 17 
Veröffentlichung 
Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident veröffentlicht das Volks
begehren mit dem zugrunde liegenden Gesetzentwurf einschließlich Begründung 
unverzüglich im Sächsischen Amtsblatt.

Abschnitt 2 – Unterstützungsunterschriften  
und deren Bestätigung durch die Gemeinde 

§ 18  
Unterschriftenbogen 
(1)	� Die Unterschriften zum Volksbegehren sind auf Unterschriftenbogen nach 

amtlichem Muster abzugeben. 
(2)	 �Jeder Unterschriftenbogen hat folgende Angaben zu enthalten: 
	 1.	� den Wortlaut des Volksbegehrens mit dem zugrunde liegenden Gesetz-

entwurf einschließlich Begründung und das Datum der Veröffentlichung 
im Sächsischen Amtsblatt, 

	 2.	 �die Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson. 

(3)	� Die Beschaffung der Unterschriftenbogen obliegt den Antragsstellerinnen 
und Antragstellern. 

§ 19  
Unterstützungsunterschriften und deren Bestätigung durch die Gemeinde 
Die §§ 5 und 6 finden entsprechende Anwendung. 
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Abschnitt 3 – Einreichung, Prüfung und Kosten 

§ 20  
Unterstützungsfrist 
Die Unterschriftenbogen eines Volksbegehrens sind bei der Landtagspräsidentin 
oder dem Landtagspräsidenten spätestens acht Monate nach der Veröffentlichung 
des Volksbegehrens im Sächsischen Amtsblatt (§ 17) insgesamt einzureichen.

§ 21  
Prüfung 
Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident entscheidet unverzüglich 
darüber, ob das Volksbegehren den formellen Voraussetzungen genügt. Bei der 
Prüfung der Gültigkeit der Unterstützungsunterschriften ist sie oder er nicht an 
die Entscheidung der Gemeinde gemäß § 19 in Verbindung mit § 6 gebunden.

§ 22  
Feststellung des Ergebnisses 
(1)	� Stellt der Landtagspräsident fest, dass das Volksbegehren durch die Unter-

schriften von 450 000 oder von mindestens 15 vom Hundert der Stimm
berechtigten unterstützt ist, erklärt er es für erfolgreich abgeschlossen. 

(2)	 �Anderenfalls erklärt der Landtagspräsident das Volksbegehren durch schrift-
lichen Bescheid für gescheitert. Der Bescheid ist der Vertrauensperson oder 
der stellvertretenden Vertrauensperson zuzustellen.

§ 23  
Zuständigkeit, Verfahren und Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
(1)	� Gegen den Bescheid der Landtagspräsidentin oder des Landtagspräsidenten 

können die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson 
binnen eines Monats den Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen 
anrufen.

(2)	� Der Verfassungsgerichtshof gibt der Landtagspräsidentin oder dem Land-
tagspräsidenten und der Staatsregierung Gelegenheit, sich binnen einer zu 
bestimmenden Frist zu äußern. Die Landtagspräsidentin oder der Landtags-
präsident und die Staatsregierung können dem Verfahren beitreten.

(3)	� Wird dem Antrag stattgegeben, hebt der Verfassungsgerichtshof den Bescheid 
der Landtagspräsidentin oder des Landtagspräsidenten auf und stellt fest, 
dass das Volksbegehren erfolgreich abgeschlossen ist.

(4)	� § 12 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung.

§ 24  
Kostenerstattung für die Organisation 
(1)	� Den Antragstellerinnen und Antragstellern werden die notwendigen Kosten für 

die Organisation des Volksbegehrens erstattet.
(2)	� Die Erstattung wird mit 0,51 EUR je zehn Stimmberechtigten, die das Volksbe-

gehren durch ihre Unterschrift rechtswirksam unterstützt haben, pauschaliert; 
dabei werden höchstens 450 000 Stimmberechtigte berücksichtigt.

155



(3)	� Die Erstattung kann nur innerhalb von zwei Monaten nach der Feststellung 
gemäß § 22 bei der Landtagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten 
schriftlich beantragt werden.

(4)	� Der Erstattungsbetrag wird von der Landtagspräsidentin oder dem Landtags-
präsidenten festgesetzt.

(5)	 �Den Antragstellerinnen und Antragstellern wird auf Antrag der Vertrauens-
person oder der stellvertretenden Vertrauensperson eine Abschlagszahlung 
bis zum Höchstbetrag von 2 000 Euro gewährt. Der Antrag ist schriftlich bei der 
Landtagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten einzureichen. Abschlags-
zahlungen sind nach Ablauf der Unterstützungsfrist zurückzuzahlen, soweit 
sie den Erstattungsbetrag übersteigen oder wenn ein Erstattungsanspruch 
nicht entstanden ist.

§ 25  
Kosten 
(1)	� Die Kosten des Volksbegehrens trägt der Freistaat Sachsen. 
(2)	� § 15 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. 
(3)	� Die nach § 24 erforderlichen Mittel sind im Haushaltsplan des Freistaates 

Sachsen, Einzelplan „Landtag“, auszubringen. 
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Teil 4 –  
Volksentscheid 

Abschnitt 1 – Vorbereitung und Organisation  
der Abstimmung 

§ 26  
Abstimmungstag 
(1)	� Hat die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident das Volksbegehren 

für erfolgreich abgeschlossen erklärt, bestimmt sie oder er unverzüglich den 
Abstimmungstag. Der Abstimmungstag ist auf einen Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag festzusetzen.

(2)	� Zwischen der Feststellung, dass das Volksbegehren erfolgreich abgeschlossen 
ist, und dem Volksentscheid muss eine Frist von mindestens drei und höchstens 
sechs Monaten liegen. Diese Frist kann nur mit Einverständnis der Antrag-
stellerinnen und Antragsteller unter- oder überschritten werden.

§ 27  
Bekanntmachung von Tag und Gegenstand des Volksentscheids 
(1)	� Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident macht den festgesetzten 

Abstimmungstag und den Gegenstand des Volksentscheids unverzüglich im 
Sächsischen Amtsblatt bekannt.

(2)	� Die Bekanntmachung des Gegenstands hat zu enthalten:
	 1.	� den Text des Gesetzentwurfs einschließlich Begründung,
	 2.	� für den Fall, dass der Landtag von der Möglichkeit des Artikels 72 Abs. 2 

Satz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen Gebrauch macht, den Text 
des beigefügten Gesetzentwurfs einschließlich Begründung,

	 3.	� den Inhalt des Stimmzettels.

§ 28  
Ausübung des Stimmrechts 
(1)	� Eine Stimmberechtigte oder ein Stimmberechtigter kann das Stimmrecht nur 

ausüben, wenn sie oder er in einem Stimmberechtigtenverzeichnis (§ 32 Abs. 1) 
eingetragen ist oder einen Stimmschein (§ 32 Abs. 3) hat.

(2)	� Wer in einem Stimmberechtigtenverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem 
Stimmbezirk abstimmen, in dessen Stimmberechtigtenverzeichnis sie oder 
er geführt wird.

(3)	� Wer einen Stimmschein hat, kann entweder
	 1.	� durch persönliche Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk des 

Abstimmungsgebiets oder
	 2.	� durch Briefabstimmung
	 abstimmen.
(4)	� Jede und jeder Stimmberechtigte darf das eigene Stimmrecht nur einmal und 

nur persönlich ausüben. § 5 Absatz 1 Satz 2 und § 5 Absatz 3 gilt entsprechend.
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§ 29  
Gliederung des Abstimmungsgebiets 
(1)	� Abstimmungsgebiet ist der Freistaat Sachsen. Es gliedert sich in Stimmkreise 

und Stimmbezirke.
(2)	� Stimmkreise sind die Kreisfreien Städte und Landkreise.
(3)	� Jede Gemeinde bildet in der Regel mindestens einen Stimmbezirk; in größeren 

Gemeinden sind mehrere Stimmbezirke zu bilden.
(4)	� Die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungsleiter kann für kleine 

Gemeinden einen gemeinsamen Stimmbezirk bilden.

§ 30  
Abstimmungsorgane 
(1)	� Abstimmungsorgane sind
	 1.	� die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter und 

der Landesabstimmungsausschuss für das Abstimmungsgebiet,
	 2.	� eine Kreisabstimmungsleiterin oder ein Kreisabstimmungsleiter und ein 

Kreisabstimmungsausschuss für jeden Stimmkreis,
	 3.	� eine Stimmbezirksvorsteherin oder ein Stimmbezirksvorsteher und ein 

Stimmbezirksvorstand für jeden Stimmbezirk sowie
	 4.	� mindestens eine Abstimmungsvorsteherin oder ein Abstimmungsvorsteher 

und ein Abstimmungsvorstand für die Briefabstimmung (Briefabstimmungs-
vorstand) für jeden Stimmkreis.

(2)	� Die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungsleiter kann anordnen, 
dass Briefabstimmungsvorstände statt für den Stimmkreis für einzelne oder 
mehrere Gemeinden einzusetzen sind. Sie oder er bestimmt die Anzahl der 
Briefabstimmungsvorstände und bei mehreren Gemeinden die mit der Brief
abstimmungsdurchführung betraute Gemeinde.

§ 30a  
Berufung der Abstimmungsorgane 
(1)	� Die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter und deren 

oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie die Kreisabstimmungs-
leiterinnen und Kreisabstimmungsleiter sowie deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter werden vom Staatsministerium der Justiz und für Demokratie, 
Europa und Gleichstellung berufen und abberufen.

(2)	� Der Landesabstimmungsausschuss und die Kreisabstimmungsausschüsse 
bestehen aus der Abstimmungsleiterin oder dem Abstimmungsleiter als Vor-
sitzender oder Vorsitzendem und sechs von ihr oder ihm berufenen Stimm-
berechtigten als Beisitzerinnen oder Beisitzern. Für jede Beisitzerin und jeden 
Beisitzer ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu berufen. Bei der 
Berufung der Beisitzerinnen und Beisitzer sind die im Abstimmungsgebiet 
vertretenen Parteien und sonstigen organisierten Wählergruppen nach Mög-
lichkeit zu berücksichtigen.

(3)	� Die Stimmbezirksvorsteherinnen und Stimmbezirksvorsteher werden von der 
Gemeinde, die Briefabstimmungsvorsteherinnen und Briefabstimmungs
vorsteher von der Kreisabstimmungsleiterin oder dem Kreisabstimmungsleiter 
berufen. Im Fall einer Anordnung nach § 30 Absatz 2 tritt an die Stelle der 
Kreisabstimmungsleiterin oder des Kreisabstimmungsleiters die Bürger-
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meisterin oder der Bürgermeister der betreffenden oder, wenn der Briefab-
stimmungsvorstand für mehrere Gemeinden eingesetzt wurde, die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister der betrauten Gemeinde.

(4)	� Die Stimmbezirksvorstände (Briefabstimmungsvorstände) bestehen aus der 
Stimmbezirksvorsteherin oder dem Stimmbezirksvorsteher (Briefabstimmungs-
vorsteherin oder Briefabstimmungsvorsteher) als Vorsitzender oder Vorsitzen-
dem, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter und weiteren drei 
bis sieben Stimmberechtigten als Beisitzerinnen oder Beisitzern. Für die Be-
rufung gilt Absatz 3 entsprechend. Bei der Zusammensetzung der Abstim-
mungsvorstände sollen die in der jeweiligen Gemeinde oder dem jeweiligen 
Stimmkreis vertretenen Parteien und sonstigen organisierten Wählergruppen 
angemessen berücksichtigt werden.

(5)	� Niemand darf in mehr als einem Abstimmungsorgan Mitglied sein. Die Ver-
trauensperson und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter dürfen nicht zu 
Mitgliedern eines Abstimmungsorgans berufen werden.

(6)	� Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von Stimmberechtigten 
zum Zwecke ihrer Berufung zu Mitgliedern von Abstimmungsvorständen zu 
erheben und zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen personenbezogene  
Daten von Stimmberechtigten, die zur Tätigkeit in Abstimmungsvorständen 
geeignet sind, auch für künftige Abstimmungen verarbeitet werden, sofern 
die betroffene Person der Verarbeitung nicht widersprochen hat. Die betroffene 
Person ist über das Widerspruchsrecht zu unterrichten. Im Einzelnen dürfen 
folgende Daten erhoben und verarbeitet werden: Name, Vorname, Geburts-
datum, Anschrift, Telefonnummer, Zahl der Berufungen zu einem Mitglied 
der Abstimmungsvorstände oder Wahlvorstände und die dabei ausgeübte 
Funktion.

(7)	� Auf Ersuchen der Gemeinde und der Kreisabstimmungsleiterin oder des 
Kreisabstimmungsleiters sind zur Sicherstellung der Durchführung der  
Abstimmung die Körperschaften und sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts verpflichtet, aus dem Kreis ihrer Bediensteten Personen 
unter Angabe von Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Anschrift und Telefon-
nummern zu benennen, die zur Tätigkeit in Abstimmungsorganen geeignet 
sind. Die ersuchte Stelle hat die betroffene Person über die übermittelten 
Daten und den Empfänger zu unterrichten.

§ 30b  
Tätigkeit der Abstimmungsausschüsse und -vorstände 
(1)	� Die Abstimmungsausschüsse und Abstimmungsvorstände verhandeln, bera-

ten und entscheiden in öffentlicher Sitzung. Soweit nicht in diesem Gesetz 
etwas anderes bestimmt ist, wird mit Stimmenmehrheit entschieden; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(2)	� Die Mitglieder der Abstimmungsorgane, ihre Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter sowie die Schriftführerinnen und Schriftführer sind zur unparteii-
schen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen 
bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten ver-
pflichtet.
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§ 30c  
Ehrenämter 
(1)	� Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Abstimmungsausschüsse sowie die  

Mitglieder der Abstimmungsvorstände üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
Zur Übernahme dieses Ehrenamtes ist jede und jeder Stimmberechtigte ver-
pflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus wichtigen Gründen abgelehnt werden.

(2)	� Die Übernahme eines Abstimmungsehrenamtes können ablehnen:
	 1.	� Mitglieder des Europäischen Parlamentes, des Deutschen Bundestages 

oder eines Landtages,
	 2.	� Mitglieder der Bundes- oder einer Landesregierung,
	 3.	� Stimmberechtigte, die am Abstimmungstag das 65. Lebensjahr vollendet 

haben,
	 4.	� Stimmberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre 

Familie die Ausübung des Amtes in besonderer Weise erschwert,
	 5.	� Stimmberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruf-

lichen Gründen oder durch Krankheit, wegen einer körperlichen Beein-
trächtigung oder aus einem sonstigen wichtigen Grund gehindert sind, 
das Amt ordnungsgemäß auszuüben.

§ 31  
Mitwirkung der Landkreise und Gemeinden 
Die Landkreise und Gemeinden sind zur Mitwirkung bei der Vorbereitung und 
Durchführung von Volksentscheiden nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
verpflichtet. Das Staatsministerium der Justiz und für Demokratie, Europa und 
Gleichstellung kann den Landkreisen und Gemeinden im Benehmen mit dem 
Staatsministerium des Innern Weisungen erteilen.

§ 32  
Stimmberechtigtenverzeichnis und Stimmschein 
(1)	� Zur Durchführung eines Volksentscheids stellen die Gemeinden für jeden 

Stimmbezirk ein Verzeichnis der Stimmberechtigten auf. Hierfür dürfen Daten 
des Melderegisters genutzt werden.

(2)	� Jede und jeder Stimmberechtigte hat das Recht, an den Werktagen vom 20. bis 
zum 16. Tag vor der Abstimmung während der allgemeinen Öffnungszeiten 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer oder seiner Person im Stimm-
berechtigtenverzeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Überprüfung 
der Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen Personen haben 
Stimmberechtigte während dieses Zeitraumes nur dann ein Recht auf Einsicht 
in das Stimmberechtigtenverzeichnis, wenn sie Tatsachen glaubhaft machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Stimmberech-
tigtenverzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur Überprüfung gemäß Satz 2 
besteht nicht hinsichtlich der Daten von Stimmberechtigten, für die im Melde-
register eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes 
(BMG) vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), in der jeweils geltenden Fassung, 
eingetragen ist.

(3)	 �Eine Stimmberechtigte oder ein Stimmberechtigter, die oder der verhindert ist, 
in dem Stimmbezirk abzustimmen, in dessen Stimmberechtigtenverzeichnis 
sie oder er eingetragen ist, oder die oder der aus einem von ihr oder ihm 
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nicht zu vertretenden Grund in das Stimmberechtigtenverzeichnis nicht ein-
getragen worden ist, erhält auf Antrag einen Stimmschein.

§ 33  
Stimmzettel 
(1)	 �Die Stimmzettel und die Umschläge für die Briefabstimmung (§ 38 Abs. 1) 

werden amtlich hergestellt.
(2)	� Den Inhalt des Stimmzettels bestimmt die Landtagspräsidentin oder der Land-

tagspräsident. Die dem Volksentscheid vorzulegende Frage ist so zu stellen, 
dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden kann.

(2a)	�Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer amtlichen Herstellung 
den Verbänden von Menschen mit Behinderungen, die ihre Bereitschaft zur 
Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Verfügung gestellt. 
Das Land erstattet den Verbänden die durch die Herstellung und die Vertei-
lung der Stimmzettelschablonen veranlassten notwendigen Ausgaben.

(3)	� Stehen mehrere Gesetzentwürfe, die den gleichen Gegenstand betreffen,  
inhaltlich aber miteinander nicht vereinbar sind, zur Abstimmung, so sind 
sie auf einem Stimmzettel gemeinsam aufzuführen. Ihre Reihenfolge richtet 
sich nach der von der Landtagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten 
festgestellten Zahl der gültigen Unterstützungsunterschriften. Hat der Landtag 
dem Volk einen eigenen Gesetzentwurf mit zur Entscheidung vorgelegt,  
so wird dieser nach den mit Volksbegehren gestellten Gesetzentwürfen auf-
geführt. Absatz 2 Satz 2 ist für jeden dieser Gesetzentwürfe anzuwenden.

Abschnitt 2 – Abstimmungshandlung 

§ 34  
Öffentlichkeit der Abstimmungshandlung 
Die Abstimmungshandlung ist öffentlich. Der Stimmbezirksvorstand kann Perso-
nen, die die Ordnung stören, aus dem Wahlraum verweisen. Stimmberechtigten 
ist zuvor Gelegenheit zur Stimmabgabe zu geben.

§ 35  
Unzulässige Beeinflussung der Abstimmung 
(1)	� Während der Abstimmungszeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der 

Abstimmungsraum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem  
Gebäude jede Beeinflussung der Abstimmenden durch Wort, Ton, Schrift oder 
Bild sowie jede Unterschriftensammlung verboten. 

(2)	� Die Veröffentlichung der Ergebnisse von Befragungen der Abstimmenden 
nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Abstimmungsentscheidung ist 
vor Ablauf der Abstimmungszeit unzulässig. 
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§ 36  
Wahrung des Abstimmungsgeheimnisses 
(1)	� Es sind Vorkehrungen dafür zu treffen, dass die oder der Abstimmende den 

Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und falten kann. Für die Aufnahme 
der Stimmzettel sind Stimmurnen zu verwenden, die die Wahrung des Ab-
stimmungsgeheimnisses sicherstellen. Die Wahlräume sollen nach den örtli-
chen Gegebenheiten so ausgewählt und eingerichtet werden, dass allen 
Wahlberechtigten, insbesondere Menschen mit Behinderungen, die Teilnahme 
an der Wahl möglichst erleichtert wird. Die Gemeinde teilt frühzeitig und in 
geeigneter Weise mit, welche Wahlräume barrierefrei sind.

(2)	� Die nach § 5 Absatz 3 zulässige Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unberührt. 
Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei 
der Hilfeleistung von der Abstimmung einer anderen Person erlangt hat.

(3)	� Blinde oder sehbehinderte Stimmberechtigte können sich zur Kennzeichnung 
des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.

§ 37  
Stimmabgabe mit Stimmzetteln 
(1)	� Abgestimmt wird mit amtlichen Stimmzetteln. 
(2)	� Die oder der Stimmberechtigte übt das eigene Stimmrecht in der Weise aus, 

dass sie oder er auf dem Stimmzettel in einem der bei den Worten ‚Ja‘ und 
‚Nein‘ befindlichen Kreise ein Kreuz einsetzt oder durch eine andere Art der 
Kennzeichnung des Stimmzettels eindeutig zu erkennen gibt, ob sie oder er 
die gestellte Frage bejahen oder verneinen will. Die oder der Abstimmende 
faltet daraufhin den Stimmzettel in der Weise, dass die Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist, und wirft ihn in die Stimmurne. Satz 1 gilt sinngemäß, wenn 
mehrere Gesetzentwürfe zur Abstimmung stehen.

§ 38  
Briefabstimmung 
(1)	� Bei der Briefabstimmung hat die oder der Abstimmende der Kreisabstimmungs-

leiterin oder dem Kreisabstimmungsleiter des Stimmkreises, in dem der 
Stimmschein ausgestellt worden ist, im verschlossenen Abstimmungsbrief-
umschlag

	 1.	� ihren oder seinen Stimmschein und
	 2.	� in dem besonders verschlossenen Abstimmungsumschlag ihren oder 

seinen Stimmzettel
	� so rechtzeitig zu übersenden, dass der Abstimmungsbrief spätestens am Ab-

stimmungstag bis zum Ende der Abstimmungszeit eingeht. § 36 Absatz 2 
und 3 findet entsprechende Anwendung.

(2)	� Auf dem Stimmschein hat die oder der Abstimmende oder die Person ihres 
oder seines Vertrauens gegenüber der Kreisabstimmungsleiterin oder dem 
Kreisabstimmungsleiter an Eides Statt zu versichern, dass der Stimmzettel 
persönlich oder gemäß dem erklärten Willen der oder des Stimmberechtigten 
gekennzeichnet worden ist. Die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreis
abstimmungsleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides Statt 
zuständig und gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs.
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(3)	� Im Fall einer Anordnung der Kreisabstimmungsleiterin oder des Kreisabstim-
mungsleiters nach § 30 Absatz 2 tritt an deren oder dessen Stelle in Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 die Gemeinde, bei der der zuständige Briefabstimmungs-
vorstand bestellt ist.

Abschnitt 3 – Ermittlung, Feststellung und  
Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses 

§ 39  
Ungültige Stimmabgaben und Stimmen, Auslegungsregeln, Zurückweisung von 
Abstimmungsbriefen 
(1)	� Ungültig ist die Stimmabgabe, wenn der Stimmzettel
	 1.	� nicht amtlich hergestellt oder für eine andere Wahl oder Abstimmung be-

stimmt ist,
	 2.	� keine Kennzeichnung enthält,
	 3.	� den Willen der oder des Abstimmenden insgesamt nicht zweifelsfrei erken-

nen lässt,
	 4.	� bei mehreren denselben Gegenstand betreffenden Gesetzentwürfen mehr-

mals „Ja“ enthält oder
	 5.	� einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.
	� Bei der Briefabstimmung ist die Stimmabgabe außerdem ungültig, wenn der 

Stimmzettel nicht in einem amtlichen Abstimmungsumschlag oder in einem 
Abstimmungsumschlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in einer 
das Abstimmungsgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht 
oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand enthält, jedoch eine Zurückweisung 
nach Absatz 4 Nr. 7 oder 8 nicht erfolgt ist.

(2)	� Enthält der Stimmzettel weniger abgegebene Stimmen als Gesetzentwürfe 
zur Abstimmung stehen, so sind die nicht abgegebenen Stimmen ungültig. 
Ungültig sind zudem Stimmen, die den Willen der oder des Abstimmenden 
hinsichtlich einzelner Gesetzentwürfe nicht zweifelsfrei erkennen lassen.

(3)	� Bei der Briefabstimmung gelten mehrere in einem Abstimmungsumschlag 
enthaltene Stimmzettel als ein Stimmzettel, wenn sie gleich lauten oder nur 
einer von ihnen gekennzeichnet ist; sonst zählen sie als ungültige Stimm
abgabe. Ein leer abgegebener Abstimmungsumschlag gilt als ungültige Stimm-
abgabe.

(4)	� Bei der Briefabstimmung sind Abstimmungsbriefe zurückzuweisen, wenn
	 1.	� der Abstimmungsbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,
	 2.	� dem Abstimmungsbriefumschlag kein oder kein gültiger Stimmschein 

beiliegt,
	 3.	 �dem Abstimmungsbriefumschlag kein Abstimmungsumschlag beigefügt ist,
	 4.	 �weder der Abstimmungsbriefumschlag noch der Abstimmungsumschlag 

verschlossen ist,
	 5.	 �der Abstimmungsbriefumschlag mehrere Abstimmungsumschläge, aber 

nicht eine gleiche Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versi-
cherung an Eides statt versehener Stimmscheine enthält,
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	 6.	� die oder der Abstimmende oder die Hilfsperson die vorgeschriebene Ver-
sicherung an Eides statt zur Briefabstimmung auf dem Stimmschein nicht 
unterschrieben hat,

	 7.	� kein amtlicher Abstimmungsumschlag benutzt worden ist oder
	 8.	� ein Abstimmungsumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer 

das Abstimmungsgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen ab-
weicht oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand enthält.

	� Die Einsenderinnen und Einsender zurückgewiesener Abstimmungsbriefe 
werden nicht als Abstimmende gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abge-
geben.

(5)	� Die Stimme einer oder eines Abstimmenden, die oder der an der Briefab-
stimmung teilgenommen hat, wird nicht dadurch ungültig, dass sie oder er 
vor dem oder am Abstimmungstag stirbt, aus dem Abstimmungsgebiet weg-
zieht oder das Abstimmungsrecht nach § 2 Absatz 2 verliert.

§ 40  
Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
(1)	� Nach Beendigung der Abstimmungshandlung ermitteln die Stimmbezirks-

vorstände das Ergebnis der Abstimmung im Stimmbezirk. Sind in einem Stimm-
bezirk mehrere Stimmbezirksvorstände für verschiedene Abstimmungsräume 
oder -tische gebildet worden, kann auf Anordnung der Kreisabstimmungs
leiterin oder des Kreisabstimmungsleiters die Ergebnisermittlung gemeinsam 
durch einen Stimmbezirksvorstand erfolgen, wenn ansonsten aufgrund der 
geringen Stimmenzahl das Abstimmungsgeheimnis gefährdet wäre. Gleich-
zeitig ermitteln die Briefabstimmungsvorstände das Ergebnis der Briefab-
stimmung aus den ihnen zugewiesenen Abstimmungsbriefen. Die Kreis
abstimmungsausschüsse prüfen die Ordnungsmäßigkeit der Abstimmung 
im Stimmkreis, fassen die Abstimmungsergebnisse der Stimmbezirksvor-
stände und der Briefabstimmungsvorstände zu einem Abstimmungsergebnis 
für den Stimmkreis zusammen und stellen dieses fest. Der Landesabstim-
mungsausschuss fasst die von den Kreisabstimmungsausschüssen festge-
stellten Abstimmungsergebnisse der Stimmkreise zu einem Abstimmungs
ergebnis des Landes zusammen und stellt dieses fest.

(2)	� Die Stimmbezirksvorstände und die Briefabstimmungsvorstände entscheiden 
bei der Ermittlung des Abstimmungsergebnisses über die Gültigkeit der abge-
gebenen Stimmen und über sonstige bei der Feststellung des Abstimmungs-
ergebnisses sich ergebenden Fragen. Die Kreisabstimmungsausschüsse haben 
die Feststellungen der Stimmbezirksvorstände und Briefabstimmungs
vorstände nachzuprüfen. Sie können fehlerhafte Entscheidungen abändern; 
zurückgewiesene Abstimmungsbriefe können sie nicht zulassen. Der Landes-
abstimmungsausschuss kann Zählfehler und andere offensichtliche Unrichtig-
keiten berichtigen.

(3)	 �Festzustellen sind die Zahl der Stimmberechtigten, die Zahl der Personen, 
die abgestimmt haben, die Zahlen der abgegebenen gültigen und ungültigen 
Stimmen sowie die Zahlen der gültigen Ja-Stimmen und der gültigen Nein-
Stimmen.

(4)	 �Das zahlenmäßige Abstimmungsergebnis ist in öffentlicher Sitzung zu ermitteln 
und festzustellen.
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§ 41  
Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses 
Die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter teilt das vom 
Landesabstimmungsausschuss festgestellte zahlenmäßige Ergebnis des Volks-
entscheids dem Landtag und der Staatsregierung mit und macht es im Sächsischen 
Amtsblatt bekannt.

Abschnitt 4 – Zustandekommen und Prüfung 

§ 42  
Annahme eines Gesetzentwurfs 
(1)	� Ein Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Ja“ lautet. Ist die Zahl der gültigen 
Ja- und Nein-Stimmen gleich, so ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

(2)	� Sind bei einer gleichzeitigen Abstimmung für mehrere Gesetzentwürfe, die 
den gleichen Gegenstand betreffen, inhaltlich aber miteinander nicht verein-
bar sind, jeweils mehr gültige Ja- als Nein-Stimmen abgegeben worden, so 
ist der Entwurf angenommen, der die meisten Ja-Stimmen erhalten hat. Ist 
die Zahl der gültigen Ja-Stimmen für mehrere Gesetzentwürfe gleich, so ist 
derjenige angenommen, der nach Abzug der auf ihn entfallenden Nein- 
Stimmen die größte Zahl der Ja-Stimmen auf sich vereinigt.

§ 43  
Prüfung 
(1)	� Die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident prüft die Vorbereitung 

und Durchführung des Volksentscheids. Sie oder er gibt das Ergebnis der 
Prüfung der Vertrauensperson, der stellvertretenden Vertrauensperson, den 
Mitgliedern des Landtages, der Staatsregierung und der Landesabstimmungs-
leiterin oder dem Landesabstimmungsleiter bekannt.

(2)	� Ein Volksentscheid ist insoweit für ungültig zu erklären, als sein Erfolg (§ 42) 
dadurch beeinflusst worden sein kann, dass

	 1.	� bei der Vorbereitung oder Durchführung des Volksentscheids zwingende 
Vorschriften dieses Gesetzes oder der Verordnung zu diesem Gesetz un-
beachtet geblieben oder unrichtig angewendet worden sind

		  oder
	 2.	 �in bezug auf die Volksabstimmung vollendete Vergehen im Sinne der  

§§ 107, 107 a, 107 b, 107 c, 108, 108 a oder 108 b in Verbindung mit 108 d 
oder im Sinne des § 240 des Strafgesetzbuchs begangen worden sind.

§ 44  
Beschwerde zum Verfassungsgerichtshof
(1)	� Gegen Entscheidungen der Landtagspräsidentin oder des Landtagspräsi-

denten gemäß § 43 kann innerhalb eines Monats nach Zugang beim Verfas-
sungsgerichtshof des Freistaates Sachsen Beschwerde erhoben werden.
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(2)	� Beschwerdebefugt sind
	 1.	� die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson des dem 

Volksentscheid zugrunde liegenden Volksbegehrens,
	 2.	 eine Fraktion,
	 3.	 eine Gruppe von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtags,
	 4.	 die Staatsregierung.
(3)	� Kommt der Verfassungsgerichtshof zu der Überzeugung, dass der Volksent-

scheid gemäß § 43 Abs. 2 für ungültig zu erklären ist, erklärt er zugleich das 
gemäß § 42 angenommene Gesetz für unwirksam.

(4)	� Die Entscheidungsformel des Verfassungsgerichtshofes wird von der Landtags-
präsidentin oder dem Landtagspräsidenten im Gesetz- und Verordnungs-
blatt des Freistaates Sachsen bekannt gemacht.

Abschnitt 5 – Vorschriften über besondere  
Abstimmungen 
§ 45  
Nachabstimmung 
(1)	� Eine Nachabstimmung findet statt, wenn in einem Stimmkreis oder in einem 

Stimmbezirk die Abstimmung nicht durchgeführt worden ist.
(2)	� Die Nachabstimmung soll spätestens drei Wochen nach dem Tag der Haupt-

abstimmung stattfinden. Den Tag der Nachabstimmung bestimmt die Landes-
abstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter.

(3)	 �Die Nachabstimmung findet nach denselben Vorschriften, auf denselben 
Grundlagen und aufgrund derselben Stimmberechtigtenverzeichnisse wie 
die Hauptabstimmung statt.

§ 46  
Wiederholung des Volksentscheids 
(1)	�  Wird im Verfahren nach § 43 oder § 44 ein Volksentscheid ganz oder teilweise 

für ungültig erklärt, so ist er nach Maßgabe der Entscheidung zu wiederholen.
(2)	� Bei der Wiederholung des Volksentscheids wird, vorbehaltlich einer anderen 

Entscheidung im Verfahren nach § 43 oder § 44 und sofern seit der Haupt
abstimmung noch nicht sechs Monate verstrichen sind, aufgrund derselben 
Stimmberechtigtenverzeichnisse wie bei der Hauptabstimmung abgestimmt.

(3)	� Die Wiederholung des Volksentscheids muss spätestens 60 Tage nach Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung stattfinden, durch die der Volksentscheid ganz 
oder teilweise für ungültig erklärt worden ist. Den Tag, an dem der Volksent-
scheid wiederholt wird, bestimmt die Landtagspräsidentin oder der Landtags-
präsident.

(4)	� Aufgrund der wiederholten Abstimmung wird das Abstimmungsergebnis neu 
festgestellt.
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Abschnitt 6 – Kosten 

§ 47  
Kostenerstattung für den Abstimmungskampf 
(1)	� Den Antragstellerinnen und Antragstellern werden die notwendigen Kosten 

eines angemessenen Abstimmungskampfes erstattet.
(2)	� Die Erstattung wird mit 1,02 EUR je 100 Stimmberechtigten, die bei dem 

Volksentscheid bei dem Gesetzentwurf der Antragstellerinnen und Antrag-
steller in gültiger Weise mit „Ja“ gestimmt haben, pauschaliert.

(3)	� Im übrigen finden § 24 Abs. 3 bis 5 entsprechende Anwendung. Dabei ist 
maßgeblicher Zeitpunkt im Sinne des Absatzes 3 die öffentliche Bekannt
machung des Abstimmungsergebnisses gemäß § 41, im Sinne des Absatzes 5 
Satz 3 der Abstimmungstag. Eine Abschlagszahlung wird bis zum Höchst
betrag von 4 500 EUR gewährt.

§ 48  
Kosten 
(1)	� Die Kosten des Volksentscheids trägt der Freistaat Sachsen.
(2)	� Er erstattet den Gemeinden (Verwaltungsverbänden) die durch die Vorberei-

tung und Durchführung des Volksentscheids entstandenen notwendigen 
Kosten durch einen festen, nach der Zahl der Stimmberechtigten abgestuften 
Betrag je Stimmberechtigten und Stimmberechtigte. Die bei den Kreisabstim-
mungsleitern und Kreisabstimmungsausschüssen entstandenen notwendigen 
Kosten werden durch einen festen Betrag je Stimmberechtigten und Stimm-
berechtigte erstattet. Die Beträge werden vom Staatsministerium der Justiz 
und für Demokratie, Europa und Gleichstellung im Benehmen mit dem Staats-
ministerium der Finanzen festgesetzt. Bei der Festsetzung werden laufende 
persönliche und sachliche Kosten und Kosten für die Benutzung von Räumen 
und Einrichtungen der Gemeinden (Verwaltungsverbände) und Landkreise 
nicht berücksichtigt.

(3)	� Die nach § 47 erforderlichen Mittel sind im Haushaltsplan des Freistaates 
Sachsen, Einzelplan „Landtag“, auszubringen.

(4)	� Das Land erstattet den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstellung 
von Stimmzettelschablonen erklärt haben, die durch die Herstellung und die 
Verteilung der Stimmzettelschablonen veranlassten notwendigen Ausgaben.

167



Teil 5 –  
Verfassungsänderung durch Volksentscheid 

§ 49  
Verfassungsänderung auf Initiative des Landtags 
(1)	� Auf die Durchführung eines Volksentscheids, der von mehr als der Hälfte der 

Mitglieder des Landtags beantragt wurde, finden § 2, §§ 26 bis 41, §§ 43 bis 46 
und § 48 entsprechende Anwendung. 

(2)	� Das verfassungsändernde Gesetz ist beschlossen, wenn die Mehrheit der 
Stimmberechtigten zustimmt. 

§ 50  
Verfassungsänderung auf Initiative des Volkes 
(1)	� Auf die Durchführung des Volksantrags, des Volksbegehrens und des Volks-

entscheids mit dem Ziel einer Verfassungsänderung finden §§ 2 bis 41 und 
§§ 43 bis 48 entsprechende Anwendung. 

(2)	� Das verfassungsändernde Gesetz ist beschlossen, wenn die Mehrheit der 
Stimmberechtigten zustimmt. § 42 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.
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Teil 6 –  
Schlussbestimmungen 

§ 51  
Anfechtung 
Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Verfahren von 
Volksantrag, Volksbegehren und Volksentscheid beziehen, können nur mit den 
in diesem Gesetz und in der Verordnung zu diesem Gesetz vorgesehenen Rechts-
behelfen sowie im Verfahren nach § 43 angefochten werden. 

§ 52  
Verordnungsermächtigung 
Das Staatsministerium der Justiz erlässt durch Rechtsverordnung die zum Vollzug 
dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften. Es trifft darin insbesondere Vor-
schriften über 
1.	� die Unterschriftenbogen und das Verfahren der Bestätigung der Unterstüt-

zungsunterschriften durch die Gemeinde bei Volksantrag und Volksbegehren, 
2.	� die Bestellung der Abstimmungsleiterinnen und -leiter sowie Abstimmungs-

vorsteherinnen und -vorsteher, die Bildung der Abstimmungsausschüsse und 
-vorstände sowie über die Tätigkeit, Beschlussfähigkeit und das Verfahren 
der Abstimmungsorgane einschließlich des Ersatzes von Auslagen,

3.	� die Abstimmungszeit, 
4.	� die Bildung der Stimmbezirke und ihre Bekanntmachung, 
5.	� die einzelnen Voraussetzungen für die Aufnahme in die Stimmberechtigten-

verzeichnisse, deren Führung, Einsichtnahme, Berichtigung und Abschluss, 
über den Einspruch und die Beschwerde gegen das Stimmberechtigten
verzeichnis sowie über die Benachrichtigung der Stimmberechtigten, 

6.	� die einzelnen Voraussetzungen für die Erteilung von Stimmscheinen, deren 
Ausstellung, über den Einspruch und die Beschwerde gegen die Ablehnung 
der Erteilung von Stimmscheinen, 

7.	� den Nachweis der Abstimmungsvoraussetzungen, 
8.	� Form und Inhalt des Stimmzettels, 
9.	� Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung der Abstimmungsräume 

sowie über Abstimmungsschutzvorrichtungen und Stimmzellen, 
10.	� die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhältnisse besondere Regelungen 

erfordern, 
11.	� die Abstimmung in Krankenhäusern, Alten-, Erholungs- und Pflegeheimen, 

Klöstern, sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten, 
12.	� Briefabstimmung, 
13.	� die Feststellung der Abstimmungsergebnisse, ihre Weitermeldung und Be-

kanntgabe, 
14.	 �die Durchführung von Nachabstimmungen und über die Wiederholung des 

Volksentscheids, 
15.	� die Erstattung der Abstimmungskosten an die Gemeinden und Landkreise 

nach § 48 Abs. 2, 
16.	 �das Bußgeldverfahren. 
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§ 52a  
Ordnungswidrigkeiten 
(1)	 �Ordnungswidrig handelt, wer 
	 1.	� entgegen § 30c ein Ehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende Entschul-

digung den Pflichten eines solchen entzieht oder 
	 2.	� entgegen § 35 Abs. 2 ein Ergebnis einer Abstimmungsbefragung veröf-

fentlicht. 
(2)	 �Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu 

500 EUR, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis 
zu 50 000 EUR geahndet werden. 

(3)	 �Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist 

	 1.	� bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 
		  a) 	 �die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungsleiter, wenn 

eine Stimmberechtigte oder ein Stimmberechtigter das Amt einer 
Stimmbezirksvorsteherin oder eines Stimmbezirksvorstehers, einer 
Briefabstimmungsvorsteherin oder eines Briefabstimmungsvorstehers, 
einer stellvertretenden Stimmbezirksvorsteherin oder eines stellver-
tretenden Stimmbezirksvorstehers oder einer Beisitzerin oder eines Bei-
sitzers im Stimmbezirksvorstand oder Kreisabstimmungsausschuss,

	 	 b)	� die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter, 
wenn eine Stimmberechtigte oder ein Stimmberechtigter das Amt einer 
Beisitzerin oder eines Beisitzers im Landesabstimmungsausschuss 
unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung den 
Pflichten eines solchen Amtes entzieht, 

	 2. 	 �bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2 die Landesabstimmungs-
leiterin oder der Landesabstimmungsleiter.

§ 53  
Übergangsregelung 
Wurden Volksanträge oder Volksbegehren vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
oder einer Änderung dieses Gesetzes bei der Landtagspräsidentin oder dem 
Landtagspräsidenten eingereicht, finden für das weitere Volksgesetzgebungs-
verfahren die Bestimmungen dieses Gesetzes in der nunmehr geltenden Fassung 
Anwendung. Der Lauf von Fristen zur Anrufung des Verfassungsgerichtshofs des 
Freistaates Sachsen beginnt erst mit dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes.

§ 54  
Fristen und Termine 
Die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern sich 
nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, 
einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 
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§ 54a  
Einschränkung von Grundrechten 
Durch dieses Gesetz wird das Recht aus Artikel 33 der Verfassung des Freistaates 
Sachsen eingeschränkt. 

§ 55  
Inkrafttreten 
Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
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Sächsisches Gesetz zur Integration  
und Teilhabe von Menschen  
mit Migrationshintergrund  
(Sächsisches Integrations- und  
Teilhabegesetz – SächsIntG) 

vom 29. Mai 2024 (SächsGVBl. S. 500) 
erlassen als Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung der Integration und Teilhabe 
von Menschen mit Migrationshintergrund im Freistaat Sachsen. 

Präambel

Der Freistaat Sachsen versteht sich als ein weltoffenes und zukunftsorientiertes 
Land. Zunehmende Zuwanderung ist Herausforderung und Chance zugleich. Die 
humanitäre Verantwortung des Freistaates Sachsen gebietet, Flüchtlingen mit 
einer mittelfristigen oder dauerhaften Bleibeperspektive die Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben zu ermöglichen. Ebenso gilt es, staatlicherseits alles zu  
unternehmen, um die Potentiale von Zuwanderern, insbesondere das Potential 
von Fach- und Nachwuchskräften für die sächsische Wirtschaft, nutzbar zu machen. 
Im Interesse des gesamtgesellschaftlichen Zusammenhaltes ist eine möglichst 
frühzeitige Integration der im Freistaat Sachsen ankommenden und bleibenden 
Menschen zentrale Grundlage zur Bewältigung der damit einhergehenden Heraus-
forderungen und zur Nutzung der Potentiale.

Integration von Menschen mit Migrationshintergrund ist ein dynamischer gesamt-
gesellschaftlicher und generationenübergreifender Prozess, der auf eine gleich-
berechtigte Teilhabe in allen Bereichen des gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und politischen Lebens abzielt und von allen im Freistaat Sachsen 
lebenden Menschen gestaltet wird. Dieser Prozess wird bedarfsorientiert durch 
verschiedene Leistungen und Angebote unterstützt. Art und Umfang der Teilhabe-
möglichkeiten der oder des Einzelnen richten sich hierbei nach dem aufenthalts-
rechtlichen Status. Es ist erforderlich, dass sich alle im Freistaat Sachsen lebenden 
Menschen unabhängig von ihrer kulturellen und sozialen Herkunft dem Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland, der Verfassung des Freistaates Sachsen, 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, ihren Ordnungsprinzipien und 
Wertvorstellungen verpflichtet fühlen und sich gegenseitig mit Achtung, Respekt 
und Toleranz begegnen.

Eine gelungene Integration der Menschen mit Migrationshintergrund bietet 
Chancen für unser Land nicht nur in wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hin-
sicht. Sie kann auch einen Beitrag zur Lösung grundlegender gesamtgesell-
schaftlicher Fragen, wie dem demografischen Wandel und dem damit einher
gehenden Arbeitskräftemangel, leisten.
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Integration orientiert sich am Grundsatz des Forderns und Förderns. Der Wille 
und das Engagement zu Integration und Teilhabe werden erwartet. Eigeninitiative 
zum Erwerb der deutschen Sprache und zumutbare Anstrengungen zur Sicherung 
des eigenen Lebensunterhalts stellen dabei zentrale Bestandteile dar. Die Förde-
rung soll den Weg zur Integration, insbesondere in der Anfangsphase des Aufent-
haltes im Freistaat Sachsen, durch ein abgestimmtes System relevanter Strukturen 
erleichtern und Teilhabe ermöglichen.

Um das Anliegen der Integration in diesem Sinne zu unterstützen, hat der Sächsi-
sche Landtag das vorliegende Sächsische Gesetz zur Integration und Teilhabe 
von Menschen mit Migrationshintergrund beschlossen.

Abschnitt 1 –  
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  
Gesetzesziel
(1)	� Dieses Gesetz dient der Integration der im Freistaat Sachsen lebenden Men-

schen mit Migrationshintergrund, indem es zu ihrer gleichberechtigten und um-
fassenden Teilhabe am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Leben und so zu einem friedvollen Zusammenleben im Freistaat Sachsen sowie 
zu dessen wirtschaftlicher Fortentwicklung beiträgt.

(2)	� Zur Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhaltes sollen Menschen mit 
Migrationshintergrund zu einem gleichberechtigten Leben in unserer Gesell-
schaft befähigt werden. Menschen mit Migrationshintergrund sollen ebenso zur 
Integration auf Basis der Grundwerte der Verfassung des Freistaates Sachsens 
beitragen, indem sie eigene Integrationsleistungen erbringen. Insbesondere 
sollen sie jedwede Anstrengungen zum Erlernen der deutschen Sprache und 
zur Sicherung ihres Lebensunterhalts unternehmen.

§ 2  
Geltungsbereich
Die Behörden des Freistaates Sachsen und die seiner Aufsicht unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts setzen im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten und der geltenden Gesetze die in § 1 genannten Ziele um. 
Dies gilt nicht für
1.	� die Hochschulen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 des Sächsischen Hochschulgesetzes 

vom 31. Mai 2023 (SächsGVBl. S. 329), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 31. Januar 2024 (SächsGVBl. S. 83) geändert worden ist,

2.	� die sächsischen Sparkassen,
3.	� die Sachsenfinanzgruppe und
4.	� die Sächsische Aufbaubank – Förderbank –.
Soweit sie in Verwaltungsangelegenheiten tätig werden, gilt Satz 1 auch für den 
Landtag sowie die sächsischen Gerichte und Staatsanwaltschaften. Satz 1 findet 
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keine Anwendung auf die in der Bundesnotarordnung geregelten Berufe sowie auf 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die einer länder-
übergreifenden Aufsicht mit Beteiligung des Freistaates Sachsen unterstehen.

§ 3 
Sprache, Bildung und Teilhabe
(1)	� Der Erwerb der deutschen Sprache liegt, aufgrund der Schlüsselfunktion von 

Sprache und Bildung für Integration und Teilhabe, im Eigeninteresse der 
Menschen mit Migrationshintergrund. Die Behörden des Freistaates Sachsen 
unterstützen über alle Bildungseinrichtungen hinweg diejenigen, deren  
Muttersprache nicht Deutsch ist, in ihren Bemühungen, die deutsche Sprache 
zu erlernen.

(2)	� Die Behörden des Freistaates Sachsen wirken auf die Verwirklichung gleicher 
Bildungschancen für Menschen mit und ohne Migrationshintergrund sowie 
auf die Bildung für Akzeptanz und Toleranz von kultureller, religiöser und 
ethnischer Vielfalt über alle Bildungseinrichtungen hinweg hin.

§ 4 
Anspruchsausschluss
Subjektiv-öffentliche Rechte, insbesondere Ansprüche auf finanzielle Förderung, 
werden durch dieses Gesetz nicht begründet.

§ 5 
Begriffsbestimmungen
(1)	� Ein Mensch mit Migrationshintergrund im Sinne dieses Gesetzes ist eine  

Person, die sich berechtigt im Freistaat Sachsen aufhält und die selbst oder 
bei der mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit 
geboren wurde.

(2)	� Migrationsgesellschaftliche Kompetenz ist die Fähigkeit, mit Menschen unter-
schiedlicher Herkunft ohne stereotype Zuschreibungen und Vorurteile zu 
kommunizieren, ihnen konstruktiv und respektvoll zu begegnen sowie bei 
Maßnahmen, Vorhaben und Programmen teilhabehemmende oder sonst  
benachteiligende Auswirkungen und Verhaltensweisen zu erkennen und zu 
überwinden.

(3)	� Freie Träger im Sinne dieses Gesetzes sind die Träger der Freien Wohlfahrts-
pflege und weiterer gemeinnütziger Organisationen.

§ 6 
Integrationsbehörden
(1)	� Integrationsbehörden sind:
	 1. 	� das Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 

als oberste Integrationsbehörde,
	 2.	� die Landkreise und Kreisfreien Städte als untere Integrationsbehörden.
(2)	 �Für den Vollzug dieses Gesetzes sind die unteren Integrationsbehörden zu-

ständig, soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes nichts anderes 
bestimmt ist.
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Abschnitt 2 –  
Beiträge zur Integration

Unterabschnitt 1 – Staatliche Aufgaben und  
Maßnahmen

§ 7  
Stärkung migrationsgesellschaftlicher Kompetenz
(1)	� Die Behörden des Freistaates Sachsen fördern bei der Personalentwicklung 

die migrationsgesellschaftliche Kompetenz ihrer Bediensteten, insbesondere 
durch entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen. Zur Gewährleistung ein-
heitlicher Standards sollen hierzu insbesondere ressortübergreifende Fort-
bildungseinrichtungen in Anspruch genommen werden.

(2)	� Die migrationsgesellschaftliche Kompetenz soll auch Gegenstand in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften, Erzieherinnen und Erziehern sein.

§ 8  
Repräsentanz von Menschen mit Migrationshintergrund
(1)	� Der Freistaat Sachsen soll in seinen Behörden bei der Personalgewinnung 

unter Beachtung des Vorrangs von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung 
gemäß Artikel 91 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen den Anteil 
der Beschäftigten mit Migrationshintergrund erhöhen.

(2)	� Bei Stellenausschreibungen für Behörden des Freistaates Sachsen soll darauf 
hingewiesen werden, dass Bewerbungen von Menschen mit Migrationshinter-
grund ausdrücklich erwünscht sind.

§ 9  
Maßnahmen zur Unterstützung der beruflichen Integration
(1)	� Die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in Beruf und Arbeit 

ist im Hinblick auf deren Potential als qualifizierte Fach- und Arbeitskräfte oder 
zu qualifizierende künftige Fach- und Arbeitskräfte zu fördern.

(2)	� Es liegt im Eigeninteresse der Akteure der sächsischen Wirtschaft und ihrer 
Selbstverwaltungskörperschaften, an der Integration von Menschen mit Mig-
rationshintergrund in Beruf und Arbeit mitzuwirken. Der Freistaat Sachsen 
arbeitet mit den Organisationen der Wirtschaft, den Gewerkschaften, der 
Bundesagentur für Arbeit und den Jobcentern eng zusammen.

(3)	� Die Rahmenbedingungen für berufliche Bildungsmaßnahmen sollen so gestal-
tet werden, dass sie die Chancen für Menschen mit Migrationshintergrund 
auf einen Berufsabschluss und die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit fördern.

(4)	� Der Freistaat Sachsen stärkt die berufliche Integration von Menschen mit  
Migrationshintergrund durch Maßnahmen zur Bereitstellung migrations- und 
arbeitsmarktspezifischer Beratungs- und Unterstützungsangebote, die bundes-
rechtlich geregelte Integrationsangebote ergänzen und zu deren optimaler 
Nutzung beitragen.
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(5)	� Zuständige Behörde für die Umsetzung der Maßnahmen gemäß Absatz 4 ist 
das Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr. Es kann diese Auf-
gabe durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete Behörden übertragen.

§ 10  
Maßnahmen zur Unterstützung der gesellschaftlichen Integration
Der Freistaat Sachsen fördert integrations- und teilhabeorientierte Einzelprojekte 
sowie vielfältige Maßnahmen zur Förderung von Integration und Teilhabe von 
Menschen mit Migrationshintergrund, insbesondere
1.	�� die Beratungs- und Betreuungsstrukturen regional ausgerichteter psycho

sozialer Zentren,
2.	� überregionale und landesweite Strukturen von migrantischen Selbstorgani-

sationen,
3.	� zur Erstorientierung und Wertevermittlung,
4.	� zum Erwerb der deutschen Sprache, insbesondere für nicht mehr schulpflich-

tige Menschen mit Migrationshintergrund, sowie
5.	� zur migrationsgesellschaftlichen Öffnung.

Unterabschnitt 2 – Kommunale Selbstverwaltungs-
aufgaben und Maßnahmen

§ 11  
Kommunale Integrationsarbeit
(1)	 �Die Integrationsbehörden erfüllen die Aufgaben der kommunalen Integrations-

arbeit in eigener Verantwortung. Die kommunale Integrationsarbeit beinhal-
tet insbesondere

	 1.	 das kommunale Integrationsmanagement (§ 12),
	 2.	 die Flüchtlingssozialarbeit und Rückkehrberatung (§ 13),
	 3.	 die kommunale Integrationsberatung (§ 14),
	 4.	� die Bestellung und Unterstützung hauptamtlicher kommunaler Beauftrag-

ter für Integration und Teilhabe (§ 19) sowie
	 5.	� die kommunalen Integrations- und Teilhabeberichte (§ 26).
(2)	 �Der Freistaat Sachsen fördert die kommunale Integrationsarbeit. Für die För-

derung der in Absatz 1 genannten Bereiche können die im Haushaltsplan 
des Freistaates Sachsen vorgesehenen Mittel abweichend von § 44 der 
Sächsischen Haushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Mai 2021 (SächsGVBl. S. 578) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, den Kommunen als pauschalierte zweckgebundene Zu-
wendungen gewährt werden.

(3)	 �Die oberste Integrationsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
	 1.	� nähere Bestimmungen zu erlassen, insbesondere über
		  a) 	die förderfähigen Zuwendungszwecke,
		  b) 	den Gegenstand der Förderung,
		  c) 	 die Zuwendungsempfänger,
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		  d) 	�die Zuwendungsvoraussetzungen; dabei können auch Bestimmungen 
über die fachlich-inhaltliche Ausgestaltung von Fördermaßnahmen 
getroffen werden,

	 	 e) 	die Berechnung und die Höhe der Zuwendungen,
		  f ) 	 die Weiterleitung der Mittel an Dritte,
		  g)	 das Antrags- und Auszahlungsverfahren,
		  h)	 das Verwendungsnachweisverfahren und
	 2.	 �Grundlagen für die kommunale Integrationsarbeit im Sinne des Absatzes 1 

zu bestimmen
		  a)	 �zum kommunalen Integrationsmanagement, insbesondere
			   aa)	� zur Erhebung landesweit vergleichbarer Daten,
			   bb)	 �zum Inhalt eines Integrationskonzeptes,
			   cc)	 �zur Errichtung und zum Betrieb von Koordinierungsstellen zur Imple-

mentierung des kommunalen Integrationsmanagements,
		  b)	� zur Flüchtlingssozialarbeit und Beratung zur freiwilligen Rückkehr, 

insbesondere zu
		  	 aa)	� Voraussetzungen, die freie Träger erfüllen müssen, damit die Inte-

grationsbehörden sie mit der Aufgabenerfüllung beauftragen 
können,

		  	 bb)	� Voraussetzungen und organisatorischen Rahmenbedingungen für 
die Aufgabenerfüllung der Integrationsbehörden,

	 		  cc)	 �Grundqualifikationen des einzusetzenden Personals sowie
		  	 dd)	��dem höchstens notwendigen Anteil der Sachkosten bei wirtschaft-

licher Tätigkeit,
	 	 c)	� zur kommunalen Integrationsberatung sowie
	 	 d)	 �zu kommunalen Integrations- und Teilhabeberichten, insbesondere zur 

Erhebung landesweit vergleichbarer Daten.

§ 12  
Kommunales Integrationsmanagement
(1)	 �Die Integrationsbehörden können die Integration und Teilhabe von Menschen 

mit Migrationshintergrund mit dem Steuerungsinstrument des kommunalen 
Integrationsmanagements gestalten.

(2)	 �Ziel des kommunalen Integrationsmanagements ist die Zusammenarbeit aller 
vor Ort mit den Aufgaben der Integration befassten Akteure, insbesondere 
der Ämter und Behörden des Bundes, des Freistaates Sachsen, der Kommunen 
und der freien Träger, der Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft 
sowie der bürgerschaftlichen Initiativen von und für Menschen mit Migrations-
hintergrund. Das kommunale Integrationsmanagement dient dazu, alle die 
Integration und Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund betreffen-
den Maßnahmen und Angebote, insbesondere die Flüchtlingssozialarbeit 
und Rückkehrberatung (§ 13), die kommunale Integrationsberatung (§ 14), 
die hauptamtlichen kommunalen Beauftragten für Integration und Teilhabe 
(§ 19) sowie eigene kommunale Maßnahmen, umfassend abzustimmen und 
zu koordinieren. Dazu gehören insbesondere auch die Förderung und Unter-
stützung der eigenen Integrationsanstrengungen von Menschen mit Migra-
tionshintergrund zur Sicherung ihres Lebensunterhaltes durch Erwerbstätig-
keit ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel, die Berücksichtigung der 
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Teilhabe am Wohnungsmarkt und an Bildung sowie die Förderung der Mehr-
sprachigkeit.

(3)	 �Das kommunale Integrationsmanagement soll auf einem kommunalen Integra-
tionskonzept beruhen. Bei der Erstellung eines kommunalen Integrations-
konzepts sind die kreisangehörigen Gemeinden anzuhören und deren Belange 
zu berücksichtigen. Im kommunalen Integrationskonzept können allein oder 
gemeinsam mit sonstigen integrationsspezifischen Planungen insbesondere

	 1.	� die Zusammensetzung der Gruppe der Menschen mit Migrationshinter-
grund, die Angebote der auf kommunaler Ebene tätigen Akteure und der 
sich daraus ergebende besondere Bedarf im Bereich von Integration und 
Teilhabe ermittelt und bewertet werden,

	 2.	 �die Möglichkeiten der Vernetzung und Kooperation sämtlicher Akteure 
sowie aller Maßnahmen und Angebote, insbesondere in den Bereichen 
der Integration, der sozialgesetzlichen Regeldienste, des Sports und der 
Kultur dargelegt werden,

	 3.	  �Strategien des Forderns und Förderns zur Verknüpfung der Eigenverant-
wortung und Leistungsbereitschaft von Menschen mit Migrationshinter-
grund mit ergänzender staatlicher Unterstützung zur Selbsthilfe festgelegt 
werden sowie

	 4.	� die erforderlichen organisatorischen Grundlagen und Strukturen geschaffen 
werden.

(4)	 �Bei Integrationskonzepten, die sich auf Nachbargebiete auswirken, sind die 
benachbarten Kommunen zur Stärkung der kommunalen Zusammenarbeit 
anzuhören.

§ 13  
Flüchtlingssozialarbeit und Rückkehrberatung in den Landkreisen und  
Kreisfreien Städten
(1)	 �Die Integrationsbehörden können die soziale Beratung und Unterstützung 

der ihnen zugewiesenen Flüchtlinge und die Beratung zur freiwilligen Rückkehr 
wahrnehmen.

(2)	 �Die Flüchtlingssozialarbeit gibt den Flüchtlingen in der neuen Lebenssituation 
Orientierung und unterstützt sie bei der Alltagsbewältigung.

(3)	 �Die Rückkehrberatung zeigt die individuellen Möglichkeiten der Rückkehr 
und nachhaltigen Reintegration im Herkunftsland sowie deren Förderung auf 
und legt insbesondere bei ausreisepflichtigen Personen die Vorteile einer 
freiwilligen Rückkehr dar.

§ 14  
Kommunale Integrationsberatung
Zur Stärkung und Vernetzung integrationsfördernder Strukturen können insbeson-
dere folgende Aufgaben Gegenstand kommunaler Integrationsberatung sein:
1.	� Unterstützung und Beratung der kommunalen Verantwortlichen in allen Fragen 

von Integration und Teilhabe,
2.	� Unterstützung und Beratung gemeinnütziger Organisationen sowie der bürger-

schaftlichen Initiativen von und für Menschen mit Migrationshintergrund in 
allen Fragen von Integration und Teilhabe,
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3.	� das Fallmanagement zur Unterstützung der Steuerung von individuellen Inte-
grationsprozessen,

4. 	� die Unterstützung der kreisangehörigen Gemeinden bei der Aufnahme und 
Betreuung neu zugezogener und neu zugewiesener Menschen mit Migrations-
hintergrund,

5.	 �Unterstützung und Beratung der örtlichen Wirtschaft bei der Integration von 
Auszubildenden und Beschäftigten mit Migrationshintergrund im Einzelfall.

§ 15  
Einbeziehung der freien Träger
Die Integrationsbehörden können im Rahmen der kommunalen Integrationsarbeit 
freie Träger beauftragen.
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Abschnitt 3 –  
Beiträge zur Teilhabe und kommunale Beauftragte

§ 16  
Beteiligung in Gremien
(1)	� In Gremien des Freistaates Sachsen, die mit den Belangen von Menschen mit 

Migrationshintergrund befasst sind, soll der Anteil an Mitgliedern, die Men-
schen mit Migrationshintergrund sind, unter Beachtung des Vorrangs von 
persönlicher und fachlicher Eignung sowie Befähigung erhöht werden. Wird 
ein solches Gremium auf Benennung oder Vorschlag einer Stelle besetzt, die 
nicht zur unmittelbaren Landesverwaltung gehört, soll der Freistaat Sachsen 
auf einen angemessenen Anteil an Mitgliedern hinzuwirken versuchen, die 
Menschen mit Migrationshintergrund sind.

(2)	� Die Regelungen des Absatzes 1 gelten nicht für
	 1.	� Gremien, deren Zusammensetzung durch Rechtsvorschriften geregelt ist 

oder deren Mitglieder in das Gremium gewählt werden,
	 2. 	 Prüfungsausschüsse und
	 3. 	� Gremien in Staatsbetrieben gemäß § 26 der Sächsischen Haushalts​ord-

nung.

§ 17  
Landesbeirat für Integration und Teilhabe
(1)	� Bei der obersten Integrationsbehörde wird ein Landesbeirat für Integration 

und Teilhabe eingerichtet. Der Landesbeirat hat die Aufgabe, die Staatsregie-
rung zu aktuellen und grundsätzlichen Fragen von Migration, Integration und 
Teilhabe sowie des gesellschaftlichen Zusammenhaltes zu beraten.

(2)	� Zu Mitgliedern des Landesbeirates für Integration und Teilhabe sollen insbe-
sondere berufen werden

	 1.	� eine Vertretung der Staatskanzlei und jeweils eine Vertretung jedes der 
anderen Staatsministerien,

	 2.	 die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte (§ 20),
	 3.	 die oder der Beauftragte für Vertriebene und Spätaussiedler,
	 4.	� jeweils eine Vertretung der kommunalen Landesverbände, der freien Träger, 

der landesweit tätigen migrantischen Selbstorganisationen, der Wirtschafts-
verbände, der Gewerkschaften, der Wissenschaft, der Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften, der Medien, des Sports und der Kultur.

(3)	� Den Vorsitz des Landesbeirates für Integration und Teilhabe führt die Staats-
ministerin oder der Staatsminister für Soziales und Gesellschaftlichen  
Zusammenhalt. Für jedes Mitglied ist eine Stellvertretung zu bestimmen. Die 
Staatskanzlei und die Staatsministerien bestimmen ihre Vertretung und deren 
Stellvertretung selbst. Die übrigen Mitglieder und ihre Stellvertretungen werden 
mit ihrer Zustimmung von der Staatsministerin oder dem Staatsminister für 
Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt für die Dauer der Wahlperiode 
des Landtages berufen. Die Mitglieder gemäß Absatz 2 Nummer 4 sind aus-
schließlich ehrenamtlich tätig.
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(4)	 �Der Landesbeirat für Integration und Teilhabe gibt sich im Einvernehmen mit 
der obersten Integrationsbehörde eine Geschäftsordnung. In dieser wird ins-
besondere Näheres über das Verfahren, zur Organisation, zur Kostentragung 
und zur Entschädigung der Mitglieder geregelt.

(5)	� Die oberste Integrationsbehörde wird ermächtigt, das Nähere zu den Aufgaben 
und Zielen des Landesbeirates für Integration und Teilhabe sowie zur Aus-
wahl der Vertreterinnen und Vertreter durch Rechtsverordnung zu regeln.

§ 18  
Kommunale Beiräte für Integration und Teilhabe
(1)	� Bildet eine Gemeinde oder ein Landkreis einen Integrations- und Teilhabe-

beirat nach § 47 Absatz 1 der Sächsischen Gemeindeordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 2024 (SächsGVBl. S. 500) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung oder § 43 Absatz 1 der Sächsi-
schen Landkreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 
(SächsGVBl. S. 99), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Mai 2024 
(SächsGVBl. S. 500) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
soll die Hauptsatzung seine Bezeichnung, seine Aufgaben und Ziele, seine 
Zusammensetzung, die Art der Bestimmung der Mitglieder und das zugehörige 
Verfahren, seine Organisation, die Kostentragung sowie die Entschädigung 
seiner Mitglieder regeln.

(2)	� Beiräte nach Absatz 1 sollen neben Mitgliedern der jeweiligen kommunalen 
Vertretungskörperschaft aus Einwohnerinnen und Einwohnern bestehen, die 
einen Migrationshintergrund haben oder die aufgrund ihrer Kenntnisse in 
Fragen von Migration, Integration und Teilhabe einen Beitrag zur Arbeit des 
Beirats leisten können.

(3)	� Der Beirat für Integration und Teilhabe soll sich mit allen kommunalen Ange-
legenheiten befassen können. Er soll eine die Integration und Teilhabe be-
treffende Angelegenheit dem Gemeinderat, dem Stadtrat oder dem Kreistag 
zur Beratung und Entscheidung vorlegen können. Zu den die Belange von 
Menschen mit Migrationshintergrund betreffenden Vorlagen ist der Beirat für 
Integration und Teilhabe möglichst frühzeitig anzuhören.

(4)	� In der Hauptsatzung der Gemeinden kann ein Antragsrecht der Menschen 
mit Migrationshintergrund zur Einrichtung eines Beirates für Integration und 
Teilhabe vorgesehen werden. Der Antrag soll in Gemeinden

	 1.	 mit bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von 200,
	 2.	 mit bis zu 50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von 500,
	 3.	 mit bis zu 200 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von 2 000,
	 4.	� mit über 200 000 Einwohnerinnen und Einwohnern von 2 500
	� in der Gemeinde wohnenden Menschen mit Migrationshintergrund gestellt 

werden. Der Gemeinderat oder Stadtrat hat innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang des Antrags über die Einrichtung des Beirates zu entscheiden. Haben 
die Antragstellerinnen und Antragsteller eine Vertretung zur Wahrnehmung 
ihrer Interessen bestimmt, ist diese vor der Entscheidung anzuhören.
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§ 19  
Hauptamtliche kommunale Beauftragte für Integration und Teilhabe
(1)	� Die Integrationsbehörden sollen im Rahmen der kommunalen Integrations-

arbeit hauptamtliche Beauftragte für Integration und Teilhabe bestellen, die 
ausschließlich für die Aufgabe der Integration und Teilhabe von Menschen 
mit Migrationshintergrund zuständig sind.

(2)	� Kreisangehörige Gemeinden können Beauftragte für Integration und Teilhabe 
bestellen.

(3)	� Soweit die Belange von Menschen mit Migrationshintergrund bei Vorhaben 
der Kommune betroffen sind, sind die Beauftragten für Integration und Teilhabe 
frühzeitig anzuhören.

(4)	� § 64 Absatz 3 der Sächsischen Gemeindeordnung und § 60 Absatz 3 der 
Sächsischen Landkreisordnung gelten entsprechend.
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Abschnitt 4 –  
Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte

§ 20  
Grundsatz
Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte wird vom Landtag berufen. Sie 
oder er hat die Aufgabe, die Belange der im Freistaat Sachsen lebenden Personen, 
die sich nicht nur vorübergehend im Freistaat Sachsen aufhalten und die selbst 
oder bei denen mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörig-
keit geboren wurde, zu vertreten und deren Integration sowie die migrations
gesellschaftliche Öffnung im Freistaat Sachsen zu fördern.

§ 21  
Wahl
(1)	� Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte wird vom Landtag zu Beginn 

der Wahlperiode für deren Dauer aus seiner Mitte mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder gewählt.

(2)	� Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte übt ihre oder seine Tätigkeit 
bis zur Wahl durch den neugewählten Landtag aus. Sie oder er kann während 
der Wahlperiode mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Landtages 
abberufen werden.

(3)	 �Im Fall einer Abberufung, eines Verzichts oder bei Verlust der Mitgliedschaft 
im Landtag erfolgt eine Nachwahl für den Rest der Wahlperiode.

(4)	 �Für den Fall ihrer oder seiner Verhinderung bestimmt die oder der Sächsische 
Integrationsbeauftragte eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter der Geschäfts-
stelle gemäß § 24 zur Stellvertreterin oder zum Stellvertreter.

§ 22  
Aufgaben und Befugnisse
(1)	� Die oder der Sächsische lntegrationsbeauftragte wird nach pflichtgemäßem 

Ermessen aufgrund eigener Entscheidung tätig. An sie oder ihn gerichtete 
Bitten und Beschwerden nimmt sie oder er entgegen und geht ihnen im Rahmen 
ihrer oder seiner Möglichkeiten nach. Sie oder er kann in Erfüllung der über-
tragenen Aufgaben von dem Staatsministerium des lnnern und den sächsi-
schen Ausländerbehörden Auskunft und Akteneinsicht, von weiteren Behörden 
und juristische Personen des öffentlichen Rechts nach § 2 Auskunft verlangen. 
Die ersuchten Stellen sind verpflichtet, dem Verlangen nachzukommen, soweit 
keine schwerwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen. Personen-
bezogene Daten dürfen dabei nur übermittelt werden mit Einwilligung der 
betroffenen Person oder wenn sich diese an die Sächsische Integrations
beauftragte oder den Sächsischen Integrationsbeauftragten gewandt hat mit 
der Bitte, in der betreffenden Sache tätig zu werden. An natürliche und juris-
tische Personen des Privatrechts kann sich die oder der Sächsische Integra-
tionsbeauftragte mit der Bitte um Unterstützung wenden.

(2)	� Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte erstattet dem Landtag be-
ginnend zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes und sodann alle zwei 

185



Jahre jeweils zum 30. September einen Bericht zur Situation im Freistaat 
Sachsen lebender Menschen mit Migrationshintergrund. Sie oder er kann dem 
Landtag jederzeit Einzelberichte vorlegen. Auf Anforderung des Landtages 
hat sie oder er diesem besondere Berichte vorzulegen.

(3)	� Zu Gesetzentwürfen mit möglichen Auswirkungen auf Menschen mit Migra-
tionshintergrund kann die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte Stel-
lungnahmen und Empfehlungen gegenüber den Ausschüssen abgeben, die 
den Entwurf beraten. Zu Entwürfen von Rechtsverordnungen und Verwaltungs-
vorschriften, die die Rechte und Pflichten der Menschen mit Migrations
hintergrund im Freistaat Sachsen maßgeblich berühren, ist die oder der 
Sächsische Integrationsbeauftragte anzuhören.

(4)	� Auf Anforderung des Petitionsausschusses nimmt die oder der Sächsische 
Integrationsbeauftragte zu Petitionen Stellung, die Belange der im Freistaat 
Sachsen lebenden Menschen mit Migrationshintergrund betreffen. Die Stel-
lungnahme soll innerhalb einer Frist von sechs Wochen erfolgen.

(5)	� Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte soll ihre oder seine Erkennt-
nisse über Verletzungen von Rechten oder über Benachteiligungen von  
Menschen mit Migrationshintergrund den zuständigen Behörden zugänglich 
machen.

(6)	� Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte arbeitet mit den kommunalen 
Beauftragten für Integration und Teilhabe zusammen und unterstützt sie bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben.

§ 23  
Rechtsstellung
(1)	� Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte ist in der Ausübung ihrer oder 

seiner Tätigkeit unabhängig, weisungsfrei und nur dem Gesetz unterworfen.
(2)	� Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages ernennt die nach § 21  

Absatz 1 Gewählte oder den nach § 21 Absatz 1 Gewählten.
(3)	� Die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte erhält eine erhöhte steuer-

pflichtige Grundentschädigung nach § 5 Absatz 2 des Abgeordnetengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juli 2000 (SächsGVBl. S. 326), 
das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 12 des Gesetzes vom 6. Juli 2023 (SächsGVBl. 
S. 467) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, und eine  
steuerfreie monatliche Amtsaufwandsentschädigung nach § 6 Absatz 6 Satz 1 
des Abgeordnetengesetzes wie eine stellvertretende Präsidentin oder ein 
stellvertretender Präsident des Sächsischen Landtages. § 6 Absatz 6 Satz 2 
des Abgeordnetengesetzes gilt entsprechend.

§ 24  
Geschäftsstelle
(1)	� Zur Unterstützung der oder des Sächsischen Integrationsbeauftragten besteht 

als Bestandteil der Verwaltung des Landtages eine Geschäftsstelle, für die 
der oder dem Sächsischen Integrationsbeauftragten die für die Erfüllung ihrer 
oder seiner Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstattung zur Verfü-
gung zu stellen ist.

(2)	� Die Besetzung der Stellen erfolgt im Benehmen mit der oder dem Sächsischen 
Integrationsbeauftragten. Sie oder er ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter der 
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Mitarbeiterinnen und der Mitarbeiter. Die Präsidentin oder der Präsident des 
Landtages übt die Dienstaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus.

(3)	� Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben, auch nach Beendigung ihrer Tätig-
keit, über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen 
Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung 
nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(4)	� Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dürfen ohne Genehmigung der Präsiden-
tin oder des Präsidenten des Landtages über Angelegenheiten nach Absatz 3 
Satz 1 weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen 
abgeben. Die Genehmigung, als Zeugin oder Zeuge auszusagen, darf nur 
nach den für sächsische Beamtinnen und Beamte geltenden Vorschriften 
versagt werden.
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Abschnitt 5 –  
Integrations- und Teilhabeberichte

§ 25  
Sächsischer Integrations- und Teilhabebericht
Die Staatsregierung legt dem Landtag beginnend zwei Jahre nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes und sodann alle fünf Jahre einen Bericht zum Stand von Integra-
tion und Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund vor. In dem Bericht 
werden die Entwicklung und die Zusammensetzung der Bevölkerung unter be-
sonderer Berücksichtigung der Einwanderung sowie der Stand der Integration 
unter besonderer Berücksichtigung der Integrationsziele und der getroffenen inte-
grationspolitischen Maßnahmen dargestellt. Berichte gemäß § 26 sind dem  
Bericht zu Grunde zu legen. In dem Bericht sollen auch Vorschläge zur Weiter
führung und notwendigen Intensivierung oder Neuorientierung entwickelt und 
bewertet werden.

§ 26  
Kommunale Integrations- und Teilhabeberichte
Die unteren Integrationsbehörden sollen der obersten Integrationsbehörde ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes und sodann alle fünf Jahre einen kommuna-
len Integrations- und Teilhabebericht entsprechend § 25 Satz 2 und 4 vorlegen.

188



Sächsisches Gesetz zur Integration und Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund
(Sächsisches Integrations- und Teilhabegesetz – SächsIntG) 

Abschnitt 6 –  
Schlussvorschriften

§ 27  
Übergangsvorschrift
Die oder der Sächsische Ausländerbeauftragte, die oder der auf der Grundlage 
des Gesetzes über den Sächsischen Ausländerbeauftragten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. März 1994 (SächsGVBl. S. 465), das durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SächsGVBl. S. 168) geändert worden ist, gewählt 
wurde, bleibt im Amt, bis die oder der Sächsische Integrationsbeauftragte nach 
Abschnitt 4 gewählt wurde. Bis zum Ende ihrer oder seiner Amtszeit gilt für sie 
oder ihn das Gesetz über den Sächsischen Ausländerbeauftragten in der bis zum 
28. Juni 2024 geltenden Fassung weiter.

§ 28  
Evaluation
Drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes überprüft die Staatsregierung in 
einer Evaluation die Anwendung dieses Gesetzes und seine Auswirkungen.
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Gesetz zur Regelung der Tätigkeit 
des Sächsischen Landesbeauftragten 
für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes und der fortwährenden 
Aufarbeitung der SED-Diktatur, 
ihrer Entstehung, ihrer Auflösung 
und ihrer Nachwirkungen auf dem 
Gebiet des Freistaates Sachsen 
(Landesbeauftragtengesetz)

191



Gesetz zur Regelung der Tätigkeit des 
Sächsischen Landesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
und der fortwährenden Aufarbeitung  
der SED-Diktatur, ihrer Entstehung,  
ihrer Auflösung und ihrer Nachwirkungen 
auf dem Gebiet des Freistaates Sachsen 
(Landesbeauftragtengesetz) 
Landesbeauftragtengesetz vom 30. Juni 1992 (SächsGVBl. S. 293), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26. April 2018 (SächsGVBl. S. 198) 
geändert worden ist.

Präambel

In Anerkennung des Einsatzes der sächsischen Bürgerinnen und Bürger, die mit 
einer Friedlichen Revolution erfolgreich das Ende der Diktatur der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands („SED-Diktatur“) erreicht und das Fundament für  
die Entstehung des Freistaates Sachsen auf der Grundlage einer demokratischen 
Verfassung in einem geeinten Deutschland gelegt haben, im mahnenden und 
ehrenden Gedenken an die Opfer der diktatorischen Herrschaft, insbesondere 
durch das Wirken des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen  
Demokratischen Republik („DDR“) und seiner Vorläuferorganisationen seit der 
Sowjetischen Besatzungszone bis zur deutschen Wiedervereinigung, in Verant-
wortung für die Erhaltung eines demokratischen, freiheitlichen und rechtsstaat-
lichen Freistaates Sachsen für heutige und zukünftige Generationen, hat der 
Sächsische Landtag das folgende Gesetz beschlossen. 
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§ 1  
Gesetzeszweck
(1)	� Dieses Gesetz regelt die Stellung und die Tätigkeit des Landesbeauftragten 

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur im Freistaat Sachsen. Es dient auch der 
Ausführung von § 38 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 18. Februar 2007 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch 
Artikel 4 Absatz 40 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(2)	 �Das Gesetz hat zum Ziel, 
	 1.	 �die Beratung und Unterstützung von in der Sowjetischen Besatzungs

zone und der DDR aus politischen oder religiösen Gründen Verfolgten und 
Benachteiligten sowie allgemein von Einzelpersonen in Fragen bezüglich 
des Zugangs zu den vom Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR 
gespeicherten Informationen langfristig zu sichern; 

	 2.	 �die fortwährende Informationssicherung, Aufarbeitung und langfristige 
Dokumentation von Entstehung, Struktur, Wirkungsweise, Ende und Folgen 
der sowjetischen Militäradministration und der SED-Diktatur zu befördern 
und zu Zwecken der Opferrehabilitation und Aufarbeitung persönlicher 
Schicksale, der Wissenschaft und politischen Bildung der Öffentlichkeit 
zugänglich zu erhalten und zu machen. Dabei soll in besonderer Weise 
die Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes und seiner in der Sowjeti-
schen Besatzungszone und der DDR tätigen Vorläuferorganisationen im 
Zusammenwirken mit der SED und anderen Organisationen berücksichtigt 
werden. Im Hinblick auf den Zweck der politischen Bildung soll die einzig-
artige Möglichkeit genutzt werden, für nachfolgende Generationen an-
schaulich eine Warnung vor der Unmenschlichkeit einer Diktatur zu geben. 
Damit soll auch der gesellschaftliche und persönliche Einsatz für demo-
kratische Werte und für eine freiheitliche und demokratische Grundord-
nung gefördert werden; 

	 3.	� die Zusammenarbeit insbesondere zwischen öffentlichen Stellen des 
Landes, den im Freistaat Sachsen tätigen Opfer- bzw. Verfolgtenverbänden 
und Aufarbeitungsinitiativen sowie sonstigen Bildungseinrichtungen und 
dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik zu unterstützen 
und 

	 4.	� die Berücksichtigung der Belange der in der Sowjetischen Besatzungs
zone und der DDR aus politischen oder religiösenGründen Verfolgten und 
Benachteiligten durch Beratung und Hilfe bei der Stellung von Anträgen 
auf Rehabilitation und Entschädigung sicherzustellen. 

§ 1a  
Anrufung des Landesbeauftragten 
Jede Person hat das Recht, sich in Angelegenheiten dieses Gesetzes unmittelbar 
an den Landesbeauftragten zu wenden. 
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§ 2  
Wahl und Rechtsstellung 
(1)	� Der Landesbeauftragte wird vom Landtag mit der Mehrheit seiner Mitglieder 

für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der Landes-
beauftragte muss bei seiner Wahl das 35. Lebensjahr vollendet haben und 
jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes eintreten. Er muss die nötige Fachkunde und Erfahrung zur 
Erfüllung der Aufgaben besitzen. Gewählt werden kann nur, wer weder für 
das Ministerium für Staatssicherheit der ehemaligen DDR noch für dessen 
Vorläufer- oder Nachfolgeorganisationen tätig war noch anderweitig gegen 
die Grundsätze von Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat. 
Eine herausragende Funktion in der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands, einer anderen Blockpartei, in Massenorganisationen, gesellschaftlichen 
Organisationen oder eine sonstige vor dem 7. Dezember 1989 erlangte her-
ausgehobene Funktion im System der Deutschen Demokratischen Republik 
führt zum Ausschluss der Wählbarkeit. Der Gewählte führt die Amtsbezeich-
nung „Sächsischer Landesbeauftragter zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“.

(2)	� Vor Ablauf der Amtszeit kann der Landesbeauftragte nur mit den Stimmen 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Landtages abgewählt 
werden. 

(3)	 �Vorschlagsberechtigt für die Wahl des Landesbeauftragten ist der Präsident 
des Landtages. 

(4)	 �Der Landesbeauftragte soll frühestens drei Monate und spätestens einen 
Monat vor Beendigung der Amtszeit des Vorgängers gewählt werden. Ist der 
Landtag in dieser Zeit aufgelöst, soll die Wahl innerhalb von drei Monaten 
nach dem ersten Zusammentritt des neu gewählten Landtages stattfinden. 
Der Landesbeauftragte führt das Amt bis zur Bestellung eines Nachfolgers fort.

(5)	� Der Landesbeauftragte ist in der Ausübung seines Amtes unabhängig und 
nur dem Gesetz unterworfen. Er untersteht der Rechts- und Dienstaufsicht 
des Präsidenten des Landtages. Dem Landesbeauftragten sind für die Erfüllung 
seiner Aufgaben die notwendige und sachverständige Personalausstattung 
und die notwendige Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Die Besetzung 
von Personalstellen erfolgt im Benehmen mit dem Landesbeauftragten. Der 
Landesbeauftragte ist Vorgesetzter seiner Mitarbeiter. Dienstvorgesetzter 
und oberste Dienstbehörde des Landesbeauftragten und seiner Mitarbeiter 
ist der Präsident des Landtages.

(6)	 �Ist der Landesbeauftragte länger als sechs Wochen an der Ausübung seiner 
Dienstgeschäfte verhindert, kann der Präsident des Landtages einen Vertreter 
für die Dauer der Verhinderung mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauf-
tragen. Der Landesbeauftragte soll dazu gehört werden. Bei einer kürzeren 
Verhinderung oder bis eine Regelung nach Satz 1 getroffen ist, werden die 
Geschäfte des Landesbeauftragten in Stellvertretung ausgeführt.

(7)	� Der Landesbeauftragte ist, auch nach Beendigung seines Amtsverhältnisses, 
verpflichtet, über die ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig 
sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Der Landes-
beauftragte darf, soweit er zur Verschwiegenheit verpflichtet ist, nur mit Ge-
nehmigung des Präsidenten des Landtages vor Gericht oder außergerichtlich 
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aussagen oder Erklärungen abgeben. Unberührt bleibt die gesetzlich be-
gründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen und bei Gefährdung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung für deren Erhaltung einzutreten. 

§ 3  
Aufgaben des Landesbeauftragten 
Der Landesbeauftragte hat folgende Aufgaben:
1.	 �Beratung und Unterstützung von in der Sowjetischen Besatzungszone und 

der ehemaligen DDR aus politischen Gründen Verfolgten sowie Einzelpersonen 
in Fragen des Zugangs zu den vom Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
DDR gespeicherten Informationen einschließlich der Beratung über und  
Vermittlung von psychosozialen Betreuungsangeboten bei Bedarf; 

2.	� Beförderung der Bildung durch die Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie 
Unterstützung der Bildungsarbeit über den Alltag in der DDR, das Wirken  
des Partei-, Staats- und Sicherheitsapparates in den verschiedenen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens sowie über die Rolle des politischen Wider-
stands und der Opposition, ferner über Entstehung, Aufbau, Struktur, Metho-
den, Wirkungsweise und Folgen der SED-Diktatur, insbesondere auch des 
Staatssicherheitsdienstes und seiner in der Sowjetischen Besatzungszone 
tätigen Vorläuferorganisationen sowie sonstiger Instrumente staatlicher  
Repression im Zusammenwirken mit anderen Organisationen in der DDR und 
der Sowjetischen Besatzungszone; 

3.	� Beratung der nach §§ 13, 15 bis 17 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes Anspruchs-
berechtigten bei der Wahrnehmung ihrer Rechte; 

4.	� Information, Vermittlung und Beratung für Opfer der SED-Diktatur über deren 
Ansprüche auf Entschädigung; dies erfolgt in einem jeweils alle zwei Jahre 
vorab im Benehmen mit den Opfer- bzw. Verfolgtenverbänden festgelegten 
Rahmen; 

5.	� Unterstützung der Arbeit des Bundesbeauftragten bei der Wahrnehmung  
seiner Aufgaben nach § 37 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes; 

6.	 �Stellungnahme gegenüber dem Bundesbeauftragten zu landesspezifischen 
Besonderheiten bei der Verwendung der Unterlagen; 

7.	� Information und Beratung von natürlichen Personen sowie von nichtöffent
lichen und öffentlichen Stellen im Umgang mit Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes und Beratung öffentlicher Stellen einschließlich des Landtages 
in Überprüfungsverfahren im Rahmen einer von einer öffentlichen Stelle bean-
tragten Hinzuziehung des Landesbeauftragten; 

8.	� Information und Beratung des Landtages und seiner Gremien; 
9.	 �Unterstützung der Schulen im Rahmen der Umsetzung des Bildungsauf

trages durch Projekte über und Informationen aus der Zeit der SED-Diktatur 
und der Sowjetischen Besatzungszone und Werben für Demokratie, Recht 
und Freiheit; 

10.	� Beratung und Information zu Besonderheiten der Wirkung des Staatssicher-
heitsdienstes und seiner in der Sowjetischen Besatzungszone tätigen Vor-
läuferorganisationen bei der Verfolgung von Menschen aus religiösen Grün-
den und wegen deren Engagement in Kirchen und Religionsgemeinschaften 
im Freistaat Sachsen; 
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11.	� Zusammenarbeit, Unterstützung und im Einzelfall Ergänzung der von anderen 
öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen im Freistaat Sachsen durchgeführten 
Dokumentations-, Bildungs- und Forschungstätigkeit im Bereich der histori-
schen und politischen Aufarbeitung der SED-Diktatur und der bereits im Vorfeld 
auf dem Gebiet der Sowjetischen Besatzungszone beginnenden Diktatur, 
wobei der Schwerpunkt in der Aufarbeitung der Tätigkeit des Staatssicher-
heitsdienstes und seiner Vorläuferorganisationen im Zusammenwirken mit 
der SED und anderen Organisationen liegt. 

§ 4  
Berichtspflicht 
(1)	 �Auf Ersuchen des Landtages oder der Staatsregierung hat der Landesbeauf-

tragte Auskünfte zu erteilen, Stellungnahmen abzugeben und Gutachten zu 
erstellen. 

(2)	� Der Landesbeauftragte erstattet dem Landtag auf dessen Ersuchen, im Übrigen 
mindestens alle zwei Jahre einen Bericht über die Tätigkeit und zum Stand der 
Aufarbeitung. Soweit der Bericht Beratungsgegenstand in den Ausschüssen 
des Landtages ist, soll der Landesbeauftragte gehört werden.

§ 5  
Befugnisse
(1)	� Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, den Landesbeauftragten bei der 

Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Ihm ist zur Wahrnehmung seiner 
Aufgaben nach § 3 Auskunft zu erteilen und Einsicht in Registraturen, Archive 
und sonstige Informationssammlungen zu gewähren, soweit dies im Zeitpunkt 
der Informationsanfrage zur Erfüllung der ihm nach diesem Gesetz übertra-
genen Aufgaben erforderlich erscheint und dies gegenüber den jeweiligen 
Stellen angezeigt wurde. Wurde der Landesbeauftragte auf Antrag einer  
öffentlichen Stelle zu Überprüfungsverfahren beratend hinzugezogen, darf 
er im Rahmen dessen Einsicht in die herangezogenen Unterlagen und Ergeb-
nisse von Überprüfungen von Mitarbeitern und Bewerbern bei den zur Über-
prüfung berechtigten Stellen nehmen.

(2)	 �Der Landesbeauftragte ist im Rahmen der Wahrnehmung seiner Aufgaben 
und nach Maßgabe dieses Gesetzes befugt, sich mit den dafür zuständigen 
Stellen in anderen Ländern, insbesondere in den europäischen Nachbar
ländern der Republik Polen und der Tschechischen Republik, zu verständigen. 

(3)	 �Der Landesbeauftragte kann sich in Wahrnehmung seiner Aufgaben und nach 
Maßgabe dieses Gesetzes öffentlich äußern. 

(4)	� Der Landesbeauftragte darf die zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 3 erfor-
derlichen personenbezogenen Daten nach Maßgabe des Stasi-Unterlagen-
Gesetzes und soweit es zur Erfüllung seiner weiteren Aufgaben erforderlich 
ist verarbeiten. 

(5)	 �Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der  
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 
vom 22.11.2016, S. 72), in der jeweils geltenden Fassung, findet keine An-
wendung, soweit der Landesbeauftragte wissenschaftliche oder historische 
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Forschungszwecke oder im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke 
verfolgt oder soweit die Erfüllung einer sonstigen im öffentlichen Interesse 
liegenden Aufgabe und der Schutz sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen 
öffentlichen Interesses dies erforderlich machen. Verlangt eine betroffene 
Person nach Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 Auskunft, ob der  
Landesbeauftragte sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet, ist 
die betroffene Person über die Beschränkung des Widerspruchsrechts nach 
Satz 1 zu informieren. 

§ 6  
Einschränkung von Grundrechten
Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nach Artikel 2 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes und nach Artikel 33 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen wird durch dieses Gesetz eingeschränkt. 

§ 7  
Personenbezeichnung
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher 
und weiblicher Form. 

§ 8  
Übergangsbestimmung
Der Amtsinhaber und die Beschäftigten des Landesbeauftragten werden mit  
Inkrafttreten dieses Gesetzes dem Landtag zugeordnet. 
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Gesetz über die Rechte der Sorben  
im Freistaat Sachsen  
(Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG) 
Sächsisches Sorbengesetz vom 31. März 1999 (SächsGVBl. S. 161),  
das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 
(SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 20. Januar 1999 das folgende Gesetz beschlossen: 

Präambel

In Anerkennung des Willens des sorbischen Volkes, das in der Nieder- und Ober-
lausitz seine angestammte Heimat hat und seine Sprache und Kultur bis in die 
heutige Zeit bewahrt hat, seine Identität auch in Zukunft zu erhalten,

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Sorben außerhalb der Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland keinen Mutterstaat haben, der sich ihnen verpflichtet 
fühlt und Sorge für den Schutz und die Bewahrung ihrer Sprache, Kultur und 
Überlieferung trägt, 

im Bewußtsein, daß der Schutz, die Pflege und Entwicklung der sorbischen Werte 
sowie die Erhaltung und Stärkung des sorbisch-deutschen Charakters der Lausitz 
im Interesse des Freistaates Sachsen liegen, 

in Erkenntnis, daß das Recht auf die nationale und ethnische Identität sowie die 
Gewährung der Gesamtheit der Volksgruppen- und Minderheitenrechte keine 
Gabe und kein Privileg, sondern Teil der universellen Menschen- und Freiheits-
rechte sind, 

in Erfüllung der von der Bundesrepublik Deutschland ratifizierten internatio-
nalen Übereinkommen zum Schutz und zur Förderung nationaler Minderheiten 
und Volksgruppen, 

unter Berufung auf Artikel 3 des Grundgesetzes, Artikel 35 des Einigungsvertrages, 
ergänzt um die Protokollnotiz Nummer 14, und die Verfassung des Freistaates 
Sachsen 

beschließt der Sächsische Landtag, ausgehend von Artikel 6 der Sächsischen 
Verfassung, das nachstehende Gesetz über die Rechte der Sorben im Freistaat 
Sachsen (Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG).
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Zakoń wo prawach Serbow  
w Swobodnym staće Sakskej  
(Sakski serbski zakoń – SSZ) 
Sakski serbski zakoń z dnja 31. měrca 1999 (SächsGVBI. str. 161),  
kotryž bu naposledk změnjeny přez artikl 19 zakonja z dnja 20. decembra 2022 
(SächsGVBI. str. 705).

Sakski krajny sejm je dnja 20. januara 1999 slědowacy zakoń wobzamknył: 

Preambla

Připóznawajo wolu serbskeho ludu, kotryž ma w Delnjej a Hornjej Łužicy swoju 
starodawnu domiznu a kotryž je swoju rěč a kulturu hač do dźensnišeho časa 
wobchował, swoju identitu tež w přichodźe zdźeržeć,

wobkedźbujo fakt, zo Serbja zwonka hranicow Zwjazkoweje republiki Němskeje 
žadyn maćerny stat nimaja, kotryž so jim napřećo winowaty čuje a so wo škit a 
wobstaće jich rěče, kultury a tradicije stara,

wědomy sej toho, zo je škit, hajenje a wuwiće serbskich hódnotow kaž tež zdźer
ženje a sylnjenje serbsko-němskeho charaktera Łužicy w zajimje Swobodneho 
stata Sakskeje,

spóznawajo, zo njejstej prawo na narodnu a etnisku identitu kaž tež spožčenje 
cyłka prawow ludowych skupin a mjeńšin ani dar ani priwileg, ale dźěl uniwersalnych 
čłowjeskich prawow a prawow na swobodu,

realizujo wot Zwjazkoweje republiki Němskeje ratifikowane mjezynarodne dojed-
nanja k škitej a spěchowanju narodnych mjeńšin a ludowych skupin,

poćahujo so na artikl 3 Zakładneho zakonja, artikl 35 Zjednoćenskeho zrěčenja, 
dopjelnjeny wo protokolowu noticu čo. 14, a na wustawu Swobodneho stata 
Sakskeje

wobzamknje Sakski krajny sejm, wuchadźejo z artikla 6 Sakskeje wustawy, slědo-
wacy Zakoń wo prawach Serbow w Swobodnym staće Sakskej (Sakski serbski 
zakoń – SSZ).
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Gesetz über die Rechte der Sorben im Freistaat Sachsen (Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG) 

§ 1  
Sorbische Volkszugehörigkeit 
Zum sorbischen Volk gehört, wer sich zu ihm bekennt. Das Bekenntnis ist frei.  
Es darf weder bestritten noch nachgeprüft werden. Aus diesem Bekenntnis dürfen 
keine Nachteile erwachsen.

§ 2  
Recht auf sorbische Identität 
(1)	� Die im Freistaat Sachsen lebenden Bürger sorbischer Volkszugehörigkeit sind 

gleichberechtigter Teil des Staatsvolkes. 
(2)	� Das sorbische Volk und jeder Sorbe haben das Recht, ihre ethnische, kulturelle 

und sprachliche Identität frei zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren und 
weiterzuentwickeln. 

(3)	� Das sorbische Volk und jeder Sorbe haben das Recht auf Schutz, Erhaltung und 
Pflege ihrer angestammten Heimat und ihrer Identität. Der Freistaat Sachsen, 
die Landkreise, Gemeindeverbände und Gemeinden im sorbischen Siedlungs-
gebiet gewährleisten und fördern Bedingungen, die es den Bürgern sorbischer 
Volkszugehörigkeit ermöglichen, ihre Sprache und Traditionen sowie ihr kul-
turelles Erbe als wesentliche Bestandteile ihrer Identität zu bewahren und 
weiterzuentwickeln.

§ 3  
Sorbisches Siedlungsgebiet 
(1)	� Als sorbisches Siedlungsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gelten diejenigen 

Gemeinden und Gemeindeteile der Landkreise Görlitz und Bautzen, in denen 
die überwiegende Mehrheit der im Freistaat Sachsen lebenden Bürger sorbi-
scher Volkszugehörigkeit ihre angestammte Heimat hat und in denen eine 
sorbische sprachliche oder kulturelle Tradition bis in die Gegenwart nach-
weisbar ist. 

(2)	� Im einzelnen umfaßt das sorbische Siedlungsgebiet die Gemeinden und Ge-
meindeteile, die in der Anlage zu diesem Gesetz festgelegt sind. Änderungen 
der Gemeindezugehörigkeit berühren nicht die Zugehörigkeit zum sorbischen 
Siedlungsgebiet.

(3)	� Durch das sorbische Siedlungsgebiet wird der geographische Anwendungs-
bereich für gebietsbezogene Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung der 
sorbischen Identität bestimmt. Im Einzelfall kann das Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst auf Antrag einer Gemeinde, nach Anhörung des je-
weiligen Landkreises, der Interessenvertretung der Sorben gemäß § 5 und des 
Rates für sorbische Angelegenheiten gemäß § 6, Ausnahmen von gebiets
bezogenen Maßnahmen gewähren.

(4)	 �Der besondere Charakter des sorbischen Siedlungsgebietes und die Interessen 
der Sorben sind bei der Gestaltung der Landes- und Kommunalplanung zu 
berücksichtigen.
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Zakoń wo prawach Serbow w Swobodnym staće Sakskej (Sakski serbski zakoń – SSZ) 

§ 1  
Přisłušnosć k serbskemu ludej
K serbskemu ludej słuša, štóž so k njemu wuznawa. Wuznaće je swobodne. Wone 
njesmě so ani wotprěć ani přepruwować. Z tutoho wuznaća njesmědźa žane 
njelěpšiny nastać.

§ 2  
Prawo na serbsku identitu
(1)	� W Swobodnym staće Sakskej bydlacy staćenjo, kotřiž serbskemu ludej při-

słušeja, su runoprawny dźěl statneho ludu.
(2)	� Serbski lud a kóždy Serb mataj prawo, swoju etnisku, kulturnu a rěčnu identitu 

swobodnje zwuraznjeć, ju wobchować a dale wuwiwać.
(3)	� Serbski lud a kóždy Serb mataj prawo na škit, wobchowanje a hajenje swoje-

je starodawneje domizny a swojeje identity. Swobodny stat Sakska, wokrje-
sy, gmejnske zwjazki a gmejny w serbskim sydlenskim teritoriju garantuja a 
spěchuja tajke wuměnjenja, kiž zmóžnjeja staćanam, kotřiž serbskemu ludej 
přisłušeja, swoju rěč a tradicije kaž tež swoje kulturne herbstwo jako bytostne 
dźěle swojeje identity wobchować a dale wuwiwać.

§ 3  
Serbski sydlenski teritorij
(1)	� Jako serbski sydlenski teritorij w zmysle tutoho zakonja płaća gmejny a dźěle 

gmejnow wokrjesow Zhorjelc a Budyšin, w kotrychž ma přewažna wjetšina w 
Swobodnym staće Sakskej bydlacych staćanow, kotřiž serbskemu ludej  
přisłušeja, swoju starodawnu domiznu a w kotrychž je serbska rěčna abo 
kulturna tradicija hač do přitomnosće dopokazujomna.

(2)	� W jednotliwym wopřijimuje serbski sydlenski teritorij te gmejny a dźěle gmej-
now, kotrež su w přiłoze k tutomu zakonjej postajene. Změny přisłušnosće ke 
gmejnje njetangěruja přisłušnosć k serbskemu sydlenskemu teritorijej.

(3)	� Ze serbskim sydlenskim teritorijom postaja so geografiski wobłuk nałožo-
wanja na teritorij so poćahowacych naprawow za škit a spěchowanje serb-
skeje identity. W jednotliwym padźe móže statne ministerstwo za wědomosć 
a wuměłstwo po próstwje jedneje gmejny, po słyšenju wotpowědneho wo-
krjesa, zastupnistwa zajimow Serbow po § 5 a Rady za serbske naležnosće 
po § 6, wuwzaća wot na teritorij so poćahowacych naprawow dowolić.

(4)	� Wosebity charakter serbskeho sydlenskeho teritorija a zajimy Serbow maja 
so při rjadowanju krajneho a komunalneho planowanja wobkedźbować.
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Gesetz über die Rechte der Sorben im Freistaat Sachsen (Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG) 

§ 4  
Sorbische Farben und Hymne 
(1)	 �Farben und Wappen der Sorben können im sorbischen Siedlungsgebiet 

gleichberechtigt neben den Landesfarben und dem Landeswappen verwen-
det werden. Die sorbischen Farben sind Blau-Rot-Weiß.

(2)	� Die sorbische Hymne kann im sorbischen Siedlungsgebiet gleichberechtigt 
verwendet werden. 

§ 5  
Interessenvertretung der Sorben 
Die Interessen der Bürger sorbischer Volkszugehörigkeit können auf Landes-,  
Regional- und Kommunalebene von einem Dachverband der sorbischen Verbände 
und Vereine wahrgenommen werden. 

§ 6  
Rat für sorbische Angelegenheiten 
(1)	� Der Sächsische Landtag wählt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

jeweils für die Dauer einer Wahlperiode einen Rat für sorbische Angelegen-
heiten. Dieser besteht aus fünf Mitgliedern. Den sorbischen Verbänden und 
Vereinen sowie den Gemeinden des sorbischen Siedlungsgebietes gemäß  
§ 3 steht für die Wahl ein Vorschlagsrecht zu.

(2)	� In Angelegenheiten, die die Rechte der sorbischen Bevölkerung berühren, 
haben der Sächsische Landtag und die Staatsregierung den Rat für sorbische 
Angelegenheiten zu hören. 

(3)	� Die Mitglieder des Rates für sorbische Angelegenheiten üben ihr Amt ehren-
amtlich aus. Die Mitglieder erhalten eine jährliche Aufwandsentschädigung, 
deren Höhe durch die Staatsregierung festgesetzt wird, und Ersatz ihrer Reise-
kosten nach den entsprechend anzuwendenden Bestimmungen des Sächsi-
schen Reisekostengesetzes vom 12. Dezember 2008 (SächsGVBl. S. 866, 
876), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

§ 7  
Bericht der Staatsregierung 
Die Staatsregierung erstattet dem Sächsischen Landtag mindestens einmal in 
jeder Legislaturperiode einen Bericht zur Lage des sorbischen Volkes im Freistaat 
Sachsen. 

§ 8  
Sorbische Sprache 
Der Gebrauch der eigenen Sprache ist ein wesentliches Merkmal sorbischer 
Identität. Der Freistaat Sachsen erkennt die sorbischen Sprachen, insbesondere 
das Obersorbische, als Ausdruck des geistigen und kulturellen Reichtums des 
Landes an. Ihr Gebrauch ist frei. Ihre Anwendung in Wort und Schrift im öffent-
lichen Leben und die Ermutigung dazu werden geschützt und gefördert.
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Zakoń wo prawach Serbow w Swobodnym staće Sakskej (Sakski serbski zakoń – SSZ) 

§ 4  
Serbske barby a hymna
(1)	� Barby a wopon Serbow móža so w serbskim sydlenskim teritoriju runoprawnje 

pódla barbow kraja a wopona kraja wužiwać. Serbske barby su módra-čerwjena- 
běła.

(2)	� Serbska hymna móže so w serbskim sydlenskim teritoriju runoprawnje wužiwać.

§ 5  
Zastupnistwo zajimow Serbow
Zajimy staćanow, kotřiž serbskemu ludej přisłušeja, móža so na krajnej, regionalnej 
a komunalnej runinje wot jednoho třěšneho zwjazka serbskich zwjazkow a towar-
stwow zastupować.

§ 6  
Rada za serbske naležnosće
(1)	 �Sakski krajny sejm woli z wjetšinu wotedatych hłosow přeco za čas jedneje 

wólbneje periody Radu za serbske naležnosće. Tuta wobsteji z pjećoch čłonow. 
Serbske zwjazki a towarstwa kaž tež gmejny serbskeho sydlenskeho teritorija 
po § 3 maja za wólby prawo namjetowanja.

(2)	� W naležnosćach, kotrež prawa serbskeje ludnosće nastupaja, matej Sakski 
krajny sejm a statne knježerstwo Radu za serbske naležnosće słyšeć.

(3)	� Čłonojo Rady za serbske naležnosće skutkuja čestnohamtsce. Čłonojo dósta-
waja lětne zarunanje nałožby, kotrehož wysokosć statne knježerstwo postaji, 
a zarunanje swojich jězbnych wudawkow po wotpowědnje nałožowanych 
postajenjach Sakskeho zakonja wo jězbnych kóštach z dnja 12. decembra 2008 
(SächsGVBl. str. 866, 876), kotryž bu naposledk změnjeny přez artikl 13 zakonja 
z dnja 18. decembra 2013 (SächsGVBl. str. 970), w aktualnje płaćiwej wersiji.

§ 7  
Rozprawa statneho knježerstwa
Statne knježerstwo podawa Sakskemu krajnemu sejmej znajmjeńša jónu w kóždej 
legislaturnej periodźe rozprawu wo połoženju serbskeho ludu w Swobodnym 
staće Sakskej.

§ 8  
Serbska rěč
Nałožowanje swójskeje rěče je jedne z bytostnych přiznamjenjow serbskeje identity. 
Swobodny stat Sakska připóznawa serbskej rěči, wosebje hornjoserbšćinu, jako 
wuraz duchowneje a kulturneje bohatosće kraja. Jeju wužiwanje je swobodne. 
Jeju nałožowanje w słowje a pismje w zjawnym žiwjenju a pozbudźowanje k tomu 
so škitatej a spěchujetej.
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Gesetz über die Rechte der Sorben im Freistaat Sachsen (Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG) 

§ 9  
Sorbische Sprache vor Behörden und Gerichten 
(1)	� Im sorbischen Siedlungsgebiet haben die Bürger das Recht, sich vor Behörden 

des Freistaates Sachsen und der seiner Aufsicht unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts der sorbischen 
Sprache zu bedienen. Machen sie von diesem Recht Gebrauch, hat dies die-
selben Wirkungen, als würden sie sich der deutschen Sprache bedienen.  
In sorbischer Sprache vorgetragene Anliegen der Bürger können von den  
Behörden des Freistaates Sachsen und der seiner Aufsicht unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts in sorbi-
scher Sprache beantwortet und entschieden werden. Kostenbelastungen oder 
sonstige Nachteile dürfen den sorbischen Bürgern hieraus nicht entstehen.

(2)	� In den Heimatkreisen der sorbischen Bevölkerung gemäß § 184 Satz 2 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ( GVG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 3 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2300, 2303) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, gelten die Festlegungen des Absatzes 1 
vor Gerichten des Freistaates Sachsen entsprechend. Heimatkreise sind die 
Landkreise Bautzen und Görlitz.

(3)	� Der Freistaat Sachsen setzt sich dafür ein, daß die Festlegungen des Absatzes 1 
auch auf Bundesbehörden und Einrichtungen des Privatrechts, insbesondere 
des Verkehrs- und Fernmeldewesens, der Post, des Gesundheits- und Sozial-
wesens sowie der Kultur und Bildung, die im sorbischen Siedlungsgebiet 
ansässig sind, angewandt werden.

§ 10  
Zweisprachige Beschilderung 
(1)	� Die Beschilderung im öffentlichen Raum durch die Behörden des Freistaates 

Sachsen und die seiner Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, insbesondere an öffentlichen Gebäu-
den, Einrichtungen, Straßen, Wegen, öffentlichen Plätzen und Brücken, soll im 
sorbischen Siedlungsgebiet in deutscher und sorbischer Sprache erfolgen. 

(2)	� Der Freistaat Sachsen und die seiner Aufsicht unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wirken darauf hin, daß auch 
andere Gebäude von öffentlicher Bedeutung im sorbischen Siedlungsgebiet 
in deutscher und sorbischer Sprache beschriftet werden. 

§ 11  
Ansprechpartner bei den Behörden 
(1)	 �Im sorbischen Siedlungsgebiet soll bei den Behörden des Freistaates Sachsen 

und den Behörden der seiner Aufsicht unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts möglichst ein der sorbischen 
Sprache mächtiger Mitarbeiter als Ansprechpartner zur Verfügung stehen. 

(2)	 �Im sorbischen Siedlungsgebiet wirkt der Freistaat Sachsen darauf hin, daß 
die Belange der Sorben sowie der Erwerb sorbischer Sprachkenntnisse in dem 
Angebot für die Aus- und Weiterbildung der Bediensteten der öffentlichen 
Verwaltung angemessen Berücksichtigung finden. 
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Zakoń wo prawach Serbow w Swobodnym staće Sakskej (Sakski serbski zakoń – SSZ) 

§ 9  
Serbska rěč w zarjadach a na sudnistwje
(1)	� W serbskim sydlenskim teritoriju maja staćenjo prawo, w zarjadach Swobod-

neho stata Sakskeje a jeho dohladej podstejacych zjednoćenstwach, wusta-
wach a załožbach zjawneho prawa serbsku rěč nałožować. Wužiwaja-li tute 
prawo, ma to samsne wuskutki, kaž hdy bychu němsku rěč nałožowali. Na 
naležnosće staćanow, přednjesene w serbskej rěči, móže so wot zarjadow 
Swobodneho stata Sakskeje a jeho dohladej podstejacych zjednoćenstwow, 
wustawow a załožbow zjawneho prawa w serbskej rěči wotmołwić a wo nich w 
serbskej rěči rozsudźić. Kóštowe poćeženja abo druhe njelěpšiny njesmědźa 
serbskim staćanam z toho nastać.

(2)	� W domjacych wokrjesach serbskeje ludnosće po § 184 sada 2 Sudniskeho 
wustawoweho zakonja (GVG) we wersiji wozjewjenja z dnja 9. meje 1975 
(BGBl. I str. 1077), kotryž bu posledni raz změnjeny přez artikl 3 wotr. 1 zakonja 
z dnja 22. decembra 2010 (BGBl. I str. 2300, 2303), přeco w płaćiwej wersiji, 
płaća postajenja wotrězka 1 na sudnistwach Swobodneho stata Sakskeje 
wotpowědnje. Domjacej wokrjesaj stej wokrjesaj Budyšin a Zhorjelc.

(3)	� Swobodny stat Sakska zasadźuje so za to, zo nałožuja so postajenja wotrězka 1 
tež na zarjady Zwjazka a zarjadnišća priwatneho prawa, wosebje wobchadni-
stwa a dalokopowěstwownistwa, póšty, strowotnistwa a socialnistwa kaž tež 
kultury a kubłanja, kotrež maja w serbskim sydlenskim teritoriju swoje sydło.

§ 10  
Dwurěčne wuhotowanje z taflemi
(1)	 �Wuhotowanje z taflemi w zjawnym rumje přez zarjady Swobodneho stata 

Sakskeje a jeho dohladej podstejace zjednoćenstwa, wustawy a załožby 
zjawneho prawa, wosebje na zjawnych twarjenjach, zarjadnišćach, dróhach, 
pućach, zjawnych naměstach a mostach, ma w serbskim sydlenskim teritori-
ju w němskej a serbskej rěči być.

(2)	� Swobodny stat Sakska a jeho dohladej podstejace zjednoćenstwa, wustawy a 
załožby zjawneho prawa skutkuja na to, zo maja tež druhe twarjenja zjawneho 
wuznama w serbskim sydlenskim teritoriju napisy w němskej a serbskej rěči.

§ 11  
Narěčenski partner w zarjadach
(1)	 �W serbskim sydlenskim teritoriju ma w zarjadach Swobodneho stata Sakskeje 

a zarjadach jeho dohladej podstejacych zjednoćenstwow, wustawow a za-
łožbow zjawneho prawa po móžnosći jedyn sobudźěłaćer, kotryž serbsku rěč 
wobknježi, jako narěčenski partner k dispoziciji stać.

(2)	� W serbskim sydlenskim teritoriju skutkuje Swobodny stat Sakska na to, zo so 
zajimy Serbow kaž tež přiswojenje znajomosćow serbšćiny w poskitku za wu-
kubłanje a dalekubłanje přistajenych w zjawnym zarjadnistwje na přiměrjene 
wašnje wobkedźbuja.
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Gesetz über die Rechte der Sorben im Freistaat Sachsen (Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG) 

§ 12  
Wissenschaft 
(1)	� Der Freistaat Sachsen fördert die wissenschaftliche Forschung auf dem Gebiet 

der sorbischen Sprache, Geschichte und Kultur. 
(2)	� Der Freistaat Sachsen unterhält eine universitäre Forschungs- und Lehrein-

richtung für Sorabistik an der Universität Leipzig. 

§ 13  
Kultur 
(1)	� Der Freistaat Sachsen schützt und fördert die Kultur und das künstlerische 

Schaffen der Sorben. 
(2)	 �Die Landkreise und Gemeinden im sorbischen Siedlungsgebiet beziehen die 

sorbische Kultur angemessen in ihre Kulturarbeit ein. Sie fördern sorbische 
Kunst, Sitten und Gebräuche sowie ein von Tradition, Toleranz und gegen
seitiger Achtung geprägtes Zusammenleben ihrer Bürger.

§ 14  
Medien 
Der Freistaat Sachsen ist bemüht, daß die sorbische Sprache und Kultur insbe-
sondere durch sorbischsprachige Sendungen und Beiträge in den Medien ange-
messen berücksichtigt werden. 

§ 15  
Länderübergreifende Zusammenarbeit 
(1)	� Der Freistaat Sachsen fördert die Zusammengehörigkeit und unterstützt die 

länderübergreifenden Interessen der Sorben der Nieder- und Oberlausitz.  
Zu diesem Zweck arbeitet er mit dem Land Brandenburg zusammen.

(2)	 �Der Freistaat Sachsen bezieht die sorbischen Verbände und Institutionen in 
seine grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit anderen Ländern und Staaten 
angemessen ein. 

§ 16  
Verkündung 
Dieses Gesetz wird in deutscher und obersorbischer Sprache verkündet. 

§ 17  
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten 
das Gesetz zur Wahrung der Rechte der sorbischen Bevölkerung vom 23. März 1948 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Land Sachsen S. 191), soweit es nach Maßgabe 
des Artikels 3 des Rechtsbereinigungsgesetzes des Freistaates Sachsen vom  
17. April 1998 (SächsGVBl. S. 151, 152) fortgilt, § 3 des Vorläufigen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen ( SächsVwVfG) vom 21. Januar 1993 
(SächsGVBl. S. 74), geändert durch § 22 des Gesetzes vom 19. April 1994 
(SächsGVBl. S. 777, 781), und § 3 des Gesetzes zur Ausführung verfahrensrecht-
licher und grundstücksrechtlicher Vorschriften im Geschäftsbereich des Staats-
ministeriums der Justiz (Justizausführungsgesetz – JustAG) vom 12. Dezember 1997 
(SächsGVBl. S. 638) außer Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
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Zakoń wo prawach Serbow w Swobodnym staće Sakskej (Sakski serbski zakoń – SSZ) 

§ 12  
Wědomosć
(1)	� Swobodny stat Sakska spěchuje wědomostne slědźenje na polu serbskeje 

rěče, stawiznow a kultury.
(2)	� Swobodny stat Sakska wudźeržuje uniwersitarne slědźenske a wuwučowanske 

zarjadnišćo za sorabistiku na Lipsčanskej uniwersiće.

§ 13  
Kultura
(1)	 �Swobodny stat Sakska škita a spěchuje kulturu a wuměłske tworjenje Serbow.
(2)	� Wokrjesy a gmejny w serbskim sydlenskim teritoriju zapřijimuja serbsku kul-

turu na přiměrjene wašnje do swojeho kulturneho dźěła. Wone spěchuja 
serbske wuměłstwo, nałožki a wašnja kaž tež přez tradiciju, tolerancu a 
mjezsobne česćowanje tworjene zhromadne žiwjenje swojich staćanow.

§ 14  
Medije
Swobodny stat Sakska prócuje so wo to, zo so serbska rěč a kultura wosebje přez 
serbskorěčne wusyłanja a přinoški w medijach na přiměrjene wašnje wobkedź-
bujetej.

§ 15  
Zhromadne dźěło přez krajne hranicy
(1)	� Swobodny stat Sakska spěchuje zhromadnosć a podpěruje přez krajne hranicy 

sahace zajimy Serbow Delnjeje a Hornjeje Łužicy. Za tutón zaměr dźěła wón z 
Krajom Braniborskej hromadźe.

(2)	� Swobodny stat Sakska zapřijimuje na přiměrjene wašnje serbske zwjazki a 
institucije do swojeho hranicy překročowaceho zhromadneho dźěła z druhimi 
krajemi a statami.

§ 16  
Wozjewjenje
Tutón zakoń wozjewi so w němskej a hornjoserbskej rěči.

§ 17  
Nabyće a zhubjenje płaćiwosće
Tutón zakoń nabudźe płaćiwosć na dnju po swojim wozjewjenju. Zdobom zhubi 
Zakoń wo zachowanju prawow serbskeje ludnosće z dnja 23. měrca 1948  
(Zakonske a wukazowe łopjeno Kraj Sakska str. 191), dalokož wón po artiklu 3 
Prawo korigowaceho zakonja Swobodneho stata Sakskeje z dnja 17. apryla 1998 
(SächsGVBl. str. 151, 152) dale płaći, § 3 Nachwilneho zakonja wo zarjadniskim 
jednanju za Swobodny stat Saksku (SächsVwVfG) z dnja 21. januara 1993 (Sächs
GVBl. str. 74), změnjeneho přez § 22 zakonja z dnja 19. apryla 1994 (SächsGVBl. 
str. 777, 781), a § 3 Zakonja za wuwjedźenje jednanskoprawniskich a ležownost-
noprawniskich předpisow w jednaćelskim wobłuku statneho ministerstwa justicy 
(Justicny wuwjedźenski zakoń – JustAG) z dnja 12. decembra 1997 (SächsGVBl. 
str. 638) swoju płaćiwosć.
Tutón zakoń so z tym wobkruća a ma so wozjewić.
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Geschäftsordnung  
des Sächsischen Landtags  
(GO) 8. Wahlperiode
vom 1. Oktober 2024 (SächsABl. S. 1202)

I. Konstituierung

§ 1  
Einberufung
(1)	� Die von der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter als gewählt fest-

gestellten und durch Wahlurkunde ausgewiesenen Mitglieder des Landtags 
treten auf Einladung des ältesten Mitglieds des Landtags (Alterspräsidentin 
oder Alterspräsident) spätestens am 30. Tag nach der Neuwahl zur ersten 
Sitzung zusammen.

(2)	 �Mit dem Beginn der ersten Sitzung ist die Amtszeit der Präsidentin oder des 
Präsidenten des vorangegangenen Landtags beendet.

§ 2  
Erste Sitzung
(1)	� Die erste Sitzung wird von der Alterspräsidentin oder dem Alterspräsidenten 

eröffnet und geleitet, falls sie oder er ablehnt, vom nächstältesten dazu berei-
ten Mitglied des Landtags. Sie oder er führt die Geschäfte bis zur Übernahme 
des Amtes durch die neu gewählte Präsidentin oder den neu gewählten Prä-
sidenten. Die Alterspräsidentin oder der Alterspräsident wird von der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des vorangegangenen Landtags festgestellt.

(2)	� Zu Beginn der ersten Sitzung hat die Alterspräsidentin oder der Alterspräsi-
dent zu fragen, ob sich Widerspruch dagegen erhebt, dass bis zur Beschluss-
fassung über die Geschäftsordnung in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften der Geschäftsordnung des vorangegangen Landtags verfahren wird. 
Erhebt sich ein solcher Widerspruch, hat sie oder er einen Beschluss des 
Landtags über das vorläufige Verfahren herbeizuführen. Sodann benennt die 
Alterspräsidentin oder der Alterspräsident fünf Mitglieder des Landtags zu 
vorläufigen Schriftführerinnen oder Schriftführern. Hierauf erfolgen der Namens
aufruf der Mitglieder des Landtags und ihre Verpflichtung. Die vor dem Land-
tag abzugebende Verpflichtungserklärung lautet: „Die Mitglieder des Sächsi-
schen Landtags bezeugen vor dem Lande, dass sie ihre ganze Kraft dem 
Wohle des Volkes im Freistaat Sachsen widmen, seinen Nutzen mehren, 
Schaden von ihm abwenden, die Verfassung und die Gesetze achten, die 
übernommene Pflicht und Verantwortung nach bestem Wissen und Können 
erfüllen und in der Gerechtigkeit gegen jedermann dem Frieden dienen werden.“ 
Die Verpflichtung wird durch Erheben von den Plätzen bekräftigt.

(3)	� Später eintretende Mitglieder des Landtags werden in der ihrer Berufung fol-
genden Sitzung des Landtags, an der sie teilnehmen, durch Handschlag ver-
pflichtet.
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(4)	� Der Landtag wählt aus seiner Mitte nach § 3
	 1. 	 die Präsidentin oder den Präsidenten,
	 2. 	 die Erste Vizepräsidentin oder den Ersten Vizepräsidenten,
	 3. 	 die Zweite Vizepräsidentin oder den Zweiten Vizepräsidenten,
	 4. 	 die Dritte Vizepräsidentin oder den Dritten Vizepräsidenten und
	 5. 	 die Vierte Vizepräsidentin oder den Vierten Vizepräsidenten.
(5)	� Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Schriftführerinnen und Schriftführer 

sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter nach § 7 Absatz 1.
(6)	� Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Mitglieder des Wahlprüfungsaus-

schusses gemäß § 3 Absatz 2 des Sächsischen Wahlprüfungsgesetzes.
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II. Leitungsorgane

§ 3  
Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten und der Vizepräsidentinnen  
oder Vizepräsidenten
(1)	 �Die Präsidentin oder der Präsident wird in geheimer Abstimmung gewählt. 

Die stärkste Fraktion schlägt ein Mitglied des Landtags für die Wahl zur Präsi-
dentin oder zum Präsidenten vor.

(2)	� Zur Präsidentin oder zum Präsidenten gewählt ist, wer die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Landtags erhält. Ergibt sich im ersten Wahlgang 
keine Mehrheit, so können für den zweiten Wahlgang von allen Fraktionen 
neue Bewerberinnen oder Bewerber vorgeschlagen werden. Ergibt sich auch 
dann keine Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Landtags, so finden 
weitere Wahlgänge statt. Bei nur einer Bewerberin oder einem Bewerber ist 
diese oder dieser gewählt, wenn sie oder er die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen auf sich vereinigt. Bei mehreren Bewerberinnen und Be-
werbern kommen die beiden Bewerberinnen oder Bewerber mit den höchsten 
Stimmenzahlen in die engere Wahl; gewählt ist, wer die meisten Stimmen 
auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los durch die Hand 
der Alterspräsidentin oder des Alterspräsidenten.

(3)	� Erklärt sich die oder der Gewählte auf die Anfrage der Alterspräsidentin oder 
des Alterspräsidenten zur Annahme des Amtes der Präsidentin oder des Präsi-
denten bereit, so geht die Führung der Geschäfte sofort auf sie oder ihn über; 
lehnt sie oder er ab, so wird die Wahl wiederholt.

(4)	� Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten werden in geheimer Abstim-
mung gewählt. Das Recht, für diese Ämter jeweils ein Mitglied des Landtags 
vorzuschlagen, haben die Fraktionen in der Reihenfolge nach § 13 Absatz 1. 
Im ersten oder im zweiten Wahlgang ist gewählt, wer die Stimmen der Mehr-
heit der Mitglieder des Landtags erhält. Ab dem dritten Wahlgang ist ge-
wählt, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich verei-
nigt. Weitere Wahlgänge nach einem erfolglosen dritten Wahlgang sind mit 
dieser Bewerberin oder diesem Bewerber nur nach Vereinbarung im Präsi-
dium zulässig. Wird eine neue Bewerberin oder ein neuer Bewerber vor
geschlagen, ist in ein neues Wahlverfahren nach Satz 3 bis 5 einzutreten. 
Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 4  
Aufgaben und Vertretung der Präsidentin oder des Präsidenten
(1)	� Die Präsidentin oder der Präsident vertritt den Landtag und führt seine Ge-

schäfte. Sie oder er vertritt den Freistaat in allen Angelegenheiten des Landtags. 
Sie oder er übt das Hausrecht und die Polizeigewalt in allen der Verwaltung 
des Landtags unterstehenden Gebäuden, Gebäudeteilen und Grundstücken 
aus.

(2)	 �Die Präsidentin oder der Präsident führt ihr oder sein Amt unparteiisch und 
gerecht. Sie oder er wahrt die Würde und die Rechte des Landtags, fördert 
seine Arbeit und hält die Ordnung aufrecht.
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(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident leitet die Sitzungen des Landtags.
(4)	� Die Präsidentin oder der Präsident hat in allen Ausschüssen beratende Stimme.
(5)	� Die Landtagsverwaltung untersteht der Leitung der Präsidentin oder des Präsi-

denten. Ihr oder ihm obliegen die Einstellung und Entlassung der Beschäftig-
ten sowie im Benehmen mit dem Präsidium die Ernennung und Entlassung 
der Beamtinnen und Beamten des Landtags. Die Präsidentin oder der Präsident 
ist oberste Dienstbehörde für die Beamtinnen, Beamten und Beschäftigten 
des Landtags.

(6)	� Der Präsidentin oder dem Präsidenten obliegt der dienstliche Verkehr des Land-
tags mit der Staatsregierung, dem Verfassungsgerichtshof, dem Rechnungs-
hof und der oder dem Sächsischen Datenschutz- und Transparenzbeauftragten. 
Der unmittelbare Verkehr zwischen den Ausschüssen und den für ihren Ge-
schäftsbereich jeweils fachlich zuständigen Mitgliedern der Staatsregierung 
bleibt unberührt.

(7)	� Die Zusammensetzung des Präsidiums, Änderungen in der Zusammensetzung 
des Landtags, Beschlüsse zu Regierungsvorlagen und sonstige Beschlüsse, 
soweit sie eine Stellungnahme der Staatsregierung erfordern, werden dieser 
von der Präsidentin oder vom Präsidenten mitgeteilt.

(8)	� Die Präsidentin oder der Präsident wird im Falle der Verhinderung durch eine 
Vizepräsidentin oder einen Vizepräsidenten in der sich aus § 2 Absatz 4 
Nummer 2 bis 5 ergebenden Reihenfolge vertreten.

§ 5  
Zusammensetzung des Präsidiums
(1)	� Das Präsidium besteht aus
	 1. 	 der Präsidentin oder dem Präsidenten,
	 2. 	 den Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten,
	 3. 	 den Vorsitzenden der im Landtag vertretenen Fraktionen sowie
	 4.	� 13 weiteren Mitgliedern des Landtags, die von den Fraktionen für die 

Dauer der Wahlperiode benannt werden (weitere Präsidiumsmitglieder).
	� § 13 Absatz 2 und 3 findet auf das Präsidium mit der Maßgabe Anwendung, 

dass die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 auf die Sitze ihrer Fraktion 
angerechnet werden. Hat eine Fraktion mehrere Fraktionsvorsitzende, so hat 
sie gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten zu benennen, wer von 
ihnen dem Präsidium angehören soll.

(2)	� Für sämtliche Präsidiumsmitglieder werden von den Fraktionen stellvertre-
tende Mitglieder benannt.

(3)	� Steht einer Fraktion neben den Mitgliedern nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
bis 3 kein weiterer Sitz im Präsidium zu, kann sie ein weiteres Mitglied des 
Landtags benennen, das mit beratender Stimme an den Sitzungen des Präsi-
diums teilnehmen darf.

(4)	� Eine Fraktion kann die von ihr benannten Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder des Präsidiums jederzeit abberufen.

(5)	� Benennungen und Abberufungen nach den Absätzen 1 bis 4 erfolgen schriftlich 
gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten. Diese oder dieser gibt die 
Zusammensetzung des Präsidiums dem Landtag als Unterrichtung bekannt.

(6)	� Scheidet ein Mitglied aus dem Präsidium aus, so benennt die berechtigte 
Fraktion unverzüglich eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger.
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(7)	� Die Direktorin oder der Direktor beim Landtag nimmt an den Sitzungen des 
Präsidiums teil. Über Anwesenheit und Rederecht weiterer Personen, die nicht 
dem Präsidium angehören, beschließt das Präsidium.

§ 6  
Aufgaben und Arbeitsweise des Präsidiums
(1)	� Das Präsidium
	 1.	� unterstützt die Präsidentin oder den Präsidenten bei der Führung der parla-

mentarischen Geschäfte und bei der Verwaltung,
	 2.	� beschließt den Sitzungsplan des Landtags, in dem auch die Wochen fest-

gelegt werden, in denen grundsätzlich keine Sitzungen des Landtags 
oder seiner Ausschüsse stattfinden (sitzungsfreie Zeit),

	 3.	� stellt die Voranschläge für den Haushaltsplan des Landtags fest, von denen 
der Haushalts- und Finanzausschuss nur im Benehmen mit dem Präsidium 
abweichen kann,

	 4.	� verfügt über die Räume des Landtags,
	 5.	� nimmt für den Landtag die Wahlen vor, die ihm in untergesetzlichen Rechts-

vorschriften zugewiesen sind,
	 6.	� übt für den Landtag das Vorschlagsrecht bei der Besetzung von Gremien 

aus, das ihm in untergesetzlichen Rechtsvorschriften zugewiesen ist,
	 7.	� beschließt eine Informationssicherheitsleitlinie nach § 2 Absatz 2 Satz 1 

des Sächsischen Informationssicherheitsgesetzes,
	 8.	� beschließt eine Richtlinie über die Zulässigkeit von Foto-, Audio- und Video-

aufnahmen von Sitzungen des Landtags und seiner Gremien.
(2)	� Die Präsidentin oder der Präsident beruft die Sitzungen des Präsidiums ein. 

Sie oder er ist dazu verpflichtet, wenn mindestens ein Fünftel seiner Mitglieder 
oder eine Fraktion es verlangt. In der Einladung setzt die Präsidentin oder der 
Präsident die Tagesordnung der Sitzung fest. Das Präsidium kann zu Beginn 
der Sitzung weitere Tagesordnungspunkte aufnehmen. Die Einladung zur  
Sitzung ist den Mitgliedern des Präsidiums fünf Werktage vorher zuzuleiten. 
Sie soll die zugehörigen Beschlussvorlagen enthalten.

(3)	� Die Sitzungen des Präsidiums werden von der Präsidentin oder dem Präsi-
denten geleitet.

(4)	� Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner Mitglieder anwe-
send ist. In parlamentarischen Angelegenheiten entscheidet das Präsidium 
grundsätzlich in der Form der Verständigung. § 39 Absatz 2 gilt für das Präsi-
dium entsprechend.

(5)	 �Die Direktorin oder der Direktor beim Landtag fertigt über jede Sitzung des 
Präsidiums eine Niederschrift, die die Präsidentin oder der Präsident unter-
zeichnet.

(6)	 �Die Sitzungen des Präsidiums sind nicht öffentlich.

§ 7  
Wahl und Aufgaben der Schriftführerinnen und Schriftführer
(1)	 �Der Landtag beschließt die Anzahl der Schriftführerinnen und Schriftführer 

sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Er wählt diese nach den 
Vorschlägen der Fraktionen für die Dauer der Wahlperiode mit einfacher 
Mehrheit.
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(2)	� Die Schriftführerinnen und Schriftführer unterstützen die amtierende Präsi-
dentin oder den amtierenden Präsidenten in der Sitzungsleitung. Sie haben 
insbesondere

	 1.	 die Liste der Rednerinnen und Redner zu führen,
	 2.	 die Redezeit und den Gang der Abstimmungen zu überwachen,
	 3.	� bei Abstimmungen die Namen der Mitglieder des Landtags aufzurufen, 

für die Stimmabgabe zu sorgen und die Stimmen zu zählen, soweit dies 
nicht bei Wahlen durch die Wahlkommission (§ 104 Absatz 2) geschieht.

(3)	� Reichen die anwesenden Schriftführerinnen und Schriftführer sowie ihre 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter nicht aus, so ernennt die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident anwesende Mitglieder des Land-
tags zu weiteren Stellvertreterinnen oder Stellvertretern.

§ 8  
Sitzungsvorstand
(1)	� In den Sitzungen des Landtags bilden die amtierende Präsidentin oder der 

amtierende Präsident und zwei Schriftführerinnen oder Schriftführer den  
Sitzungsvorstand.

(2)	 �Die Präsidentin oder der Präsident bestimmt im Einvernehmen mit ihren oder 
seinen Stellvertreterinnen oder Stellvertretern die Reihenfolge der Vertretung. 
Im Verhinderungsfall kann die Präsidentin oder der Präsident ein anderes 
Mitglied des Präsidiums mit der Leitung der Sitzung beauftragen.

217



III. Mitglieder des Landtags

§ 9  
Rechte und Pflichten
(1)	� Jedes Mitglied des Landtags folgt bei Reden, Handlungen und Abstimmungen 

seiner Überzeugung und seinem Gewissen.
(2)	� Die Mitglieder des Landtags sind verpflichtet, an den Arbeiten des Landtags 

teilzunehmen. An jedem Sitzungstag wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, 
in die sich die Mitglieder des Landtags einzutragen haben. Die Folgen der 
Nichteintragung und der Nichtbeteiligung an einer namentlichen Abstimmung 
ergeben sich aus dem Abgeordnetengesetz.

(3)	� Das Verhalten der Mitglieder des Landtags soll vom gegenseitigen Respekt 
und von der Achtung der anderen Mitglieder sowie der Fraktionen und Gruppen 
geprägt sein.

(4)	� Die Mitglieder des Landtags sind verpflichtet, gegenüber Unbefugten Ver-
schwiegenheit über alle Angelegenheiten zu wahren, die in nicht öffentlicher 
Sitzung

	 1.	 des Präsidiums,
	 2. 	� des Ausschusses nach Artikel 113 der Verfassung des Freistaates Sachsen 

(Notparlament),
	 3.	� des Petitionsausschusses,
	 4.	� des für die Immunität zuständigen Ausschusses, soweit er Immunitäts-

angelegenheiten behandelt, oder
	 5.	� des Bewertungsausschusses
	� behandelt werden. Dies gilt insbesondere für Ausführungen einzelner Redner

innen und Redner, nicht jedoch für Mitteilungen über die Ergebnisse der Be-
ratungen. Unbefugte im Sinne von Satz 1 sind insbesondere nicht:

	 1.	� andere Mitglieder des Landtags,
	 2.	� Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktionen, die zur Verschwiegen-

heit verpflichtet sind,
	 3.	� Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Mitgliedern des Landtags, die zur 

Verschwiegenheit verpflichtet sind.
	 Weitergehende Verschwiegenheitspflichten bleiben unberührt.

§ 10  
Akteneinsicht durch Mitglieder des Landtags
(1)	� Jedes Mitglied des Landtags ist berechtigt, alle parlamentarischen Akten ein-

zusehen, die sich beim Landtag oder einem Ausschuss befinden, sofern der 
Landtag nichts anderes beschließt oder nichts anderes bestimmt ist. Die  
Arbeit des Landtags, seiner Ausschüsse, der Vorsitzenden oder Bericht
erstatterinnen und Berichterstatter darf durch die Akteneinsicht nicht behin-
dert werden.

(2)	� Die Einsichtnahme in persönliche Akten und Abrechnungen, die beim Land-
tag über dessen Mitglieder geführt werden, ist nur den Betreffenden gestattet. 
Wünschen andere Mitglieder des Landtags Einsicht in diese Akten, so darf 
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dies nur mit vorheriger Zustimmung der oder des Betreffenden und der Präsi-
dentin oder des Präsidenten geschehen.

(3)	 �Die Einsicht in Personalakten ist nur der Präsidentin oder dem Präsidenten 
und im Falle der Stellvertretung ihrer oder seiner Vertreterin oder ihrem oder 
seinem Vertreter gestattet. Die Einsicht in Verwaltungsakten des Landtags 
steht jedem Präsidiumsmitglied mit vorheriger Zustimmung der Präsidentin 
oder des Präsidenten zu. Die vorherige Zustimmung darf nur aus wichtigem 
Grund versagt werden; hiergegen kann die Entscheidung des Präsidiums ver-
langt werden.

(4)	 �Für Akten, die dem Sächsischen Staatsarchiv zur dauerhaften Aufbewahrung 
übergeben wurden, gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.
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IV. Fraktionen und Gruppen

§ 11  
Bildung von Fraktionen
(1)	� Fraktionen sind Vereinigungen von mindestens sechs Mitgliedern des Land-

tags, die sich zur gemeinsamen Verfolgung politischer Ziele zusammen
geschlossen haben. Wenn die Mitglieder einer Fraktion nicht derselben Partei 
angehören oder nicht aufgrund von Wahlvorschlägen derselben Partei in den 
Landtag gewählt worden sind, bedarf die Anerkennung als Fraktion der Zu-
stimmung des Landtags.

(2)	� Ein Mitglied des Landtags kann nur einer Fraktion angehören.
(3)	� Mitglieder des Landtags, die keiner Fraktion angehören, können sich einer 

Fraktion als ständige Gäste anschließen. Die Gäste zählen bei der Feststel-
lung der Zahl der Mitglieder einer Fraktion nicht mit.

(4)	� Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Namen der Vorsitzenden 
und ihrer Mitglieder sowie der ständigen Gäste sind der Präsidentin oder 
dem Präsidenten schriftlich mitzuteilen.

§ 12  
Bildung von Gruppen
(1)	� Mindestens drei Mitglieder des Landtags, die sich zusammenschließen wollen, 

ohne Fraktionsmindeststärke zu erreichen, können als Gruppe anerkannt 
werden. Für Gruppen gilt § 11 entsprechend, soweit Satz 1 nichts anderes 
bestimmt. Über die der Gruppe im Einzelnen zukommenden Rechte entschei-
det der Landtag auf Empfehlung des für die Geschäftsordnung zuständigen 
Ausschusses.

(2)	� Eine Gruppe ist anzuerkennen, wenn auf sie nach § 13 Absatz 2 Satz 1 und 
Absatz 3 ein Sitz in einem Ausschuss entfallen würde. In diesem Fall stehen 
der Gruppe und ihren Mitgliedern die Rechte einer Fraktion und der fraktions-
angehörigen Mitglieder des Landtags in dem betreffenden Ausschuss zu. 
Über weitergehende Rechte der Gruppe entscheidet der Landtag.

§ 13  
Reihenfolge der Fraktionen, Besetzung von Gremien
(1)	� Die Reihenfolge der Fraktionen richtet sich nach der Zahl der Mitglieder. Bei 

gleicher Mitgliederzahl entscheidet die in der Landtagswahl erzielte Zahl der 
Listenstimmen. Im Übrigen entscheidet das Los, das die Präsidentin oder 
der Präsident in einer Sitzung des Präsidiums zieht. Verliert ein Mitglied des 
Landtags sein Mandat, wird es bis zur Nachbesetzung bei der Fraktion mit
gezählt, der es bislang angehört hat.

(2)	 �Bei der Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien des Landtags 
werden die Sitze nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen verteilt. Erhielte 
danach in einem Gremium mit mehr als vier Sitzen nicht jede Fraktion einen 
Sitz, wird den Fraktionen in der Reihenfolge nach Absatz 1 zunächst ein Sitz 
zugeteilt. Die nach Satz 2 zugeteilten Sitze werden bei der Verteilung nach 
Satz 1 angerechnet.
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(3)	� Das Stärkeverhältnis der Fraktionen wird anhand der im Verfahren nach 
d’Hondt festgestellten Höchstzahlen ermittelt. Bei gleicher Höchstzahl ist  
für den Stichentscheid die Höchstzahl entscheidend, die sich aus der in der 
Landtagswahl erzielten Zahl der Listenstimmen ergibt; im Übrigen ist das  
Ergebnis des Losverfahrens nach Absatz 1 zu berücksichtigen.

(4)	� Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 ent-
sprechend anzuwenden

	 1.	 �auf die Verteilung der Benennungsrechte für die Ausschussvorsitzenden 
sowie ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter,

	 2.	� auf die Verteilung der Vorschlagsrechte für Wahlen, die durch den Landtag 
vorzunehmen sind, mit Ausnahme der Wahl

		  a)	� der Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsidenten,
		  b)	� der oder des Sächsischen Datenschutz- und Transparenzbeauftragten,
		  c)	� der oder des Sächsischen Integrationsbeauftragten sowie
		  d)	� der Vertreterinnen und Vertreter des Landtags im Rundfunkrat des 

Mitteldeutschen Rundfunks.
(5)	 �Scheidet ein Mitglied des Landtags aus seiner Fraktion aus, so verliert es die 

Mitgliedschaft in allen Gremien des Landtags, für die es von dieser Fraktion 
benannt wurde.

(6)	 �Ändert sich das Stärkeverhältnis der Fraktionen im Laufe der Wahlperiode, 
so ist die Besetzung der Gremien des Landtags unverzüglich entsprechend 
anzupassen. Die Fraktionen und Gruppen haben daran mitzuwirken.
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V. Vorlagen

§ 14  
Vorlagen
(1)	� Folgende Vorlagen können nach Maßgabe der Geschäftsordnung als Beratungs-

gegenstand auf die Tagesordnung gesetzt werden (selbstständige Vorlagen):
	 1.	 Gesetzentwürfe,
	 2.	 Anträge,
	 3.	 Kleine Anfragen,
	 4.	 Große Anfragen und ihre Beantwortung,
	 5.	 Wahlvorschläge,
	 6.	 Beschlussempfehlungen und Berichte der Ausschüsse,
	 7.	 Beratende Äußerungen des Sächsischen Rechnungshofes,
	 8.	� Berichte und Materialien zur Unterrichtung des Landtags (Unterrichtungen),
	 9.	 Berichte des Bewertungsausschusses,
	 10.	�Berichte sowie Zwischenberichte der Untersuchungsausschüsse und  

Enquetekommissionen,
	 11.	Anträge der Staatsregierung auf gesetzlicher Grundlage,
	 12.	�Rechtsetzungsvorschläge, Mitteilungen und Konsultationen der Europä-

ischen Kommission (Kommissionsvorlagen),
	 13.	Mündliche Anfragen zur Fragestunde.
(2)	� Vorlagen zu Beratungsgegenständen (unselbstständige Vorlagen) sind:
	 1.	 Änderungsanträge,
	 2.	 Entschließungsanträge,
	 3.	 Ergänzungsvorlagen zu Drucksachen,
	 4.	� Unterrichtungen und Stellungnahmen der Staatsregierung zu Kommissions-

vorlagen,
	 5.	 �gutachtliche Äußerungen gemäß § 1 Absatz 3 des Untersuchungsaus-

schussgesetzes.
(3)	� Die Einzelheiten zur Gestaltung, Einreichung, Verteilung und Veröffentlichung 

der Vorlagen regelt das Präsidium durch eine Richtlinie.
(4)	� Jede Vorlage kann von der Einreicherin oder dem Einreicher bis zum Beginn 

der letzten Abstimmung zurückgezogen oder für erledigt erklärt werden.

§ 15  
Behandlung von Unterrichtungen und Berichten
(1)	� Unterrichtungen überweist die Präsidentin oder der Präsident an den zuständi-

gen Ausschuss. Dies gilt auch für Berichte, Stellungnahmen und Gutachten 
des Rechnungshofes oder der oder des Datenschutz- und Transparenzbeauf-
tragten.

(2)	� Der Ausschuss legt dem Landtag eine Beschlussempfehlung vor, wenn die 
Berichtspflicht auf gesetzlicher Grundlage beruht. Im Übrigen steht es dem 
Ausschuss frei, dem Landtag eine Beschlussempfehlung vorzulegen. Sieht 
er davon ab, ist die Unterrichtung mit Behandlung im Ausschuss erledigt. Die 
Beschlussempfehlungen werden in eine Sammeldrucksache aufgenommen, 
sofern nicht eine Fraktion eine Behandlung in einem eigenständigen Tages-
ordnungspunkt des Plenums verlangt.
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§ 16  
Behandlung von Kommissionsvorlagen
(1)	� Kommissionsvorlagen können auf Verlangen einer Fraktion oder auf Be-

schluss des für Europaangelegenheiten zuständigen Ausschusses durch die 
Präsidentin oder den Präsidenten in den parlamentarischen Geschäftsgang 
gebracht werden.

(2)	� Kommissionsvorlagen überweist die Präsidentin oder der Präsident feder-
führend an den fachlich zuständigen Ausschuss und mitberatend an den für 
Europaangelegenheiten zuständigen Ausschuss.

(3)	� Hält der federführende Ausschuss eine Stellungnahme des Landtags zu der 
Kommissionsvorlage für angezeigt, so legt er dem Landtag eine entsprechende 
Beschlussempfehlung vor. Diesbezügliche Anträge müssen dem Ausschuss 
spätestens am zweiten Werktag vor der Sitzung vorliegen.

(4)	� Ist eine fristgerechte Beschlussfassung des Landtags zu Rechtsetzungs
vorschlägen der Europäischen Kommission im Rahmen des Subsidiaritäts-
frühwarnsystems in einer ordentlichen Sitzung nicht möglich, hat der feder-
führende Ausschuss anstelle des Landtags die Beschlüsse zu fassen. § 38 
kommt insoweit nicht zur Anwendung. Innerhalb einer Woche nach dem Tag 
der Verteilung des Ausschussbeschlusses als Drucksache kann von einem 
Mitglied des Landtags Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich bei der Präsidentin oder dem Präsidenten einzureichen und zu be-
gründen. Im Falle eines Widerspruchs wird der Ausschussbeschluss als  
Beschlussempfehlung auf die Tagesordnung der nächsten ordentlichen Sitzung 
des Landtags gesetzt. § 46 Absatz 2, 3 und 5 findet entsprechende Anwen-
dung. Mit der Beschlussfassung durch den Landtag entfällt die Außenwirk-
samkeit des Ausschussbeschlusses.

(5)	� Im Übrigen gelten für Kommissionsvorlagen die Vorschriften über Unterrich-
tungen entsprechend.

§ 17  
Unerledigte Gegenstände
Am Ende der Wahlperiode oder im Fall der Auflösung des Landtags gelten alle 
Vorlagen als erledigt. Dies gilt nicht für Petitionen; diese müssen vom neu ge-
wählten Landtag weiterbehandelt werden. Die Beratung einer durch Volksantrag 
eingebrachten Vorlage, über die der Landtag nicht entschieden hat, wird vom 
neu gewählten Landtag neu aufgenommen.
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VI. Ausschüsse

§ 18  
Ständige Ausschüsse und zeitweilige Ausschüsse
(1)	� Zur Vorbereitung seiner Sitzungen bildet der Landtag ständige Ausschüsse 

für die Dauer der Wahlperiode. Für bestimmte Aufgaben können zeitweilige 
Ausschüsse bestellt werden.

(2)	� Soweit die Verfassung des Freistaates Sachsen oder Landesgesetze die Ein-
setzung von Ausschüssen vorschreiben oder zulassen, richten sich die Ein-
setzung und das Verfahren nach den Bestimmungen dieser Geschäftsordnung, 
es sei denn, dass in der Verfassung des Freistaates Sachsen oder in den Landes-
gesetzen etwas anderes bestimmt ist.

§ 19  
Einsetzung von Unterausschüssen
(1)	� Jeder Ausschuss kann aus seiner Mitte zur Vorbereitung seiner Beschlüsse 

Unterausschüsse einsetzen, sich über ihre Arbeit berichten lassen und sie 
wieder auflösen. Sie dürfen sich nur mit den Gegenständen befassen, die 
ihnen der Ausschuss weiterüberwiesen hat. In die Unterausschüsse können 
auch stellvertretende Ausschussmitglieder entsandt werden.

(2)	� In einem Unterausschuss muss jede Fraktion, die im Ausschuss vertreten ist, 
auf ihr Verlangen mindestens mit einem Mitglied vertreten sein. Im Übrigen 
sind die Grundsätze des § 13 Absatz 2 und 3 zu berücksichtigen.

(3)	� Ist eine Vorlage mehreren Ausschüssen zur Beratung überwiesen worden 
oder fällt ein Beratungsgegenstand in den Geschäftsbereich mehrerer Aus-
schüsse, können diese einen gemeinsamen Unterausschuss bilden.

§ 20  
Aufgaben
(1)	� Die Ausschüsse sind zu baldiger Erledigung der ihnen überwiesenen Vorlagen 

verpflichtet. Als vorbereitende Beschlussorgane des Landtags haben sie die 
Pflicht, dem Landtag bestimmte Beschlüsse zu empfehlen.

(2)	 �Beratungsgegenstände sind
	 1.	 die dem Ausschuss überwiesenen Vorlagen,
	 2.	 die mit diesen unmittelbar im Zusammenhang stehenden Fragen und
	 3.	� andere Fragen aus dem Geschäftsbereich des Ausschusses, wenn der 

Ausschuss es beschließt.
	� Sind dem Ausschuss mehrere Vorlagen zum selben Gegenstand überwiesen, 

beschließt der Ausschuss, in welcher Reihenfolge er die Vorlagen behandelt.
(3)	 �Der für die Geschäftsordnung zuständige Ausschuss kann ohne besonderen 

Auftrag Fragen der Geschäftsordnung behandeln und hierzu dem Plenum  
Beschlussempfehlungen unterbreiten.
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§ 21  
Federführung, Mitberatung
(1)	� Wird eine Vorlage an mehrere beteiligte Ausschüsse überwiesen, so ist ein 

Ausschuss als federführend zu bestimmen. Dieser erstattet den Bericht gemäß 
§ 37 Absatz 3 an den Landtag. Sofern ein mitberatender Ausschuss eine  
Stellungnahme oder Information nach Absatz 2 übermittelt hat, wird diese 
dem Bericht des federführenden Ausschusses angeschlossen.

(2)	� Der mitberatende Ausschuss erstattet dem federführenden Ausschuss alsbald 
eine Stellungnahme zu der Vorlage. Handelt es sich bei der Vorlage um eine 
Unterrichtung nach § 15 Absatz 2 Satz 2, genügt eine Information des mit
beratenden Ausschusses an den federführenden Ausschuss, dass die Unter-
richtung behandelt wurde.

(3)	� Liegt die Stellungnahme dem federführenden Ausschuss in der zweiten Aus-
schusswoche nach der Überweisung noch nicht vor, kann der federführende 
Ausschuss dem Landtag Bericht erstatten. Ein mitberatender Ausschuss 
kann mit dem federführenden Ausschuss eine längere Frist zur Übermittlung 
der Stellungnahme vereinbaren. Steht die Vorlage auf der Tagesordnung eines 
mitberatenden Ausschusses, der erst nach der Sitzung des federführenden 
Ausschusses tagt, so ist der Beschluss des federführenden Ausschusses unter 
den Vorbehalt der zu verabschiedenden Stellungnahme zu stellen. Ergeben 
sich aus der Stellungnahme Abweichungen zum Vorbehaltsbeschluss, so muss 
sich der federführende Ausschuss nochmals mit der Vorlage befassen.

(4)	� Eine Vorlage kann nur im federführenden Ausschuss zurückgezogen oder für 
erledigt erklärt werden.

§ 22  
Stärke der Ausschüsse
(1)	 �Die Zahl der Mitglieder eines jeden Ausschusses wird vom Landtag festgelegt; 

Veränderungen sind nur mit der Mehrheit der Mitglieder des Landtags möglich.
(2)	� Die Fraktionen benennen die Ausschussmitglieder und die Stellvertreterin-

nen oder Stellvertreter schriftlich gegenüber der Präsidentin oder dem Präsi-
denten. Die Anzahl der von einer Fraktion benannten Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter darf die dreifache Anzahl der von dieser Fraktion zu benennenden 
Ausschussmitglieder nicht überschreiten. Mitglieder und Stellvertreterinnen 
oder Stellvertreter können von den jeweils entsendenden Fraktionen abberufen 
werden.

(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident benennt fraktionslose Mitglieder des Land-
tags als beratende Ausschussmitglieder.

(4)	� Die Benennung wird mit Bekanntgabe der erstmals benannten Mitglieder und 
der späteren Änderungen durch die Präsidentin oder den Präsidenten wirk-
sam. Die Bekanntgabe hat unverzüglich zu erfolgen.

(5)	� Zur Unterstützung und Beratung der Mitglieder ist die Teilnahme von Fraktions-
mitarbeiterinnen oder -mitarbeitern jeder Fraktion zuzulassen. Näheres regelt 
Anlage 1.
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§ 23  
Vorsitzende und stellvertretende Vorsitzende der Ausschüsse
(1)	� Die zur Benennung berechtigte Fraktion bestimmt die Vorsitzende oder den 

Vorsitzenden des Ausschusses. Die Benennung erfolgt schriftlich gegenüber 
der Präsidentin oder dem Präsidenten. Diese oder dieser gibt den Namen der 
oder des Vorsitzenden dem Landtag bekannt.

(2)	� Die zur Benennung berechtigte Fraktion kann die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden eines Ausschusses jederzeit abberufen.

(3)	 �Der Landtag kann die Vorsitzende oder den Vorsitzenden eines Ausschusses 
auf Antrag des Ausschusses oder von 45 Mitgliedern des Landtags abberufen. 
Der Landtag behandelt den Antrag ohne Ausschussüberweisung in einer  
Beratung. Über den Antrag darf frühestens drei Wochen nach seinem Eingang 
abgestimmt werden. Der Beschluss wird mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Landtags gefasst.

(4)	� Im Falle einer Abberufung nach Absatz 2 oder Absatz 3 hat die berechtigte 
Fraktion unverzüglich eine andere Vorsitzende oder einen anderen Vorsitzen-
den zu benennen. Die erneute Benennung der oder des Abberufenen ist nicht 
zulässig.

(5)	� Für die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden 
eines Ausschusses gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.

§ 24  
Petitionsausschuss
Der Landtag bestellt zur Behandlung der an ihn gerichteten Bitten und Beschwerden 
entsprechend der Verfassung des Freistaates Sachsen und des Sächsischen  
Petitionsausschussgesetzes einen Petitionsausschuss. Das Verfahren richtet sich 
insbesondere nach Abschnitt X.

§ 25  
Untersuchungsausschüsse
(1)	� Der Landtag bestellt Untersuchungsausschüsse entsprechend der Verfassung 

des Freistaates Sachsen und des Untersuchungsausschussgesetzes.
(2)	 �Der Untersuchungsausschuss kann im Rahmen der Vorgaben der Verfassung 

des Freistaates Sachsen, des Untersuchungsausschussgesetzes und dieser 
Geschäftsordnung Verfahrensgrundsätze aufstellen, die seiner Untersuchung 
zugrunde zu legen sind.

(3)	� Den Fraktionen können für ihren Personalmehrbedarf, der durch die Betreuung 
von Untersuchungsausschüssen notwendig wird, nach Maßgabe des Staats-
haushaltsplans zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden.

§ 26  
Enquetekommissionen
(1)	� Zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfangreiche und bedeutsame 

Sachverhalte sowie zur eigenständigen Informationsgewinnung in komplexen 
Themenfeldern kann der Landtag Enquetekommissionen einsetzen. Auf Ver-
langen eines Drittels seiner Mitglieder ist der Landtag zur Einsetzung ver-
pflichtet. Der Einsetzungsbeschluss muss den Auftrag der Kommission genau 
bestimmen.
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(2)	� Die Enquetekommission besteht aus Mitgliedern des Landtags und externen 
Sachverständigen. Stimmberechtigt sind nur die Mitglieder des Landtags. 
Die Mitglieder der Kommission werden im Einvernehmen der Fraktionen  
benannt und von der Präsidentin oder dem Präsidenten berufen. Kann ein 
Einvernehmen nicht hergestellt werden, so benennen die Fraktionen die Mit-
glieder im Verhältnis ihrer Stärke, mindestens jedoch benennt jede Fraktion 
ein Mitglied. Die Mitgliederzahl der Kommission soll 20 nicht übersteigen. 
Jede Fraktion kann jedoch ein weiteres externes Mitglied benennen.

(3)	� Die Kommission wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine 
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden, die 
Mitglied des Landtags sein müssen. Im Übrigen finden die Vorschriften über 
die Ausschüsse sinngemäß Anwendung. Bei der Benennung der Ausschuss-
vorsitzenden und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter gemäß § 13  
Absatz 4 Nummer 1 bleiben Enquetekommissionen unberücksichtigt.

(4)	� Die Mitglieder der Staatsregierung oder ihre Beauftragten nehmen auf Be-
schluss und nach Maßgabe der Enquetekommission an deren Sitzungen teil. 
§ 34 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(5)	� Die Enquetekommission hat einen schriftlichen Bericht so rechtzeitig vor
zulegen, dass bis zum Ende der Wahlperiode eine Aussprache darüber im 
Landtag stattfinden kann. Sofern ein abschließender Bericht nicht erstattet 
werden kann, ist ein Zwischenbericht vorzulegen, auf dessen Grundlage der 
Landtag entscheiden kann, ob die Enquetekommission ihre Arbeit fortsetzen 
oder einstellen soll.

(6)	� Die finanziellen Leistungen für Mitglieder der Enquetekommission, die nicht 
dem Landtag angehören, sowie für von der Enquetekommission beigezogene 
Sachverständige regelt das Präsidium in einer Richtlinie. § 25 Absatz 3 gilt 
entsprechend.

§ 27  
Ausschuss nach Artikel 113 der Verfassung (Notparlament)
(1)	� Der Ausschuss nach Artikel 113 der Verfassung des Freistaates Sachsen besteht 

aus 21 Mitgliedern. Die Präsidentin oder der Präsident und ihre oder seine 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind Mitglieder des Ausschusses. Die 
Fraktionen benennen die weiteren Mitglieder und eine zweifache Zahl von 
Stellvertreterinnen und Stellvertretern für alle Mitglieder. § 5 Absatz 5 findet 
entsprechende Anwendung.

(2)	� Die Präsidentin oder der Präsident ist Vorsitzende oder Vorsitzender des Aus-
schusses, die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten sind ihre oder seine 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter in der Reihenfolge, in der sie sie als 
Präsidentin oder ihn als Präsidenten vertreten. Bei der Benennung der Aus-
schussvorsitzenden und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter gemäß  
§ 13 Absatz 4 Nummer 1 bleibt der Ausschuss nach Artikel 113 der Verfassung 
des Freistaates Sachsen unberücksichtigt.

(3)	 �Die Mitglieder des Ausschusses und die Stellvertreterinnen und Stellver
treter haben sicherzustellen, dass sie in dem in Artikel 113 Absatz 1 Satz 1 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen genannten Fall jederzeit erreichbar sind.
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(4)	 �Der Ausschuss wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden einberufen. 
Sie oder er ist dazu verpflichtet, wenn ein Fünftel der Mitglieder des Aus-
schusses oder die Staatsregierung es verlangt.

(5)	� Die Beratungen des Ausschusses sind nicht öffentlich. § 33 findet bei nicht 
öffentlichen Sitzungen keine Anwendung. Der Ausschuss kann Personen, die 
ihm nicht angehören und die keine Mitglieder oder Beauftragten der Staats-
regierung sind, die Teilnahme an den nicht öffentlichen Sitzungen gestatten; 
er kann die Teilnahme von Fraktionsmitarbeiterinnen oder -mitarbeitern zur 
Unterstützung der Mitglieder des Ausschusses zulassen. Der Ausschuss ver-
handelt öffentlich, wenn dies mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Mitglieder des Landtags beschlossen wird.

(6)	� Die oder der Vorsitzende teilt zu Beginn der Sitzung mit, ob die Feststellung 
nach Artikel 113 Absatz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen getroffen ist.

(7)	� Gesetzentwürfe und alle sonstigen Vorlagen werden in einer Beratung erledigt. 
§ 43 Absatz 2 ist nicht anzuwenden.

(8)	� Im Übrigen richtet sich das Verfahren des Ausschusses nach den für den 
Landtag geltenden Bestimmungen, sofern der Ausschuss keine abweichende 
Regelung trifft. Können bestimmte Rechte nach diesen Bestimmungen nur 
von einer Mehrzahl von Mitgliedern des Landtags oder einer Fraktion ausgeübt 
werden, so können sie im Ausschuss von zwei Mitgliedern des Landtags oder 
einer Fraktion ausgeübt werden; ist die Ausübung von Rechten einem be-
stimmten Anteil der Mitglieder des Landtags oder einer Fraktion vorbehalten, 
so können diese Rechte von dem entsprechenden Anteil der Mitglieder des 
Ausschusses oder einer Fraktion ausgeübt werden.

(9)	 �Der Ausschuss lässt sich mindestens einmal jährlich von der Staatsregierung 
über ihre Planungen für den Fall des Artikels 113 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung 
des Freistaates Sachsen unterrichten.

(10)	�§ 34 Absatz 1 und 2 findet auch für den Ausschuss nach Artikel 113 der Ver-
fassung des Freistaates Sachsen Anwendung.

§ 28  
Anwendbare Vorschriften
Für die Ausschüsse gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, die übrigen Be-
stimmungen dieser Geschäftsordnung sinngemäß.

§ 29  
Einberufung der Ausschusssitzungen, Tagesordnung
(1)	� Die oder der Vorsitzende beruft im Rahmen des vom Präsidium festgelegten 

Sitzungsplanes Ausschusssitzungen selbstständig ein, es sei denn, dass der 
Ausschuss im Einzelfall etwas anderes beschließt. Die Mitglieder werden zu 
den Ausschusssitzungen in elektronischer Form eingeladen.

(2)	� Termin und Tagesordnung werden von der oder dem Vorsitzenden festge-
setzt, es sei denn, dass der Ausschuss vorher darüber beschließt. Vorlagen 
einer Fraktion setzt die oder der Vorsitzende im Benehmen mit derselben auf 
die Tagesordnung, sonstige Vorlagen unverzüglich nach Überweisung. Der 
Ausschuss kann die Tagesordnung mit Mehrheit ändern; erweitern kann er 
sie nur, wenn nicht eine Fraktion oder ein Drittel der Ausschussmitglieder 
widerspricht.
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(3)	� Ort, Termin und Tagesordnung der Ausschusssitzungen werden den Ausschuss-
mitgliedern, den stellvertretenden Ausschussmitgliedern, der Präsidentin oder 
dem Präsidenten, den Fraktionen und der Staatsregierung frühestens am 
zehnten, spätestens am fünften Werktag vor der Sitzung in elektronischer Form 
mitgeteilt.

(4)	� Die oder der Vorsitzende soll auf Verlangen einer Fraktion oder der Staats
regierung oder auf Beschluss des Ausschusses zu einer Sitzung außerhalb 
des Sitzungsplanes unter Verkürzung der Einladungsfrist gemäß Absatz 3 
einladen. Die Einladung erfolgt spätestens am zweiten Werktag vor der Sitzung. 
Die Sitzung soll nicht gleichzeitig mit einer Sitzung des Plenums oder des 
Präsidiums stattfinden. Abweichungen von Satz 3 sowie Sitzungen während 
der im Sitzungsplan festgelegten sitzungsfreien Zeit bedürfen der vorherigen 
Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten.

§ 30  
Ausschusssitzungen als Videokonferenz
(1)	� In Ausnahmefällen, die durch Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektions-

schutzes oder durch sonstige außergewöhnliche Notsituationen entstehen, 
kann das Präsidium die Ausschussvorsitzenden ermächtigen, Sitzungen der 
Ausschüsse ganz oder teilweise als Videokonferenz einzuberufen. In diesem 
Fall gelten auch Ausschussmitglieder, die mittels Videokonferenztechnik 
teilnehmen, im Sinne dieser Geschäftsordnung als anwesend. Für Abstim-
mungen können abweichend von § 104 Absatz 1 Satz 1 auch elektronische 
Kommunikationsmittel genutzt werden.

(2)	� Absatz 1 gilt nicht für Sitzungen des Petitionsausschusses, der Untersuchungs-
ausschüsse und für Sitzungen über geheim zu haltende Beratungsgegen-
stände.

§ 31  
Rechte und Pflichten der oder des Vorsitzenden
(1)	� Der oder dem Vorsitzenden obliegt die Vorbereitung, Einberufung und Leitung 

der Ausschusssitzung sowie die Durchführung der Beschlüsse des Aus-
schusses.

(2)	� Ist die oder der Vorsitzende verhindert, so vertritt sie oder ihn die oder der 
stellvertretende Ausschussvorsitzende. Ist auch diese oder dieser verhindert, 
so leitet das älteste anwesende Ausschussmitglied die Sitzung.

(3)	� Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
unter Berücksichtigung der Grundsätze des § 81 Absatz 3 Satz 2 und des § 85 
Absatz 1.

(4)	� Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung obliegt der oder dem Vor-
sitzenden. Sitzungsteilnehmerinnen oder -teilnehmer, die nicht Mitglieder 
des Landtags sind, sowie Zuhörerinnen und Zuhörer unterstehen ebenfalls 
der Ordnungsgewalt der oder des Vorsitzenden. § 98 findet keine Anwendung. 
Über Einsprüche gegen Ordnungsmaßnahmen der oder des Vorsitzenden 
entscheidet der Ausschuss.

(5)	� Ist der ordnungsgemäße Ablauf einer Sitzung nicht mehr gewährleistet, kann 
die oder der Vorsitzende die Sitzung unterbrechen.
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§ 32  
Öffentlichkeit der Ausschüsse
(1)	� Die Sitzungen der Ausschüsse sind grundsätzlich nicht öffentlich. Der Aus-

schuss kann beschließen, für einen bestimmten Beratungsgegenstand oder 
Teile desselben die Öffentlichkeit zuzulassen. Antragsberechtigt sind die 
Fraktionen oder fünf Prozent der Mitglieder des Ausschusses oder die oder 
der Ausschussvorsitzende. Die Öffentlichkeit einer Sitzung ist hergestellt, 
wenn der Presse und sonstigen Zuhörerinnen und Zuhörern im Rahmen der 
Raumverhältnisse des Landtags der Zutritt gestattet wird.

(2)	� Im federführenden Ausschuss findet die Beratung folgender Gegenstände in 
öffentlicher Sitzung statt:

	 1.	 Anträge (§ 51), die nach § 38 angehört wurden,
	 2.	 Große Anfragen (§ 58),
	 3.	 Kommissionsvorlagen (§ 14 Absatz 1 Nummer 12).
	� Der Ausschuss kann beschließen, die Öffentlichkeit für einen bestimmten 

Beratungsgegenstand auszuschließen, wenn überwiegende Belange des  
Gemeinwohls oder schutzwürdige Interessen Einzelner dies erfordern. Auf 
Antrag einer Fraktion oder von fünf Prozent der Mitglieder des Ausschusses 
kann der Ausschuss mit einer Mehrheit von zwei Dritteln die Nichtöffentlich-
keit der Sitzung beschließen. Über den Antrag beschließt der Ausschuss in 
nicht öffentlicher Sitzung.

(3)	� Der Ausschuss kann die öffentliche Behandlung von Bitten und Beschwerden 
beschließen. Dies gilt nicht, wenn Rechtsvorschriften die Bekanntgabe von 
Daten untersagen.

§ 33  
Teilnahme anderer Mitglieder des Landtags
(1)	� Die Mitglieder des Landtags können an Sitzungen von Ausschüssen, denen 

sie nicht angehören, als Zuhörerin oder Zuhörer teilnehmen, soweit nichts 
anderes vorgeschrieben ist oder der Landtag nichts Abweichendes beschließt.

(2)	� Berät ein Ausschuss über Anträge von Mitgliedern des Landtags, so hat die 
Antragstellerin oder der Antragsteller das Recht, hieran selbst oder durch ein 
von ihm beauftragtes anderes Mitglied des Landtags mit beratender Stimme 
teilzunehmen. Bei Vorlagen von Fraktionen kann die Fraktion ein Mitglied 
des Landtags hierfür bestimmen.

(3)	� Ein Ausschuss kann auch sonstigen Mitgliedern des Landtags ein Rederecht 
einräumen.

(4)	� Beraten mehrere beteiligte Ausschüsse in gemeinsamer Sitzung über den-
selben Beratungsgegenstand, stimmen sie getrennt ab.

§ 34  
Teilnahme von Mitgliedern der Staatsregierung und von Personen  
mit institutionellen Rechten
(1)	� Der Ausschuss kann auf Antrag einer Fraktion oder von fünf Prozent seiner 

Mitglieder die Anwesenheit eines jeden Mitglieds der Staatsregierung ver-
langen. Über den Antrag entscheidet der Ausschuss mit Mehrheit.

(2)	� Die Mitglieder der Staatsregierung oder ihre Beauftragten haben zu den  
Sitzungen der Ausschüsse Zutritt und müssen jederzeit gehört werden. Die 
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Beauftragten müssen sich zu Beginn der Sitzung bei der oder dem Vorsitzenden 
durch schriftliche Vollmacht legitimieren. Die Mitglieder der Staatsregierung 
und ihre Beauftragten können in angemessenem Umfang durch Mitarbeite-
rinnen oder Mitarbeiter begleitet werden, sofern dies sachdienlich ist.

(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident des Rechnungshofes und vom Landtag 
aufgrund gesetzlicher Bestimmungen gewählte Landesbeauftragte (Personen 
mit institutionellen Rechten) oder von ihnen bevollmächtigte Personen haben 
im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben Zutritt zu den Sitzungen der ständigen 
Ausschüsse. Sie sollen sich vorher anmelden; die bevollmächtigten Personen 
haben sich zu Beginn der Sitzung durch schriftliche Vollmacht zu legitimieren. 
Sie sind auf ihr Verlangen oder das Verlangen eines Ausschussmitglieds zu 
hören. Personen mit institutionellen Rechten oder von ihnen bevollmächtigte 
Personen können in angemessenem Umfang durch Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter begleitet werden, sofern dies sachdienlich ist.

(4)	 �Behandelt der Ausschuss Fragen, die für die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
des Freistaates Sachsen von Bedeutung sind, sowie Angelegenheiten von 
besonderer Bedeutung und hat der Landtag nach den gesetzlichen Bestim-
mungen hierzu eine gutachterliche Stellungnahme oder einen Bericht verlangt, 
so kann der Ausschuss die Anwesenheit der Präsidentin oder des Präsidenten 
des Rechnungshofes oder des zuständigen Mitglieds verlangen.

(5)	� Soweit im Ausschuss die Tätigkeitsberichte der vom Landtag aufgrund ge-
setzlicher Bestimmungen gewählten Landesbeauftragten oder andere Fragen, 
zu denen der Landtag nach den gesetzlichen Bestimmungen ein Gutachten 
oder einen Bericht angefordert hat, behandelt werden, kann der Ausschuss 
die Anwesenheit der Landesbeauftragten verlangen.

§ 35  
Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände
(1)	 �Berät der federführende Ausschuss einen ihm überwiesenen Gesetzentwurf, 

durch den allgemeine Fragen geregelt werden, die die Gemeinden und Ge-
meindeverbände berühren, ist dieser den auf Landesebene bestehenden 
kommunalen Spitzenverbänden unmittelbar nach Überweisung an den Aus-
schuss zur Stellungnahme zu übermitteln. Dies gilt insbesondere bei Gesetz-
entwürfen, die ganz oder teilweise von den Gemeinden oder Gemeinde
verbänden auszuführen sind, ihre öffentlichen Finanzen unmittelbar betreffen 
oder auf ihre Verwaltungsorganisation einwirken.

(2)	� Bei Regierungsvorlagen, zu denen die Staatsregierung Stellungnahmen der 
kommunalen Spitzenverbände eingeholt hat, sind diese der Begründung der 
Vorlagen beizufügen; liegen die Stellungnahmen zum Zeitpunkt der Einreichung 
der Vorlage noch nicht vor, sind sie nach Eingang unverzüglich nachzureichen. 
In diesen Fällen kann von der Bestimmung des Absatzes 1 Satz 1 abgesehen 
werden.

(3)	� Sofern eine öffentliche Anhörung durch den federführenden Ausschuss nach 
§ 38 zur Information über den Gesetzentwurf stattfindet, ist den auf Landes-
ebene bestehenden kommunalen Spitzenverbänden Gelegenheit zur Teil-
nahme an der Anhörung zu geben.
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§ 36  
Beteiligung des Rates für sorbische Angelegenheiten
(1)	� In Angelegenheiten, die die Rechte der sorbischen Bevölkerung berühren, 

hat der Landtag den Rat für sorbische Angelegenheiten zu hören. Hierzu werden 
den Mitgliedern des Rates für sorbische Angelegenheiten die Vorlagen nach 
§ 14 Absatz 1 und 2 zur Verfügung gestellt und ihm dadurch Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegenüber dem federführenden Ausschuss gegeben.

(2)	� Sofern eine öffentliche Anhörung durch den federführenden Ausschuss nach 
§ 38 zur Information über einen Beratungsgegenstand stattfindet, ist dem 
Rat für sorbische Angelegenheiten auf Verlangen Gelegenheit zur Teilnahme 
an der Anhörung zu geben.

§ 37  
Beschlussempfehlung, Berichterstattung
(1)	� Berichte zu überwiesenen Vorlagen an den Landtag sind schriftlich zu erstatten. 

Der Ausschuss kann mündliche Berichterstattung beantragen.
(2)	� Für Beratungsgegenstände bestimmt der Ausschuss eine Berichterstatterin 

oder einen Berichterstatter oder mehrere Berichterstatterinnen oder Bericht-
erstatter. Die Berichterstatterinnen oder Berichterstatter sollen nicht derselben 
Fraktion wie die Einreicherin oder der Einreicher angehören.

(3)	� Berichte zu überwiesenen Vorlagen müssen die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses mit Begründung, die Ansicht der Minderheit, 
die Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse und die Stellungnahme 
der Staatsregierung enthalten. Das Präsidium kann auf Vorschlag der Präsi-
dentin oder des Präsidenten Richtlinien für die Formulierung von Beschluss-
empfehlungen der Ausschüsse erlassen.

(4)	� Änderungsanträge zu Gesetzentwürfen, über die in den Beratungen des feder-
führenden Ausschusses entschieden worden ist, sowie eine Synopse, die 
den überwiesenen Gesetzentwurf der vom Ausschuss beschlossenen Fassung 
des Gesetzentwurfs gegenüberstellt, werden dem Ausschussbericht ange-
schlossen.

(5)	� Zu überwiesenen Vorlagen werden Beschlussempfehlungen und Berichte 
der Ausschüsse an den Landtag erstellt, von der Berichterstatterin oder vom 
Berichterstatter und von der oder dem Vorsitzenden unterzeichnet und der 
Präsidentin oder dem Präsidenten zugeleitet.

(6)	� Hat der federführende Ausschuss sechs Monate nach der Überweisung einer 
von einer Fraktion eingereichten Vorlage noch keine Beschlussempfehlung 
erstellt, kann die einreichende Fraktion verlangen, dass diese in der nächst-
folgenden Sitzung des Ausschusses erstellt wird.

§ 38  
Anhörungen
(1)	� Die Ausschüsse können beschließen, öffentliche Anhörungen von Sach

kundigen zur Information über einen Beratungsgegenstand durchzuführen. 
Mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses kann 
bestimmt werden, dass die Anhörung nicht öffentlich stattfindet. Der Aus-
schuss kann in einen allgemeinen Austausch mit den Sachkundigen über 
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den Beratungsgegenstand eintreten, soweit dies zur Klärung des Sachverhaltes 
erforderlich ist.

(2)	� Bei überwiesenen Vorlagen ist der federführende Ausschuss auf Verlangen 
eines Viertels seiner Mitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, eine Anhörung 
nach Absatz 1 durchzuführen. Bei Beratungsgegenständen nach § 20 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 erfolgt eine Anhörung auf Beschluss des Ausschusses. 
Eine weitere Anhörung zu einem Änderungsantrag ist statthaft, wenn sich 
der Änderungsantrag nicht auf den Gegenstand der überwiesenen Vorlage 
bezieht oder an Fragen anknüpft, die mit der Vorlage nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen. Ausnahmsweise kann ein Ausschuss einvernehmlich 
eine Anhörung im Vorgriff auf eine Vorlage, die dem Ausschuss noch nicht 
überwiesen worden ist, beschließen.

(3)	� Über Termin sowie Art und Umfang der Anhörung entscheidet der Ausschuss 
grundsätzlich in der Form der Verständigung, anderenfalls durch Beschluss. 
Hat eine Minderheit die Durchführung einer Anhörung verlangt und kommt 
eine Verständigung nicht zustande, müssen die von ihr benannten Personen 
angehört werden. Der Ausschuss kann beschließen, die Anzahl der anzuhö-
renden Personen zu begrenzen. In diesem Fall kann von der Minderheit nur 
der ihrem Stärkeverhältnis im Ausschuss entsprechende Anteil an der Gesamt-
zahl der anzuhörenden Personen benannt werden. Hat eine Minderheit die 
Durchführung einer Anhörung verlangt, kann der Ausschuss eine ausschließ-
lich schriftliche Anhörung von Sachkundigen nur im Einvernehmen mit der 
Minderheit beschließen.

(4)	� Der Ausschuss beschließt erforderlichenfalls über die Live-Übertragung der 
öffentlichen Anhörung im Internet, die Übersetzung für Menschen mit Behin-
derungen sowie die Beauftragung von Fremdsprachendolmetscherinnen und 
Fremdsprachendolmetschern. § 113 Absatz 2 gilt entsprechend.

(5)	� Dem mitberatenden Ausschuss sind Ort und Termin mitzuteilen. Mitglieder des 
mitberatenden Ausschusses haben während der Anhörung ein Fragerecht; 
dies kann im Einvernehmen mit dem mitberatenden Ausschuss auf einzelne 
seiner Mitglieder beschränkt werden, wobei gesichert sein soll, dass mindes-
tens eine Vertreterin oder ein Vertreter jeder Fraktion das Fragerecht hat.

(6)	� Der mitberatende Ausschuss kann beschließen, im Einvernehmen mit dem 
federführenden Ausschuss eine Anhörung nach Absatz 1 durchzuführen,  
soweit der federführende Ausschuss von der Möglichkeit des Absatzes 1  
keinen Gebrauch gemacht hat. Die Absätze 3 bis 5 gelten entsprechend.

(7)	� Zur Vorbereitung einer Anhörung soll der Ausschuss den Sachkundigen die 
jeweiligen Fragestellungen übermitteln. Er kann die Sachkundigen um Ein-
reichung einer schriftlichen Stellungnahme bitten.

(8)	� Die finanziellen Leistungen für Sachkundige regelt das Präsidium in einer 
Richtlinie. Erwachsen aus der Zuziehung von Sachkundigen im Einzelfall 
weitergehende Kosten, so ist vor der Bestellung die Zustimmung der Präsi-
dentin oder des Präsidenten einzuholen.

(9)	� Vor der Anhörung sind Termin, Ort, Gegenstand und teilnehmende Sach
kundige der Anhörung auf der Internetseite des Landtags zu veröffentlichen.
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§ 39  
Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit
(1)	� Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder 

anwesend sind. Er gilt so lange als beschlussfähig, wie nicht vor einer Ab-
stimmung ein Mitglied verlangt, die Beschlussfähigkeit durch Auszählen 
festzustellen.

(2)	 �Die oder der Vorsitzende kann außerhalb der Sitzungswochen in besonderen 
Eilfällen über bestimmte Fragen eine Abstimmung schriftlich oder per E-Mail 
durchführen lassen. In diesem Fall hat die oder der Vorsitzende den Mitglie-
dern des Ausschusses den Entwurf einer Beschlussempfehlung zuzuleiten, 
über die innerhalb einer bestimmten Frist in entsprechender Anwendung des 
§ 103 Absatz 1 Satz 2 abgestimmt werden kann. Eine schriftliche Abstimmung 
entfällt, wenn eine Sitzung des Ausschusses aufgrund der Bestimmungen 
des § 29 Absatz 4 stattfindet.

§ 40  
Fragen an die Staatsregierung
In jeder Ausschusssitzung, die im Rahmen des vom Präsidium festgelegten Sit-
zungsplans stattfindet, ruft die oder der Vorsitzende den Tagesordnungspunkt 
„Fragen an die Staatsregierung“ auf. Die Dauer dieses Tagesordnungspunkts soll 
30 Minuten nicht überschreiten, sofern der Ausschuss keine Verlängerung  
beschließt. Jedes Ausschussmitglied ist berechtigt, ohne vorherige schriftliche 
Einreichung mündliche Anfragen zum Geschäftsbereich an die anwesenden Mit-
glieder der Staatsregierung oder deren Beauftragte zu stellen. Die Fragen sollen 
kurzgefasst und aktuell sein und eine kurze Beantwortung ermöglichen.

§ 41  
Ausschussprotokolle
(1)	� Über jede Ausschusssitzung ist ein schriftliches Protokoll anzufertigen. Die 

Fertigung eines Wortprotokolls von Ausschusssitzungen muss spätestens am 
fünften Werktag vor der Sitzung beantragt und in der Sitzung beschlossen 
werden. Bei Verkürzung der Einladungsfrist ist die Fertigung eines Wortproto-
kolls spätestens in der Frist des § 29 Absatz 4 Satz 2 zu beantragen.

(2)	 �Das Ausschussprotokoll muss mindestens enthalten:
	 1.	 die Tagesordnung,
	 2.	� die Namen der anwesenden Ausschussmitglieder, der Regierungsvertrete-

rinnen oder Regierungsvertreter sowie der zugezogenen Sachverständigen 
und Sachkundigen,

	 3.	 die gestellten Anträge,
	 4.	 die gefassten Beschlüsse, Abstimmungsverhältnisse sowie
	 5.	 den wesentlichen Inhalt der Ausführungen.
(3)	� Protokolle werden vorbehaltlich der Festlegungen der Geheimschutzordnung 

(Anlage 4) und des Untersuchungsausschussgesetzes an die Mitglieder des 
Landtags und die Staatsregierung verteilt. Personen mit institutionellen 
Rechten (§ 34 Absatz 3) erhalten das Protokoll, soweit sie an der Sitzung teil-
genommen haben, und im Übrigen auf Verlangen im Rahmen ihrer gesetz
lichen Aufgaben.

(4)	 �Die Verteilung und Zuleitung der Protokolle erfolgen in elektronischer Form.
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(5)	� Über die Billigung des Protokolls und über mögliche Änderungen ist in der 
Regel in der Sitzung, die auf die Verteilung des Protokolls folgt, zu beschließen. 
Anträge auf Änderungen des Protokolls können von den Ausschussmitglie-
dern und der Staatsregierung gestellt werden. Der Beschluss ist dem betref-
fenden Protokoll beizufügen. Nicht angenommene Anträge auf Änderungen 
sind ebenfalls beizufügen. Die Billigung des Protokolls der voraussichtlich 
letzten Sitzung einer Wahlperiode erfolgt gemäß § 39 Absatz 2.
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VII. Gesetzgebungsverfahren

§ 42  
Einbringen von Gesetzentwürfen
(1)	� Gesetzentwürfe können von den Fraktionen, mindestens sechs Mitgliedern 

des Landtags, durch die Staatsregierung oder durch Volksanträge eingebracht 
werden. Sie müssen schriftlich begründet sein und die Kostenfolgen darstellen; 
das Nähere regelt die Richtlinie des Präsidiums nach § 14 Absatz 3. Einer 
Darstellung der Kostenfolgen bedarf es nicht bei Gesetzentwürfen, die durch 
Volksantrag eingebracht werden.

(2)	� Gesetzentwürfe der Fraktionen bedürfen der Unterzeichnung durch eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden oder deren oder dessen Stellvertretung, 
Gesetzentwürfe der Staatsregierung der Unterzeichnung durch die Minister-
präsidentin oder den Ministerpräsidenten. Die Einbringung von Volksanträgen 
wird durch die Verfassung des Freistaates Sachsen und das Gesetz über Volks-
antrag, Volksbegehren und Volksentscheid geregelt.

(3)	� Alle Gesetzentwürfe sind bei der Präsidentin oder dem Präsidenten einzu
reichen.

§ 43  
Beratungsverfahren
(1)	� Eine erste Beratung findet nur statt, wenn die Einbringerin oder der Einbringer 

sie ausdrücklich verlangt. Andernfalls überweist die Präsidentin oder der 
Präsident den Gesetzentwurf sogleich an den zuständigen Ausschuss oder 
die zuständigen Ausschüsse.

(2)	� Findet eine erste Beratung statt, beginnt sie frühestens am fünften Werktag 
nach Verteilung der Drucksache und innerhalb von sechs Sitzungswochen 
nach Verteilung des Gesetzentwurfs. Die Frist kann mit Zustimmung der Ein-
bringerin oder des Einbringers verlängert werden.

§ 44  
Erste Beratung
(1)	� In der ersten Beratung findet eine Aussprache nur statt, wenn es vom Präsi-

dium empfohlen wird. In der Aussprache werden nur die Grundsätze der Gesetz-
entwürfe erörtert.

(2)	� Bei der Behandlung von Volksanträgen findet in der ersten Beratung eine 
Aussprache statt, sofern dies von einer Fraktion oder sechs Mitgliedern des 
Landtags verlangt wird.

(3)	� Änderungsanträge zu Gesetzentwürfen sind vor Schluss der ersten Beratung 
nicht zulässig.

(4)	� Am Schluss der ersten Beratung beschließt der Landtag, ob der Gesetzentwurf 
an einen oder mehrere Ausschüsse überwiesen werden soll. Eine Überwei-
sung gilt als beschlossen, wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder des 
Landtags dafür stimmen.
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(5)	� Gesetzentwürfe, die zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen führen, sind 
stets an den Haushalts- und Finanzausschuss zu überweisen. Sie können 
zugleich auch an andere Ausschüsse überwiesen werden.

(6)	� Wird der Gesetzentwurf nicht an einen Ausschuss überwiesen, gilt § 46  
Absatz 1 Satz 1.

§ 45  
Vereinfachtes Verfahren für Ergänzungsvorlagen und Nachtragshaushaltsgesetze
(1)	 �Ergänzungen zum Entwurf des Haushaltsgesetzes und Haushaltsplanes  

(Ergänzungsvorlagen) überweist die Präsidentin oder der Präsident unmittelbar 
an den Haushalts- und Finanzausschuss und die weiter betroffenen Fachaus-
schüsse. Die Ergänzungsvorlagen gelten insoweit als Bestandteil des Ent-
wurfes des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes.

(2)	� Ergänzungsvorlagen sollen die Ausschüsse so beraten, dass das Gesetz
gebungsvorhaben selbst nicht hinausgezögert wird. Die Staatsregierung soll 
die Ergänzungsvorlagen dem Landtag mindestens drei Wochen vor der geplan-
ten Beschlussfassung des Haushalts- und Finanzausschusses zuleiten.

(3)	� Für Vorlagen zur Änderung des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes 
(Nachtragshaushaltsvorlagen) gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Sie sind 
vom Landtag binnen fünf Wochen nach der Überweisung abschließend zu 
beraten. Nachtragshaushaltsvorlagen sind von den mitberatenden Aus-
schüssen so zu beraten, dass die Frist nach Satz 2 eingehalten werden kann.

§ 46  
Zweite Beratung
(1)	� Die zweite Beratung beginnt frühestens am ersten Werktag nach Schluss der 

ersten Beratung. Ist der Gesetzentwurf einem Ausschuss überwiesen worden, 
so beginnt die zweite Beratung frühestens am zweiten Werktag nach der Ver-
teilung der Beschlussempfehlung. Sie kann früher beginnen, wenn der Land-
tag es auf Antrag einer Fraktion oder von sechs Mitgliedern des Landtags mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder bestimmt.

(2)	� Fand eine Ausschussberatung statt, so erhält auf Verlangen zunächst die  
Berichterstatterin oder der Berichterstatter das Wort. Anschließend findet 
eine Aussprache statt, sofern der Landtag nicht auf einstimmigen Vorschlag 
des Präsidiums beschließt, davon abzusehen. Während der Aussprache ist 
der Berichterstatterin oder dem Berichterstatter auf Verlangen vor anderen 
Mitgliedern des Landtags das Wort zu erteilen. Sie oder er darf dabei nicht 
für ihre oder seine Fraktion sprechen.

(3)	� Liegt eine Beschlussempfehlung eines Ausschusses vor, bildet sie die Grund-
lage für die zweite Beratung. Hat der Ausschuss Ablehnung empfohlen, so 
bildet der Gesetzentwurf die Grundlage für die zweite Beratung.

(4)	� Eine Einzelberatung oder eine Einzelabstimmung über einzelne oder mehrere 
selbstständige Bestimmungen des Gesetzentwurfs findet nur statt, wenn dies 
von sechs Mitgliedern des Landtags oder einer Fraktion bis zum Beginn des 
jeweiligen Tagesordnungspunktes verlangt wird.

(5)	� Im Anschluss an die Aussprache wird über vorliegende Änderungsanträge in 
der Reihenfolge ihres Eingangs beraten und abgestimmt. Die Reihenfolge 
kann vom Landtag geändert werden. Die Änderungsanträge können als Ganzes 
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oder in Teilen getrennt zur Abstimmung gestellt werden. Änderungsanträge 
können, solange die Beratung nicht geschlossen ist, von jedem Mitglied des 
Landtags schriftlich gestellt werden.

(6)	 �Sofern eine Einzelabstimmung (Absatz 4) nicht verlangt wird, wird über alle 
Teile des Gesetzentwurfs gemeinsam abgestimmt.

(7)	� Der Landtag kann den Gesetzentwurf vor der Schlussabstimmung ganz oder 
teilweise auch an einen anderen Ausschuss zurückverweisen. Dies gilt auch 
für bereits beratene Teile.

§ 47  
Schlussabstimmung
Nach Schluss der zweiten Beratung wird über den Gesetzentwurf als Ganzes ab-
gestimmt. Bei Ablehnung aller Teile des Gesetzentwurfs findet eine Schluss
abstimmung nur auf Verlangen der Einbringerin oder des Einbringers statt.

§ 48  
Entschließungsanträge
Über Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen und Teilen des Haushaltsplans 
wird in der Regel nach der Schlussabstimmung abgestimmt.

§ 49  
Übermittlung des Gesetzesbeschlusses an die Staatsregierung
(1)	� Die Präsidentin oder der Präsident stellt den Wortlaut des vom Landtag be-

schlossenen Gesetzes fest, fertigt das verfassungsmäßig beschlossene Gesetz 
nach Gegenzeichnung der Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsidenten 
und der zuständigen Staatsministerinnen oder Staatsminister aus und über-
sendet es der Staatsregierung. Offenbare Unrichtigkeiten können durch die 
Präsidentin oder den Präsidenten hierbei beseitigt werden. Soweit es infolge 
von Streichungen oder Einfügungen erforderlich geworden ist, kann sie oder 
er auch die Nummern von Paragrafen oder von anderen Teilen des Gesetzes 
ändern.

(2)	� Verfassungsmäßig beschlossene Gesetze sind binnen Monatsfrist im Gesetz- 
und Verordnungsblatt zu verkünden. Wenn der Landtag die Dringlichkeit be-
schließt, müssen sie unverzüglich ausgefertigt und verkündet werden.

§ 50  
Volksantrag
(1)	� Der Landtag entscheidet über die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage 

durch unveränderte Annahme oder Ablehnung. Beschließt der Landtag eine 
Änderung der Vorlage, so ist der Volksantrag abgelehnt. Die geänderte Vorlage 
ist der eigene Gesetzentwurf des Landtags im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 
Satz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen, sofern der Landtag nicht etwas 
anderes beschließt.

(2)	� Die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage wird entsprechend den Bestim-
mungen dieses Abschnittes behandelt. Der Landtag kann beschließen, den 
Vertrauenspersonen das Wort zu erteilen.
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(3)	 �Der Ausschuss, an den die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage feder
führend überwiesen wurde, führt eine öffentliche Anhörung der Vertrauens-
personen durch.

(4)	 �Die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage wird in der Regel innerhalb von 
fünf Monaten nach der Veröffentlichung (§ 13 des Gesetzes über Volksantrag, 
Volksbegehren und Volksentscheid) abschließend behandelt.
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VIII. Anträge

§ 51  
Anträge, Änderungsanträge und Entschließungsanträge
(1)	� Anträge (§ 14 Absatz 1 Nummer 2) beginnen mit den Worten „Der Landtag möge 

beschließen“ und werden so gefasst, wie sie zum Beschluss erhoben werden 
sollen. Sie können durch eine Fraktion oder durch sechs Mitglieder des Land-
tags eingebracht werden und sind in der Regel schriftlich zu begründen.

(2)	� Änderungsanträge (§ 14 Absatz 2 Nummer 1) müssen sich auf den Gegen-
stand der selbstständigen Vorlage beziehen und sind nur zulässig, sofern 
durch sie nicht einer Beschlussfassung über den Gegenstand des ursprüng-
lichen Antrages ausgewichen werden soll. Sie können von jedem Mitglied 
des Landtags und von Fraktionen eingebracht werden.

(3)	� Entschließungsanträge (§ 14 Absatz 2 Nummer 2) sind auf Meinungen, Anre-
gungen, Empfehlungen oder Ersuchen zu richten, die mit dem Beratungsge-
genstand im Zusammenhang stehen. Sie sind nur zulässig zu Gesetzentwürfen, 
Unterrichtungen, Regierungserklärungen, Großen Anfragen, Berichten sowie 
Zwischenberichten der Untersuchungsausschüsse und Enquetekommissionen. 
Entschließungsanträge können durch eine Fraktion oder durch sechs Mit
glieder des Landtags eingebracht werden. Sie gelten als erledigt, wenn die Vor-
lage nach Satz 2, auf die sie sich beziehen, abgelehnt oder zurückgenommen 
wird oder sich auf andere Weise erledigt.

(4)	 �Änderungsanträge und Entschließungsanträge müssen den Mitgliedern des 
Landtags bei der Abstimmung im Plenum als Papierdokument vorliegen, sofern 
sie nicht bereits vor Sitzungsbeginn verteilt wurden.

(5)	� Über Änderungsanträge und Entschließungsanträge ist jeweils in der Reihen-
folge ihrer Einbringung abzustimmen. Über Entschließungsanträge wird in 
der Regel nach der Schlussabstimmung abgestimmt.

(6)	� Hält die Präsidentin oder der Präsident einen Antrag, einen Änderungsantrag 
oder einen Entschließungsantrag für unzulässig, legt sie oder er ihn zunächst 
dem Präsidium mit ihren oder seinen zu begründenden Bedenken vor. Über 
die Zulässigkeit entscheidet das Präsidium. Die Antragstellenden können 
gegen die Entscheidung des Präsidiums einen Beschluss des Landtags über 
die Zulässigkeit verlangen.

§ 52  
Behandlung von Anträgen
(1)	� Anträge werden von der Präsidentin oder dem Präsidenten im Benehmen mit 

der antragstellenden Fraktion dem zuständigen Ausschuss überwiesen.  
Anträge zu Angelegenheiten, für die die Staatsregierung unmittelbar oder 
mittelbar verantwortlich ist, leitet die oder der Ausschussvorsitzende auf  
Antrag der Antragstellerinnen oder Antragsteller unverzüglich der Staats
regierung zu, die innerhalb von vier Wochen ab dem Postausgangsdatum zu 
dem Antrag Stellung nimmt. Die oder der Vorsitzende kann die Frist im Ein-
vernehmen mit den Antragstellerinnen oder Antragstellern verlängern. Fällt 
der Lauf der Frist in die sitzungsfreie Zeit, verlängert sich diese um zwei  
Wochen, sofern die Antragstellerinnen oder Antragsteller nicht vorab wider-
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sprechen. Die Stellungnahme der Staatsregierung wird von der oder dem 
Vorsitzenden unverzüglich den Ausschussmitgliedern übermittelt.

(2)	 �Die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse werden mindestens einmal 
monatlich in eine Sammeldrucksache aufgenommen und auf die Tagesord-
nung einer Sitzung des Landtags gesetzt. Grundlage der Beschlussfassung 
des Landtags ist die Beschlussempfehlung des Ausschusses. Beschluss-
empfehlungen können an den Ausschuss zurückverwiesen oder an einen 
anderen Ausschuss verwiesen werden.

(3)	 �Unbeschadet des Absatzes 1 kann jede Fraktion für die nächstfolgende  
Plenarwoche bis zu zwei Anträge einreichen, die ohne vorherige Überweisung 
und Beratung im Ausschuss auf die Tagesordnung der Plenarsitzung gesetzt 
werden sollen. Die Anträge müssen bis spätestens Montag, 12:00 Uhr, der 
der Plenarwoche vorhergehenden Woche eingereicht werden. Gleichzeitig 
ist der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich mitzuteilen, dass die  
Anträge nach Satz 1 behandelt werden sollen. Die antragstellende Fraktion 
kann alternativ dazu Anträge nach Absatz 1 benennen, die im Ausschuss 
noch nicht angehört oder abschließend behandelt worden sind und die auf 
die Tagesordnung der Plenarsitzung gesetzt werden sollen.

(4)	 �In wechselnder Folge kann eine Fraktion zusätzlich für die zweite Plenar
sitzung einer Plenarwoche einen Antrag benennen, dessen Beratung im An-
schluss an die Befragung der Staatsregierung stattfindet (Prioritätenantrag). 
Der Antrag darf im Ausschuss weder angehört noch abschließend behandelt 
worden sein. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5)	 �Anträge der Staatsregierung (§ 14 Absatz 1 Nummer 11) überweist die Präsi-
dentin oder der Präsident an den zuständigen Ausschuss.

(6)	� Anträge zu Haushaltsvorlagen von einzelnen Mitgliedern des Landtags, die 
nicht dem Haushalts- und Finanzausschuss angehören, werden unmittelbar 
an diesen Ausschuss überwiesen.

§ 53  
Dringliche Anträge
(1)	 �Dringliche Anträge werden auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt.
(2)	� Dringlich sind Anträge,
	 1.	 die Immunität eines Mitglieds des Landtags aufzuheben,
	 2.	 �der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten das Vertrauen zu 

entziehen,
	 3.	 einen Untersuchungsausschuss einzusetzen.
(3)	� Andere Anträge können vom Präsidium durch einmütigen Beschluss oder vom 

Landtag für dringlich erklärt werden, sofern sie am dritten Werktag vor der 
Plenarsitzung eingereicht werden. Dies gilt nicht für Anträge zu Angelegen-
heiten, die in Form eines Antrages oder einer Großen Anfrage bereits Gegen-
stand der Beratungen im Landtag sind, sofern nicht inzwischen neue wesent-
liche Tatsachen, welche die Dringlichkeit begründen, eingetreten sind. 
Voraussetzung für die Dringlichkeit eines Antrages ist, dass im üblichen Ver-
fahren (§ 52) eine rechtzeitige Entscheidung des Landtags über einen solchen 
Antrag nicht erreichbar ist. Stellt das Präsidium die Dringlichkeit fest, sind 
die Anträge in der nächsten Sitzung abschließend zu behandeln. Werden  
Anträge durch den Landtag für dringlich erklärt, sind sie in derselben Sitzung 
abschließend zu behandeln.
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IX. Aktuelle Stunde, Fragen an die Staatsregierung

§ 54  
Aktuelle Stunde
(1)	 �Jede Fraktion kann zu einem bestimmt bezeichneten Gegenstand der Landes-

politik von allgemeinem und aktuellem Interesse eine Aktuelle Debatte im 
Rahmen der Aktuellen Stunde verlangen. Ist ein Beratungsgegenstand in 
Form eines Antrags, einer Beschlussempfehlung oder einer Großen Anfrage 
bereits in die Tagesordnung der laufenden Plenarwoche aufgenommen, so 
ist eine Aktuelle Debatte hierüber nicht zulässig. Die Aktuelle Debatte muss 
spätestens in der Präsidiumssitzung vor der Plenarwoche unter Nennung des 
Themas verlangt werden. Das Thema der Aktuellen Debatte kann noch bis 
zum Montag der Plenarwoche, 12:00 Uhr, geändert werden. Das Verlangen 
ist schriftlich gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten vorzubringen, 
die oder der es unverzüglich den Fraktionen und der Staatsregierung zur 
Kenntnis bringt.

(2)	� In einer Plenarwoche finden bei Bedarf bis zu zwei Aktuelle Stunden statt. In 
der Aktuellen Stunde können höchstens drei Aktuelle Debatten durchgeführt 
werden.

(3)	� In der Aktuellen Stunde steht den Fraktionen insgesamt eine Redezeit von 
einer Stunde zur Verfügung. Sind zwei Aktuelle Debatten verlangt, verlängert 
sich die Redezeit der Fraktionen auf zwei Stunden. Sind drei Aktuelle Debatten 
verlangt, verlängert sich die Redezeit der Fraktionen auf drei Stunden.

(4)	� Über die Verteilung der ihnen zur Verfügung stehenden Redezeiten auf die 
einzelnen Aktuellen Debatten entscheiden die Fraktionen. Die Redezeit der 
Staatsregierung wird auf die Dauer der Aktuellen Stunde nicht angerechnet.

(5)	� In der Aktuellen Debatte dürfen die einzelnen Redebeiträge fünf Minuten 
nicht überschreiten. Eine Rednerin oder ein Redner kann jedoch in der Aktu-
ellen Debatte mehrfach das Wort ergreifen.

(6)	� Ergreift die Staatsregierung das Wort für mehr als zehn Minuten, erhält auf 
Verlangen einer Fraktion eines ihrer Mitglieder Gelegenheit, in dieser Aktuel-
len Debatte zusätzliche fünf Minuten zu sprechen. In diesem Fall verlängert 
sich die Dauer der Aktuellen Stunde um die zusätzlich in Anspruch genommene 
Zeit. Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident informiert 
über die Redezeitüberschreitung.

(7)	� Beschlüsse zur Sache werden in der Aktuellen Debatte nicht gefasst.

§ 55  
Befragung der Staatsregierung
(1)	� In Plenarwochen findet am zweiten Plenartag nach der Aktuellen Stunde 

eine Befragung der Staatsregierung statt. Die Fragen müssen kurzgefasst 
sein und kurze Antworten ermöglichen.

(2)	� Zu Beginn der Befragung erhält ein Mitglied der Staatsregierung auf sein Ver-
langen bis zu fünf Minuten das Wort, um über ein von der Staatsregierung 
benanntes Thema von aktuellem Interesse, vorrangig aus den vorangegange-
nen Sitzungen der Staatsregierung, zu berichten. Mindestens einmal pro Jahr 
stellt sich die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident der Befragung.
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(3)	 �Im Anschluss erhalten die Fraktionen in der Reihenfolge nach § 13 Absatz 1 
für jeweils sieben Minuten Gelegenheit, Fragen an das Mitglied der Staats
regierung zu stellen. Die jeweilige Frage darf eine Minute, die Antwort zwei 
Minuten nicht überschreiten. Die Fragen müssen sich thematisch auf den 
Geschäftsbereich des Mitglieds der Staatsregierung beziehen.

(4)	� Wird eine Antwort ganz oder in Teilen schriftlich nachgereicht, wird sie dem 
Protokoll beigefügt. § 87 Absatz 4 gilt entsprechend.

(5)	� Anträge zur Sache, Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen sowie Kurz-
interventionen sind unzulässig.

(6)	� Das Thema der Staatsregierung soll bis spätestens Montag der Plenarwoche, 
14:00 Uhr, gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten benannt werden, 
die oder der es den Fraktionen unverzüglich zur Kenntnis gibt.

§ 56  
Fragestunde
(1)	� An einem Plenartag je Plenarwoche ist jedes Mitglied des Landtags berechtigt, 

kurze mündliche Anfragen an die Staatsregierung zu richten, die von der 
Staatsregierung möglichst kurz beantwortet werden sollen. Die Fragestunde 
soll 30 Minuten nicht überschreiten, sofern der Landtag keine Verlängerung 
beschließt.

(2)	� Das Nähere des Verfahrens der Fragestunde regelt die in Anlage 2 beigefügte 
Richtlinie.

§ 57  
Kleine Anfragen
(1)	� Jedes Mitglied des Landtags kann an die Staatsregierung schriftliche Anfragen 

richten. Die Anfragen müssen sich auf einen bestimmten Sachverhalt beziehen 
und sind knapp und sachlich zu formulieren. Der Fragestellung kann eine 
kurze Begründung vorangestellt werden. Die Anfragen sind bei der Präsiden-
tin oder dem Präsidenten einzureichen.

(2)	 �Die Kleinen Anfragen müssen knapp und scharf umrissen die Tatsachen an-
führen, über die Auskunft gewünscht wird. Sie dürfen nicht mehr als fünf 
Einzelfragestellungen enthalten.

(3)	� Zulässig sind nur Anfragen über Angelegenheiten, die in den Verantwor-
tungsbereich der Staatsregierung fallen. § 51 Absatz 6 gilt entsprechend.

(4)	 �Die Kleine Anfrage ist binnen vier Wochen ab dem Postausgangsdatum des 
Landtags zu beantworten.

(5)	� Wird die Antwort nicht fristgemäß erteilt, so setzt die Präsidentin oder der 
Präsident auf Verlangen der Fragestellerin oder des Fragestellers, das binnen 
drei Wochen geltend gemacht werden kann, die Anfrage zur mündlichen Be-
antwortung auf die Tagesordnung der nächsten Plenarwoche und erteilt der 
Fragestellerin oder dem Fragesteller zur Verlesung das Wort. Sie oder er kann 
höchstens zwei ergänzende Fragen stellen. Eine Besprechung der Antwort 
findet nicht statt.
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§ 58  
Einbringung von Großen Anfragen
(1)	� In Angelegenheiten von erheblicher oder grundsätzlicher politischer Bedeu-

tung können von einer Fraktion oder von sechs Mitgliedern des Landtags 
Große Anfragen an die Staatsregierung gerichtet werden.

(2)	� Große Anfragen sind bei der Präsidentin oder beim Präsidenten einzureichen. 
Sie müssen kurz und bestimmt gefasst sein. Sie sollen schriftlich begründet 
werden. § 51 Absatz 6 und § 57 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.

§ 59  
Behandlung von Großen Anfragen
(1)	 �Nach Eingang der schriftlichen Antwort wird die Große Anfrage zur Beratung 

auf die Tagesordnung gesetzt, wenn dies von einer Fraktion oder von sechs 
Mitgliedern des Landtags verlangt wird.

(2)	� Die Große Anfrage ist binnen zwölf Wochen ab dem Postausgangsdatum des 
Landtags zu beantworten. Wird die Antwort nicht fristgemäß erteilt, so wird 
die Große Anfrage auf Verlangen der Antragstellerin oder des Antragstellers, 
das binnen drei Wochen geltend gemacht werden kann, zur Beratung auf die 
Tagesordnung der nächsten Plenarwoche gesetzt.

(3)	� Unter den Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 kann die Antragstellerin 
oder der Antragsteller verlangen, dass die Große Anfrage anstelle der Behand-
lung im Plenum im zuständigen Ausschuss besprochen wird. Die §§ 37 und 
38 finden keine Anwendung.

(4)	 �Die Behandlung von Großen Anfragen ist auf eine Große Anfrage innerhalb 
einer Plenarwoche beschränkt. § 78 Absatz 7 bleibt unberührt.

§ 60  
Antworten der Staatsregierung
(1)	 �Die Präsidentin oder der Präsident fordert die Staatsregierung auf, Kleine 

und Große Anfragen innerhalb der festgelegten Frist schriftlich zu beantwor-
ten. Sie oder er kann in begründeten Fällen, insbesondere wenn der Lauf der 
Antwortfrist in die sitzungsfreie Zeit fällt, die Frist um bis zu zwei Wochen 
verlängern. Eine weitergehende Verlängerung durch die Präsidentin oder 
den Präsidenten bedarf des Einvernehmens mit der Fragestellerin oder dem 
Fragesteller.

(2)	 �Stehen der öffentlichen Beantwortung Kleiner oder Großer Anfragen gesetz-
liche Regelungen, Rechte Dritter oder überwiegende Belange des Geheim-
schutzes entgegen, werden die Antworten nach den Vorgaben der Geheim-
schutzordnung (Anlage 4) behandelt.
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X. Petitionen

§ 61  
Überweisung von Petitionen
(1)	� Die Präsidentin oder der Präsident überweist die Petitionen an den Petitions-

ausschuss.
(2)	� Betrifft eine Petition eine Bitte an den Landtag, kann der Petitionsausschuss 

fachliche Stellungnahmen von anderen Ausschüssen einholen.
(3)	� Vor Abschluss des Petitionsverfahrens kann der Petitionsausschuss mit 

Mehrheit beschließen, dass die Präsidentin oder der Präsident die Staats
regierung ersucht, auf den Vollzug geplanter Maßnahmen zu verzichten, bis 
das Petitionsverfahren beendet ist. In diesen Fällen ist das Petitionsverfahren 
innerhalb von vier Monaten zu bearbeiten.

§ 62  
Obliegenheiten des Petitionsausschusses
(1)	� Der Petitionsausschuss hat Grundsätze über die Behandlung von Bitten und 

Beschwerden aufzustellen und diese zum Ausgangspunkt seiner Entscheidung 
im Einzelfall zu machen. Die Grundsätze sind zu veröffentlichen.

(2)	� Mitglieder des Landtags, die eine Petition überreichen, sind auf ihr Verlangen 
zu den Ausschusssitzungen mit beratender Stimme hinzuzuziehen.

(3)	� Die Anforderung von Akten erfolgt über die zuständige oberste Behörde des 
Freistaates Sachsen. Bei Auskunftsersuchen und bei dem Zutritt zu Einrich-
tungen ist die zuständige oberste Behörde des Freistaates Sachsen zu unter-
richten.

(4)	� Von der Anhörung der Petentin oder des Petenten, von Zeuginnen oder Zeugen 
oder Sachverständigen ist das zuständige Mitglied der Staatsregierung recht-
zeitig zu unterrichten.

§ 63  
Abgabefrist für Auskünfte
Auskünfte nach § 5 Absatz 1 und 2 des Sächsischen Petitionsausschussgesetzes 
sollen in einer Frist von sechs Wochen ab dem Postausgangsdatum des Landtags 
erteilt werden. Die oder der Vorsitzende des Petitionsausschusses kann im Einzel-
fall eine andere Frist bestimmen.

§ 64  
Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsausschusses
(1)	 �Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Landtag in der Regel wie folgt zu be-

schließen:
	 1.	� Der Petition wird abgeholfen, teilweise abgeholfen oder kann nicht abge-

holfen werden.
	 2.	 Die Petition wird für erledigt erklärt.
	 3.	 �Die Petition wird der Staatsregierung zur Berücksichtigung, Erwägung, 

Veranlassung bestimmter Maßnahmen oder als Material überwiesen.
	� Näheres bestimmen die Grundsätze nach § 62 Absatz 1.
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(2)	� Die Berichte über die vom Petitionsausschuss behandelten Petitionen werden 
mit einer Beschlussempfehlung dem Landtag in einer Sammeldrucksache 
vorgelegt.

(3)	� Die Berichte werden gedruckt, verteilt und spätestens im übernächsten auf 
die Verteilung der Berichte folgenden Plenum auf die Tagesordnung gesetzt. 
Sie können von der Berichterstatterin oder dem Berichterstatter mündlich 
ergänzt werden. Eine Aussprache findet jedoch nur statt, wenn diese von einer 
Fraktion oder von anwesenden fünf Prozent der Mitglieder des Landtags ver-
langt wird.

(4)	� Der Petitionsausschuss erstattet dem Landtag jährlich einen schriftlichen 
Bericht über seine Tätigkeit.

§ 65  
Erneute Behandlung
Der Petitionsausschuss kann eine abgeschlossene Petition erneut behandeln, 
wenn
1.	� die Petition gemäß § 10 des Sächsischen Petitionsausschussgesetzes der 

Staatsregierung überwiesen wurde und diese die gesetzte Frist nicht einge-
halten hat,

2.	� der Petitionsausschuss beschließt, dass er nach dem Bericht der Staats
regierung weiteren Beratungsbedarf hat,

3.	 �die Petentin oder der Petent wesentliche neue Tatsachen vorträgt.

§ 66  
Erledigung
Den Einsenderinnen oder Einsendern wird die Art der Erledigung ihrer Petition 
schriftlich mitgeteilt. Diese Mitteilung ist mit Gründen zu versehen. Für Massen- 
und Sammelpetitionen kann in den Grundsätzen nach § 62 Absatz 1 eine andere 
Form der Mitteilung bestimmt werden.
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XI. Besondere Beratungsgegenstände

§ 67  
Misstrauensantrag gegen die Ministerpräsidentin oder den Ministerpräsidenten 
(ergänzend zu Artikel 69 der Verfassung des Freistaates Sachsen)
Ein Antrag, der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten das Vertrauen 
zu entziehen, ist bei der Präsidentin oder dem Präsidenten einzureichen und von 
mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtags zu unterzeichnen.

§ 68  
Wahl und Zustimmung für den Rechnungshof  
(ergänzend zu Artikel 100 Absatz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen)
(1)	 �Über einen Vorschlag der Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsidenten 

zur Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten des Sächsischen Rechnungs-
hofs berät zunächst der zuständige Ausschuss.

(2)	 �Der Ausschuss kann die Personalakten der vorgeschlagenen Personen anfor-
dern. Personalakten sind vertraulich zu behandeln. Einsicht darf nur den 
Mitgliedern des Ausschusses und nur im Landtagsgebäude gewährt werden. 
Der Ausschuss legt dem Landtag eine Beschlussempfehlung zum Antrag der 
Staatsregierung vor.

(3)	 �Die Absätze 1 und 2 finden auf die Zustimmung des Landtags zur Ernennung 
der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten des Sächsischen Rechnungs-
hofs entsprechende Anwendung.

§ 69  
Wahl der oder des Sächsischen Datenschutz- und Transparenzbeauftragten  
(ergänzend zu § 16 Absatz 1 des Sächsischen Datenschutzdurchführungsgesetzes)
Für die Wahl der oder des Sächsischen Datenschutz- und Transparenzbeauftragten 
gilt § 68 Absatz 1 und 2 entsprechend.

§ 70  
Anklage gegen ein Mitglied des Landtags oder der Staatsregierung  
(ergänzend zu Artikel 118 Absatz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen)
Der Antrag, ein Mitglied des Landtags oder der Staatsregierung vor dem Verfas-
sungsgerichtshof anzuklagen, ist von mindestens einem Drittel der Mitglieder 
des Landtags bei der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich einzureichen. 
Der Antrag wird in zwei Beratungen behandelt. Der Antrag wird am Schluss der 
ersten Beratung an den zuständigen Ausschuss überwiesen. Der Ausschuss hat 
die Betroffene oder den Betroffenen zu hören.

§ 71
Anklage gegen eine Richterin oder einen Richter  
(ergänzend zu Artikel 80 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen)
Für die Behandlung eines Antrags, eine Richterin oder einen Richter vor dem Bundes-
verfassungsgericht anzuklagen, gilt § 70 Satz 2 bis 4 entsprechend.
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§ 72  
Immunitätsangelegenheiten  
(ergänzend zu Artikel 55 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen)
(1)	� Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten sind von der Präsidentin oder dem 

Präsidenten unmittelbar an den zuständigen Ausschuss zu überweisen. Der 
Ausschuss gibt eine Beschlussempfehlung ab, ob in die beantragte Aufhebung 
der Immunität eingewilligt werden soll. Über die Empfehlung wird im Plenum 
ohne Aussprache abgestimmt.

(2)	 �Der Landtag kann für bestimmte Verfahren oder Maßnahmen für die Dauer 
einer Legislaturperiode oder Teile hiervon eine generelle Einwilligung erteilen.

(3)	� Das Nähere des Verfahrens in Immunitätsangelegenheiten sowie des Verfah-
rens zur Erteilung der Ermächtigung zur Strafverfolgung nach § 90b Absatz 2 
oder § 194 Absatz 4 des Strafgesetzbuches regelt die in Anlage 3 beigefügte 
Richtlinie.

§ 73  
Auflösung des Landtags  
(ergänzend zu Artikel 58 der Verfassung des Freistaates Sachsen)
Der Antrag, den Landtag aufzulösen, ist bei der Präsidentin oder dem Präsidenten 
schriftlich einzureichen und von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Land-
tags zu unterzeichnen. Der Antrag wird in einer einzigen Beratung behandelt. 
Eine Überweisung an einen Ausschuss erfolgt nicht. Die Beratung und Beschluss-
fassung finden frühestens am dritten Tag nach Verteilung des Antrages statt.
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XII. Sitzungen des Landtags

§ 74  
Öffentlichkeit
(1)	� Die Sitzungen des Landtags sind grundsätzlich öffentlich.
(2)	� Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, soweit die Verfassung des Freistaates 

Sachsen oder ein Gesetz eine nicht öffentliche Sitzung vorschreibt.
(3)	� Die Öffentlichkeit kann auf Antrag von zwölf Mitgliedern des Landtags oder 

eines Mitglieds der Staatsregierung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder des Landtags ausgeschlossen werden.

(4)	� Die Entscheidung und Beratung über die Behandlung unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit findet in nicht öffentlicher Sitzung statt.

(5)	� Öffentliche Sitzungen des Landtags werden aufgrund einer auf Empfehlung 
des Präsidiums erteilten Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten 
für Menschen mit Behinderungen übersetzt.

§ 75  
Zutritt zum Sitzungssaal
Der Aufenthalt im Sitzungssaal ist anderen Personen als Mitgliedern des Land-
tags, Mitgliedern und Beauftragten der Staatsregierung sowie der Präsidentin 
oder dem Präsidenten des Rechnungshofes und der oder dem Sächsischen Daten-
schutz- und Transparenzbeauftragten nur mit Genehmigung der Präsidentin oder 
des Präsidenten gestattet.

§ 76  
Einberufung
(1)	� Sitzungen des Landtags sollen mindestens alle vier Wochen stattfinden. Die 

sitzungsfreie Zeit bleibt hierbei außer Betracht.
(2)	� Die Sitzungen des Landtags werden spätestens am dritten Werktag vor der 

Sitzung durch Mitteilung von Termin, Ort und Tagesordnung von der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten einberufen. In unaufschiebbaren Fällen kann 
eine Sitzung mit kürzerer Frist einberufen werden. Ist eine schriftliche Ein
ladung nicht möglich, so kann die Einladung auf anderem Wege erfolgen. In 
der Regel wird der Termin der nächsten Sitzung am Schluss der laufenden 
Sitzung bekannt gegeben.

(3)	 �Selbstständig setzt die Präsidentin oder der Präsident Termin und Tagesord-
nung fest, wenn

	 1.	� sie oder er den Landtag gemäß Artikel 44 Absatz 4 Satz 2 oder 3 der Ver-
fassung des Freistaates Sachsen oder nach Absatz 2 Satz 2 einberuft,

	 2.	 der Landtag sie oder ihn hierzu ermächtigt,
	 3.	� der Landtag wegen Beschlussunfähigkeit oder aus anderen Gründen 

nicht entscheiden kann.
(4)	� Verlangt ein Viertel der Mitglieder des Landtags oder die Staatsregierung die 

Einberufung des Landtags, so ist der gewünschte Beratungsgegenstand an-
zugeben. Die Präsidentin oder der Präsident hat den Landtag unverzüglich 
zu einer Sitzung mit dem gewünschten Beratungsgegenstand einzuberufen.
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§ 77  
Redezeitfestlegung
(1)	� Fragen der Redezeit regelt das Präsidium. Es berücksichtigt dabei eine ange-

messene Grundredezeit für kleinere Fraktionen, die Redezeit der Staats
regierung und steuert unter Beachtung der Stärkeverhältnisse der Fraktionen 
auf zeitlich gestraffte Debatten hin.

(2)	� Das Präsidium schlägt die Dauer der Redezeit zu den einzelnen Tagesord-
nungspunkten oder die Gesamtredezeit für die Tagesordnung und ihre Auf-
teilung auf Fraktionen und Staatsregierung vor und kann für bestimmte Tages-
ordnungspunkte Redezeiten für die jeweiligen Redebeiträge vorschlagen;  
in den Fällen des § 76 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und 4 macht die Präsidentin 
oder der Präsident diesen Vorschlag. Für Aktuelle Stunden gilt § 54 Absatz 3 
bis 6.

§ 78  
Tagesordnung
(1)	� In der Plenarwoche finden in der Regel zwei Plenarsitzungen an aufeinander-

folgenden Tagen statt.
(2)	� Die Beratungsgegenstände sollen in der Tagesordnung nach der Bedeutung, 

der Aktualität und unter Berücksichtigung des Sachzusammenhanges geordnet 
werden. Kommt ein Einvernehmen im Präsidium nicht zustande, so soll sich 
die Aufstellung der Tagesordnung durch das Präsidium an nachstehender 
Reihenfolge orientieren:

	 1.	 Regierungserklärungen,
	 2.	 Dringliche Anträge nach § 53 Absatz 2,
	 3.	 Aktuelle Stunde,
	 4.	 Befragung der Staatsregierung,
	 5.	 Prioritätenantrag,
	 6.	 Gesetzentwürfe (zweite Beratung, erste Beratung),
	 7.	 �Fraktionsanträge (einschließlich Dringlicher Anträge nach § 53 Absatz 3) 

und Große Anfragen,
	 8.	 Sammeldrucksachen mit Beschlussempfehlungen und Berichten,
	 9.	 Sonstige Anträge und Vorlagen,
	 10.	Fragestunde,
	 11.	Kleine Anfragen.
	� Bei Vorlagen nach Satz 2 Nummer 7 sollen die Fraktionen grundsätzlich im 

Wechsel entsprechend der Reihenfolge ihrer Stärke berücksichtigt werden.
(3)	� Bei der Aufstellung der Tagesordnung soll jede Fraktion in einer Plenarwoche 

mit zwei Anträgen nach § 52 Absatz 3 Satz 1 und 4 in gesonderten Tagesord-
nungspunkten zum Zuge kommen.

(4)	 �Soweit möglich, sind sachlich zusammenhängende Vorlagen gebündelt,  
zumindest jedoch hintereinander auf die Tagesordnung zu setzen; unbe-
schadet des Absatzes 3 können in diesem Fall weitere Anträge nach § 52 
Absatz 3 Satz 1 und 4, die mit den Vorlagen in thematischem Zusammen-
hang stehen, in die entsprechenden Tagesordnungspunkte mit aufgenommen 
werden.

(5)	� Die Tagesordnung wird vom Präsidium festgestellt, sofern sie nicht gemäß § 76 
Absatz 3 oder 4 von der Präsidentin oder dem Präsidenten festgesetzt wird. 
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Rechtzeitig vor der Präsidiumssitzung soll der zwischen den Fraktionen aus-
gehandelte vorläufige Vorschlag für die Tagesordnung verteilt werden.

(6)	 �Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des Landtags und der Staatsregierung 
übersandt.

(7)	� Der Landtag kann, soweit nichts anderes bestimmt ist, auf Antrag einer Frak-
tion oder auf Vorschlag der amtierenden Präsidentin oder des amtierenden 
Präsidenten

	 1.	 zu Sitzungsbeginn die Tagesordnung erweitern,
	 2.	� nach Sitzungsbeginn die Tagesordnung erweitern, wenn nicht eine Fraktion 

oder zehn Prozent der Mitglieder des Landtags widersprechen und
	 3.	� jederzeit die Reihenfolge der Tagesordnung ändern, Gegenstände absetzen 

oder gleichartige oder verwandte Gegenstände gemeinsam verhandeln.
	 § 85 Absatz 5 bleibt unberührt.
(8)	� Wird für denselben Tag eine weitere Sitzung anberaumt, so gibt die Präsidentin 

oder der Präsident Zeit und Tagesordnung mündlich bekannt.

§ 79  
Beschlussfähigkeit
(1)	� Der Landtag ist beschlussfähig, wenn nicht auf Verlangen eines seiner Mit-

glieder, das nur unmittelbar vor Beginn einer Abstimmung zulässig ist, von 
der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden Präsidenten festgestellt 
wird, dass weniger als die Hälfte der Mitglieder des Landtags anwesend ist.

(2)	� Wird die Beschlussfähigkeit bezweifelt und von der amtierenden Präsidentin 
oder dem amtierenden Präsidenten weder bejaht noch verneint, kann sie 
oder er die Sitzung vor einer erneuten Feststellung kurze Zeit unterbrechen. 
Die Beschlussfähigkeit wird durch Zählung oder Namensaufruf festgestellt.

(3)	� Ist eine Sitzung wegen Beschlussunfähigkeit aufgehoben worden, kann die 
Präsidentin oder der Präsident für denselben Tag einmal eine weitere Sitzung 
mit derselben Tagesordnung einberufen. Innerhalb dieser Tagesordnung kann 
sie oder er den Zeitpunkt für die Wiederholung einer erfolglosen Abstimmung 
festlegen; auch kann sie oder er eine Abstimmung von der Tagesordnung 
absetzen, es sei denn, dass von einer Fraktion oder zehn Prozent der anwe-
senden Mitglieder des Landtags widersprochen wird.

§ 80  
Aussprache
(1)	� Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident hat über jeden 

Beratungsgegenstand, der auf der Tagesordnung steht, die Aussprache zu 
eröffnen, sofern diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt.

(2)	� Gleichartige oder im Sachzusammenhang stehende Beratungsgegenstände 
können gemeinsam beraten werden.

(3)	� Ist die Liste der Rednerinnen und Redner erschöpft oder meldet sich niemand 
zu Wort, so erklärt die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident 
die Aussprache für geschlossen.

(4)	 �Nach der Aussprache steht den einreichenden Fraktionen bei Anträgen nach 
§ 52 Absatz 3 und 4 ein Schlusswort zu.
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§ 81  
Wortmeldung, Worterteilung
(1)	� Wortmeldungen zu einzelnen Tagesordnungspunkten sind rechtzeitig vor 

Aufruf des Tagesordnungspunktes, in der Regel schriftlich mit Angabe des 
Tagesordnungspunktes, beim Sitzungsvorstand einzureichen.

(2)	� Die Mitglieder des Landtags dürfen nur sprechen, wenn ihnen die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident das Wort erteilt hat.

(3)	� Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident legt die Reihen-
folge der Rednerinnen und Redner fest. Dabei soll sie oder ihn die Sorge für 
eine sachgemäße Erledigung und zweckmäßige Gestaltung der Beratung, die 
Rücksicht auf die verschiedenen Fraktionen und ihre Stärke und auf Rede 
und Gegenrede leiten. Werden Vorlagen verschiedener Einreicherinnen oder 
Einreicher im selben Tagesordnungspunkt behandelt, so sprechen zunächst 
die Einreicherinnen oder Einreicher in der Reihenfolge des Eingangs ihrer 
Vorlagen.

(4)	� Will sich die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident als Red-
nerin oder Redner an der Aussprache beteiligen, so gibt sie oder er für die 
Dauer ihrer oder seiner Beteiligung an der Aussprache den Vorsitz ab. Satz 1 
gilt für Schriftführerinnen oder Schriftführer entsprechend.

§ 82  
Zwischenfragen, Zwischenbemerkungen
(1)	� Zwischenfragen oder Zwischenbemerkungen während der Aussprache über 

einen Beratungsgegenstand sind dadurch anzuzeigen, dass sich das Mitglied 
des Landtags an ein Saalmikrofon begibt. Zwischenfragen oder Zwischen
bemerkungen, die kurz und präzise sein müssen, dürfen erst erfolgen, wenn 
die Rednerin oder der Redner sie nach einem Hinweis der amtierenden Präsi-
dentin oder des amtierenden Präsidenten zulässt.

(2)	� Zwischenfragen oder Zwischenbemerkungen eines Mitglieds einer anderen 
Fraktion sowie darauf folgende Antworten werden nicht auf die Redezeit der 
Rednerin oder des Redners angerechnet.

§ 83  
Kurzintervention
(1)	� Während einer ersten Beratung oder einer Aussprache kann die Präsidentin 

oder der Präsident Mitgliedern des Landtags im Anschluss an einen Rede
beitrag das Wort zu einer Kurzintervention erteilen. Hierauf darf die Rednerin 
oder der Redner noch einmal antworten. Eine Kurzintervention ist kein Rede-
beitrag im Sinne des Satzes 1.

(2)	� Die für die Kurzintervention und die Antwort erforderliche Zeit darf jeweils 
zwei Minuten nicht überschreiten; sie wird auf die Redezeiten nicht ange-
rechnet.

(3)	� In Aktuellen Stunden sind zu jeder Aktuellen Debatte zwei Kurzinterventionen 
pro Fraktion zulässig. Im Übrigen sind zu jedem Tagesordnungspunkt zwei 
Kurzinterventionen pro Fraktion zulässig. Fraktionslosen Mitgliedern des 
Landtags steht jeweils eine Kurzintervention pro Plenartag zu.

252



Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags 
(GO) 8. Wahlperiode

§ 84  
Herbeirufung von Mitgliedern der Staatsregierung
Der Antrag, ein Mitglied der Staatsregierung herbeizurufen (Artikel 49 Absatz 1 
der Verfassung des Freistaates Sachsen), kann von einer Fraktion oder von sechs 
Mitgliedern des Landtags gestellt werden.

§ 85  
Redebeiträge der Mitglieder der Staatsregierung
(1)	� Die Mitglieder der Staatsregierung müssen auf ihr Verlangen jederzeit gehört 

werden.
(2)	� Überschreitet die Staatsregierung ihre nach § 77 festgelegte Redezeit, erhält 

jede Fraktion auf Verlangen eine Ergänzungsredezeit in Länge der Über-
schreitung. Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident infor-
miert über die Dauer der Redezeitüberschreitung.

(3)	� Erhält während der Beratung ein Mitglied der Staatsregierung zu dem Bera-
tungsgegenstand das Wort, so wird die verbleibende Redezeit der Fraktio-
nen, deren ursprüngliche Redezeit zu diesem Tagesordnungspunkt nur noch 
weniger als drei Minuten beträgt, auf Verlangen auf drei Minuten aufgefüllt.

(4)	� Erhält ein Mitglied der Staatsregierung das Wort zu einem Beratungsgegen-
stand nach Schluss der Aussprache, so ist diese wieder eröffnet.

(5)	 �Erhält ein Mitglied der Staatsregierung das Wort außerhalb der Tagesordnung, 
so wird auf Verlangen einer Fraktion oder von anwesenden sechs Mitgliedern 
des Landtags die Aussprache über seine Ausführungen eröffnet. In dieser 
Aussprache dürfen keine Sachanträge gestellt werden.

§ 86  
Redebeiträge von Personen mit institutionellen Rechten
Personen mit institutionellen Rechten (§ 34 Absatz 3) stellen ihre regelmäßig zu 
erstattenden Berichte auf ihr Verlangen oder das einer Fraktion im Plenum vor.

§ 87  
Protokollerklärungen
(1)	 �Eine Rednerin oder ein Redner kann ihre oder seine Rede mit Zustimmung 

der amtierenden Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten zur Aufnahme 
in den Sitzungsbericht übergeben. Dies ist auch zulässig, wenn Teile der Rede 
gehalten wurden. Die zu Protokoll gegebene Rede darf die Redezeit nicht 
überschreiten, die der Rednerin oder dem Redner zur Verfügung gestanden 
hätte.

(2)	� Die Rede muss der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden Präsiden-
ten vor Schluss der Sitzung schriftlich oder elektronisch übermittelt werden.

(3)	� Enthält ein zu Protokoll gegebener Redebeitrag einen Ordnungsverstoß, 
kann die Präsidentin oder der Präsident nach Anhörung des Präsidiums den 
Abdruck der betreffenden Passage in der Niederschrift unterbinden.
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§ 88  
Redebeiträge
(1)	 �Die Rednerinnen und Redner sollen in einem freien Vortrag sprechen. Sie 

können hierbei Aufzeichnungen benutzen.
(2)	� Der Vortrag von im Wortlaut vorbereiteten Reden ist bei Erklärungen der 

Staatsregierung, Erklärungen der Fraktionen und Berichten ausnahmsweise 
zulässig.

(3)	� Die Rednerinnen und Redner richten ihre Ausführungen ausschließlich an 
den Landtag.

§ 89  
Anträge zur Geschäftsordnung
(1)	� Anträge zur Geschäftsordnung können von einer Fraktion oder von sechs Mit-

gliedern des Landtags gestellt werden. Sie müssen sich auf die geschäftliche 
Behandlung des Beratungsgegenstands oder auf die Tagesordnung beziehen.

(2)	� Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere Anträge auf:
	 1.	 Übergang zur Tagesordnung,
	 2.	 Schluss der Aussprache,
	 3.	 Schluss der Liste der Rednerinnen und Redner,
	 4.	 Vertagung des Tagesordnungspunktes,
	 5.	 Überweisung an einen Ausschuss,
	 6.	 Unterbrechung der Sitzung,
	 7.	 Behandlung unter einem späteren Tagesordnungspunkt.
(3)	� Anträge zur Geschäftsordnung können außerhalb der Reihenfolge der Red-

nerinnen und Redner, jedoch erst nach Abschluss der Ausführungen einer 
Rednerin oder eines Redners gestellt werden.

(4)	� Der Übergang zur Tagesordnung (Absatz 2 Nummer 1) kann bis zur Abstimmung 
jederzeit beantragt werden. Über den Antrag wird vor Änderungsanträgen 
abgestimmt. Zu Vorlagen der Staatsregierung kann der Übergang zur Tages-
ordnung nicht beantragt werden.

(5)	� Ein Antrag auf Schluss der Aussprache (Absatz 2 Nummer 2) oder auf Schluss 
der Liste der Rednerinnen und Redner (Absatz 2 Nummer 3) darf erst zur Ab-
stimmung gestellt werden, wenn jede Fraktion Gelegenheit hatte, einmal das 
Wort zu nehmen. Anträge auf Schluss der Liste der Rednerinnen und Redner 
können von jedem Mitglied des Landtags nach Beginn der Aussprache ge-
stellt werden. Bis zur Abstimmung über Anträge auf Schluss der Liste der 
Rednerinnen und Redner sind weitere Wortmeldungen unzulässig.

(6)	 �Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kann die Wort
erteilung bei Geschäftsordnungsanträgen, denen entsprochen werden 
muss, auf die Antragstellerin oder den Antragsteller, bei anderen Geschäfts-
ordnungsanträgen auf eine Sprecherin oder einen Sprecher jeder Fraktion 
beschränken.

(7)	 �Meldet sich ein Mitglied des Landtags zur Geschäftsordnung zu Wort, ohne 
zu einem Geschäftsordnungsantrag zu sprechen, kann ihm die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident das Wort entziehen.

(8)	� Zur Geschäftsordnung darf die einzelne Rednerin oder der einzelne Redner 
nicht länger als drei Minuten sprechen.
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§ 90  
Zwischenrufe
Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident hat dafür zu sorgen, 
dass die Rednerin oder der Redner seine Gedanken ungehindert aussprechen 
kann. Jedoch sind Zwischenrufe von Mitgliedern des Landtags und der Staats
regierung, die eine solche Verhinderung nicht darstellen und nicht zu einem 
Zwiegespräch mit der Rednerin oder dem Redner ausarten, gestattet.

§ 91  
Erklärung außerhalb der Tagesordnung
Zu einer Erklärung außerhalb der Tagesordnung kann die amtierende Präsidentin 
oder der amtierende Präsident das Wort vor Eintritt in die Tagesordnung, nach 
Schluss eines Tagesordnungspunktes oder dessen Vertagung erteilen. Der Anlass 
ist ihr oder ihm bei der Wortmeldung mitzuteilen. Die amtierende Präsidentin 
oder der amtierende Präsident kann verlangen, dass ihr oder ihm die Erklärung 
schriftlich vorgelegt wird.

§ 92  
Persönliche Erklärungen
(1)	� Zu persönlichen Erklärungen erteilt die amtierende Präsidentin oder der  

amtierende Präsident auf Verlangen nach der Aussprache, unmittelbar vor 
der Abstimmung oder vor Schluss der Sitzung außerhalb der Tagesordnung 
das Wort.

(2)	� In persönlichen Erklärungen dürfen die Rednerinnen und Redner nur Äußerun-
gen in Bezug auf ihre Person zurückweisen oder eigene Ausführungen richtig-
stellen.

(3)	� Wird die Beratung durch Vertagung unterbrochen, so erteilt die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident das Wort zu dieser persönlichen 
Erklärung nach dem Vertagungsbeschluss.

§ 93  
Sachliche Richtigstellung
(1)	 �Zu einer sachlichen Richtigstellung erteilt die amtierende Präsidentin oder 

der amtierende Präsident auf Verlangen nach der Aussprache oder unmittel-
bar vor der Abstimmung oder vor Schluss der Sitzung außerhalb der Tages-
ordnung das Wort.

(2)	� Im Rahmen einer sachlichen Richtigstellung dürfen die Rednerinnen und 
Redner eine Unterstellung oder ein fehlerhaftes Zitat in der Sache berichtigen.

§ 94  
Erklärung zum Abstimmungsverhalten
Jedes Mitglied des Landtags und die Fraktionen sind berechtigt, nach Bekannt-
gabe des Ergebnisses einer abschließenden Sachabstimmung das Abstimmungs-
verhalten zu begründen. Dies gilt nicht, wenn ohne Aussprache abzustimmen ist.
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§ 95  
Dauer der Erklärungen und Aussprache
(1)	� Erklärungen nach den §§ 91 bis 94 dürfen die Dauer von drei Minuten nicht 

überschreiten.
(2)	 �Über Erklärungen nach den §§ 91 bis 94 findet keine Aussprache statt.

§ 96  
Verweisung zur Sache
Eine Rednerin oder ein Redner, die oder der vom Beratungsgegenstand abweicht, 
einen Antrag nach § 89 oder eine Erklärung nach den §§ 92 bis 94 zweckwidrig 
nutzt, wird von der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden Präsidenten 
zur Sache verwiesen.

§ 97  
Ordnungsruf, Wortentziehung
(1)	 �Verletzt ein Mitglied des Landtags die Ordnung, so erteilt ihm die amtierende 

Präsidentin oder der amtierende Präsident unter Nennung des Namens einen 
Ordnungsruf.

(2)	� Bei gröblicher Verletzung der Ordnung kann die amtierende Präsidentin oder 
der amtierende Präsident einer Rednerin oder einem Redner das Wort ent
ziehen.

(3)	� Ist eine Rednerin oder ein Redner während einer Rede dreimal zur Sache ver-
wiesen oder zur Ordnung gerufen und beim zweiten Male durch die amtie-
rende Präsidentin oder den amtierenden Präsidenten auf die Folgen einer 
dritten Verweisung zur Sache oder eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen 
worden, so muss ihm die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsi-
dent das Wort entziehen.

(4)	� Nach der Wortentziehung wird der Rednerin oder dem Redner das Wort vor 
Erledigung des zur Beratung stehenden Gegenstandes nicht mehr erteilt.

(5)	 �Ein Ordnungsruf kann auch nachträglich, spätestens in der auf die Ordnungs-
verletzung folgenden Plenarwoche ausgesprochen werden, wenn die Präsi-
dentin oder der Präsident dies anhand der Niederschrift feststellt.

§ 98  
Ausschluss von Sitzungen
(1)	 �Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kann ein Mitglied 

des Landtags von der Sitzung ausschließen, wenn eine Ordnungsmaßnahme 
nach § 97 wegen der Schwere der Ordnungsverletzung nicht ausreicht. Die 
amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident fordert das Mitglied 
des Landtags auf, den Sitzungssaal unverzüglich zu verlassen. Leistet das 
Landtagsmitglied dieser Aufforderung nicht Folge, so wird die Sitzung unter-
brochen. Das Mitglied des Landtags ist damit ohne Weiteres für die nächsten 
drei Sitzungstage von der Sitzung ausgeschlossen. 5§ 97 Absatz 5 gilt ent-
sprechend.

(2)	� In besonders schweren Fällen kann die Präsidentin oder der Präsident im Ein-
vernehmen mit dem Präsidium feststellen, dass der Ausschluss für mehrere 
Sitzungstage, höchstens jedoch für zehn Sitzungstage wirksam ist. Dasselbe 
gilt beim erneuten Ausschluss eines Mitglieds des Landtags, das sich inner-
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halb derselben Wahlperiode des Landtags bereits einmal den Ausschluss 
von einer Sitzung zugezogen hat. Die Präsidentin oder der Präsident gibt vor 
dem Ende der Sitzung bekannt, für wie viele Sitzungstage das Mitglied des 
Landtags ausgeschlossen ist. § 97 Absatz 5 gilt entsprechend.

(3)	� Ein ausgeschlossenes Mitglied des Landtags darf vor dem Abschluss des  
Sitzungstages, für welchen der Ausschluss gilt, auch an keiner Ausschuss
sitzung teilnehmen. Bei einem Ausschluss für mehrere Tage ist der Ablauf 
des letzten Sitzungstages maßgebend.

(4)	� Die oder der Betroffene gilt als nicht beurlaubt; sie oder er ist für den in  
Absatz 3 bezeichneten Zeitraum von der Anwesenheitsliste zu streichen.

§ 99  
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen
(1)	� Gegen den Ordnungsruf, die Wortentziehung und den Ausschluss von der 

Sitzung kann das Mitglied des Landtags bis zum Beginn der nächsten Sitzung 
bei der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich Einspruch einlegen. 
Über den Einspruch entscheidet der Landtag in dieser Sitzung ohne Aus
sprache. Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

(2)	 �Ordnungsmaßnahmen sowie der Anlass dazu werden nicht besprochen.

§ 100  
Weitere Ordnungsmaßnahmen
(1)	� Sitzungsteilnehmerinnen und Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des 

Landtags sind, und Zuhörerinnen und Zuhörer unterstehen der Ordnungs
gewalt der Präsidentin oder des Präsidenten.

(2)	� Den Zuhörerinnen und Zuhörern sind Zeichen des Beifalls, der Missbilligung 
und sonstige Meinungskundgaben untersagt. Zuhörerinnen und Zuhörer, die 
hiergegen verstoßen oder die Ordnung in anderer Weise verletzen, können 
auf Anordnung der Präsidentin oder des Präsidenten des Plenarsaals verwiesen 
werden. Bei störender Unruhe kann die Präsidentin oder der Präsident die 
Besuchertribüne räumen lassen.

§ 101  
Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung
Bei grober oder anhaltender Störung kann die amtierende Präsidentin oder der 
amtierende Präsident die Sitzung unterbrechen oder aufheben. Kann sich die 
amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kein Gehör verschaffen, 
so verlässt sie oder er den Stuhl der Präsidentin oder des Präsidenten; die Sitzung 
ist für 30 Minuten unterbrochen.

§ 102  
Schluss der Sitzung
(1)	� Die Sitzung wird nach Erledigung der Tagesordnung durch die amtierende 

Präsidentin oder den amtierenden Präsidenten geschlossen.
(2)	� Auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten oder einer Fraktion kann 

das Präsidium das Ende der Sitzung mit Zustimmung des Landtags unabhän-
gig von der Erledigung der Tagesordnung auf einen bestimmten Zeitpunkt 
festlegen.
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(3)	� Eine Sitzung kann vor Erledigung der Tagesordnung auf Antrag einer Fraktion 
oder von zehn Prozent der Mitglieder des Landtags auf Beschluss des Land-
tags geschlossen werden.

(4)	 �Anträge, die am Schluss eines Sitzungstages noch nicht behandelt wurden, 
werden auf die Tagesordnung des nächsten Sitzungstages derselben Plenar-
woche gesetzt. Die Einreicherin oder der Einreicher kann Anträge, die wegen 
des Endes der Plenarwoche in dieser nicht mehr behandelt werden können, 
auf die Tagesordnung der nächsten Plenarwoche setzen lassen. Anderenfalls 
sind die Anträge erledigt.
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XIII. Abstimmung

§ 103  
Abstimmungsfrage, Einzelabstimmung über Teile einer Vorlage,  
Abstimmung über Sammeldrucksachen
(1)	� Nach Schluss der Beratung stellt die amtierende Präsidentin oder der amtie-

rende Präsident die Fragen, über die der Landtag zu entscheiden hat. Sie wer-
den so gefasst, dass sie mit „Ja“ oder mit „Nein“ beantwortet werden können. 
Über Fassung und Reihenfolge der gestellten Fragen kann zur Geschäfts
ordnung das Wort verlangt werden. Wird den Vorschlägen der amtierenden 
Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten widersprochen, so entscheidet 
der Landtag.

(2)	� Über mehrere Teile einer Vorlage kann getrennt abgestimmt werden. Auf  
Antrag der Einreicherin oder des Einreichers, einer Fraktion oder von sechs 
Mitgliedern des Landtags ist getrennt abzustimmen.

(3)	� Widerspricht eine Einreicherin oder ein Einreicher eines Antrages der ge-
trennten Abstimmung über ihre oder seine Vorlage, so muss über diesen im 
Ganzen abgestimmt werden.

(4)	� Über eine Vorlage, über die gemäß Absatz 2 abgestimmt wurde, muss hin-
sichtlich der in der Einzelabstimmung angenommenen Teile eine Schluss
abstimmung erfolgen; § 47 Satz 2 gilt entsprechend.

(5)	� Auf Verlangen ist unmittelbar vor der Abstimmung der Abstimmungstext  
vorzulesen.

(6)	� Über Änderungs- und Entschließungsanträge, die von Mitgliedern des Land-
tags während der Beratung gestellt werden, kann erst abgestimmt werden, 
wenn sie vervielfältigt den Mitgliedern des Landtags vorliegen.

(7)	 �Bei der Abstimmung über Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die in 
Sammeldrucksachen zusammengeführt werden, stellt die Präsidentin oder 
der Präsident die Zustimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten im 
Ausschuss fest, sofern kein anderes Abstimmungsverhalten angekündigt 
oder keine Einzelabstimmung begehrt wird.

§ 104  
Abstimmungsregeln
(1)	� Abgestimmt wird mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“, sofern § 105 nichts  

anderes bestimmt. Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen oder durch 
Erheben von den Sitzen. § 107 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

(2)	� Bei der Abstimmung entscheidet die einfache Mehrheit, soweit nicht etwas 
anderes bestimmt ist.

(3)	� Stimmengleichheit gilt als Ablehnung der Beschlussvorlage.
(4)	� Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden mitgezählt bei Fest

stellung der Beschlussfähigkeit, nicht aber bei Berechnung der Mehrheit.
(5)	� Vom Beginn der Aufforderung zur Abstimmung bis zur Bekanntgabe des  

Ergebnisses wird ein Antrag nicht mehr zugelassen und das Wort nicht mehr 
erteilt.
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(6)	� Bei mehreren Anträgen wird über den Antrag, der von der Vorlage am weitesten 
abweicht, bei Zahlenunterschieden über die höhere Zahl, zuerst abgestimmt.

(7)	� Ist nach Absatz 6 keine Reihenfolge erkennbar und handelt es sich um kon-
kurrierende Anträge, wird darüber in der Reihenfolge ihres Eingangs einzeln 
abgestimmt. Sind dabei für mehrere konkurrierende Anträge jeweils mehr 
Ja- als Neinstimmen abgegeben worden, so ist der Antrag angenommen, der 
nach Abzug der Neinstimmen die größte Zahl der Jastimmen auf sich vereinigt. 
Bei Stimmengleichheit gelten beide Anträge als abgelehnt.

(8)	� Liegen Anträge zur Geschäftsordnung und zur Sache vor, so wird zuerst über 
die Anträge zur Geschäftsordnung abgestimmt.

(9)	� Liegen mehrere Anträge zur Geschäftsordnung vor, so wird zuerst über den 
Antrag abgestimmt, der der Weiterbehandlung des Gegenstandes am nach-
haltigsten widerspricht.

§ 105  
Wahlen
(1)	� Bei Wahlen findet eine geheime Abstimmung ohne Aussprache statt. Wenn 

kein Mitglied des Landtags widerspricht, kann durch Handzeichen abge-
stimmt werden. Dies gilt nicht bei Wahlen, für welche in der Verfassung des 
Freistaates Sachsen, durch Gesetz oder in dieser Geschäftsordnung geheime 
Abstimmung vorgeschrieben ist.

(2)	� Für die Durchführung geheimer Abstimmungen beruft die Präsidentin oder 
der Präsident eine Wahlkommission und bestimmt deren Mitglieder sowie 
Leiterin oder Leiter.

(3)	� Bei der geheimen Abstimmung werden die Stimmzettel nach Namensaufruf 
erst unmittelbar vor Betreten der Wahlkabine ausgehändigt. Der Stimmzettel 
ist in der Wahlkabine zu kennzeichnen und so zu falten, dass die Stimm
abgabe nicht erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder 
gefilmt werden. Nachdem ein Mitglied der Wahlkommission die Wahlurne 
freigegeben hat, ist der gefaltete Stimmzettel in die Wahlurne einzuwerfen. 
Ein weiteres Mitglied der Wahlkommission vermerkt die Stimmabgabe neben 
dem Namen des Mitglieds des Landtags in der Wählerliste. § 47 Absatz 5 
Satz 1 Nummer 4 bis 8 der Landeswahlordnung ist entsprechend anzuwenden.

(4)	� Bei der geheimen Abstimmung sind Stimmen ungültig, wenn der Stimmzettel
	 1.	 keine Kennzeichnung enthält,
	 2.	 einen Zusatz oder Vorbehalt enthält,
	 3.	� den Willen der Wählerin oder des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lässt,
	 4.	 mehr Kennzeichnungen als zu wählende Personen enthält oder
	 5.	 die Identität der Wählerin oder des Wählers erkennen lässt.
(5)	� Hält die Präsidentin oder der Präsident einen Wahlvorschlag für unzulässig, 

gilt § 51 Absatz 6 entsprechend.

§ 106  
Namentliche Abstimmung
(1)	 �Eine namentliche Abstimmung findet statt, wenn dies von einer Fraktion oder 

sechs anwesenden Mitgliedern des Landtags verlangt wird.
(2)	� Über Verfassungsänderungen muss in der Schlussabstimmung namentlich 

abgestimmt werden.
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(3)	� Namentliche Abstimmung ist unzulässig
	 1.	 bei Wahlen,
	 2.	 über die Stärke eines Ausschusses,
	 3.	 über die Abkürzung der Fristen,
	 4.	 über die Tagungszeit und Tagesordnung,
	 5.	 über die Vertagung der Sitzung,
	 6.	 über die Vertagung der Beratung oder den Schluss der Aussprache,
	 7.	 über Teile einer Vorlage,
	 8.	 über die Überweisung an einen Ausschuss,
	 9.	 über Einsprüche gegen Ordnungsmaßnahmen.
(4)	� Bei der namentlichen Abstimmung werden die Mitglieder des Landtags einzeln 

in alphabetischer Reihenfolge aufgerufen. Bei jeder Abstimmung wird der 
Anfangsbuchstabe gewechselt.

(5)	� Beim Aufruf ihres Namens antworten die Mitglieder des Landtags mit „Ja“ 
oder „Nein“ oder „Enthaltung“. Die amtierende Schriftführerin oder der am-
tierende Schriftführer wiederholt die gegebene Antwort. Ergeben sich Zweifel, 
ob oder wie ein Mitglied des Landtags abgestimmt hat, so wird es von der 
amtierenden Schriftführerin oder dem amtierenden Schriftführer unter Namens-
nennung gefragt. Erfolgt keine Antwort, so stellt die amtierende Schriftführerin 
oder der amtierende Schriftführer fest, dass sich das Mitglied des Landtags 
an der Abstimmung nicht beteiligt hat. Vor Schluss der Abstimmung fragt die 
amtierende Schriftführerin oder der amtierende Schriftführer nach, ob ein 
anwesendes Mitglied des Landtags nicht aufgerufen worden ist. Ist dies der 
Fall, wird die oder der Betreffende unter Namensnennung nach ihrer oder 
seiner Stimmabgabe gefragt.

(6)	 �Das Ergebnis der Abstimmung wird durch die Schriftführerinnen oder Schrift-
führer festgestellt und von der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden 
Präsidenten verkündet.

(7)	� Wird die Richtigkeit von einem Mitglied des Landtags bezweifelt, so erfolgt 
eine Nachprüfung durch die Schriftführerinnen oder Schriftführer und die 
amtierende Präsidentin oder den amtierenden Präsidenten.

(8)	 �Nach Schluss der Sitzung, in der die Abstimmung vorgenommen wurde, 
kann das Ergebnis nicht mehr angefochten werden.

§ 107  
Abstimmungsergebnis
(1)	� Nach jeder Abstimmung gibt die amtierende Präsidentin oder der amtierende 

Präsident das Ergebnis bekannt.
(2)	� Ist sich der Sitzungsvorstand über das Ergebnis der Abstimmung nicht einig 

oder ist das Ergebnis unklar, wird die Abstimmung wiederholt. Bleibt er auch 
danach uneinig oder ist das Ergebnis weiterhin unklar, so werden die Stimmen 
gezählt. Auf Anordnung des Sitzungsvorstandes erfolgt die Zählung durch 
Namensaufruf oder gemäß Absatz 3.

(3)	� Nachdem die Mitglieder des Landtags auf Aufforderung der amtierenden 
Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten den Plenarsaal verlassen  
haben, werden die Türen bis auf drei Abstimmungstüren geschlossen. An jeder 
Tür stellen sich zwei Schriftführerinnen oder Schriftführer auf. Auf ein Zeichen 
der amtierenden Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten betreten die 
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Mitglieder des Landtags durch die mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ be-
zeichnete Tür wieder den Sitzungssaal und werden von den Schriftführerinnen 
oder Schriftführern laut gezählt. Zur Beendigung der Zählung gibt die amtie-
rende Präsidentin oder der amtierende Präsident ein Zeichen. Mitglieder des 
Landtags, die später eintreten, werden nicht mitgezählt. Die amtierende  
Präsidentin oder der amtierende Präsident und die amtierenden Schrift
führerinnen oder Schriftführer geben ihre Stimme öffentlich ab. Die amtie-
rende Präsidentin oder der amtierende Präsident verkündet das Ergebnis.

§ 108  
Überlegungspause
Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kann die Sitzung vor 
Abstimmungen bis zu 30 Minuten für eine Überlegungspause unterbrechen. Sie 
oder er muss es tun, wenn es eine Fraktion oder sechs Mitglieder des Landtags 
verlangen. Ist eine längere Zeit erforderlich, soll die amtierende Präsidentin oder 
der amtierende Präsident eine Entscheidung des Landtags über eine Vertagung 
des Tagesordnungspunkts herbeiführen.
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XIV. Plenarprotokolle und Veröffentlichung

§ 109  
Plenarprotokolle
Über jede Sitzung des Landtags wird eine wörtliche Niederschrift (Plenarprotokoll) 
angefertigt. Sie ist aufzubewahren.

§ 110  
Überprüfung der Niederschrift
(1)	� Jede Rednerin und jeder Redner erhält die vorläufige Niederschrift ihrer oder 

seiner Ausführungen vor ihrer Aufnahme in das Plenarprotokoll zur Durch-
sicht und Berichtigung. Gibt sie oder er die Niederschrift nicht am zweiten 
Werktag nach Empfang zurück, so gilt sie als genehmigt. Die Präsidentin 
oder der Präsident kann eine abweichende Frist festsetzen.

(2)	� Berichtigungen dürfen den Sinn der Rede nicht ändern. Ergeben sich hinsicht-
lich der Zulässigkeit einer Korrektur Zweifel und wird keine Verständigung 
zwischen der Rednerin oder dem Redner und der Leiterin oder dem Leiter des 
Stenografischen Dienstes erzielt, so ist die Entscheidung der Präsidentin 
oder des Präsidenten einzuholen.

(3)	� Zu Protokoll gegebene Reden werden im Plenarprotokoll am Ende der Nieder-
schrift über den Tagesordnungspunkt abgedruckt und als „Erklärung zu Proto-
koll“ kenntlich gemacht. Ausführungen einer Rednerin oder eines Redners, 
der oder dem das Wort nicht erteilt wurde, werden in das Plenarprotokoll 
nicht aufgenommen.

(4)	 �Vorläufige Niederschriften dürfen vor Anerkennung ihrer Richtigkeit ohne  
Zustimmung der Rednerin oder des Redners nur der Präsidentin oder dem 
Präsidenten zur Einsicht überlassen werden.

§ 111  
Aufnahme von Zwischenrufen in die Niederschrift
Soweit Zwischenrufe sprachlich erkennbar sind, werden sie in die Niederschrift 
aufgenommen. Wenn die Zwischenruferin oder der Zwischenrufer in der vorläufigen 
Niederschrift namentlich bezeichnet ist, wird ihr oder ihm der Zwischenruf zuge-
leitet. Bestreitet das Mitglied des Landtags, dass der Zwischenruf von ihr oder 
ihm erfolgt ist, so entscheidet die Präsidentin oder der Präsident nach Rücksprache 
mit der Leiterin oder dem Leiter des Stenografischen Dienstes über die Namens-
nennung. § 110 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 112  
Plenarprotokolle nicht öffentlicher Sitzungen
Fand eine nicht öffentliche Sitzung statt, beschließt der Landtag vor Ende der 
nächsten öffentlichen Sitzung über die Veröffentlichung des betreffenden Plenar-
protokolls mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder.
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§ 113  
Live-Übertragung, Videoaufzeichnungen
(1)	� Öffentliche Sitzungen des Landtags werden live im Internet übertragen.
(2)	 �Die Live-Übertragungen werden aufgezeichnet und auf der Internetseite des 

Landtags zur Verfügung gestellt.
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XV. Geschäftsordnungsfragen

§ 114  
Auslegung der Geschäftsordnung
(1)	� Die Auslegung der Geschäftsordnung im Einzelfall obliegt der Präsidentin 

oder dem Präsidenten.
(2)	� Eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Auslegung der Ge-

schäftsordnung kann der Landtag nur aufgrund eines von einer Fraktion oder 
mindestens zehn Prozent der Mitglieder des Landtags eingebrachten und von 
dem für die Geschäftsordnung zuständigen Ausschuss geprüften Antrages 
beschließen.

§ 115  
Abweichung von der Geschäftsordnung
Einzelne Abweichungen von der Geschäftsordnung kann der Landtag mit der 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder beschließen, wenn die 
Bestimmungen der Verfassung des Freistaates Sachsen dem nicht entgegen
stehen. Wird die Verfassungsmäßigkeit darauf gerichteter Anträge bestritten, so ist 
diese von der Antragstellerin oder dem Antragsteller zu begründen.

§ 116  
Änderungen der Geschäftsordnung
Anträge auf Änderung der Geschäftsordnung (Artikel 46 Absatz 4 der Verfassung 
des Freistaates Sachsen) können von einer Fraktion oder von zehn Prozent der 
Mitglieder des Landtags gestellt werden. Die Präsidentin oder der Präsident 
überweist sie an den für die Geschäftsordnung zuständigen Ausschuss.
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XVI. Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 117  
Einsichtnahme in Protokolle
(1)	 �In Protokolle öffentlicher Sitzungen kann jedermann Einsicht nehmen. Sie 

werden auf der Internetseite des Landtags veröffentlicht.
(2)	� In Protokolle nicht öffentlicher Sitzungen kann Dritten bei berechtigtem  

Interesse Einsicht gewährt werden, sofern gesetzliche Vorschriften oder 
überwiegende öffentliche oder private Interessen nicht entgegenstehen. Die 
Einsichtnahme in Protokolle nicht öffentlicher Ausschusssitzungen ist in der 
Regel unzulässig

	 1.	� bei Gesetzen bis zu deren Verkündung,
	 2.	 �bei im Plenum abschließend zu behandelnden Anträgen, bis deren ab-

schließende Behandlung erfolgt ist,
	 3.	� in allen anderen Fällen bis zur Beendigung der Wahlperiode.
	� Über einen Antrag auf Einsichtnahme entscheidet die Präsidentin oder der 

Präsident. Sie oder er setzt sich mit der oder dem Vorsitzenden des Aus-
schusses ins Benehmen, wenn der Antrag ein Protokoll einer nicht öffentli-
chen Ausschusssitzung der laufenden Wahlperiode betrifft. Die Entscheidung 
kann mit Auflagen verbunden werden. Die Einsichtnahme kann auf Protokoll-
teile oder -auszüge beschränkt werden. Sie kann auch durch Überlassung 
von Kopien oder in elektronischer Form gewährt werden.

(3)	� Absatz 2 gilt für Beratungs- und Informationsmaterialien der Ausschüsse, 
Ausschussdrucksachen und vergleichbare Unterlagen entsprechend.

(4)	� § 12 Absatz 3 Satz 1 des Untersuchungsausschussgesetzes bleibt unberührt. 
Der Untersuchungsausschuss kann für die spätere Behandlung der Protokolle 
seiner nicht öffentlichen Sitzungen Empfehlungen geben, die auf den Proto-
kollen vermerkt werden.

(5)	� Über die Einsichtnahme in Protokolle, die gemäß § 12 Absatz 3 des Sächsi-
schen Archivgesetzes vom Sächsischen Staatsarchiv übernommen wurden, 
entscheidet dieses in eigener Zuständigkeit.

§ 118  
Information über nicht öffentliche Sitzungen
Soweit Belange des Geheimschutzes nicht entgegenstehen, kann die Öffentlich-
keit im Einzelfall von der Landtagsverwaltung über die Ergebnisse nicht öffentlicher 
Sitzungen informiert werden.

§ 119  
Geheimschutzordnung
Die Behandlung von Verschlusssachen regelt die als Anlage 4 beigefügte Geheim-
schutzordnung.
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§ 120  
Hauptausschuss
(1)	� Zur Behandlung dringender Angelegenheiten bildet der Landtag für die Zeit 

bis zur Einsetzung der Fachausschüsse einen Hauptausschuss, der aus 21 
Mitgliedern besteht. Die Präsidentin oder der Präsident sowie die Vizepräsi-
dentinnen oder Vizepräsidenten sind Mitglieder des Hauptausschusses.  
Sie werden auf die ihrer Fraktion nach § 13 Absatz 2 und 3 zustehenden Sitze 
angerechnet. § 5 Absatz 3 gilt entsprechend. Die Anzahl der von einer Fraktion 
benannten Stellvertreterinnen und Stellvertreter darf die vierfache Anzahl 
der Ausschussmitglieder dieser Fraktion nicht überschreiten.

(2)	� Den Vorsitz im Hauptausschuss führt die Präsidentin oder der Präsident, im 
Falle ihrer oder seiner Verhinderung eine Vizepräsidentin oder ein Vizepräsi-
dent in der sich aus § 2 Absatz 4 Nummer 2 bis 4 ergebenden Reihenfolge.

(3)	� Der Hauptausschuss ist Haushalts- und Finanzausschuss im Sinne der ge-
setzlichen und geschäftsordnungsrechtlichen Vorgaben. Er nimmt ferner die 
Aufgaben des für Immunität zuständigen Ausschusses und des für Rechts
fragen zuständigen Ausschusses im Sinne von § 1 Absatz 3 Satz 1 des Unter-
suchungsausschussgesetzes wahr. Er gilt als federführender Ausschuss im 
Sinne von § 16; die Mitberatung entfällt. Im Übrigen werden die Zuständig-
keiten des Hauptausschusses durch Überweisungen des Landtags begründet.

(4)	� § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 findet auf den Hauptausschuss keine Anwen-
dung.

(5)	� Im Übrigen sind auf den Hauptausschuss die Vorschriften für Ausschüsse 
sinngemäß anzuwenden.

(6)	� Mit der Einsetzung der Fachausschüsse ist der Hauptausschuss aufgelöst. 
Nach seiner Auflösung werden alle dort noch nicht erledigten Vorlagen von 
der Präsidentin oder dem Präsidenten an die zuständigen Ausschüsse über-
wiesen.

§ 121  
Fristenberechnung
(1)	� Ist für den Anfang einer Frist ein Ereignis oder ein in den Lauf eines Tages 

fallender Zeitpunkt maßgebend, so wird bei der Berechnung der Frist der Tag 
nicht mitgerechnet, in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt, soweit 
diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt. Fristen gelten auch dann 
als gewahrt, wenn Dokumente infolge technischer Schwierigkeiten oder aus 
zufälligen Gründen für einzelne Mitglieder des Landtags erst nach der allge-
meinen Verteilung elektronisch abrufbar oder in ihre Fächer verteilt worden 
sind.

(2)	� Ist eine Frist nach Werktagen bemessen, so wird bei der Berechnung der Frist 
der Samstag nicht mitgerechnet.

(3)	� Eine Frist nach Wochen oder Monaten endet mit Ablauf desjenigen Tages der 
letzten Woche oder des letzten Monats, welcher durch seine Benennung 
oder seine Zahl dem Tage entspricht, in den das Ereignis oder der Zeitpunkt 
nach Absatz 1 fällt. Fehlt bei einer nach Monaten bestimmten Frist in dem 
letzten Monat der für ihren Ablauf maßgebende Tag, so endet die Frist mit 
dem Ablauf des letzten Tages dieses Monats.
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§ 122  
Fristenwahrung gegenüber dem Landtag
(1)	 �Ist innerhalb einer bestimmten Frist gegenüber dem Landtag eine Erklärung 

abzugeben oder eine Leistung zu bewirken, so ist die Frist gewahrt, wenn die 
Erklärung oder Leistung am letzten Tag der Frist beim Landtag eingeht.

(2)	� Fällt der letzte Tag der Frist auf einen Samstag, Sonntag oder auf einen im 
Freistaat Sachsen staatlich anerkannten Feiertag, so tritt an die Stelle eines 
solchen Tages der nächste Werktag.

§ 123  
Landtagsverwaltung
(1)	� Die Landtagsverwaltung unterstützt die Präsidentin oder den Präsidenten 

bei der Erfüllung ihrer oder seiner Verwaltungsaufgaben. Die Direktorin oder 
der Direktor beim Landtag ist ständige Vertreterin oder ständiger Vertreter 
der Präsidentin oder des Präsidenten in der Verwaltung.

(2)	 �Jedem Mitglied des Landtags sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Fraktionen stehen die allgemeinen Dienstleistungen der Landtagsver-
waltung zur Verfügung. Die von der Präsidentin oder dem Präsidenten und 
dem Präsidium erlassenen Bestimmungen sind einzuhalten.

§ 124  
Anlagen
Die beigefügten Anlagen sind Bestandteil dieser Geschäftsordnung.

§ 125  
Inkrafttreten
Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung in Kraft. 
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Anlage 1 (zu § 22 Absatz 5) –  
Regeln über die Teilnahme von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Fraktionen an Ausschusssitzungen

§ 1  
Zutrittsberechtigte
(1)	� Hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktionen oder an 

Fraktionen abgeordnete Bedienstete des Freistaates Sachsen (Fraktions
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter) sind zu Ausschusssitzungen zutritts
berechtigt, wenn

	 1.	� sie von den Fraktionen gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten 
schriftlich benannt wurden,

	 2.	 die Präsidentin oder der Präsident sie akkreditiert hat und
	 3.	 diese Akkreditierung als Unterrichtung verteilt worden ist.
(2)	� Abweichend von Absatz 1 bedarf es für den für die Immunität zuständigen 

Ausschuss und den Wahlprüfungsausschuss einer gesonderten Akkreditierung. 
Pro Fraktion können für diese Ausschüsse jeweils höchstens zwei Fraktions-
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter akkreditiert werden.

(3)	� Ausnahmsweise können auch nicht hauptamtlich angestellte Fraktions
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter oder für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
eines Mitglieds des Landtags von der Präsidentin oder dem Präsidenten auf-
grund von Präsidiumsbeschlüssen zugelassen werden.

(4)	 �In einer Ausschusssitzung können grundsätzlich höchstens zwei Fraktions-
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter einer Fraktion gleichzeitig anwesend sein. 
Sie haben kein Rederecht.

§ 2  
Ausnahmen
(1)	� Zu den Sitzungen des Bewertungsausschusses, des Parlamentarischen  

Kontrollgremiums, der Parlamentarischen Kontrollkommission und der G 10- 
Kommission sind Fraktionsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter nicht zutritts-
berechtigt.

(2)	 �Fraktionsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter, die in einem Untersuchungs
ausschuss als Beistand von Betroffenen oder im Wahlprüfungsausschuss als 
Bevollmächtigte einer Einspruchsführerin oder eines Einspruchsführers auf-
treten, sind von einer Akkreditierung in dem jeweiligen Ausschuss ausge-
schlossen. 

269



Anlage 2 (zu § 56 Absatz 2) –  
Richtlinie für die Fragestunde

§ 1  
Einreichung und Zulässigkeit der Fragen
(1)	 �Jedes Mitglied des Landtags ist berechtigt, kurze mündliche Anfragen an die 

Staatsregierung zu richten. Die Anfragen müssen spätestens am Donnerstag 
vor der Plenarwoche, in der die Fragestunde stattfindet, bis 12:00 Uhr bei der 
Präsidentin oder beim Präsidenten schriftlich eingereicht werden.

(2)	� Ein Mitglied des Landtags darf zu einer Fragestunde nicht mehr als zwei 
mündliche Anfragen einreichen. Die Anfragen dürfen nicht mehr als zwei 
konkrete Fragen enthalten, müssen kurz gefasst sein und eine kurze Beant-
wortung ermöglichen.

(3)	� Zulässig sind Einzelfragen über Angelegenheiten, für die die Staatsregierung 
unmittelbar oder mittelbar verantwortlich ist, sofern sie nicht schon Gegen-
stand der Beratungen im Landtag sind. Fragen von rein lokaler Bedeutung 
sind nicht zulässig.

(4)	� Unzulässige Anfragen gibt die Präsidentin oder der Präsident zurück.
(5)	� Die Präsidentin oder der Präsident soll Fragen von offensichtlich dringendem 

Interesse (dringliche Fragen) für die Fragestunde zulassen, wenn sie spätes-
tens am dritten Werktag vor dem Tag, an dem die Fragestunde stattfindet, bis 
12:00 Uhr eingereicht werden.

§ 2  
Zusatzfragen, schriftliche Beantwortung
(1)	� Wird die Anfrage mündlich beantwortet, ist die Fragestellerin oder der Frage

steller berechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen zu stellen. Zusatzfragen dürfen 
nicht unterteilt werden. Sie müssen in einem unmittelbaren Zusammenhang 
mit der Hauptfrage stehen.

(2)	 �Wird die Frage im Einvernehmen zwischen dem fragestellenden Mitglied des 
Landtags und der Staatsregierung schriftlich beantwortet, werden Frage und 
Antwort in das Protokoll aufgenommen. Dies gilt auch, wenn die Fragestellerin 
oder der Fragesteller zur Fragestunde entschuldigt nicht anwesend ist oder 
Fragen aus Zeitmangel nicht mehr in der Fragestunde beantwortet werden 
können.

(3)	� Wird die Antwort auf eine Zusatzfrage ganz oder in Teilen schriftlich nachge-
reicht, wird sie dem Protokoll beigefügt. § 87 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
gilt entsprechend.

(4)	� Die Präsidentin oder der Präsident kann weitere Zusatzfragen durch andere 
Mitglieder des Hauses zulassen; Absatz 1 gilt entsprechend. Die ordnungs-
gemäße Abwicklung der Fragestunde darf hierdurch nicht gefährdet werden.

§ 3  
Besondere Debattenregeln
Anträge zur Sache, Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen sowie Kurzinter-
ventionen sind unzulässig.
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Anlage 3 (zu § 72 Absatz 3) –  
Richtlinie in Immunitätsangelegenheiten sowie über 
das Verfahren bei Ermächtigungen gemäß § 90b  
Absatz 2, § 194 Absatz 4 StGB

§ 1  
Antragsrecht in Immunitätsangelegenheiten
Zur Stellung eines Antrages in Immunitätsangelegenheiten sind berechtigt:
	 1.	� die Staatsanwaltschaften und Gerichte, auch Berufsgerichte öffentlich-

rechtlichen Charakters,
	 2.	� die Einleitungsbehörde (§ 17 Absatz 1 des Sächsischen Disziplinargesetzes) 

bei Durchführung eines Disziplinarverfahrens,
	 3.	� die Privatklägerinnen und Privatkläger.

§ 2  
Einreichung des Antrages
(1)	� Die Anträge der Staatsanwaltschaften und der Gerichte auf Aufhebung der 

Immunität eines Abgeordneten sind über das Staatsministerium der Justiz 
vorzulegen.

(2)	� Bei Disziplinarverfahren ist der Antrag über die jeweils zuständige oberste 
Dienstbehörde vorzulegen, wenn diese nicht selbst Einleitungsbehörde ist.

(3)	� Privatklägerinnen und Privatkläger können den Antrag direkt über die Präsi-
dentin oder den Präsidenten des Landtags vorlegen. Sie haben durch die 
Vorlage einer beglaubigten Abschrift der Eingangsbestätigung den Nachweis 
zu führen, dass sie ordnungsgemäß beim zuständigen Gericht Privatklage 
eingereicht haben.

§ 3  
Stellungnahme des beschuldigten Mitglieds des Landtags
Vor Einreichung eines Antrages in den Fällen des § 1 Nummer 1 oder 2 soll dem 
beschuldigten Mitglied des Landtags Gelegenheit zu einer schriftlichen Stellung-
nahme, auch zur Frage der Aufhebung der Immunität, gegeben werden.

§ 4  
Verfahren bei Immunitätsaufhebung
(1)	 �Die Anträge sind von der Präsidentin oder dem Präsidenten unmittelbar an 

den für die Immunität zuständigen Ausschuss zur Vorberatung weiterzuleiten. 
Der Ausschuss soll dem betroffenen Mitglied des Landtags Gelegenheit  
geben, sich zum Antrag auf Aufhebung der Immunität zu äußern. Er legt seine 
Beschlussempfehlung dem Landtag zur Entscheidung vor.

(2)	� Bei Verstößen gegen die Verkehrsvorschriften trifft der für die Immunität zu-
ständige Ausschuss eine Vorentscheidung über die Aufhebung der Immunität, 
wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Ausschusses der Beschluss-
empfehlung zustimmen. In sonstigen Fällen kann der Ausschuss eine derartige 
Vorentscheidung durch einstimmigen Beschluss bei Anwesenheit von min-
destens zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses treffen.
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(3)	� Im Falle einer Vorentscheidung wird die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses von der Präsidentin oder dem Präsidenten den Mitgliedern des Land-
tags schriftlich mitgeteilt, ohne auf die Tagesordnung gesetzt zu werden. Sie 
gilt als Entscheidung des Landtags, sofern nicht innerhalb von sieben Tagen 
nach Zugang der Beschlussempfehlung schriftlicher Widerspruch von einem 
Mitglied des Landtags bei der Präsidentin oder dem Präsidenten eingeht.

(4)	� Im Falle eines Widerspruches wird die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
auf die Tagesordnung der nächsten ordentlichen Sitzung des Landtags  
gesetzt. Falls kein Widerspruch eingeht, gilt die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses als Beschluss des Landtags.

§ 5  
Grundsätze für die Aufhebung der Immunität
(1)	� Immunitätsrecht bezweckt vornehmlich, die Funktionsfähigkeit des Parlaments 

sicherzustellen. Die Entscheidung über Aufrechterhaltung oder Aufhebung 
der Immunität darf kein Eingriff in ein schwebendes Verfahren sein, bei dem 
es um die Feststellung von Schuld oder Nichtschuld geht. Der Landtag als 
oberstes Staatsorgan hat nur darüber zu befinden, ob sein Interesse an der 
ungestörten Mitarbeit des betroffenen Mitglieds des Landtags gegenüber 
anderen öffentlichen Belangen, besonders gegenüber dem Interesse an einer 
gleichmäßigen und gerecht geübten Strafrechtspflege, überwiegt. Es darf 
somit nicht in eine Beweiswürdigung hinsichtlich des Vorliegens des be-
haupteten Unrechtstatbestandes eingetreten werden.

(2)	 �Bei Anträgen, Verstöße gegen die Verkehrsvorschriften betreffend, soll unbe-
schadet der notwendigen Interessenabwägung die Immunität grundsätzlich 
aufgehoben werden.

(3)	 �Da die Immunität ein Recht des Landtags als Gesamtorgan ist, kann auf sie 
durch einzelne Mitglieder des Landtags nicht verzichtet werden.

§ 6  
Ohne die Immunitätsaufhebung zulässige Maßnahmen
(1)	 �Ohne Aufhebung der Immunität ist es zulässig, ein Verfahren ohne Ermitt-

lungshandlungen (Vorermittlungen oder Ermittlungsverfahren) einzustellen, 
ein Privatklageverfahren vor Anberaumung einer Hauptverhandlung (§ 383 
Absatz 2 Satz 1 der Strafprozessordnung) einzustellen und von der Erhebung 
einer öffentlichen Klage gemäß § 153 Absatz 1 und 2, § 153a Absatz 1, § 154 
Absatz 1 der Strafprozessordnung abzusehen.

(2)	 �Ermittlungen der Staatsanwaltschaft über die Persönlichkeit der Anzeige
erstatterin oder des Anzeigeerstatters sowie über andere für die Beurteilung 
der Ernsthaftigkeit einer Anzeige wichtige Umstände sind zulässig zur Fest-
stellung, ob eine Anzeige offensichtlich unbegründet (querulatorisch, vexa-
torisch) ist. Dem beschuldigten Mitglied des Landtags soll vor derartigen 
Entscheidungen durch die Verfolgungsbehörde oder das Gericht Gelegenheit 
zu einer Stellungnahme gegeben werden. Ein Sühneverfahren (§ 380 der 
Strafprozessordnung) gegen ein Mitglied des Landtags ist ohne Genehmigung 
zulässig, nicht dagegen die Androhung oder Verhängung einer Ordnungs-
strafe im Sühneverfahren durch einen Schiedsmann.
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(3)	� Die Immunität hindert nicht die Durchführung eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten. Bei Unfällen, an denen ein Mitglied des 
Landtags beteiligt ist, darf die Polizei die notwendigen Maßnahmen durch-
führen, besonders im öffentlichen Interesse die Ursachen und den Hergang 
des Unfalles feststellen. Bei einem Verkehrsunfall können die Personalien 
eines Mitglieds des Landtags, das Kennzeichen und der Zustand seines Fahr-
zeugs festgestellt sowie die Vorlage des Führerscheines und des Kraft
fahrzeugscheines verlangt werden. Ebenso können Fahr-, Brems- und andere 
Spuren gesichert, vermessen, fotografiert und auf Datenträger aufgezeichnet 
werden.

(4)	� Mitglieder des Landtags dürfen auch gegen ihren Willen zum Zweck der Ent-
nahme einer Blutprobe zur Polizeiwache und zu einem Arzt gebracht und der 
Blutentnahme unterzogen werden.

(5)	 �Die Durchführung eines Verfahrens zur Abnahme der eidesstattlichen Ver
sicherung und die Anordnung der Haft durch das Gericht (§§ 802a ff. der Zivil-
prozessordnung) bedarf keiner Einwilligung des Landtags. Einwilligungs
bedürftig ist jedoch die Vollstreckung des Haftbefehls.

(6)	� Polizeiliche und andere Verwaltungszwangsmaßnahmen gegen ein Mitglied 
des Landtags können ohne Einwilligung des Parlaments durchgeführt werden, 
mit Ausnahme freiheitsbeschränkender Maßnahmen.

§ 7  
Zulässigkeit freiheitsbeschränkender Maßnahmen nach dem  
Infektionsschutzgesetz
(1)	� Der Sächsische Landtag erteilt für die Dauer der 8. Wahlperiode seine Einwil-

ligung in Anordnungen von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen nach dem 
Infektionsschutzgesetz gegen seine Mitglieder.

(2)	� Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, die Präsidentin oder den Präsi-
denten des Landtags unverzüglich über die gegen eine Abgeordnete oder 
einen Abgeordneten angeordneten Maßnahmen nach Absatz 1 zu unterrichten. 
Die Präsidentin oder der Präsident informiert hierüber unmittelbar den für 
die Immunität zuständigen Ausschuss.

(3)	� Der Ausschuss ist berechtigt, zu prüfen, ob es sich um nach dem Infektions-
schutzgesetz gerechtfertigte Maßnahmen handelt und ob die Maßnahme die 
Funktionsfähigkeit des Sächsischen Landtags unverhältnismäßig beein-
trächtigt. Hält er sie in diesem Sinne für nicht oder nicht mehr vertretbar, so 
kann der Ausschuss im Wege der Vorentscheidung (§ 4 Absatz 2 Satz 2,  
Absatz 3 und 4) die Aussetzung der angeordneten Maßnahmen verlangen. 
Kann der Ausschuss innerhalb von zwei Werktagen nach Eingang einer Mit-
teilung der zuständigen Behörden nicht zusammentreten, so hat die Präsi-
dentin oder der Präsident des Landtags insoweit die Rechte des Ausschusses. 
Sie oder er hat den Ausschuss unverzüglich über ein Aussetzungsverlangen 
nach Satz 2 in Kenntnis zu setzen.

(4)	� Durch allgemeine Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz, wie etwa 
Ausgangssperren, dürfen Abgeordnete nicht an der Ausübung ihres Mandats, 
insbesondere an der Anreise zu Sitzungen des Sächsischen Landtags, gehin-
dert werden.
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§ 8  
Zulässigkeit des polizeilichen Gewahrsams
(1)	� Der Sächsische Landtag erteilt für die Dauer der 8. Wahlperiode seine Einwil-

ligung in Anordnungen des polizeilichen Gewahrsams gegen seine Mitglieder 
nach § 22 Absatz 1 des Sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetzes.

(2)	� Dauert eine Maßnahme nach Absatz 1 länger als 24 Stunden an, hat die zu-
ständige Behörde unverzüglich die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Landtags zu unterrichten. Diese oder dieser ist berechtigt, zu prüfen, ob es 
sich um eine nach § 22 Absatz 1 des Sächsischen Polizeivollzugsdienst
gesetzes gerechtfertigte Maßnahme handelt und ob sie die Funktionsfähig-
keit des Sächsischen Landtags unverhältnismäßig beeinträchtigt. Hält die 
Präsidentin oder der Präsident die Maßnahme in diesem Sinne für nicht oder 
nicht mehr vertretbar, so kann sie oder er die Aussetzung der angeordneten 
Maßnahmen verlangen.

(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident informiert unmittelbar den für die Immuni-
tät zuständigen Ausschuss über die angeordnete Maßnahme und teilt dabei 
mit, ob sie oder er nach Absatz 2 Satz 3 deren Aussetzung verlangt hat. Ist 
dies nicht der Fall, kann auch der Ausschuss im Wege der Vorentscheidung 
(§ 4 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und 4) die Aussetzung verlangen.

§ 9  
Anhängige Verfahren
(1)	� Strafverfahren, Freiheitsbeschränkungen und Strafvollstreckungen gegen ein 

neu gewähltes Mitglied des Landtags, die bei Mandatsannahme anhängig 
sind, bedürfen zu ihrer Fortführung der Einwilligung des Landtags.

(2)	� Das Gleiche gilt bei einem wiedergewählten Landtagsmitglied, bei dem in 
der vorherigen Wahlperiode die erforderliche Einwilligung versagt wurde. Ist 
bei einem wiedergewählten Mitglied des Landtags in der vorhergehenden 
Wahlperiode die Immunität aufgehoben worden, so darf das Verfahren fort-
gesetzt werden, ist aber auszusetzen, wenn das Parlament dies verlangt.

§ 10  
Behandlung von Amnestieverfahren
Zur Einstellung eines Verfahrens aufgrund einer Amnestie bedarf die Strafverfol-
gungsbehörde keiner Einwilligung des Landtags, es sei denn, dass dafür Ermitt-
lungen notwendig sind, die nach den vorangehenden Vorschriften einer solchen 
Einwilligung bedürfen.

§ 11  
Verfahrenshandlungen ohne Immunitätsaufhebung in Verfahren gegen andere 
Personen
(1)	� Ohne Aufhebung der Immunität ist es zulässig, in einem Verfahren gegen 

eine andere Person ein Mitglied des Landtags als Zeugen zu vernehmen, bei 
ihm eine Durchsuchung nach §§ 103, 104 der Strafprozessordnung vor
zunehmen oder von ihm die Herausgabe von Gegenständen nach § 95 der 
Strafprozessordnung zu verlangen, jedoch unter Beachtung von Artikel 56 
Absatz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen, § 53 Absatz 1 Nummer 4 
sowie den §§ 53a und 97 Absatz 3 und 4 der Strafprozessordnung. Eine  
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Beschlagnahme oder Durchsuchung bei dem Mitglied des Landtags ist abzu-
brechen, soweit sich dieses auf sein Recht zur Zeugnisverweigerung nach 
Artikel 56 der Verfassung des Freistaates Sachsen beruft.

(2)	� Ohne Aufhebung der Immunität ist es zulässig, ein Verfahren gegen Mit
täterinnen oder Mittäter, Anstifterinnen oder Anstifter, Gehilfinnen oder  
Gehilfen oder sonstige Beteiligte einzuleiten oder durchzuführen. Von diesem 
Verfahren ist die Präsidentin oder der Präsident unverzüglich zu unterrichten.

§ 12  
Benachrichtigung der Präsidentin oder des Präsidenten
Die zuständigen Behörden haben der Präsidentin oder dem Präsidenten unver-
züglich direkt Kenntnis von jedem strafrechtlichen, dienstrechtlichen oder vor 
einem öffentlich-rechtlichen Berufsgericht anhängigen Verfahren zu geben, das 
sich gegen ein Mitglied des Landtags richtet. Die Verpflichtung entfällt, wenn  
wegen eines solchen Verfahrens die Aufhebung der Immunität beantragt wird. 
Die Präsidentin oder der Präsident ist ferner von jeder Einschränkung der Freiheit 
eines Mitglieds des Landtags zu benachrichtigen.

§ 13  
Benachrichtigung an den für die Immunität zuständigen Ausschuss
Der für die Immunität zuständige Ausschuss ist nach Abschluss des Verfahrens, 
in dem er über die Aufhebung der Immunität entschieden hat, unverzüglich über 
dessen Ausgang zu unterrichten.

§ 14  
Ermächtigung zur Strafverfolgung
Für die Erteilung der Ermächtigung zur Strafverfolgung nach § 90b Absatz 2 oder 
§ 194 Absatz 4 des Strafgesetzbuches gilt § 4 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und 4 
entsprechend. Die Staatsanwaltschaften richten ihre Anträge nach Maßgabe der 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren an das Staats
ministerium der Justiz, das sie mit der Bitte vorlegt, eine Entscheidung herbeizu-
führen, ob die Ermächtigung zur Strafverfolgung erteilt wird.
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Anlage 4 (zu § 119) –  
Geheimschutzordnung des Sächsischen Landtags

§ 1  
Anwendungsbereich
(1)	� Diese Geheimschutzordnung gilt für Verschlusssachen, die innerhalb des 

Landtags entstehen oder dem Landtag, seinen Ausschüssen oder einzelnen 
Mitgliedern des Landtags zugeleitet werden. Die für die Ausschüsse geltenden 
Vorschriften finden Anwendung auf andere Gremien, die vom Landtag oder 
den Ausschüssen eingesetzt sind oder auf gesetzlicher Grundlage beruhen.

(2)	 �Die Verschlusssachenanweisung vom 4. Januar 2008 (SächsABl. SDr. S. S 2), 
zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 28. November 2023 
(SächsABl. SDr. S. S 238), in der jeweils geltenden Fassung, findet entspre-
chende Anwendung, soweit sich aus dieser Geheimschutzordnung nichts 
Abweichendes ergibt.

§ 2  
Verantwortung und Zuständigkeit
Die Präsidentin oder der Präsident ist für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Geheimschutzordnung verantwortlich. Die Präsidentin oder der Präsident kann 
Aufgaben nach der Geheimschutzordnung ganz oder teilweise auf eine Beamtin 
oder einen Beamten der Landtagsverwaltung (Geheimschutzbeauftragte oder 
Geheimschutzbeauftragter) übertragen.

§ 3  
Begriff der Verschlusssache
(1)	� Verschlusssachen (VS) sind im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürf-

tige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse, unabhängig von ihrer Dar-
stellungsform.

(2)	� Zwischenmaterial, das im Zusammenhang mit einer VS anfällt, ist ebenfalls 
VS im Sinne des Absatzes 1.

§ 4  
Grundsätze
(1)	� Über VS ist Verschwiegenheit zu bewahren. VS dürfen an Unbefugte nicht 

weitergegeben werden.
(2)	� Jede Person, der eine VS anvertraut oder zugänglich gemacht worden ist, 

trägt ohne Rücksicht darauf, wie die VS zu ihrer Kenntnis oder in ihren Besitz 
gelangt ist, die persönliche Verantwortung für ihre sichere Aufbewahrung 
und vorschriftsmäßige Behandlung sowie für die Geheimhaltung ihres Inhaltes 
gemäß den Bestimmungen dieser Geheimschutzordnung.

(3)	 �Erörterungen über VS in Gegenwart Unbefugter und in der Öffentlichkeit sind 
zu unterlassen.

(4)	 �Über VS dürfen keine Telefongespräche geführt werden. Telefongespräche 
mit VS-VERTRAULICH oder VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuftem 
Inhalt dürfen ausnahmsweise geführt werden, wenn die sonstige Erledigung 
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der Angelegenheit einen unvertretbaren Zeitverlust bedeuten würde; in diesem 
Falle sind die Gespräche so zu führen, dass der Sachverhalt Dritten nicht 
verständlich ist.

(5)	� Niemand darf sich dadurch zur Preisgabe von VS an Unbefugte verleiten lassen, 
dass diese sich über den Vorgang unterrichtet zeigen.

(6)	 �Die Pflicht zur Geheimhaltung gilt auch für die Zeit nach dem Ausscheiden 
aus dem Landtag.

§ 5  
Geheimhaltungsgrade
(1)	� VS sind je nach dem Schutz, dessen sie bedürfen, in folgende Geheimhaltungs-

grade einzustufen:
	 1.	 STRENG GEHEIM,
		�  wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte den Bestand oder lebens-

wichtige Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder gefährden kann;

	 2.	 GEHEIM,
		�  wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die Sicherheit der Bundes

republik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden oder ihren Interes-
sen schweren Schaden zufügen kann;

	 3.	 VS-VERTRAULICH,
		�  wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundes-

republik Deutschland oder eines ihrer Länder schädlich sein kann;
	 4.	 VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH,
		�  wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundes-

republik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein kann.
(2)	� Soweit es der Schutz von Geschäfts-, Betriebs-, Erfindungs-, Steuer- oder 

sonstigen privaten Geheimnissen oder von Umständen des persönlichen  
Lebensbereichs erfordert, sind die dem Landtag oder seinen Ausschüssen 
zugeleiteten Akten oder sonstigen Unterlagen und die Beratungen besonders 
zu schützen. Der Landtag oder die Ausschüsse können beschließen, dass 
die Privatgeheimnisse entsprechend einem bestimmten Geheimhaltungs-
grad nach Absatz 1 zu behandeln sind.

§ 6  
Bestimmung und Änderung der Geheimhaltungsgrade
(1)	� Die herausgebende Stelle bestimmt den Geheimhaltungsgrad der VS. Dieser 

Geheimhaltungsgrad ist auch für die Behandlung innerhalb des Landtags 
verbindlich.

(2)	� Herausgebende Stellen innerhalb des Landtags sind:
	 1.	 die Präsidentin oder der Präsident, auch für die VS der Verwaltung,
	 2.	 die Ausschüsse,
	 3.	 �weitere von der Präsidentin oder dem Präsidenten zu ermächtigende 

Stellen.
(3)	 �Von Einstufungen in einen Geheimhaltungsgrad ist nur der unbedingt not-

wendige Gebrauch zu machen. Verschlusssachen sind nicht höher einzustufen, 
als es ihr Inhalt erfordert. Die herausgebende Stelle hat den Geheimhaltungs-
grad einer VS zu ändern oder aufzuheben, sobald die Gründe für die bisherige 
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Einstufung weggefallen sind. Von der Änderung oder Aufhebung hat die her-
ausgebende Stelle, soweit seit der Herausgabe der VS nicht mehr als 30 Jahre 
vergangen sind, alle Empfänger schriftlich zu benachrichtigen. Nach Ablauf 
der Wahlperiode oder der Neuwahl des Gremiums tritt die Präsidentin oder 
der Präsident des Landtags an die Stelle der Ausschüsse als herausgebende 
Stelle.

(4)	 �Ist die Einstufung einer VS von einem bestimmten Zeitpunkt ab oder mit dem 
Eintritt eines bestimmten Ereignisses nicht mehr oder nicht mehr in dem ur-
sprünglichen Umfang erforderlich, so ist dies auf der VS zu bestimmen.

(5)	� Der Geheimhaltungsgrad von im Landtag herausgegebenen VS ist nach 30 Jah-
ren aufgehoben, sofern auf der VS nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist. 
Die Frist beginnt am 1. Januar des auf die Einstufung folgenden Jahres.

§ 7  
Zugang zu VS
(1)	� Zugang zu VS haben nach Maßgabe des Absatzes 2:
	 1.	� Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des mit der VS befassten Aus-

schusses,
	 2.	� die oder der Vorsitzende jeder im Ausschuss vertretenen Fraktion,
	 3.	� die Präsidentin oder der Präsident.
	� Darüber hinaus kann die Präsidentin oder der Präsident bei unabweisbarem 

Bedarf weiteren Mitgliedern des Landtags auf Vorschlag einer oder eines 
Fraktionsvorsitzenden Zugang zu VS gewähren.

(2)	� Zugang zu VS mit dem Geheimhaltungsgrad VS-VERTRAULICH oder höher 
wird Mitgliedern des Landtags nur gewährt, soweit

	 1.	� sie unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheim-
haltung förmlich verpflichtet worden sind oder

	 2.	� ein Geheimhaltungsbeschluss im Sinne des § 353b Absatz 2 Nummer 1 
des Strafgesetzbuches bezüglich der VS besteht.

(3)	� Die Entscheidung über den Zugang zu VS sowie die förmliche Verpflichtung 
nach Absatz 2 erfolgen durch die Präsidentin oder den Präsidenten. Die Ent-
scheidungen sind aktenkundig zu machen.

(4)	� Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Fraktionen dürfen VS der Geheim-
haltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher nur zugänglich gemacht werden, 
wenn sie

	 1.	 �im Auftrag einer oder eines im Sinne des Absatzes 1 Berechtigten handeln,
	 2.	� entsprechend dem Sächsischen Sicherheitsüberprüfungsgesetz überprüft 

wurden und
	 3.	� von der Präsidentin oder dem Präsidenten zum Zugang zu VS schriftlich 

ermächtigt sowie unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisver
letzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet sind.

(5)	� Für Beamtinnen und Beamte des Landtags genügen die Sicherheitsüber
prüfung und die schriftliche Ermächtigung. Für die anderen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Landtagsverwaltung ist zusätzlich erforderlich, dass sie 
unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheim
haltung förmlich verpflichtet sind.

(6)	 �Nach Ablauf der Wahlperiode oder der Neuwahl eines Gremiums ist die Ein-
sichtnahme in eingestufte Protokolle den in Absatz 1 genannten Personen 
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gestattet, wenn sie im jeweiligen neu konstituierten Ausschuss oder Gremium 
tätig sind. Darüber hinaus muss ein berechtigtes Interesse für die Einsicht-
nahme vorliegen. Die Entscheidung für einen Antrag auf Einsichtnahme trifft 
die Präsidentin oder der Präsident. Die Entscheidung kann mit Auflagen ver-
bunden werden. § 2 Satz 2 findet keine Anwendung.

§ 8  
Behandlung von VS in Ausschüssen
(1)	� Wird über VS beraten, muss die oder der Vorsitzende vor Beginn der Beratungen 

sicherstellen, dass sich nur Personen im Sitzungssaal aufhalten, die gemäß 
§ 7 Zugang zu VS erhalten dürfen. Bei der Behandlung von VS der Geheim
haltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher dürfen keine Handys oder sonstigen 
elektronischen Geräte im Sitzungssaal mitgeführt werden. Dies gilt nicht für 
elektronische Geräte der VS-Registratur.

(2)	� Bei Beratungen über VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher 
dürfen nur die Beschlüsse protokolliert werden. Der Ausschuss kann be-
schließen, dass die Beratungen dem Inhalt nach festgehalten werden; in 
diesem Fall hat er über Auflage und Verteilung der Protokolle zu beschließen.

(3)	 �Werden VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher einem 
Ausschuss zugeleitet, dürfen sie nur in der Sitzung und längstens für deren 
Dauer ausgegeben werden. Bei Unterbrechung der Sitzung kann die Rückgabe 
unterbleiben, wenn die Überwachung des Sitzungsraumes sichergestellt ist.

(4)	 �Stellt sich erst im Laufe oder am Schluss der Beratungen heraus, dass die 
Beratungen als VS-VERTRAULICH oder höher zu bewerten sind, kann der Aus-
schuss die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen nachträglich beschließen.

(5)	� Sitzungsnotizen über VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher 
sind am Ende der Sitzung der Verwahrstelle zu übergeben. Nach Ablauf der 
Wahlperiode werden die Sitzungsnotizen vernichtet. Im Falle der ständigen 
Gremien werden die Sitzungsnotizen nach der Neuwahl des Gremiums ver-
nichtet.

§ 9  
Behandlung von VS im Plenum
Für die Behandlung von VS im Plenum gilt § 8 entsprechend. Die Behandlung von 
Verschlusssachen im Plenum setzt den Ausschluss der Öffentlichkeit (Artikel 48 
der Verfassung des Freistaates Sachsen) voraus.

§ 10  
Kennzeichnung und Vervielfältigung
Die Kennzeichnung von VS, die innerhalb des Landtags oder der Landtagsver
waltung entstehen, und die Vervielfältigung (Kopien, Abschriften, Auszüge und 
so weiter) aller VS erfolgen ausschließlich durch die Landtagsverwaltung.

§ 11  
Aufbewahrung, Sicherung, Verwaltung, Beförderung und Vernichtung von VS
(1)	� Bei allen dem Landtag zugehenden oder im Landtag entstehenden VS der 

Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher erfolgt die Aufbewahrung, 
Sicherung, Verwaltung, Beförderung außer Haus, Archivierung und Vernich-
tung zentral durch die Landtagsverwaltung.
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(2)	� VS des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter 
Verschluss aufzubewahren. Dies ist nicht notwendig, wenn sie in Räumen 
aufbewahrt werden, zu denen Unbefugte keinen Zutritt haben.

(3)	 �Tonträger sind nach bestimmungsgemäßer Auswertung sofort zu löschen. 
Von einer Löschung kann mit vorheriger Zustimmung der Präsidentin oder 
des Präsidenten abgesehen werden.

§ 12  
Weitergabe innerhalb des Landtags
(1)	� VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH können gegen Quittung an 

zum Empfang berechtigte Personen von Hand zu Hand weitergegeben werden. 
Bei Weitergabe ist die Verwahrstelle unverzüglich in Kenntnis zu setzen;  
die Quittung ist ihr auszuhändigen.

(2)	 �VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sind täglich in die 
Verwahrstelle zurückzugeben.

(3)	� Von der Quittungspflicht ausgenommen sind VSVERTRAULICH eingestufte 
Unterlagen, die innerhalb von Referaten oder vergleichbaren Organisations-
einheiten weitergegeben oder die täglich an die Verwahrstelle zurückgegeben 
werden.

(4)	 �VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestufte Unterlagen werden ohne 
Quittung weitergegeben und wie nicht eingestuftes Schriftgut befördert.

§ 13  
Mitnahme von VS
(1)	 �Die Mitnahme von VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher 

aus den Räumen des Landtags ist grundsätzlich unzulässig. Die Präsidentin 
oder der Präsident kann die Mitnahme zulassen, soweit dies aus Gründen 
der parlamentarischen Arbeit zwingend notwendig ist. Die Präsidentin oder 
der Präsident legt gleichzeitig fest, wie die VS zu transportieren und zu ver-
wahren sind.

(2)	 �Für eine ununterbrochene sichere Aufbewahrung ist zu sorgen. Derartige VS 
dürfen in der Öffentlichkeit nicht gelesen oder erörtert werden.

(3)	 �Es ist unzulässig, VS in Kraftwagen zurückzulassen, sie in Hotelsafes oder 
Gepäckschließfächern und dergleichen zu verwahren. Bei Aufenthalten im 
Ausland ist die VS nach Möglichkeit bei den deutschen Vertretungen aufzu-
bewahren.

§ 14  
Mitteilungspflicht
Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, der auf Anbahnungsversu-
che fremder Nachrichtendienste oder darauf schließen lässt, dass Unbefugte 
Kenntnis vom Inhalt von VS erhalten haben, sowie der Verlust von VS der Geheim-
haltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher oder der Verlust von Sicherheits-
schlüsseln sind unverzüglich der Präsidentin oder dem Präsidenten mitzuteilen.

§ 15  
Ausführungsbestimmungen
Die Präsidentin oder der Präsident ist ermächtigt, Ausführungsbestimmungen zu 
erlassen.
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